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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
28. Jahrgang 1980 Heft 4 

DONALD C. WATT 

GROSSBRITANNIEN UND EUROPA 1951-1959 
DIE JAHRE KONSERVATIVER REGIERUNG 

Im gegenwärtigen Moment der historiographischen Entwicklung die Entfaltung der 
britischen Europapolitik in den fünfziger Jahren zu behandeln, mag auf den ersten 
Blick als ein Unterfangen ohne rechten Sinn erscheinen. Die Beschäftigung mit jener 
Periode der britischen Nachkriegsgeschichte befindet sich ja gerade gleichsam in ei-
nem Wellental: zwischen der Zeit der Memoirenschreiber und der Zeit des Zugangs 
zu den Archiven, die erst 1982 beginnen und deren Beginn bis 1990 dauern wird, 
wenn - nach dem Public Records Act von 1967 - die Akten des Kabinetts und des 
Foreign Office auch aus dem Jahre 1959 für die Forschung zur Verfügung stehen 
werden. Im Augenblick gibt es keine Pläne, irgendwelche Dokumente zu der genann­
ten Periode zu veröffentlichen. Das Schicksal der Nachkriegsserie „Documents on 
British Foreign Policy 1945-1950", die vor mehr als einer Dekade angekündigt 
wurde1 und noch immer auf die Publikation ihres ersten Bandes warten läßt, steht 
jeder weiteren Veröffentlichung im Wege, und wenn auch zweifellos etliche zusätzli­
che Erinnerungen und Biographien in Arbeit sind, so haben doch die wichtigeren 
Protagonisten der fünfziger Jahre alle ihre Memoiren bereits geschrieben: Eden2, 
Macmillan3, Lord Kilmuir4, Rab Butler5, Sir Alec Douglas-Home6, Oliver Lyttelton7, 
Lord Gladwyn8, Selwyn Lloyd9, James Stuart10 und Reginald Maudling11. Lord 
Moran hat Winston Churchills späte Jahre - Jahre schwindender Kraft - aus der Sicht 
des Arztes beleuchtet12 und damit sogleich den Widerspruch anderer Überlebender 
aus Churchills Umgebung herausgefordert13. Sir Pierson Dixon, Lord Cherwell und 

1 Im Jahre 1966. 
2 Sir A. Eden bzw. Lord Avon, The Reckoning, London 1965, Full Circle, London 1960. 
3 H. Macmillan, Memoirs, Bd. 3, Tides of Fortune 1945-1955, London 1969, Bd. 4, Riding the 

Storm, London 1977. 
4 Sir D. Maxwell Fyfe bzw. Lord Kilmuir, Political Adventure, London 1964. 
5 R. A. B. Butler bzw. Lord Butler, The Art of the Possible, London 1971. 
6 Sir A. Douglas-Home, The Way the Wind Blows, London 1976. 
7 O. Lyttelton bzw. Lord Chandos, The Memoirs of Lord Chandos, London 1962. 
8 Sir G. Jebb bzw. Lord Gladwyn, The Memoirs of Lord Gladwyn, London 1972. 
9 S. Lloyd, Suez 1956, London 1978. 

10 J. Stuart, Within the Fringe. An Autobiography, London 1967. 
11 R. Maudling, The Memoirs of Reginald Maudling, London 1978. 
12 Lord Moran, Churchill. The Struggle for Survival, London 1966. 
13 Sir J. Wheeler-Bennett (Hrsg.), Action This Day. Working with Churchill, London 1968. 
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Lord Ismay haben schon Biographen gefunden14. Sir George Mallaby überlieferte uns 
ein Bild des Geschehens, wie es sich jemand darbot, der dem Stab des Kabinetts 
angehörte15. Miriam Camps schließlich, nicht nur Zeitgenossin der von ihr analysier­
ten Ereignisse, sondern als privilegierte amerikanische Forscherin auch ausgezeichnet 
informiert16, und Elizabeth Barker, die ihre lebenslange Erfahrung als diplomatische 
Korrespondentin der B. B. C. nun als Historikerin nutzbar machte17, konnten bereits, 
auf die gesamte bis dahin erschienene Memoirenliteratur gestützt, umfassende Dar­
stellungen der britischen Europapolitik bis 1970 vorlegen18. 

Auch ist es nahezu unmöglich, die Vorgänge von acht Jahren, in denen zwei Parla­
mente und drei gerade in der Außenpolitik so dominierende Premierminister wie 
Churchill, Eden und Macmillan am Werke waren, in einer notwendigerweise kompri­
mierten Studie zu analysieren. Der Gang der Dinge ist in seinen wichtigeren Stationen 
natürlich bekannt genug. Die konservative Regierung, die 1951 nach den Wahlen ins 
Amt kam, erbte eine Europapolitik, die auf zwei multilateralen Vereinigungen ba­
sierte, von denen jede einen Kreis von Staaten umfaßte, die einer breiteren Gruppie­
rung als nur dem nichtkommunistischen Europa entnommen waren, und von denen 
jede unter dem beherrschenden Einfluß der überwältigenden wissenschaftlichen, mili­
tärischen, wirtschaftlichen und finanziellen Macht des Kolosses USA stand. Daneben 
waren, mit amerikanischer Unterstützung, etliche europäische Institutionen, dem An­
schein nach von Mal zu Mal etwas enger gefaßt, ins Leben gerufen worden: der 
Europarat, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und endlich, wenn 
auch bis zur Unterzeichnung des Vertrags noch sechs Monate vergehen sollten, die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft. Alle diese Einrichtungen gingen zum Teil auf 
Initiativen zurück, die Churchills unvergleichliche Rhetorik ausgelöst hatte. Auf alle 
hatte die Labour-Regierung mit zunehmendem Mißtrauen und offenbar sogar mit 
Feindseligkeit reagiert. Churchills Rückkehr zur Macht mußte daher, so glaubte man, 
eine Wende der britischen Europapolitik einleiten. 

Wer das glaubte, sollte jedoch enttäuscht werden. Churchill widmete seine letzten 
Jahre im Amt der Jagd nach dem Frieden, nach einer Konferenz mit den Führern der 
Sowjetunion und der USA zur Beendigung des Kalten Krieges. Eden vermochte sich 
anscheinend nicht für Europa zu erwärmen, obwohl dann er es war, der nach der 
Ablehnung der EVG durch die französische Kammer den Brüsseler Vertrag wiederbe­
lebte und damit einen Rahmen schuf, der die Integration einer westdeutschen Bundes-

14 P. Dixon, Double Diploma. The Life of Sir Pierson Dixon. Don and Diplomat, London 1964; The 
Earl of Birkenhead, The Professor in Two Worlds, London 1964; Sir R. Wingate, Lord Ismay. A 
Biography, London 1970. 

15 Sir G. Mallaby, From my Level, London 1965. 
16 M. Camps, Britain and the European Community 1955-1963, Oxford 1964. 
17 E. Barker, Britain in a Divided Europe 1945-1970, London 1971. 
18 Neben den schon genannten Memoiren sollen erwähnt werden: A. Nutting, Europe Will not Wait, 

London 1960; Robert Boothby bzw. Lord Boothby, My Yesterday - Your Tomorrow, London 
1962. Zu den ehemaligen Ministern, die ihre Erinnerungen noch nicht geschrieben, vielleicht noch 
gar nicht geplant haben, gehören Duncan Sandys, Lord Salisbury, David Eccles, Peter Thorneycroft 
und Julian Amery. 
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wehr in die Streitkräfte der NATO ermöglichte. Die folgenden europapolitischen 
Fortschritte auf dem Felde der Wirtschaft kamen ohne ernsthafte britische Beteiligung 
zustande, und als klar war, daß die Römischen Verträge unterzeichnet werden wür­
den, lancierte Großbritannien als Alternative die Idee einer Freihandelszone. Ver­
handlungen, mit denen die Alternativen Gemeinsamer Markt und Freihandelszone 
vereinbar gemacht werden sollten, hingen in der Schwebe, bis die Auflösung der 
Vierten Republik angesichts des Algerienproblems Präsident de Gaulle wieder an die 
Macht brachte und den Weg zum ersten französischen Veto ebnete und zu de Gaulles 
Ausbeutung der Sorge Adenauers, der Westen könne vor Chruschtschows Berlin-
Ultimatum kapitulieren; es gelang de Gaulle, die Regierung Adenauer ins französische 
Lager zu holen und gegen Großbritannien wie gegen die EFTA zu wenden. In Europa, 
so hieß es, ging es drunter und drüber. Die EFTA (European Free Trade Association) 
trat vereinbarungsgemäß am 4. Januar 1960 ins Leben. Aber das britische Denken 
begann sich schon der Europäischen Gemeinschaft zuzuwenden. Das zweite Veto de 
Gaulles war nur drei Jahre entfernt. 

Das ist also die Geschichte. Man kann sie natürlich differenzierter und detaillierter 
erzählen, aber nicht im Rahmen eines notwendig knappen Beitrags zur wissenschaftli­
chen Diskussion. In solchem Rahmen kann nur der eine oder andere Aspekt der 
Entwicklung herausgegriffen und genauer betrachtet werden. Hier sollen nun drei 
Thesen aufgestellt und begründet werden: 1. daß es neben Edens Kühle gegenüber 
Europa, Churchills Ablenkung durch „Gipfelpolitik" und dem realen Einfluß außer­
europäischer Interessen, Ideale und Verpflichtungen sowohl auf das Kabinett wie auf 
die britische öffentliche Meinung stets eine „europäische" Politik in Großbritannien 
gab, die ursprünglich ebenso gut das Produkt einer Spielart europäischer Gesinnung 
war wie die Bewegung der Föderalisten, freilich auch aus den Veränderungen der 
britischen Position in der Welt Kraft gewann; 2. daß die britische „großeuropäische" 
Konzeption in einen genuinen Konflikt geriet mit der „kleineuropäischen" Konzep­
tion der Föderalisten, Monnets, Spaaks, der Benelux-Teilnehmer und des Adenauer-
Brentano-Flügels der CDU in Westdeutschland und daß ihre Niederlage das Ergebnis 
von Umständen war, die nicht allein mit der relativen Stärke der beiden Konzeptionen 
oder mit den sie tragenden Nationen zusammenhingen; 3. daß der britische Eintritt in 
die Europäische Gemeinschaft — in einer paradoxen Wendung, die von de Gaulle 
immer vorhergesehen wurde - die Gemeinschaft nolens volens in ein Instrument jenes 
„Großeuropäertums" verwandelt hat und noch verwandelt, das ihre Urheber am 
meisten fürchteten. Aus den Sechs wurden die Neun, die sich bald zu den Zwölf 
entwickeln können. Draußen bleiben lediglich die geschworenen Neutralen und die 
Pufferstaaten: Schweden, Finnland, Österreich, die Schweiz, Jugoslawien, die Türkei, 
Island, Zypern und Malta. Im Todesjahr Jean Monnets ist Europa vereinigt, aber 
keine Einheit. Die Kommission ist zu einer zehnten europäischen Macht geworden 
und wirkt in gleichem Maße trennend wie verbindend. Nur das Europäische Parla­
ment, im Juni 1980 zum ersten Mal in seiner Geschichte direkt gewählt, scheint jenen, 
die noch auf eine engere Union Europas hoffen, fähig, die Bewegung zur europäischen 
Einheit einen Schritt weiterzutreiben. 
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Die Unterhauswahl vom 25. Oktober 1951 ergab eine Mehrheit für die Konservati­
ven. Winston Churchill wurde Premierminister, Eden Außenminister und R. A. Butler 
Schatzkanzler. Das aktive „europäische" Element war im Kabinett durch Sir David 
Maxwell Fyfe repräsentiert, der das Innenministerium übernahm, durch Harold Mac-
millan, der als Minister für Wohnungsbau erstmals dem Kabinett angehörte, und 
durch Handelsminister Peter Thorneycroft. Die „Europäer" im Kabinett hatten diese 
Position durch eine Kombination von Nationalismus und Antikommunismus erreicht. 
Sie glaubten, daß die Schaffung einer Europäischen Gemeinschaft der einzig sichere 
Weg sei, der Bolschewisierung Europas zu widerstehen. Außerdem glaubten sie, die 
Verbindung mit einer Europäischen Union sei der beste Weg, Großbritanniens Stel­
lung als Weltmacht zu erhalten. Das Commonwealth bedeutete ihnen nicht sonderlich 
viel; in ihrer Jugend hatte sie die Anziehungskraft, die für so viele ihrer und der 
vorhergehenden Generation vom Bild des indischen oder mittelöstlichen Empire aus­
ging, nicht berührt. Sie fürchteten, daß ein Zusammenschluß Westeuropas ohne briti­
sche Beteiligung zu einer kontinentalen Koalition gegen Großbritannien führen 
müsse, und zwar zu einer Koalition, in der unweigerlich ein Deutschland dominieren 
werde, dem noch keineswegs Vertrauen entgegengebracht werden dürfe19. Alle drei 
hatten sich daher Churchills anfänglichem Eintreten für den Europarat angeschlossen. 
Sie waren allerdings, was man beachten sollte, weder von der Europäischen Gemein­
schaft für Kohle und Stahl noch von den Vorschlägen Plevens besonders angetan, 
wenn auch im Herbst 1951, als die konservative Regierung ins Amt kam, der Pleven-
Plan zu weit gediehen war und zu kräftige amerikanische Unterstützung genoß, um 
noch gestoppt werden zu können. Von diesen drei abgesehen, handelte es sich bei den 
„Europäern" in Churchills Regierung meist um jüngere Minister ohne Kabinettsrang 
wie Duncan Sandys, David Eccles und Julian Amery. 

In ihren Anschauungen folgten sie im allgemeinen der Führung Churchills, wenn sie 
auch nicht immer so weit zu gehen bereit waren wie er. Churchills Vision von Europa 
umfaßte, wie während der Kriegsjahre offenkundig wurde, das ganze Europa westlich 
der Sowjetunion. Er war davon überzeugt, daß die sowjetische Flut wieder zurückwei­
chen werde, wie nach 1815 die zaristische und zuvor schon die mongolische Flut 
zurückgewichen waren20. Bis zu jenem Zeitpunkt, so glaubte er, mußte der Westen 
seine Stärke bewahren und seine diversen Staaten zusammenschmieden, um nicht 
allein ein militärisches Abenteuer der Sowjetunion, das er in Anbetracht der sowjeti­
schen Furcht vor der amerikanischen nuklearen Vergeltung für höchst unwahrschein­
lich hielt, sondern vor allem auch die kommunistische Subversion und innenpolitische 
Coups der Kommunisten abblocken zu können. Doch galt ihm das nur als eine 
Interimsphase: Die Zukunft, in der es wieder möglich sein werde, sich mit ganz 
Europa zu beschäftigen, dürfe nie aus den Augen verloren werden. 

Seine Betonung des moralischen Faktors führte ihn zu einer positiven Bewertung 

19 Vgl. das Memorandum von Lady Rhys-Williams, zit. bei Macmillan, Tides of Fortune, S. 475 ff. 
20 Siehe seine Rede vom 31.3.1949 im Massachusetts Institute of Technology (R. S. Churchill, In the 

Balance, London 1951, S. 50) und seine Bemerkungen vom Februar 1945, mitgeteilt von Sir 
J. Wheeler-Bennett, Action This Day, S. 93. 
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des Europarats, in dem seine Labour-Opponenten und das Foreign Office lediglich 
eine lästige und anspruchsvolle Schwatzbude zu sehen vermochten. Im Unterbewußt­
sein mag er diese Institution mit dem sehr anderen „Europarat" identifiziert haben, 
den er 1943/44 als eine regionale europäische Sicherheitsorganisation konzipiert 
hatte21. Jedoch schätzte er den Europarat als ein Organ zur Weckung des „Gefühls, 
europäisch zu sein", und als Sprachrohr einer „europäischen öffentlichen Mei­
nung"22. Für den Föderalismus hatte er die gleiche Verachtung wie Bevin. Daß Chur­
chill den Schuman-Plan begrüßte, war in der Tat in seiner Ansicht begründet, daß der 
Plan eine Wendung vom Föderalismus zu jenem Funktionalismus23 darstelle, den die 
Briten seit Professor Mitranys Pionier-Memorandum zu diesem Thema - geschrieben, 
als Mitrany während der Kriegsjahre für das Foreign Office arbeitete - stets befür­
wortet hatten24. 

Anfänglich reagierte Churchill sogar auf die Vorschläge Plevens positiv. Als er im 
August 1950 seine berühmte Forderung nach einer europäischen Armee erhob, war 
die NATO schließlich erst ein Garantiepakt, und der Versuch, im Rahmen der West­
europäischen Union ein vereinigtes europäisches Hauptquartier zu schaffen, war an 
der Dickschädeligkeit des Generals de Lattre de Tassigny und den schlechten Bezie­
hungen zwischen ihm selbst und dem Oberbefehlshaber der WEU, Feldmarschall 
Montgomery, gescheitert25. 

Als er aber im November 1951 wieder die Regierung übernahm, stand er vor einer 
erheblich veränderten Situation. Die NATO bewegte sich in Richtung jener Position, 
die sie dann im Mai 1952 in Lissabon tatsächlich erreichte, als eine integrierte multi­
nationale Kommandobehörde geschaffen wurde. Die Idee einer multinationalen euro­
päischen Armee kam ihm nun lächerlich vor26. Da es ausgeschlossen war, daß sich 
Großbritannien an einer solchen multinationalen Armee beteiligte, mußte die EVG zu 
einer Arena für die Art deutscher Überflügelung Frankreichs werden, die nur zur 
Aussperrung Großbritanniens aus Europa führen konnte. Sie mußte jeder künftigen 
paneuropäischen Entwicklung im Wege stehen, das Zurückweichen der sowjetischen 
Flut zum Stehen bringen und Großbritannien zwischen einem germanisierten Europa 
und den Vereinigten Staaten isolieren. 

Vielleicht hat Churchill deshalb der von Eden empfohlenen Politik so geringen 
Widerstand entgegengesetzt. Eden war zwar in den vierziger Jahren für den Gedanken 
einer britisch geführten Verteidigungsorganisation in Europa eingetreten, hatte aber 
der Idee einer politischen Union beharrlich opponiert. Er meinte, die Regierungen 

21 Sir LI. Woodward, British Foreign Policy in the Second World War, Bd. 5, London 1976, S. 116ff. 
22 Rede vor dem Europarat, 17. 8.1949, In the Balance, S. 80f. 
23 Rede im Unterhaus, a. a. O., S. 301. 
24 Mitrany Papers, British Library of Political Science. Vgl. auch A. J. R. Croom / P. G. Taylor 

(Hrsg.), Functionalism. Theory and Practice in International Relations, London 1975. 
25 Dazu A. Beaufre, NATO and Europe, New York 1966, S. 26 ff.; Sir G. Salisbury-Jones, So Full a 

Glory, London 1954, S. 235 ff. 
26 Vgl. seine Bemerkungen zu Dr. Adenauer (K. Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, S. 503 ff.) und 

zu Dean Acheson und Präsident Truman im Januar 1952 (D. Acheson, Present at the Creation, 
London 1969, S. 598). 
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seien dafür noch nicht reif, außerdem werde die Sowjetunion provoziert; selbst ein 
amerikanischer Rückzug in den Isolationismus sei als Folge keineswegs auszuschlie­
ßen27. Eden unterstützte Churchills Kritik an der Ablehnung der Vorschläge Schu-
mans und Plevens durch die Labour-Partei, weil die Ablehnung Großbritannien von 
Frankreich trennte, und die Verbindung mit Frankreich sollte, so fand er, zu den 
fundamentalen Elementen britischer Außenpolitik gehören28. Darin stimmten er und 
Churchill überein; während aber Churchill eine Zukunft vor Augen hatte, die er im 
Lichte seiner Vision von der Vergangenheit sah, ging Eden davon aus, daß sich seit 
seiner ersten Amtszeit als Außenminister (1936-1938) nichts geändert habe, abgese­
hen davon, daß er jetzt in der Lage sei, auf der Berücksichtigung seines Rats zu 
bestehen: Es existierte ein amerikanisches Bündnis, und man mußte Frankreich Si­
cherheit geben. Da er sich nie eine klare Vorstellung von der Natur der Macht oder 
von der Rolle der Gewalt in den internationalen Beziehungen machte, stellte er sich 
auch nie, wie das Churchill tat, die Frage, ob denn die traditionellen Grundlagen der 
britischen Macht noch bestanden. 

Eden meinte von den Vereinigten Staaten die Zusicherung zu haben, daß Washing­
ton zufrieden sei, wenn Großbritannien die EVG von außen unterstütze. Mit dieser 
Zusicherung konnte er Churchills neue Feindseligkeit gegenüber der EVG und die 
Argumente seiner mehr europäisch gesinnten Kollegen parieren. Acheson und Tru-
man legten, wie immer29, die Zurückhaltung von Gentlemen an den Tag, was auf 
einem Empfinden für gute Formen in den internationalen Beziehungen beruhte, das 
bei ihren Vorgängern selten und bei ihren Nachfolgern nie zu entdecken ist30. Eden 
hatte solche Zusicherungen31, aber er mißverstand die ihm in Washington gegebenen 
taktischen Zusicherungen als langfristig zu interpretierende Erklärungen zur amerika­
nischen Politik. So blieben die vielfältigen Anzeichen dafür, daß die Sechs praktisch 
allesamt die britische Mitgliedschaft in der EVG begrüßen würden, unbeachtet. Eden 
war durchaus bereit, Großbritannien militärisch für Europa zu engagieren, doch der­
artige Verpflichtungen konnten auch im Rahmen der NATO übernommen werden. 
Und was wirtschaftliche Dinge anging, so gab es ja die OEEC, für die eine Rollenän­
derung um so wichtiger war, als die Marshall-Plan-Hilfe zu Ende ging und die transat­
lantische Militärhilfe das neue Vehikel des amerikanischen Beitrags zur wirtschaftli­
chen Erholung Europas wurde. 

Die konservative Administration hatte von der abtretenden Labour-Regierung etli­
che problematische Vorhaben und Aufgaben geerbt: Eine Anstrengung zur Wieder­
aufrüstung, die den britischen Steuerzahler überforderte; als Folge der mit Korea 
27 Siehe seinen Brief an Duff Cooper (Eden, The Reckoning, S. 445 f.) und seine Antwort an Churchill 

im November 1944 (a. a. O., S. 494f.). 
28 Vgl. seine Bemerkungen, zit. von C. L. Sulzberger, A Long Row of Candles, London 1969, S. 423, 

ferner seinen Kommentar zu A. Nutting (Europe Will not Wait, S. 32) und seine Parlamentsreden 
vom 14. 9. und 28.11.1950 (H. C. Deb., 478, cc. 1382L, und 481, cc. 1183f.). 

29 Siehe D. C. "Watt, Personalities and Policies, London 1965. 
30 Vgl. Achesons Instruktionen an die US-Botschaften vom 2. 6.1950 (Present at the Creation, 

S.388). 
31 Eden, Full Circle, S. 32; Acheson, Present at the Creation, S. 758. 
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zusammenhängenden amerikanischen Käufe ein Ansteigen der Rohstoffpreise, das 
zwar dem Sterling-Gebiet insgesamt zugute kam, aber die britische Handels- und 
Zahlungsbilanz durcheinanderbrachte; eine Politik der Austerity und der Konsumbe­
schränkung, die Mittel für Investitionen und den Wiederaufbau freimachen sollte, 
mittlerweile jedoch selbst die angeborene Neigung der Briten zu Ehrlichkeit und 
Fairplay anzufressen begann und zugleich den Prozeß des Wiederaufbaus durch eine 
Vervielfachung der Einschränkungs- und Kontrollmechanismen in Wirklichkeit kom­
plizierte. Auf der Ebene des Kabinetts und aller an außenpolitischen Entscheidungen 
beteiligten Institutionen war der Apparat mit den Erfordernissen einer multilateralen 
Diplomatie überlastet, die in permanenten multilateralen Organisationen betrieben 
werden mußte. Eden verstand von Wirtschaft ebenso wenig wie von Gewalt32, und 
seine Diplomatie lief großenteils auf der offiziellen Ebene über die ständigen Vertreter 
bei der OEEC. Der Beamten-Ausschuß, der für den politischen Kurs verantwortlich 
war, hatte mit dem Aufbau sowohl der OEEC wie der NATO zu tun. Eden muß 
unterrichtet worden sein, doch scheint er gegenüber den Beamten eine sekundäre 
Rolle gespielt zu haben. Er widmete sich vielmehr der Aufgabe, Großbritanniens 
„politische" Position zu definieren, und dies führte zu seiner berühmten Erklärung, 
daß Großbritannien zwar glücklich darüber sei, mit der EVG assoziiert zu sein, daß 
das aber keineswegs die Abstellung britischer Truppen für die EVG bedeute33. Ange­
sichts der weltweiten Verpflichtungen, die Großbritannien unter der abgetretenen 
Labour-Regierung übernommen hatte und die Großbritanniens Leistungsfähigkeit 
um einiges überstiegen, war Edens Erklärung eher zeitlich schlecht kalkuliert als an 
sich falsch. Sie hob die Wirkung einer Rede auf, die Maxwell Fyfe in Straßburg 
gehalten hatte, mit vom Kabinett gebilligten vagen Bemerkungen, die darauf berech­
net waren, seinen Zuhörern den Eindruck zu vermitteln, daß sich Großbritannien 
noch immer der europäischen Idee verpflichtet fühle. Jetzt war nicht die Zeit, Groß­
britanniens Position mit solcher Präzision zu definieren. Eden aber benutzte die Reak­
tion, die seine Erklärung auf dem Kontinent auslöste, um gerade den Vorschlag 
abzuwehren, der - im Rückblick - sein Handeln gerechtfertigt haben könnte, nämlich 
Churchills Plan für eine neue britische Initiative, die gegen die EVG gerichtet sein und 
eine britische Alternative ins Spiel bringen sollte; Churchill scheint den Gedanken 
danach aufgegeben zu haben. Und Eden war in der Lage, die „Europäer" im Kabinett 
mit einem Memorandum zu überfahren, das offenbar die Stärke und Dauer der 
ganzen europäischen Bewegung zweifelhaft erscheinen ließ34. Von nun an lief die 
britische Politik darauf hinaus, die Sechs in die EVG zu lotsen, engstmögliche Verbin­
dung mit der EVG zu versprechen, diesem Klub aber unter keinen Umständen beizu­
treten. Die Assoziierung mit der EVG sollte im Rahmen der integrierten Komman­
dostruktur der NATO geschehen, nach deren Reform auf der bevorstehenden Lissa-

32 Vgl. Butlers Bemerkungen über ihren gemeinsamen Besuch in Washington (The Art of the Possible, 
S. 165 ff.). 

33 Eden, Full Circle, S. 33; Macmillan, Tides of Fortune, S. 462f.; Kilmuir, Policital Adventure, 
S. 186ff.; Boothby, My Yesterday - Your Tomorrow, S. 84; Nutting, Europe Will not Wait, S. 41. 

34 Dazu Macmillan, Tides of Fortune, S. 468 ff. 
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boner Konferenz35. Daß eine solche Haltung sich zwar durch nichts von der amerika­
nischen Position unterschied, jedoch der noch immer gegebenen - wenn auch schwä­
cher werdenden - Überzeugung der Führer der Sechs widersprach, Großbritannien 
sei, anders als die USA36, „europäisch", ließ Eden unberührt37. Seine Lösung war ein 
Vertragsverhältnis, das Großbritannien zur Unterstützung eines jeden EVG-Mitglieds 
im Falle einer Aggression verpflichtete, aber nur gelten sollte, solange die NATO 
bestand. Der Pariser Vertrag war bereits unterzeichnet, geriet indes sogleich in 
Schwierigkeiten, was die „Europäer" im Kabinett mit Vergnügen registrierten und 
was die Spötter in ihrer Ansicht bestärkte, die Föderalisten unter den Führern der 
Sechs seien gar nicht fähig, ihre Vorstellungen zu realisieren. Der Eden-Plan, ein 
verspäteter Versuch des Foreign Office, den Europarat in ein Forum zur Erörterung 
von EVG-Angelegenheiten zu verwandeln, scheiterte ebenfalls, und zwar an der ver­
einten Gegenwehr skandinavischer Neutralisten und orthodoxer Föderalisten. Damit 
blieb die Europäische Bewegung, nach ihrer ersten Phase, zunächst stecken, auch 
gebremst durch das Zögern mehrerer französischer Kabinette, den Pariser Vertrag der 
Nationalversammlung zur Ratifizierung vorzulegen. Churchill wandte sich der „Gip­
felpolitik" zu - in einem vergeblichen Versuch, seine Laufbahn als Friedensmacher 
statt als Kriegsmacher Europas zu beenden38. Die britischen Hoffnungen auf ein 
weiter gefaßtes funktionales Europa, zu schaffen über NATO und OEEC, erhielten 
eine zweite Chance. 

Was die Europäische Verteidigungsgemeinschaft anging, so stellte sich heraus, daß 
Großbritannien bereit war, sehr weit zu gehen, um ihre Akzeptierung in der öffentli­
chen Meinung der verschiedenen Signatarstaaten des Pariser Vertrags zu sichern. 
Parallel zur Unterzeichnung des Pariser Vertrags wurde ein Abkommen zwischen 
Großbritannien und den Sechs unterzeichnet, dem im April 1954 eine weitere Verein­
barung folgte, die ein stärker formalisiertes Verhältnis begründete, indem sie für 
mehrere vertragliche Bindeglieder zwischen dem britischen Verteidigungsapparat und 
dem der EVG sorgte. Damit kontrastierte natürlich Churchills besessene Suche nach 
einem Weg zur Entspannung im Kalten Krieg mit der Sowjetunion, eine Suche, die 
unter dem doppelten Handicap litt, daß sie sowohl der Truman- wie auch der Eisen-
hower-Administration unwillkommen war und daß sie unterstrich, wie sehr die briti-

Eden, Full Circle, S. 38ff. 
Vgl. Stikkers Bemerkungen zu Eden in Lissabon, Full Circle, S. 43. 
Nutting, Europe Will not Wait, S. 43 ff. 
Churchills Furcht vor einem nuklearen Holocaust gehörte zu den beherrschenden Faktoren seiner 
beiden letzten Amtsjahre. Schon zu Beginn des Koreakriegs warnte er im Unterhaus, daß in drei 
oder vier Jahren auch die Sowjetunion über ein genügend großes Arsenal an Atomwaffen verfügen 
werde, „um zu jeder beliebigen Zeit eine Katastrophe zu verursachen" (In the Balance, S. 318). 
Solche Befürchtungen wurden noch verstärkt, als John Foster Dulles, Anfang 1953, für „massive 
Vergeltung" eintrat und die Amerikaner zu der Überzeugung kamen, die Sowjetunion werde 
hinsichtlich der atomaren Vernichtungskraft den USA bald gewachsen sein. In einem Memoran­
dum für das Kabinett, das er im Juni 1954 schrieb, äußerte Churchill die Sorge, daß die Vereinigten 
Staaten „versucht sein könnten, eine entscheidende Auseinandersetzung herbeizuführen, solange 
Rußland noch der Schwächere ist" (Moran, Churchill, S. 545, 588). 
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sche Regierung Großbritannien in einer anderen - fußballerisch gesprochen: in einer 
höheren - Liga wähnte als die übrigen Staaten Westeuropas, Frankreich nicht ausge­
nommen. Churchills Rede vom 11. Mai 1953, die zu einem Dreier-Gipfel führen 
sollte, war nicht mit Frankreich abgestimmt, und das konnte schon deshalb nicht 
überraschen, weil auf dem Gipfel - wie Churchill ihn sah - kein Platz für Frankreich 
war39. Churchills Urteil über die französische Verzögerung der Ratifizierung der EVG 
fiel sogar so streng aus, daß ihn Präsident Eisenhower tatsächlich bitten mußte, mit 
Bidault und Laniel nicht gar so hart umzuspringen40. 

Abgesehen davon aber, daß der Premierminister wie besessen den Weg zur Entspan­
nung suchte und der Außenminister sich zunehmend mit dem Mittleren Osten und 
Südostasien beschäftigen mußte, stand das Kabinett Churchill bald vor zwei weiteren 
Problemen: das Streben nach Konvertierbarkeit war mit zeitraubenden Manövern 
verbunden, die überdies in ihren Anfangsphasen eine Beschränkung der Importe aus 
Europa erforderten41; außerdem erwies sich eine qualvolle Überprüfung der briti­
schen Verteidigungsausgaben als unausweichlich. All dies absorbierte einen wesentli­
chen Teil der Energien der führenden Mitglieder des Kabinetts, Lord Chandos ausge­
nommen, der sich aber, als Kolonialminister, mit den kolonialen Schwierigkeiten und 
dem wachsenden Drang zur Unabhängigkeit in West- und Zentralafrika auseinander­
zusetzen hatte. Die mit NATO, OEEC und Europa zusammenhängenden Angelegen­
heiten mußten daher auf offizieller Ebene meist im Rahmen des größeren Europa 
behandelt werden, das Churchill und die anderen „Europäer" im Kabinett vor Augen 
hatten. Im Jahr 1953 zum Beispiel galt das britische Interesse den folgenden Fragen: 
einer Konferenz europäischer Transportminister, begleitet von der Einrichtung eines 
ständigen Vertreter-Ausschusses, dem auch Repräsentanten Spaniens und Jugosla­
wiens attachiert waren; den ersten Schritten zur Auflösung der Europäischen Zah­
lungsunion und zur Einführung des konvertierbaren Pfundes; amerikanischen Vor­
schlägen für eine Europäische Produktivitäts-Behörde, deren interventionistische Na­
tur in klarem Gegensatz zur Politik der Tories stand, den von den Labour-Vorgängern 
geerbten Apparat für staatliche Eingriffe in Industrie und Wirtschaft zu liquidieren; 
dem Pflimlin-Plan für einen sog. „Grünen Pool", d. h. einen durch hohe Zölle abge­
schirmten gemeinsamen Agrarmarkt, der ursprünglich im März 1952 vorgeschlagen 
worden war und dann vom Niederländer Dr. Beyen im Februar 1953 auf einer 
Außenminister-Konferenz der Sechs in Rom entwickelt wurde; dem Malogadi-Plan 
für einen Europäischen Investitionsrat und eine Investitionsbank, im Februar 1953 
von einer OEEC-Arbeitsgruppe vorgelegt; und schließlich dem Mißtrauen, mit dem 
Europa die 1953 eingeführten britischen Kontrollen der Importe aus OEEC-Ländern 
betrachtete. 

39 Churchill hat, was nicht gerade taktvoll war, Vincent Auriol schon 1950 mitgeteilt, daß Frankreich 
in seinen Plänen für ein Gipfeltreffen nie vorgekommen sei; vgl. V. Auriol, Journal du Septennat, 
Tome 5, Paris 1975, S. 258. 

40 D. D. Eisenhower, Mandate for Change, New York 1963, S. 242ff., 343; vgl. auch Moran, Chur­
chill, S. 424 f. 

41 Hierzu Birkenhead, The Professor, S. 283 ff. 
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Großbritannien machte in dieser Periode zunehmend befriedigende Erfahrungen 
mit der OEEC als Hauptinstrument britischer Europapolitik. Daß die Organisation 
sechzehn Mitglieder zählte, wirkte den Anstrengungen der Föderalisten entgegen. Die 
Ausschuß-Struktur war funktionalistisch, und außer Spanien war ganz Europa betei­
ligt, einschließlich der Skandinavier, der Mitteleuropäer, einiger Balkanstaaten und 
der Portugiesen. Überdies konnte die Organisation als Werkzeug zur Liberalisierung 
des Handels und zur Demontage der Hindernisse für einen freien Warenaustausch 
dienen. Ging alles nach Plan, so konnte die Europäische Zahlungsunion allmählich 
abgebaut werden, wenn sich die Sterling-Währung der Konvertibilität näherte, und 
die OEEC mußte den Handel bald so weit liberalisiert haben, daß sie sich selbst 
überflüssig gemacht hatte. In der Zwischenzeit war die Organisation zur Ermögli­
chung realer Fortschritte in Richtung jener Ziele - wie der Europäischen Transport­
konferenz - nutzbar zu machen. Alle Fragen der amerikanischen finanziellen Militär­
hilfe wurden im Rahmen der NATO behandelt, was praktisch der amerikanischen 
Präsenz in der OEEC ein Ende setzte42. Die amerikanische Intervention in den wirt­
schaftlichen Angelegenheiten Europas erfolgte über die NATO und die Londoner 
Büros der Verwaltung für Gemeinsame Sicherheit. Die OEEC entwickelte sich zu 
einer europäischen Wirtschaftsorganisation von jener Art, wie sie Großbritanniens 
„Europäer" stets gewünscht hatten, und zwar auf eine Weise, die weder die Vorurteile 
noch die Besorgnisse einer Mehrheit des Kabinetts wachrief. 

Dies zu verstehen, ist eine entscheidende Voraussetzung, wenn man die Reaktion 
Großbritanniens auf den europäischen Integrationsprozeß begreifen will, der im Mai 
1955 mit dem Benelux-Memorandum über einen Gemeinsamen Markt begann, mit 
der Messina-Konferenz vom Juni, mit dem im Juli eingesetzten Spaak-Ausschuß und 
mit dem britischen Ausscheiden aus diesem Komitee im November 1955. Auf den 
ersten Blick schienen sich die in Messina gemachten Vorschläge kaum von den Anre­
gungen zu unterscheiden, die im Jahr zuvor die OEEC beschäftigt hatten, und sie 
schienen in gleicher Weise an den Interessengegensätzen zwischen den beteiligten 
Staaten scheitern zu müssen wie 1953/54 der „Grüne Pool". Das neue britische 
Kabinett (Churchills Ablösung als Premierminister durch Eden im April 1955 war am 
26. Mai ein konservativer Sieg in den Unterhauswahlen gefolgt) hatte mit der Genfer 
Gipfelkonferenz alle Hände voll zu tun, ferner mit der ernsten Krise in der britischen 
Zahlungsbilanz, die sich im Juni 1955 bemerkbar zu machen begann. Der Welthandel 
erlebte eine Hochkonjunktur; das „Wirtschaftswunder" in der Bundesrepublik 
Deutschland stand in voller Blüte, und den Benelux-Ländern ging es ebenfalls ausge­
zeichnet. Großbritannien hatte hingegen noch immer mit einer ungünstigen Preis­
spanne zwischen Export und Import zu kämpfen, verursacht durch hohe Verteidi­
gungsausgaben sowohl im eigenen Land, wo sie der Exportindustrie Ressourcen vor­
enthielten, wie im Ausland, wo sie Devisen verschlangen und das ständige Defizit in 
der Zahlungsbilanz vergrößerten. Großbritannien gab zehn Prozent seines Bruttoso-

Zur britischen Zufriedenheit mit der OEEC und zu den Argumenten, die der britische Vertreter im 
Spaak-Komitee, Brotherton, vertrat, vgl. Camps, Britain and the European Community, S. 39 ff. 
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zialprodukts für die Verteidigung aus; sieben Prozent der arbeitenden Bevölkerung 
gehörten den Streitkräften an oder waren für sie tätig. Ein Achtel der metallverarbei­
tenden Industrie produzierte für die Rüstung43. Das einzige Land in Europa, das sich 
in ähnlicher Lage befand, war Frankreich; dem Krieg in Indochina war der in Algerien 
gefolgt, eine offene Wunde, an der die Vierte Republik wirtschaftlich und moralisch 
zu verbluten drohte. 

Nachdem 1954 der revidierte Vertrag über die Westeuropäische Union unterzeich­
net worden war, hatte Eden die Hoffnung geäußert, die WEU werde nun „ihren Platz 
als eine führende Autorität in Europa einnehmen"44. Aber die sechs Partner Großbri­
tanniens zogen es vor, ihre Energien auf die Schaffung der Wirtschaftsgemeinschaft 
und der EURATOM zu konzentrieren. Die britischen Bemühungen, die Dinge im 
Rahmen der WEU zu halten, standen im Gegensatz zur früheren Politik, die als 
Hauptforum die OEEC gesehen hatte, und angesichts des Schwungs, den die sechs 
europäischen Verbündeten Großbritanniens der Konferenz von Messina und dem 
Spaak-Komitee gaben, erwiesen sie sich überdies als fruchtlos. 

Der britische Minister, mit dem es die Europäer jetzt in erster Linie zu tun hatten, 
war nicht mehr Eden, sondern Macmillan, zunächst als Außenminister, dann als 
Schatzkanzler. Macmillans kurze Amtszeit im Foreign Office war nicht glücklich45. 
Seine Beziehungen zu Eden blieben stets eher korrekt als warm. Ihre Persönlichkeiten 
und Ansichten waren zu ausgeprägt, als daß sie in der Lage gewesen wären, eng und 
harmonisch zusammenzuarbeiten; außerdem wollte Eden sein eigener Außenminister 
sein. Aber Macmillans Leistung als Minister für Wohnungsbau war der hellste Licht­
blick im Kabinett Churchill gewesen. In vier Jahren hatte er sich vom rangniedrigsten 
Minister im Kabinett zur stärksten Figur im Unterhaus nach dem Premierminister 
entwickelt, und selbst zum Premier war er bereits ganz dicht aufgerückt. Daher sah 
sich Eden, als er Macmillan vom Foreign Office entfernte und dort durch den loyalen 
und fleißigen, aber einflußlosen Selwyn Lloyd ersetzte, gezwungen, ihm das Schatz­
amt zu geben. 

Von Macmillan hat man gesagt, er sei insofern ein eingefleischter „Europäer" 
gewesen, als für ihn Europa, im Churchillschen Sinne des Begriffs, stets Vorrang 
gehabt habe. Er hatte nie viel für das Commonwealth übrig, wenn er auch sehr wohl 
erkannte, welche politischen Kräfte die Idee vom Commonwealth - angesichts der 
emotionalen Bindungen, die von den Toten zweier Weltkriege und dem Gefühl der 
Verwandtschaft geschaffen wurden - sowohl bei seiner eigenen Partei wie bei der 
Labour-Partei zu mobilisieren vermochte, erst recht bei der Bevölkerung. Daß er die 
europäische Option Großbritanniens unterstützte, war aber partiell eine Reaktion auf 
die häufiger werdenden Anzeichen für amerikanischen Hegemonialismus. Auf Mac­
millan wirkte es als Warnsignal, daß John Foster Dulles nachdrücklich für den disku­
tierten Gemeinsamen Markt eintrat und Großbritanniens Opposition für falsch hielt, 
wie er Selwyn Lloyd mit aller Deutlichkeit auseinandersetzte, als der britische Außen-

43 Barker, Britain in a Divided Europe, S. 146f. 
44 Eden, Full Circle, S. 174. 
45 Vgl. Avi Schlaim u. a., British Foreign Secretaries since 1945, Newton Abbot 1977, S. ll0ff. 
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minister im Februar 1956 Washington besuchte. Während Eden unter der Anschwär-
zungskampagne litt, die der rechte Flügel der Konservativen gegen ihn in Gang gesetzt 
hatte (einige Anstifter waren als Bewunderer Macmillans bekannt), und sich mit den 
Problemen herumschlug, die durch Oberst Nassers Aktivitäten im Nahen Osten ent­
standen, durch die Verschlechterung der Lage auf Zypern, durch Bulganins und 
Chruschtschows Besuch in London und durch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in 
Großbritannien, fing Macmillan an, sich Alternativen zum Gemeinsamen Markt zu 
überlegen. Unter solchen Umständen begann nun in London der Gedanke einer Euro­
päischen Freihandelszone erörtert zu werden, der den Briten nicht zuletzt auch von 
jenen OEEC-Ländern nahegelegt wurde, die Zollsenkungen wünschten und den briti­
schen Verdacht teilten, die Arbeiten des Spaak-Komitees würden angesichts der fran­
zösischen Position unweigerlich auf eine Hochzoll-Organisation hinauslaufen46. 

Es ist hier nicht der Ort, auf Edens Sturz und seine Ablösung durch Harald Mac­
millan einzugehen. Die Umstände des Suez-Unternehmens und seines katastrophalen 
Ausgangs hatten aber drei Konsequenzen für die britische Europapolitik. Da der 
Zusammenbruch der Suez-Aktion dem Kabinett auf schreckliche Weise Amerikas 
Macht zur Vernichtung Großbritanniens und Amerikas Bereitschaft zum Gebrauch 
dieser Macht - einfach durch Verzicht auf Handeln - bei einem ernsthaften Konflikt 
zwischen britischer und amerikanischer Politik vor Augen geführt hatte, mußte für 
das Kabinett Macmillan die erste Aufgabe, ungeachtet irgendwelcher Rückwirkungen 
auf das Verhältnis zu Europa, darin bestehen, die britischen Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten zu heilen. Da die Suez-Aktion ein gemeinsames anglo-französi-
sches Unternehmen gewesen war, ergab sich als zweite Konsequenz, daß der Regie­
rung Macmillan die Fortsetzung der engen Zusammenarbeit zwischen Frankreich und 
Großbritannien politisch erheblich erschwert wurde. Wenn jene Art anglo-französi-
scher Kooperation, die das Suez-Unternehmen ermöglicht hatte, dazu führen sollte, 
Großbritannien der Aussicht auf Hilfe gegen eine Gefährdung des Pfundes zu berau­
ben oder - durch Anwendung der amerikanischen Antitrustgesetze - die britischen 
Bemühungen um die Sicherung einer kontinuierlichen Versorgung Großbritanniens 
und seiner europäischen Nachbarn mit Öl zu durchkreuzen, dann war anglo-französi-
sche Kooperation gefährlich. London ließ also Frankreich mit dem Problem Algerien 
allein. Die Methoden, mit denen Frankreich der algerischen Herausforderung zu 
begegnen suchte, und die Indignation, mit der die öffentliche Meinung in Großbritan­
nien auf diese Methoden zu einem Zeitpunkt reagieren mußte, da sich in Britisch-
Westafrika ein schmerzloser Prozeß der Entkolonialisierung beschleunigte, waren 
auch nicht gerade geeignet, die anglo-französischen Beziehungen zu verbessern. Die 
dritte Konsequenz bestand darin, daß Großbritannien und Frankreich die Entwick­
lung ihres Potentials nuklearer Waffen schneller voranzutreiben begannen. Großbri­
tannien, das einen beträchtlichen Vorsprung hatte, zündete seine erste Wasserstoff­
bombe im Jahre 1957. Danach wurde das Macmahon-Gesetz aufgehoben, und aus 

Zur britischen Kenntnis der französischen Tendenz zu hohen Zöllen vgl. Camps, Britain and the 
European Community, S. 38. 
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den USA flossen wieder nukleare Informationen nach Großbritannien, wobei die 
Wiederaufnahme der Datenlieferung an die Bedingung geknüpft wurde, Frankreich 
an dem Informationsgeschäft nicht zu beteiligen. Das machte jeder ernsthaften Erörte­
rung des britischen Eintritts in die EURATOM ein Ende. 

Für eine Analyse der britischen Europapolitik unter dem ersten Kabinett Macmillan 
stehen fast nur die Erinnerungen Macmillans zur Verfügung. Lediglich sechs Mitglie­
der seines Kabinetts haben ihre Memoiren veröffentlicht: Butler, Douglas-Home, 
Maudling, Lord Kilmuir, James Stuart und Lord Hill. Die Erinnerungen Lord Hills 
enthalten jedoch nichts von Bedeutung über außenpolitische Fragen, die von James 
Stuart beschäftigen sich fast ausschließlich mit Problemen der Innenpolitik, und Lord 
Kilmuir war am Ende seiner Karriere und als Lordkanzler ausschließlich mit Rechts­
fragen und mit dem Oberhaus befaßt. Sir Alec Douglas-Home war Minister für 
Commonwealth-Beziehungen, sieben Monate im Jahre 1957 zugleich Lordpräsident. 
Über seine außenpolitischen Vorstellungen in jenem Abschnitt seiner Laufbahn sagt er 
wenig. Lord Butler konzentriert sich auf seine Beziehungen zu den Politikern, die ihm 
in der Schlacht um Edens Nachfolge eine Niederlage bereiteten, und auf seine Tätig­
keit als Innenminister. Daß Macmillan sein eigener Außenminister sein wollte, ist 
schon daraus zu ersehen, daß er Selwyn Lloyd im Foreign Office beließ. Bleiben noch 
die Memoiren des verstorbenen Reginald Maudling, der 1957/58 als Generalzahlmei­
ster für die Verhandlungen über eine Freihandelszone zuständig war. Vornehmlich 
dazu gedacht, des Autors „joie de vivre" und „insouciance" ins rechte Licht zu 
rücken, sind sie nur von begrenztem Nutzen. Ebenso wenig gibt es zu der hier interes­
sierenden Periode wichtigere Erinnerungen von Diplomaten47, wenn man von denen 
Lord Gladwyns absieht, der, so will er uns jedenfalls glauben machen, ganz allein 
gegen ein skeptisches Foreign Office zu fechten hatte und der in seinen Memoiren die 
Möglichkeit nutzt, seine Äußerungen in diesem Streit umfassend vorzuführen, aber 
nur wenig über die von ihm bekämpften Auffassungen zu sagen. 

Daß Macmillan im Januar 1957 Premierminister wurde, hat den pro-europäischen 
Flügel des Kabinetts erheblich verstärkt. Der neue Schatzkanzler, Peter Thorneycroft, 
teilte seine Anschauungen und war schon in den Kabinetten Churchill und Eden als 
Handelsminister ein zuverlässiger Anhänger Macmillans gewesen. Duncan Sandys 
war, obwohl ihn als Verteidigungsminister die Wandlungen in der britischen Verteidi­
gungspolitik nahezu total absorbierten, ein ebenso formidabler Gefolgsmann. Das gilt 
auch für David Eccles, der Thorneycroft im Handelsministerium ablöste48, für Land­
wirtschaftsminister Derek Heathcote Amory und Transportminister Henry Watkin-

Sir William Hayters Erinnerungen (The Kremlin and the Embassy, London 1966) beschäftigen sich 
ausschließlich mit den Ost-West-Beziehungen; er war von 1954 bis 1957 Botschafter in Moskau. 
Die Biographie Sir Pierson Dixons, die sein Sohn geschrieben hat, enthält zu dieser Periode allein 
Ausführungen zu Sir P. Dixons Rolle als Botschafter bei den Vereinten Nationen während der 
Suez-Krise. Wichtiges Material zu den Verhandlungen von 1957/58 findet sich jedoch bei P. Gore-
Booth, With Great Truth and Respect, London 1974, bes. S. 248 ff. 
Siehe z. B. seine Rede vom 7. 6.1957, zit. bei Camps, Britain and the European Community, 
S. 125, Anm. 53. 
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son. Lord Salisbury, vielleicht der entschiedenste Anti-Europäer im Kabinett, konnte 
sich als Lordpräsident nur drei Monate halten, dann wurde er von Macmillan in einer 
Auseinandersetzung über die zentralafrikanische Problematik rücksichtslos abgehalf­
tert, und seine angeblich enorme Macht in der Tory-Partei erwies sich als leerer 
Schein. Lord Hailsham, zwischen zwei Visionen hin- und hergerissen, konnte sich 
nicht schlüssig werden, für welche Seite er sich in den großen Streitfragen entscheiden 
sollte. Rab Butler, als Schatzkanzler einer der größten Skeptiker und Obstruktionisten 
im Kabinett, aber von seiner Niederlage in den Gefechten um die Nachfolge Edens 
gezeichnet, leckte seine Wunden in der kongenialeren Atmosphäre des Innenministe­
riums. 

Mit der Europa-Gesinnung dieser „Europäer" war freilich nicht eine föderalisti­
sche, sondern eine eher konföderationistische49 Konzeption verbunden. Im Vergleich 
mit dem Isolationismus gegenüber Kontinentaleuropa, den die sogenannten Atlanti­
ker auf beiden Seiten des Parlaments und im Lande an den Tag legten, im Vergleich 
mit ihrer Idealisierung des Commonwealth, ihrem Glauben an einen nach wie vor 
gegebenen Supermacht-Status Großbritanniens und ihrer Fehleinschätzung anglo-
amerikanischer Solidarität, waren Macmillan und die jüngeren konservativen Politi­
ker, mit denen er sich umgab - alle erst nach dem Krieg politisch aktiv geworden - , 
„europäisch" gesinnt. Aber sie blieben weit hinter dem Föderalismus eines Spaak und 
eines Monnet, der holländischen Führer und der M. R. P.-Politiker in Frankreich 
zurück. Dagegen muß natürlich gesagt werden, daß die Konzeption der britischen 
„Europäer" viel weiter gefaßt war als die an den Rheinufern orientierten Vorstellun­
gen und der Neo-Burgundismus der meisten kontinentaleuropäischen Föderalisten. 

Bei den Historikern, die bislang den Mißerfolg der Europapolitik des ersten Kabi­
netts Macmillan analysierten, ist die Tendenz bemerkbar, den Triumph der Sechs als 
unvermeidlich anzusehen und die Politik, die Macmillan und andere schon unter 
Premierminister Eden entwarfen - den berühmten Plan G, der aus interministeriellen 
Studien entstand, die Macmillan im Januar 1956 angeregt hatte —, als fundamental 
falsch zu betrachten. Auch ist es den Analysen nicht bekommen, daß Pro-Europäer in 
Großbritannien wie in den Ländern der Sechs dazu neigten, den Konflikt zwischen 
dem Plan G und den Römischen Verträgen als einen Streit zwischen „Bösen" und 
„Guten" einzustufen, zwischen kurzsichtigen Reaktionären und aufgeklärten Progres­
siven. Wahrscheinlich sind für die britische Niederlage vier Gründe ausschlaggebend 
gewesen. Erstens war die britische Lagebeurteilung fehlerhaft: Die Briten unterschätz­
ten die Schnelligkeit und die Entschlossenheit der Föderalisten, vor allem in der Zeit 
zwischen der Konferenz von Messina und der Entstehung des Spaak-Plans. Auch 
erkannten sie nicht die Bedeutung der Tatsache, daß zwar die Europäische Gemein­
schaft für Kohle und Stahl, die EVG und der Pflimlin-Plan auf französische Initiativen 
zurückgingen, denen sich die übrigen Rheinstaaten und Italien anschlossen, daß aber 
die Konferenz von Messina anderen Ursprungs war und den subtileren Geist der 
Benelux-Gruppe hinter sich hatte, den nicht die stilisierte Arroganz und die tiefen 

49 Siehe Macmillans Verwendung der beiden Begriffe, Riding the Storm, S. 63. 
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Ressentiments beschwerten, wie sie in der Vierten Republik den politischen Apparat 
Frankreichs weithin kennzeichneten. Zweitens waren die Briten zu langsam: Die 
britische Prozedur der kollektiven Entscheidung, der interministeriellen und ministe­
rieninternen Planung und der Kabinettsregierung ist zwar sowohl demokratisch wie 
gründlich, demokratischer und gründlicher als die Verfahrensweisen der meisten der 
stärker zentralisierten Bürokratien im übrigen Europa, die aus der Ära eines wohlwol­
lenden Despotismus oder aus der Zeit von weniger wohlwollenden bonapartistischen 
Reformen stammen. Doch ist der britische Prozeß, obwohl bei einsehbarer Notwen­
digkeit zu hohem Tempo fähig und in Krisenzeiten sehr flexibel, normalerweise nicht 
gerade rasch. Aus den schon genannten Gründen fühlte sich die britische Regierung 
nur unter einem gewissen, nicht aber unter großem Zeitdruck. Überdies mußte sie ihre 
Politik, selbst wenn in London bereits Klarheit herrschte, noch mit dem Common­
wealth diskutieren, da zumindest eine Modifizierung des Status quo in Aussicht stand, 
ferner mit der OEEC, da potentiell alle OEEC-Mitglieder betroffen waren. Daher 
begannen die Briten spät mit der Arbeit, erst im Januar 1956, fünf Monate nach dem 
Start des Spaak-Komitees, und Plan G konnte erst im Oktober 1956 dem Kabinett 
vorgelegt werden. Vorgespräche wurden dann im November 1956 eröffnet, im Schat­
ten der Suez-Katastrophe50, und als endlich das britische Weißbuch über eine Euro­
päische Freihandelszone erschien, schrieb man Anfang Februar 195751. 

Wenige Monate später sollten der Vertrag von Rom und der EURATOM-Vertrag 
unterzeichnet werden. Das britische Kabinett fand aber immer noch Anhaltspunkte 
für seine Überzeugung, der Gemeinsame Markt könne in den größeren Rahmen einer 
Europäischen Freihandelszone inkorporiert werden: So gab es Berichte über Schwie­
rigkeiten, die auf einer Konferenz der Außenminister der Sechs am 20. Oktober 1956 
aufgetreten seien52; als Selwyn Lloyd am 18. Januar 1957 Italien besuchte, schien 
man dort die britischen Pläne günstig aufzunehmen; Mitte Februar 1957 hieß es in 
einem Bericht der OEEC, die Idee einer Freihandelszone sei ein praktikables Konzept; 
Massigli, der französische Botschafter in London, sagte zu Eden, Guy Mollet, der 
französische Regierungschef, sei dem britischen Konzept wohlwollend gesonnen53. 
Diesen und zahlreichen anderen positiven Anzeichen54 stand offenbar nur die War­
nung gegenüber, die das Kabinett von Sir Gladwyn Jebb erhielt, dem britischen 
Botschafter in Paris, der Ende Dezember 1956, wie er später sagte55, seinen „ersten 
wirklichen Alarmruf" nach London sandte und feststellte, Großbritannien werde sich, 
wenn es nicht einen neuen und revolutionären Plan zu präsentieren bereit sei, sehr 

50 Dazu Macmillan, Riding the Storm, S. 77ff., 431. 
51 Command Paper 72, London H. M. S. O. 1957. 
52 Macmillan, Riding the Storm, S. 87. 53Ebenda, S. 433. 
54 Schon seit den dreißiger Jahren haben die mit der Sammlung politischer Information befaßten 

britischen Organe besondere Aufmerksamkeit den Aktivitäten und Ansichten der Industrieführer 
in den für Großbritannien wichtigen Ländern gewidmet. Es steht außer Zweifel, daß beachtliche 
Teile der europäischen Industrie, selbst in Frankreich, von den Vorschlägen für einen Gemeinsa­
men Markt nicht sehr angetan waren. Vgl. Camps, Britain and the European Community, S. 80f. 

55 Jebb, Memoirs, S. 290. 
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leicht vom Kontinent isoliert sehen. In seinen folgenden Warnungen ließ er sich 
jedoch von jener Neigung zum Pläneschmieden hinreißen, die noch aus den Kriegsjah­
ren stammte, als er in der Wirtschafts- und Wiederaufbau-Abteilung tätig war, und 
das versetzte die Leser seiner Berichte im Foreign Office in die Lage, die Frage nach 
der Richtigkeit seines Urteils über die möglichen Folgen der Wirtschaftsgemeinschaft 
zu ignorieren und ihr Geschick in Analysen der Schwächen seiner Gegenvorschläge zu 
erproben56. Jebbs Vorhersage57, nach Unterzeichnung der Römischen Verträge werde 
die Kombination aus Gemeinschaft für Kohle- und Stahl, Wirtschaftsgemeinschaft 
und EURATOM einen zu starken Kern darstellen, um noch von Selwyn Lloyds zwei 
Schranken, WEU und OEEC, gehalten werden zu können, traf nur allzu rasch ein. Als 
Macmillan im März 1957, kurz vor der Unterzeichnung der Römischen Verträge, 
Paris besuchte, spürte er bereits den stärkeren Widerstand der Franzosen gegen die 
britische Politik, war es doch Frankreich gelungen, den Geltungsbereich der Verträge 
auf sein Kolonialreich auszudehnen58. 

Hier kann nun der dritte Grund für den Fehlschlag der britischen Politik angeführt 
werden, nämlich der Effekt äußerer Ereignisse, die selbst mit den Verhandlungen über 
die Freihandelszone gar nichts zu tun hatten. An erster Stelle rangieren die kurz- und 
langfristigen Auswirkungen der Suez-Katastrophe auf die britisch-französischen Be­
ziehungen. Die französischen Militärs waren entsetzt über die arthritische Langsam­
keit und Schwerfälligkeit der britischen Kriegsmaschine, wie sie sich schon im über­
mäßigen Zeitbedarf für die Vorbereitungen der Suez-Aktion und dann, als sich die 
politischen Bedingungen verschlechterten, in der mangelnden Bereitschaft zur Vorver­
legung des Angriffs gezeigt hatte. Die französischen Politiker wiederum und selbst der 
Quai d'Orsay waren, als die Wiederbesetzung der Kanalzone gestoppt wurde, tief 
betroffen von der britischen Anfälligkeit gegen amerikanische Pressionen. 

Die nach der Suez-Krise einsetzenden britischen Bemühungen um ein gutes Verhält­
nis zu Washington wurden in Paris mit Argwohn verfolgt. Die kurze Periode der 
Eisenhower-Doktrin und der anglo-amerikanischen Intervention im Libanon und im 
Jordan-Gebiet, zu der es im Sommer 1958 kam, weckte den alten französischen 
Antagonismus gegen das Eindringen der „Anglo-Saxons" in einen Raum, wo Frank­
reich noch „une presence morale et culturelle" unterhielt. Der Verkauf britischer 
Waffen an Tunesien und das anglo-amerikanische Angebot guter Dienste im franzö­
sisch-tunesischen Konflikt trugen dazu bei, die Regierung Gaillard zu stürzen und den 
Weg für die Rückkehr de Gaulles an die Macht zu ebnen. Die erneute anglo-amerika­
nische nukleare Kooperation, die der Explosion der ersten britischen Wasserstoff­
bombe folgte, zementierte dann jenes Image, das Präsident de Gaulle so geschickt 
ausnutzen sollte. 

Zweiter Faktor war die Unfähigkeit der Vierten Republik, das Algerienproblem 
einzudämmen oder zu lösen, und die abermalige Übernahme der Präsidentschaft 
durch General de Gaulle. Nach so langer Zeit ist es nicht einfach, sich daran zu 
56 Ebenda, S. 291; vgl. auch Gore-Booth, With Great Truth, S. 248. 
57 Jebb, Memoirs, S. 290. 
58 Macmillan, Riding the Storm, S. 433 f. 
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erinnern, in welchem Maße die Entfaltung des blutigen Geschehens in Algerien die 
latenten frankophoben Vorurteile in Großbritannien mobilisierte. Die britische Über­
zeugung, daß allein die Briten den Nationalismus der Kolonialvölker verstehen könn­
ten, daß nur die Briten sich auf friedliche Entkolonialisierung verstünden, stand in 
hartem Kontrast zu den Taten der Paras. Die Aufgeklärtheit, die Großbritannien mit 
der raschen Entwicklung eines multirassischen Commonwealth bewies, wurde mit der 
scheinbar reaktionären Entschlossenheit der „Colons" verglichen, die Araber nieder­
zuhalten. Die Unfähigkeit der französischen Regierung, mit der Situation fertig zu 
werden, hat große Teile der britischen öffentlichen Meinung nur in der Ansicht bestä­
tigt, daß Frankreich unregierbar sei - nicht zuletzt deshalb, weil es die Franzosen so 
haben wollten. Die Sorge vor einem Staatsstreich oder einem Bürgerkrieg führte erst 
recht zum Zerrbild eines Frankreich, das, was seine europäisch denkende Elite am 
Quai, im Kabinett, in der M. R. P. und in der „Organisation du Plan" auch sage, die 
Römischen Verträge ebenso wenig ratifizieren könne, wie es die EVG ratifizieren 
konnte. 

Als dritter unvorhersehbarer Faktor kam im November 1958 Chruschtschows Wie­
derbelebung der „deutschen" Phase des Kalten Krieges, und zwar durch sein „Ultima­
tum" in der Berlinfrage. Präsident de Gaulle erhielt dadurch die Chance, ein französi­
sches Veto zwischen die Bundesrepublik und die Anglo-Amerikaner zu schieben, die 
bereit schienen, wenn schon nicht die ganze Bundesrepublik, so doch deren Interessen 
in Berlin auf dem Altar der Entspannung zu opfern. Das erste französische Veto, das 
sich gegen jede weitere Erörterung einer Freihandelszone ohne gemeinsame Außen­
zölle richtete, wurde am 14. November 1958 eingelegt, zwei Monate nach dem Tref­
fen zwischen Präsident de Gaulle und Kanzler Dr. Adenauer, auf dem de Gaulle das 
Maß des Kanzlers genommen hatte. Sein Veto war keineswegs mit Dr. Adenauer 
abgesprochen, es stand sogar in klarem Gegensatz zu den Versicherungen, die Ade­
nauer kurz zuvor Macmillan gegeben hatte59. Obwohl Dr. Adenauer sich verletzt und 
gedemütigt fühlte, als de Gaulles Forderung bekannt wurde, die NATO einem aus 
Großbritannien, Frankreich und den Vereinigten Staaten zu bildenden Triumvirat 
unterzuordnen, sahen sich die Deutschen durch das sowjetische Ultimatum und einen 
winzigen Mangel an Entschlossenheit in der britischen Antwort im französischen 
Lager gefangen, und zwar auf eine Weise, die bereits den weit besser bekannten 
Abschluß der französisch-deutschen Allianz, wenige Tage nach Präsident de Gaulles 
Veto gegen den britischen Beitritt zum Gemeinsamen Markt im Januar 1963, ankün­
digte60. 

Daß die Briten große Hoffnungen auf Deutschland setzten, geht sowohl aus Mac-
millans61 wie aus Maudlings62 Darstellung der Verhandlungen hervor. Sie wußten, 
daß Dr. Erhard über die im Spaak-Plan enthaltenen Vorschläge zur Zollfrage keines-

55 Macmillan, Riding the Storni, S. 455. 
60 Das Treffen zwischen de Gaulle und Dr. Adenauer, das am 25.11.1958 in Bad Kreuznach statt­

fand, vervollständigte die Parallele. 
61 Macmillan, Riding the Storni, S. 451 f., 453 ff. 
62 Maudling, Memoirs, S. 70 ff. 
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wegs glücklich und sein Unbehagen repräsentativ für die Empfindungen eines be­
trächtlichen Teils der deutschen Industriellen war63. Sie zählten auch darauf, daß die 
Holländer doch zögern würden, die Dinge bis zum Ausschluß Großbritanniens aus 
Europa zu treiben, und sie glaubten, daß die Italiener aus politischen Gründen64, nicht 
zuletzt aus einem traditionellen Mißtrauen gegen Frankreich, Gefallen an der Idee der 
größeren Gruppierung finden müßten. Als Maudling zwanzig Jahre später auf die 
Verhandlungen zurückblickte, meinte er, den Einfluß unterschätzt zu haben, den die 
Kommissionsmitglieder selbst auf den Gang der Verhandlungen ausübten65. Vor al­
lem aber rechneten die Briten nicht damit, daß es die Franzosen zum Bruch kommen 
lassen würden. Sie nahmen an und nahmen es hin, daß die Franzosen sich als schlaue 
und harte Verhandler erwiesen, die jeden Vorteil zur Sicherung des größtmöglichen 
Gewinns für die französischen Interessen nutzen wollten. Trotz entsprechender War­
nungen der Pariser Botschaft hat jedoch das britische Kabinett, wie Macmillan später 
zugab66, nicht recht wahrgenommen, daß seit dem Höhepunkt der anglo-französi-
schen Kooperation unter Mollet und während der ständigen Verschlechterung der 
britisch-französischen Beziehungen eine zum Kollaps treibende Erosion der Regie­
rungsgewalt in der Vierten Republik stattfand, und zwar parallel zur Erholung der 
britisch-amerikanischen Beziehungen, die über die Bermuda-Konferenz vom März 
1957 und Königin Elizabeths Reise nach Washington, der im Oktober 1957 der 
Besuch Macmillans folgte67, zu NATO-Erklärungen führte, die eine anglo-amerikani-
sche Hegemonie in der Allianz anzuzeigen schienen, ferner zur Aufhebung des Mac-
mahon-Gesetzes, zum tunesischen Waffengeschäft68 und zu weiteren derartigen Vor­
kommnissen. Als schließlich die Erkenntnis dämmerte, was offenbar Anfang 1958 der 
Fall war, daß der Zusammenbruch der Vierten Republik bevorstand, scheint die 
britische Politik unter einer Art Lähmung der Vorstellungskraft gelitten zu haben. 
Zum Beispiel provozierte die zunehmende Intransigenz der Franzosen, die sich etwa 
an den im März 1958 gestellten Forderungen ablesen ließ, Vereinbarungen zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und dem Rest der OEEC müßten nach dem Grund­
satz Industriezweig für Industriezweig ausgehandelt und die Commonwealth-Präfe­
renzen sollten auf einen Teil der Exporte des Gemeinsamen Marktes ausgedehnt 
werden, keine subtileren Reaktionen Londons. Gaillard machte Pflimlin Platz, und 
auf Pflimlin folgte de Gaulle, der einzige Mann, der fähig war, die ganze europäische 
Bewegung in die Hand zu nehmen und ihr den Rückhalt einer wiedergeborenen, 
starken und entschlossenen französischen Regierung zu geben; freilich mußte ihm das 
mit einer totalen Niederlage aller Hoffnungen auf ein wahrhaft föderatives Europa 
bezahlt werden. Macmillan sah de Gaulle mit bösen Ahnungen kommen, die der 
Präsident dann auf seine gewundene, umwegige und bewußt irreführende Art alle 
nach Kräften bestätigte. Macmillan tat sein Bestes69; da aber die britische Hoffnung, 

63 Macmillan, Riding the Storni, S. 69, 439; Maudling, Memoire, S. 69f. 
64 Macmillan, Riding the Storni, S. 439. 65 Maudling, Memoirs, S. 71 f. 
66 Macmillan, Riding the Storm, S. 319ff.; The Memoirs of Lord Gladwyn, S. 300. 
67 The Memoirs of Lord Gladwyn, S. 331. 
68 Macmillan, Riding the Storm, S. 331. 69 Ebenda, S. 445 ff. 
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eine Verschmelzung der Gemeinschaft mit einer auf der OEEC basierenden Freihan­
delszone zu erreichen, auf der Annahme beruhte, die Verhandlungspartner Londons 
würden nicht auf Sieg, sondern auf Remis spielen (denn nie zuvor dürften sich Vertre­
ter Großbritanniens mit einem schwächeren Blatt an einen Verhandlungstisch gesetzt 
haben), war er nicht in der Lage, de Gaulle zu stoppen, nachdem der General das 
erforderliche Gefühl der Sicherheit gewonnen und seine Mitspieler in den erforderli­
chen Zustand der Unsicherheit und Unentschlossenheit manövriert hatte. 

Das französische Veto vom 14. November 1958 ließ den Briten keine andere Wahl, 
als auf dem Weg zur EFTA weiterzugehen, wobei ihnen die Entscheidung durch den 
Druck Norwegens und Schwedens erleichtert wurde70, die auf einen Abschluß der 
Verhandlungen auch ohne Beteiligung der Sechs drängten. Aber die EFTA der Sieben 
war nicht das, was Großbritannien im Auge gehabt hatte. Ihr Hauptzweck - für die 
Skandinavier ebenso wie für die Briten - bestand nun darin, den übriggebliebenen 
Mitgliedern der OEEC eine Situation zu ersparen, in der ihre Uneinigkeit und Isolie­
rung einen Staat nach dem anderen zwingen würden, sich den Sechs zu deren Bedin­
gungen anzuschließen. 

Aus heutiger Perspektive gesehen, wirkt dieses Konzept sonderbar. Es führt jedoch 
zur letzten Fehlrechnung der britischen Politik. Nachdem Großbritannien 1957 eine 
Freihandelszone unter Einschluß der Sechs vorgeschlagen hatte, fanden die Verhand­
lungen über den britischen Vorschlag vor einem Hintergrund statt, in dem die Erwar­
tung einer neuen Welthandelsrezession dominierte. Die Anfänge einer solchen Rezes­
sion machten sich 1957 bemerkbar, und zwar auf eine Weise, die für Großbritannien 
besonders spürbar war: Spekulationen gegen das Pfund, Stillegung von Tankern, 
Rückgang des Exports von Kraftfahrzeugen, heftige Schwankungen der Rohstoff­
preise (1958 waren einmal die Preise für Zinn aus Malaysia und für Kakao aus Ghana 
derart geklettert, daß es hieß, zusammen mit den Einnahmen für das Öl aus Kuweit 
mache dies etwa 70 Prozent der Sterling-Bilanz aus). Gewiß handelte es sich bei den 
Rezessions-Signalen noch mehr um subjektive Eindrücke als um objektive Tatsachen, 
und sie beherrschten die Londoner Besorgnisse hinsichtlich der Europäischen Wirt­
schaftsunion in einem Maße, das heute nicht mehr recht verständlich ist. Für den Fall 
einer Rezession wurde mit hohen Zollmauern gerechnet. Nach Meinung der Nervöse­
ren war dann der Zusammenbruch von GATT und die Wiederkehr aller üblen Er­
scheinungen der dreißiger Jahre zu erwarten: subventionierte Konkurrenz, Dumping-
Preise und der Export von Arbeitslosigkeit. Diese Befürchtungen haben sich zum 
großen Teil als unbegründet erwiesen. Aber 1957/58 spielten sie in den britischen 
Überlegungen eine sehr reale Rolle, vor allem in den Überlegungen Macmillans, der 
unseligerweise schon Parallelen zu Napoleons Kontinentalsperre entdecken zu kön­
nen glaubte, und von 1955 bis 1958 lähmten und hemmten sie die britische Europa­
politik. Die Briten hielten es für katastrophal, sich Feinde zu machen, und sei es auch 

70 Maudling, Memoirs, S. 74f. Gore-Booth, With Great Truth, S. 250ff., bietet eine anschauliche 
Schilderung sowohl der Wirkung des französischen Vetos wie der Vergeblichkeit der nachfolgen­
den Verhandlungen. 
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nur vorübergehend. Sie gingen kein Risiko ein, sie prozedierten überaus langsam, sie 
suchten zu allen Zeiten allen Interessen Rechnung zu tragen, sie konsultierten, sie 
machten Vorschläge - und die ungenützte Zeit ging unwiederbringlich dahin. Präsi­
dent de Gaulle hatte keine solchen Skrupel. Er agierte und manövrierte, er tarnte seine 
Batterien hinter Rauchschleiern aus jenen komplizierten und substanzlosen Gemein­
plätzen, wie sie nur eine wirklich präzise Sprache wie Französisch zuläßt, aber im 
richtigen Moment handelte er. Und wie Napoleon 1805 bei Ulm hatte er sich den Sieg 
gesichert, noch ehe die Schlacht begann. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die konservativen Regierungen von 1951 
bis 1959 vertraten zunächst, in den Jahren des Kabinetts Churchill, eine Position, die 
darauf hinauslief, bereits erreichte organisatorische Erfolge der Europäischen Bewe­
gung zu unterstützen, aber Großbritannien selbst abseits zu halten; dieser Kurs ent­
sprach in besonderer Weise dem Denken Edens, und er orientierte sich nicht zuletzt an 
dem Bewußtsein, Großbritannien habe noch immer den Status einer Supermacht. Als 
William T. Fox, der amerikanische Politikwissenschaftler, diesen Begriff prägte, hat er 
Großbritannien mit Selbstverständlichkeit zu den Supermächten gerechnet. Im Kabi­
nett Churchill gab es eine Minderheit, zu der offenbar auch der Premierminister 
zählte, die der Auffassung war, Großbritannien könne jenen Status nur dann behaup­
ten, wenn es sich an die Spitze einer europäischen Konföderation stelle. Churchill sah 
darin schließlich vor allem ein Mittel, bei einem Zurückweichen der sowjetischen Flut 
den Frieden in Europa zu bewahren. Seine Anhänger erblickten darin ein Mittel gegen 
die ideologische Anziehungskraft des Kommunismus auf ein Europa, das ohne ein 
solches Ideal in Kapitulationismus und Kollaborationismus verfallen würde. In ihrer 
Konzeption von Europa, die mehr kulturell und gesellschaftspolitisch als staatsrecht­
lich war, gab es keinen Gedanken an einen föderativen Staat. 

Nachdem Eden Premierminister geworden war, konnte Macmillan sich an die 
Spitze dieser Gruppe setzen, indem er sich Edens Mangel an Verständnis für Wirt­
schaftsfragen und die Ablenkung des Regierungschefs durch die Verteidigung seiner 
Stellung gegen den imperialistischen rechten Flügel der Tories zunutze machte. Nach 
Edens Sturz war Macmillan, als Nachfolger, in der Lage, seine Politik auch zu verfol­
gen. Die Zeit für diese Politik war aber indessen abgelaufen. Die Vorbereitung der 
entsprechenden Pläne dauerte zu lange, und obwohl es während der Versuche zu ihrer 
Realisierung manchmal so aussah, als sei der Erfolg möglich, mußten sie schließlich 
an Hindernissen scheitern, die mit den internen Vorgängen in Europa nur wenig zu 
tun hatten, an General de Gaulles Rückkehr zur Macht in Frankreich und an 
Chruschtschows Berlin-Ultimatum. Die britische Schwäche gegenüber den Vereinig­
ten Staaten, die in der Suez-Krise deutlich wurde, veranlaßte Großbritannien, sich 
einen entscheidenden Schritt von Frankreich zu entfernen und den USA zu nähern, 
was zum Fall der Vierten Republik beitrug, die aber angesichts ihrer Unfähigkeit, das 
Algerienproblem zu lösen, wohl ohnehin nicht mehr lange zu leben gehabt hätte. Der 
Fall der Vierten Republik brachte einen Mann an die Macht, der zum einen entschlos­
sen war, die Entwicklung Europas nicht weiter als bis zu der von den Briten anvisier­
ten Konföderation gehen zu lassen, zum anderen mit gleicher Energie den Traum 
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realisieren wollte, an der Spitze dieser Konföderation Frankreich statt Großbritannien 
den Status einer Supermacht zu verschaffen. So steht der Historiker vor drei Parado­
xen. Indem Großbritannien nicht über das Ideal einer Konföderation hinausgehen 
wollte, besiegelte es für entscheidende anderthalb Jahrzehnte seinen Ausschluß aus 
dem Bund. Indem sie die britische Konzeption nicht akzeptierten, erreichten die Föde­
ralisten ein hoffnungslos konföderationistisches Europa unter einer zumindest ver­
suchten gaullistischen Hegemonie. Indem er den Weg zu einem föderalistischen Eu­
ropa versperrte, bewahrte de Gaulle ein konföderationistisches Europa, dem sich 
Großbritannien, nach dem Abschied des Generals von der Politik, ohne weiteres 
wieder anschließen konnte. Europa hatte große wirtschaftliche Fortschritte zu ver­
zeichnen, das ist wahr. Aber in politischer Hinsicht ist Europa noch kaum existent, 
und der Versuch, die Führung Europas zu erreichen, hat weder Großbritannien noch 
Frankreich irgendeinen Gewinn gebracht. 



LEONID LUKS 

DIE WEIMARER REPUBLIK 
IM SPIEGELBILD DER POLNISCHEN GESCHICHTSSCHREIBUNG 

NACH 1945 

Die Polen gehören neben den Juden und einigen Völkern der Sowjetunion zu den 
Nationen, die für den nationalsozialistischen Versuch, eine „neue europäische Ord­
nung" zu errichten, den höchsten Blutzoll entrichten mußten. Durch diesen Umstand 
wird der Normalisierungsprozeß in den Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und Polen sicherlich einen anderen Charakter annehmen, als er ihn in den Beziehun­
gen zwischen der Bundesrepublik und den westeuropäischen Nationen zeigt. 

Auch die Entspannung der deutsch-sowjetischen Beziehungen kann nicht auf die 
gleiche Stufe mit der des deutsch-polnischen Verhältnisses gestellt werden. Die „deut­
sche Frage" hat für die Weltmacht Sowjetunion, mit ihren vielfältigen Engagements in 
allen Erdteilen, nicht mehr den ersten Rang, wie sie es noch bis 1945 hatte. Demge­
genüber ist Polen aufgrund seiner geopolitischen Lage immer noch auf Deutschland 
„fixiert". Viele Ängste, die in der Sowjetunion bereits abgebaut wurden, gehören in 
Polen keineswegs der Vergangenheit an. 

Nicht zuletzt deshalb beobachten polnische Historiker und Publizisten so aufmerk­
sam die politischen und geistigen Vorgänge in der Bundesrepublik und reagieren mit 
so großer Sensibilität auf alle innerdeutschen Entwicklungen. 

Dieses außergewöhnliche Interesse der polnischen Öffentlichkeit für die deutschen 
Angelegenheiten findet auf der deutschen Seite kaum eine Entsprechung. Abgesehen 
von Fachkreisen, ist Polen, unter anderem wegen der sprachlichen Barriere, für die 
deutsche Öffentlichkeit eine terra incognita. Polnische Ängste und Erwartungen, pol­
nische Interpretationen der deutschen Vergangenheit und Gegenwart sind in der Bun­
desrepublik weitgehend unbekannt. 

Dieser Mangel an Kenntnis der polnischen Positionen ist für die Verständigung, die 
zur Zeit sowohl von der deutschen wie auch von der polnischen Seite angestrebt wird, 
wenig förderlich. Im folgenden soll daher die Behandlung der Weimarer Zeit durch 
die polnische Nachkriegshistoriographie1 analysiert und damit dem deutschen Leser 
ein spezifischer Zug des polnischen Deutschlandbildes vermittelt werden. Die Weima­
rer Republik scheint für diesen Zweck vorzüglich geeignet, da in der Behandlung 
dieser Periode auch die Einstellung der Polen zum heutigen Deutschland zum Aus­
druck kommt. Andererseits fallen aber bei der Analyse von Vorgängen, die bereits der 
Geschichte angehören, gewisse politische Rücksichtnahmen weg, welche die Darstel­
lung aktueller politischer Themen beeinflussen. 

1 In diesem Aufsatz werden nur Arbeiten berücksichtigt, die nach dem Zweiten Weltkrieg in Polen 
und nicht in der Emigration erschienen sind. 
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Zunächst einige Thesen und Überlegungen zur Spezifik des deutsch-polnischen 
Verhältnisses, zur Eigenart der politischen Situation Polens und zum Stellenwert der 
Geschichte im heutigen Polen: 

1. Die Positionen der polnischen Historiker gegenüber der Weimarer Republik 
decken sich keineswegs mit denen der sowjetischen beziehungsweise der westlichen 
Historiographie. Dieser Sachverhalt läßt sich wahrscheinlich darauf zurückführen, 
daß Polen in der außenpolitischen Konzeption der Weimarer Republik eine gänzlich 
andere Stellung einnahm als die übrigen europäischen Staaten. Die Weimarer Repu­
blik war bekanntlich in den verschiedenen Perioden ihrer Entwicklung sowohl zur 
Aussöhnung mit dem Westen wie auch zur Zusammenarbeit mit Sowjetrußland be­
reit. Gegenüber Polen zeigten jedoch die Weimarer Politiker keine solche Bereitschaft. 
Dieser Sachverhalt spiegelt sich auch heute noch in der Einstellung der polnischen 
Historiographie zu Weimar wider. Während westliche Historiker die Locarno-Politik 
und sowjetische ihrerseits die Rapallo-Politik des Weimarer Staates lobend erwähnen, 
sehen polnische Historiker keinen vergleichbaren Lichtpunkt in der Weimarer Politik. 
Für sie ist die Weimarer Republik in erster Linie revisionistisch und aggressiv. Dies ist 
aus polnischer Sicht vielleicht nicht ganz unbegründet. 

Ein weiterer Punkt, in dem sich die polnische Historiographie stark von der Histo­
riographie anderer Länder, diesmal vor allem von der sowjetischen, unterscheidet, 
betrifft die Beurteilung Preußens und des Fortwirkens preußischer Traditionen in der 
Weimarer Zeit. Die traditionelle preußisch-russische Freundschaft, die nicht zuletzt 
auf Kosten Polens ging, erlebte bekanntlich in der Weimarer Zeit eine Renaissance. 
Prorussische Sympathien und antiwestliche Einstellungen der preußischen Ober­
schicht der Weimarer Zeit werden von den sowjetischen Historikern als positiv regi­
striert. Für die polnischen Historiker hingegen bedeuten die preußischen Traditionen 
in erster Linie ein Streben nach Expansionismus, das für den europäischen Frieden 
eine andauernde Gefahr darstelle. 

Die Tatsache, daß das deutsch-polnische Verhältnis in den letzten zwei Jahrhunder­
ten sich zeitweise grundlegend anders als das deutsch-russische gestaltet hatte, bleibt 
also nicht ohne Einfluß auf die unterschiedliche Einstellung der polnischen und der 
sowjetischen Historiographie zu Deutschland. 

2. Ein anderer Faktor, der neben den erwähnten historischen Erfahrungen die 
polnische Einstellung zu Deutschland außerordentlich stark beeinflußt, betrifft be­
stimmte Entwicklungen, die in der Nachkriegszeit stattgefunden haben. Es handelt 
sich hier um die Verschiebung des polnischen Staates nach Westen, die den Charakter 
Polens einschneidend veränderte. Diese Verschiebung wurde durch die Siegermächte 
beschlossen, die Polen selbst haben bei diesem Beschluß kaum mitwirken dürfen. Man 
kann hier wohl von einer gewissen Ironie des Schicksals sprechen, daß die Sieger­
mächte sowohl Deutschland, das den Zweiten Weltkrieg ausgelöst hatte, wie auch 
Polen, das als erster Staat den nationalsozialistischen Eroberungsplänen mit Waffen­
gewalt zu wehren suchte, ihre künftige Gestalt als vollendete Tatsache auferlegten. 

Durch diese Verschiebung nach Westen erhielt der polnische Staat grundlegend 
neue Eigenschaften. Polen verlor den Charakter einer Vielvölkergesellschaft, den es 
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seit der Union mit dem jagiellonischen Großfürstentum Litau im 14. Jahrhundert 
besessen hatte. Es wurde zum erstenmal seit einem halben Jahrtausend zu einem 
ethnisch homogenen Staatswesen. Der jagiellonische Traum von einer Föderation 
osteuropäischer Völker unter polnischer Führung, die ein Gegengewicht zu den Groß­
mächten Rußland und Deutschland bilden sollte, spielt im heutigen Polen kaum eine 
Rolle mehr. Viele polnische Historiker kritisieren Pilsudski, den letzten bedeutenden 
Vertreter der jagiellonischen Idee, wegen seines Größenwahns; er habe dem polni­
schen Staat außenpolitische Aufgaben aufgebürdet, die dessen Kräfte bei weitem 
überstiegen hätten. 

In der polnischen Historiographie findet dieser neue Standpunkt seinen Ausdruck 
in der Rückbesinnung auf die Tradition der Piasten-Dynastie (zur Zeit der Piasten 
ähnelte der polnische Staat sowohl in seiner ethnischen Zusammensetzung wie auch 
in seinen geographischen Grenzen dem heutigen Polen) und durch eine kritischere 
Einstellung zur Zeit der Jagiellonen. So in den Büchern von Pawel Jasienica, „Polska 
Piastów" (Warschau 1960) und „Polska Jagiellonow (Warschau 1963). 

Die Zeiten, in denen Polen mit Rußland um den Einfluß auf Kleinrußland, Weiß­
rußland und die Ostseeprovinzen stritt, gehören endgültig der Vergangenheit an. Die 
Mehrheit der Polen hat sich mit dem Status einer mittelgroßen europäischen Macht 
abgefunden. Dies wird nicht nur aus Äußerungen der Vertreter der offiziellen polni­
schen Historiographie, sondern auch aus Aussagen führender Mitglieder der polni­
schen Emigration deutlich. In diesem Sinne äußerte sich z. B. der vor kurzem verstor­
bene brillante polnische Publizist Juliusz Mieroszewski in der in Paris erscheinenden 
Zeitschrift „Kultura" (1974, Nr. 9, S. 3-14, und 1975, Nr. 4, S. 11-16). 

Welche Auswirkungen hatte diese Neustrukturierung des polnischen Staates auf die 
polnische Einstellung zu Deutschland? Die ehemaligen deutschen Ostgebiete gehören 
zur Zeit zu den am dichtesten besiedelten und wirtschaftlich am besten entwickelten 
Gebieten Polens; dort lebt ein Drittel der polnischen Bevölkerung. Diese Gebiete sind 
in das Gesamtgefüge des polnischen Staates völlig integriert. Es ist daher nicht ver­
wunderlich, daß die Polen auf jegliche Infragestellung der Zugehörigkeit dieser Ge­
biete zu ihrem Staat so empfindlich reagieren. Diesem Sachverhalt muß bei der Be­
trachtung der Kritik am Weimarer Revisionismus durch polnische Historiker Rech­
nung getragen werden. 

Die Angst vor dem deutschen Revisionismus war in Polen schon nach 1918 fast 
ebenso stark wie nach 1945. In den Augen der polnischen Historiker nimmt die 
Nichtanerkennung der polnischen Westgrenze durch die Weimarer Republik einen 
ähnlichen Stellenwert an wie die Verzögerung der Anerkennung der Oder-Neiße-
Grenze durch die Bundesrepublik. Wenn man sich bewußt ist, mit welchen traumati­
schen Erinnerungen in Polen der Begriff des „deutschen Revisionismus" verbunden 
ist, dann werden die von den polnischen Historikern gezogenen Parallelen verständli­
cher. Die Anerkennung des territorialen Status quo durch die Regierung Brandt-
Scheel wurde in Polen mit ungeheuerer Erleichterung aufgenommen. Sie schuf ein 
ganz neues Klima im deutsch-polnischen Verhältnis. Zum ersten Male in diesem 
Jahrhundert erscheint eine Aussöhnung zwischen beiden Völkern als möglich. 
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3. Eine abschließende Bemerkung zum Stellenwert der Geschichte und der nationa­
len Symbolik im heutigen Polen. Die Polen haben ein ungebrochenes Verhältnis zu 
ihrer Geschichte. Sie sind stolz auf ihre Tradition der Auflehnung sowohl gegen eigene 
wie gegen fremde Obrigkeit. Sie weisen auch darauf hin, daß die Polen im Laufe der 
letzten zwei Jahrhunderte nicht nur gegen die Unterdrückung des eigenen Volkes 
sondern auch gegen die anderer Völker gekämpft hätten. Der Stolz der Polen auf diese 
Tradition findet seinen Ausdruck in dem in Polen populären Sprichwort „Za wolnosc 
nasza i wasza" (Für unsere und für eure Freiheit). 

Die Ehrfurcht vor der eigenen Geschichte ist in Polen außerordentlich stark. Im 
Laufe der letzten zwei Jahrhunderte, in denen die Polen so hart um ihre Unabhängig­
keit und um die Beibehaltung ihrer nationalen Identität ringen mußten, erfüllte dort 
die geschichtliche Überlieferung eine wichtige integrierende Funktion. Ihrem geschärf­
ten Geschichtsbewußtsein verdanken die Polen nicht zuletzt auch ihr Überleben als 
Nation. Allerdings hat solch eine intensive Beziehung zur eigenen Geschichte auch 
ihre Schattenseite. Sie erschwert die Befreiung von der Last gewisser traumatischer 
Geschichtserinnerungen. Historische Themen werden so mit einem ungewöhnlich 
starken emotionalen Engagement behandelt. Dies muß man bei der Betrachtung der 
Argumentation der polnischen Historiker zur Geschichte der deutsch-polnischen Be­
ziehungen im Auge behalten. 

Der hohe Stellenwert der Geschichte und die emotionale Behandlung geschichtli­
cher Themen sind allerdings nicht nur für Polen, sondern auch für andere osteuropä­
ische Länder charakteristisch. Osteuropa erlebt zur Zeit einen Prozeß der nationalen 
Erneuerung; solche Prozesse sind erfahrungsgemäß mit einer höchst emotionalen Ein­
stellung zur eigenen Geschichte und zur nationalen Symbolik verbunden. Wenn man 
in West- und Mitteleuropa nach Analogien für die im heutigen Polen und in einigen 
anderen osteuropäischen Ländern praktizierte Verehrung der nationalen Symbolik 
sucht, muß man ein halbes Jahrhundert zurückgehen. Mit anderen Worten, das Zeit­
alter des Nationalismus gehört in Osteuropa nicht der Vergangenheit an. Worte wie 
„Liebe zum Vaterland", „Nationalstolz", „Patriotismus" u. ä. gehören im heutigen 
Polen wie auch in anderen Ländern Osteuropas zum alltäglichen Sprachgebrauch und 
muten keineswegs anachronistisch an. 

Verständlicherweise werden im folgenden vorwiegend Arbeiten dargestellt, die ent­
weder vor der stalinistischen Gleichschaltung der polnischen Nachkriegshistoriogra­
phie (bis 1949) oder nach dem polnischen „Oktober" (1956) entstanden sind. Die 
stalinistische Periode der polnischen Geschichtsschreibung (etwa 1950 bis 1955) mit 
ihren doktrinären, für die historische Forschung wenig ergiebigen Zügen und Produk­
ten wird, abgesehen von wenigen Ausnahmen, hier nicht berücksichtigt. Im übrigen 
ist der Aufsatz thematisch, nicht chronologisch gegliedert. Die Kontinuität bezie­
hungsweise die Veränderung von Positionen in der polnischen Forschung der letzten 
34 Jahre wird im Zusammenhang mit bestimmten Fragestellungen aufgezeigt, denen 
die polnische Historiographie besondere Aufmerksamkeit widmet: 
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1. Die Versailler Ordnung als Grundlage künftiger polnisch-deutscher Beziehungen. 
2. Rapallo versus Locarno. 
3. Die Polenpolitik der Weimarer Republik. 
4. Die Verantwortung für den Aufstieg der NSDAP. 

1. Die Versailler Ordnung als Grundlage 
künftiger polnisch-deutscher Beziehungen 

Obwohl die in Versailles neugeschaffene europäische Ordnung die Unabhängigkeit 
des polnischen Staates erst ermöglichte, wird sie in der polnischen Nachkriegshisto­
riographie scharf kritisiert. Polnische Historiker werfen den Siegermächten, vor allem 
Großbritannien, mangelndes Interesse an dem weiteren Schicksal der neuentstande­
nen Staaten in Ostmitteleuropa vor2. Die Eindämmung der deutschen Expansion in 
westlicher Richtung habe eindeutig Priorität für die Siegermächte gehabt. Dagegen 
seien dem deutschen „Drang nach Osten" keine effektiven Schranken gesetzt wor­
den3. In der Bewertung des Versailler Vertrags unterscheiden sich die Historiker 
Polens deutlich von denen der Sowjetunion. In der sowjetischen Historiographie wird 
bis heute die Leninsche These vom Versailler Vertrag als einem „imperialistischen 
Gewaltfrieden" vertreten4. Polnische Historiker dagegen werfen diesem Vertrag eher 
seine Inkonsequenz und Schwäche als seinen Gewaltcharakter vor5. So sagte im Jahre 
1963 der Historiker Zielinski, Lenin habe den Versailler Vertrag zu scharf verurteilt, 
als er ihn als einen Räubervertrag bezeichnete, der einem „wehrlosen Opfer" aufge­
zwungen worden sei. Die Westmächte hätten den deutschen Militarismus nur sehr 
inkonsequent und halbherzig geschwächt6. Die letztere These ist für die polnische 
Nachkriegshistoriographie charakteristisch. Sie wird, mit einigen Modifizierungen, in 
allen Abschnitten der Nachkriegszeit vertreten. 

So kritisiert Janusz Pajewski in seinem 1947 erschienenen Buch „Niemcy w czasach 
Nowozytnych" die inkonsequente Politik der Siegermächte gegenüber Deutschland. 

2 Vgl. Jerzy Krasuski, Historia Rzeszy Niemieckiej 1871-1945, Posen 1969, S. 233f.; Henryk Zie­
linski, Znaczenie Traktatu Wersalskiego dla rozwoju stosunkow polsko-niemieckich po I wojnie 
swiatowej, in: Kwartalnik Historyczny 1963, S. 24f.; Karol Lapter, Traktat Wersalski i System 
Wersalski w pogladach historiografji i publicystyki, in: Janusz Pajewski (Hrsg.), Problem Polsko-
Niemiecki w traktacie Wersalskim, Posen 1963, S. 14; Zdzislaw Wroniak, Sprawa polskiej granicy 
zachodniej w latach 1918-1919, Posen 1963, S. 102f. und S. 129f.; Kazimierz Piwarski, Zmiany 
w sytuacji miedzynarodowej w ostatnim czterdziestoleciu (1917-1957), in: Przeglad Zachodni 
1957(6), S. 219. 

3 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 233ff.; Zielinski, a. a. O., S. 24ff.; Lapter, a. a. O., S. 19. 
4 Siehe dazu V. B. Usakow, Otnosenija mezdu Sovetskim Sojuzom i Veimarskoj Germanijej v izobra-

zenii zapadnogermanskoj burzuaznoj istoriografii, in: Istoria SSSR 1959(5), S. 186f.; derselbe, 
Vnesniaja politika Germanii v period Veimarskoj respubliki, Moskau 1958, S. 40f.; I. K. Koblja-
kov, Ot Bresta do Rapallo, Moskau 1954, S. 236; N. V. Farbman, Germanskij revansizm posle 
pervoj mirovoj vojny, Rjazan 1974, S. 32. 

5 Piwarski, a. a. O., S. 218; Lapter, a. a. O., S. 14. 
6 Zielinski, a. a. O., S. 27ff. 
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Die führenden Männer der Entente seien vor den eigenen - zunächst sehr radikalen -
Forderungen selbst zurückgeschreckt. Viele dieser Forderungen seien zurückgenom­
men worden, wodurch die Siegermächte bei den Deutschen den Eindruck der Schwä­
che erweckt hätten. Aus diesem Grunde sei den Siegermächten in Deutschland nicht 
nur Haß, sondern auch Geringschätzung entgegengebracht worden7. Die Inkonse­
quenz der Siegermächte in Versailles wird u. a. von Zygmunt Wojciechowski (1945 
und 1955), Kazimierz Piwarski (1957), Zdzislaw Wroniak (1963), Karol Lapter 
(1963) und Jerzy Krasuski (1968 und 1975) verurteilt7a. Henryk Zielinski und Jerzy 
Krasuski sprechen von einer Art Solidarität der Großmächte - der Sieger wie auch des 
besiegten Deutschland - untereinander, die sich für die kleineren Staaten nachteilig 
ausgewirkt habe8. Als einen Ausdruck dieser Solidarität führen Zielinski und Krasuski 
die Minderheitenschutz-Verträge an, die den nationalen Minderheiten in den ver­
schiedenen jungen Staaten Ostmitteleuropas Gleichberechtigung garantieren sollten. 
Solche Verträge, die nach Meinung Krasuskis und Zielinskis die Souveränität der 
kleinen Staaten Ostmitteleuropas einschränkten, mußte Deutschland seinerseits nicht 
unterzeichnen, obwohl auch in Deutschland nationale Minderheiten (in erster Linie 
Polen) lebten9. Dies ist für Krasuski ein Beweis dafür, daß die Siegermächte die 
Staaten Ostmitteleuropas für unmündig hielten und ihren selbständigen Entscheidun­
gen nicht vertrauten10. 

Eine zusätzliche Schwäche der Versailler Ordnung sieht Krasuski darin, daß sie 
nicht nur gegen Deutschland, sondern auch gegen Rußland gerichtet war. Die Angst 
vor der Ausweitung der bolschewistischen Revolution auf ganz Europa habe die 
Siegermächte, vor allem Großbritannien, dazu bewogen, Deutschland zu nachsichtig 
zu behandeln. Auch diese These Krasuskis ist für die polnischen Historiker nach 1945 
repräsentativ; sie zieht sich durch die ganze Nachkriegszeit hindurch und wird u. a. 

7 Janusz Pajewski, Niemcy w czasach Nowozytnych 1517-1939, Posen 1947, S. 306t. Auch Karol 
Lapter vertritt die Meinung, der Versailler Vertrag sei keineswegs so hart gewesen, wie dies in 
Deutschland behauptet worden sei. Die Deutschen hätten viele Bedingungen der Siegermächte zu 
ihren Gunsten ändern können. Nur die revisionistische deutsche Historiographie betrachte den 
Versailler Vertrag als „Diktat" (Lapter, a. a. O., S. 13f.). Letztere These ist allerdings nicht zutref­
fend, denn bekanntlich bezeichneten auch die bolschewistischen Führer und die Führung der 
Komintern den Versailler Vertrag, zumindest bis zur nationalsozialistischen Machtergreifung, als 
„Diktat". Dies wird von Lapter im gleichen Aufsatz an anderer Stelle bestätigt. Er kritisiert näm­
lich die Führung der Komintern und der polnischen Kommunistischen Partei, weil diese territoriale 
Bestimmungen des Versailler Vertrages (bis zur nationalsozialistischen Machtergreifung) verurteilt 
und einige deutsche Forderungen unterstützt hätten (Lapter, a. a. O., S. 35 f.). 

7aZygmunt Wojciechowski, Polska - Niemcy. Dziesiec wieków zmagan, Posen, 1945, S. 242ff.; 
derselbe, Od Wersalu do Poczdamu, in: Przeglad Zachodni 1955(5-6), S. 10ff.; Piwarski, a. a. O., 
S. 218; Wroniak, a .a .O. , S. 26 und 102 f.; Lapter, a .a .O. , S. 13f.; Jerzy Krasuski, Problem 
orientacji w dziejach polityki polskiej, in: Przeglad Zachodni 1968(5-6), S. 17; derselbe, Stosunki 
polsko-niemieckie 1919-1932, Posen 1975, S. 13. 

8 Zielinski, a. a. O., S. 29f.; Krasuski, Historia Rzeszy, S. 233ff.; dazu auch Lapter, a. a. O., S. 34. 
9 Zielinski, a. a. O., S. 30f.; Krasuski, Historia Rzeszy, S. 234; Krasuski, Stosunki polsko-niemiek-

kie, S. 147ff. 
10 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 149. 
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von Z. Wojciechowski (1945 und 1955), Piwarski (1957), W. Balcerek (1959), Wro-
niak (1963), Lapter (1963) und Zielinski (1963) vertreten11. 

Lloyd George habe, so Krasuski, in den kleinen Staaten, die zwischen Deutschland 
und Rußland entstanden, keinen zuverlässigen Schutz vor dem revolutionären Ruß­
land gesehen. Eine solche Funktion habe England eher einem starken Deutschland 
anvertrauen wollen. Daher habe England bei verschiedenen Konflikten zwischen 
Deutschland und seinen kleineren östlichen Nachbarn in der Regel für Deutschland 
Partei ergriffen12. Dazu läßt sich sagen, daß die von Krasuski bemängelte Schwäche 
der Versailler Ordnung - ihre gleichzeitige Ausrichtung gegen Deutschland und Ruß­
land - die wichtigste Voraussetzung für einen unabhängigen polnischen Staat schuf. 
Krasuski selbst sagt an anderer Stelle, daß die Schwächung Rußlands durch den 
Ersten Weltkrieg eine ebenso wichtige Vorbedingung für die polnische Unabhängig­
keit wie die Niederlage des Deutschen Reiches gewesen sei13. Die Versailler Ordnung 
sollte diese für Polen außergewöhnlich vorteilhafte politische Konstellation, die sich 
infolge der Schwächung seiner beiden Hauptgegner ergeben hatte, für eine gewisse 
Zeit zementieren. Es ist zwar richtig, daß jene Ordnung nicht dauerhaft sein konnte. 
Sie hat aber Polen immerhin zwanzig Jahre Unabhängigkeit ermöglicht. Nach diesen 
zwanzig Jahren fiel es den Gegnern der polnischen Selbständigkeit viel schwerer als 
zuvor, die staatsbildenden Fähigkeiten der Polen in Frage zu stellen. 

11 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 13; Z. Wojciechowski, Polska-Niemcy, S. 246; derselbe, 
Od Wersalu do Poczdamu, S. llf.; Piwarski, a. a. O., S. 218f.; Wieslaw Balcerek, Polska polityka 
zagraniczna wobec ukladow lokarnenskich, in: Przeglad Zachodni 1959(3), S. 260f.; Lapter, 
a. a. O., S. 23 ff.; Zielinski, a. a. O., S. 26. 
In ihrer Einstellung zu Rußland seien die Siegermächte in Versailles keineswegs so uneinig gewesen, 
wie in ihrer Haltung Deutschland gegenüber, sagt Zdzistaw Wroniak. Die Ausarbeitung antisowje­
tischer Pläne habe in Versailles Vorrang gegenüber der Konzipierung des Friedensvertrages mit 
Deutschland besessen (Wroniak, a. a. O., S. 73 f.). 

12 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 233; vgl. auch Zielinski, a. a. O., S. 29; Wroniak, a. a. O., S. 104f. 
und S. 129f.; Lapter, a. a. O., S. 25. 

13 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 232 f. Diese für Polen so positive Entwicklung sei beim Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges kaum voraussehbar gewesen, sagt Krasuski. Die Entstehung des unabhängigen 
Polen habe allgemein überrascht (Krasuski, Historia Rzeszy, S. 232f.); 
Józef Pilsudski gehörte zu den wenigen Politikern, die bereits einige Jahre vor dem Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges eine ähnliche Entwicklung voraussagten. Viktor Cernov, der Führer der russi­
schen Partei der Sozial-Revolutionäre, berichtet darüber in seinen Erinnerungen: „Pilsudski sagte 
für die nahe Zukunft mit großer Bestimmtheit einen österreichisch-russischen Krieg wegen des 
Balkans voraus. Er hatte keinerlei Zweifel daran, daß auf der Seite Österreichs Deutschland stehen 
werde ... Er sprach auch seine Überzeugung aus, daß es für Frankreich letzten Endes unmöglich 
sein werde, passiver Zuschauer dieses Konfliktes zu bleiben . . . Schließlich war er der Ansicht, daß 
England das Schicksal Frankreichs nicht dem Zufalle überlassen könne. Wenn die geeinten Kräfte 
Frankreichs und Englands sich als nicht ausreichend erweisen würden, dann würde früher oder 
später auch Amerika auf ihrer Seite in den Krieg ziehen . . . Rußland wird von Österreich und 
Deutschland geschlagen werden, diese werden aber ihrerseits wiederum von den Engländern und 
Franzosen (bzw. von den Engländern, Franzosen und Amerikanern) geschlagen werden. Osteuropa 
werde durch Mitteleuropa eine Niederlage erleiden, Mitteleuropa wiederum durch Westeuropa. 
Dies zeige den Polen, in welche Richtung sie ihre Tätigkeit zu lenken hätten" (Viktor Cernov, Pered 
burej. Vospominanija, New York 1953, S. 296 t.). 
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2. Rapallo versus Locarno 

In seinem 1947 geschriebenen Aufsatz „Republika Weimarska ogniwem jednego sy-
stemu" vertritt Pajewski die These vom Primat der Außenpolitik in der neueren 
deutschen Geschichte. Die Revision habe nach 1918 genauso im Vordergrund der 
deutschen Politik gestanden wie vor 1918 das Streben nach der stärksten Machtposi­
tion in der Welt14. 22 Jahre später bestätigt Krasuski in seiner „Historia Rzeszy 
Niemieckiej" (1969) die These vom Primat der Außenpolitik in der jüngeren deut­
schen Vergangenheit15. Die im marxistischen Lager so populäre These vom Primat der 
Innenpolitik in der neueren deutschen Geschichte wird also von den wichtigeren 
polnischen Historikern nicht übernommen. 

Um ihr außenpolitisches Hauptziel - die Revision des Versailler Vertrags - zu 
erreichen, habe die Führung der Weimarer Republik den Gegensatz zwischen den 
Westmächten und dem sowjetischen Staat meisterhaft ausgespielt, so Krasuski und 
Pajewski16. In diesem Zusammenhang kritisieren beide Historiker insbesondere die 
Symbolfigur der Weimarer Republik - Gustav Stresemann. Stresemann, der für den 
Westen das „bessere" und friedliebende Deutschland verkörperte, habe in Wirklich­
keit eine machiavellistische und revisionistische Politik betrieben, die nur dem Westen 
gegenüber auf gewaltsame und kriegerische Lösungen verzichtete. Solche Grundsätze 
hätten für ihn nach Osten hin nicht gegolten17. Seit 1922 habe Stresemann infolge 
gemeinsamer wirtschaftlicher Interessen und gemeinsamer Gegnerschaft zum Kom­
munismus für eine Zusammenarbeit mit dem Westen plädiert18, trotzdem aber nicht 
auf die Kooperation mit Sowjetrußland verzichtet, weil die sowjetische Karte zur 
Ausübung von Druck auf die Westmächte vorzüglich geeignet gewesen sei19. Kon­
flikte zwischen den Vertretern verschiedener außenpolitischer Orientierungen inner­
halb der Führung der Weimarer Republik hätten die außenpolitische Position 
Deutschlands eher gestärkt als geschwächt20. Stresemann habe zwar die enge Anleh­
nung an Sowjetrußland, die von General von Seeckt gefordert wurde, abgelehnt. 

14 Janusz Pajewski, Republika Weimarska ogniwem jednego systemu, in: Przeglad Zachodni 
1947(7-8), S. 594f. 

15 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 275. 
16 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 280ff. und S. 296t.; derselbe, Stosunki polsko-niemieckie, S. 39 und 

S. 237; derselbe, Wplyw traktatu w Rapallo na stosunki polsko-niemieckie, in: Przeglad Zachodni 
1961(3), S. 61; Janusz Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna w swietle nowszych badan, in: 
Przeglad Zachodni 1957(2), S. 168ff.; derselbe, Z nowszych badari nad polityka Gustava Strese­
manna, in: Przeglad Zachodni 1959(1), S. 59; derselbe, Republika Weimarska, S. 605; derselbe, 
Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 309-316; Balcerek, Polska polityka zagraniczna, S. 263. 

17 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 165 f. und S. 170; derselbe, Z nowszych badan, 
S. 61 ff.; Krasuski, Historia Rzeszy, S. 296f. 

18 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 169. 
19 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 237; derselbe, Historia Rzeszy, S. 296; Pajewski, Polityka 

Gustava Stresemanna, S. 168; Balcerek, Polityka zagraniczna Polski w dobie Locarna, Breslau 
1967, S. 27; derselbe, Polska polityka zagraniczna, S. 263. 

20 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 32 f. 
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Jedoch sei die prowestliche Politik Stresemanns gerade deshalb so erfolgreich gewe­
sen, weil Seeckt durch seine Bündnispolitik mit Sowjetrußland Deutschlands Position 
gegenüber dem Westen außerordentlich gestärkt habe21. Rapallo habe den späteren 
Locarno-Vertrag erst ermöglicht22. Krasuski stützt sich auf die von Herbert Helbig in 
seinem Buch „Die Träger der Rapallo-Politik" aufgestellte These und sagt, daß die 
außenpolitischen Konzeptionen Stresemanns und Seeckts sich ideal ergänzt hätten23. 

Pajewski und Krasuski stimmen, obwohl sie verschiedenen Generationen der polni­
schen Historiographie angehören, in der negativen Beurteilung der außenpolitischen 
Konzeption Stresemanns überein. Trotz dieser Übereinstimmung ist jedoch die Posi­
tion Krasuskis differenzierter und weniger emotional als die Pajewskis23a. Eine diffe­
renziertere Betrachtungsweise läßt sich seit dem Ende der fünfziger Jahre auch bei 
anderen polnischen Historikern feststellen, zum Beispiel bei Balcerek und Zabietto. 
Die größere zeitliche Distanz zum Krieg ist hier sicher ausschlaggebend. 

Pajewski etwa schrieb im Jahre 1947, Stresemanns Politik sei für Polen sogar 
gefährlicher als die Hitlers gewesen. Die selbstzerstörerische Politik Hitlers sei von 
Anfang an zum Scheitern verurteilt gewesen, wohingegen Stresemanns geschickte 
antipolnische Taktik mit ihren Intrigen und Erpressungsversuchen viel mehr Aussicht 
auf Erfolg gehabt hätte, wenn sein plötzlicher Tod sein politisches Werk nicht vorzei­
tig zerstört hätte24. 

Aussagen dieser Art, die einer Dämonisierung Stresemanns gleichkommen und die 
für das erste Jahrzehnt nach dem Krieg nicht untypisch sind, findet man in der 
polnischen Historiographie der sechziger und siebziger Jahre nicht mehr. 

Der Rapallo-Vertrag wird, ähnlich wie der Versailler Frieden, von den polnischen 
anders als von den sowjetischen Historikern beurteilt. Sowjetische Historiker sehen 
(nach 1953) im Rapallo-Vertrag den Beweis dafür, daß Staaten mit unterschiedlichen 

21 Ebenda, S. 33. 
22 Krasuski, Wplyw traktatu w Rapallo, S. 58. 
23 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 33. 

Hans Roos weist seinerseits auf ein ähnliches Phänomen in Polen hin. Die prowestliche, antideutsche 
Orientierung Dmowskis und die in erster Linie antirussische Orientierung Pilsudskis hätten sich 
auch, trotz ihrer Gegnerschaft, ideal ergänzt. Dmowski habe aufgrund seiner Politik die Unterstüt­
zung der Westmächte für Polen sichern können. Pilsudskis Taktik - der Versuch, die polnische 
Unabhängigkeit aus eigener Kraft vor allem im Kampf gegen Rußland zu erringen - habe ihrerseits 
eine solide Grundlage für die polnische Selbständigkeit geschaffen (Hans Roos, Geschichte der 
Polnischen Nation 1916-1960. Von der Staatsgründung im Ersten Weltkrieg bis zur Gegenwart, 
Stuttgart 1961, S. 51 f.). 

23a Helmut Wagner weist in seiner Rezension auf die Ausgewogenheit Krasuskis bei seiner Darstellung 
der Weimarer Außenpolitik hin; vgl. Helmut Wagner, Besprechung des Buches von Krasuski 
„Stosunki polsko-niemieckie 1871-1939", in: Historische Zeitschrift 1968 (206), S. 723. 

24 Pajewski, Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 309. Dazu noch eine Äußerung Zygmunt Wojcie-
chowskis. Im Jahre 1945 schreibt er, Stresemann habe, im Gegensatz zu der im Dritten Reich 
vorherrschenden Meinung, die politische Taktik des Dritten Reiches vorweggenommen. Er habe 
als erster die Grundlagen des Versailler Vertrages ins Wanken gebracht und dadurch die künftige 
nationalsozialistische Außenpolitik geradezu ermöglicht (Z. Wojciechowski, Polska-Niemcy, 
S. 249). 
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Gesellschaftsordnungen friedlich und fruchtbar zusammenarbeiten können24 a. Für 
einige polnische Historiker dagegen steht dieser Gesichtspunkt nicht im Vordergrund. 
Sie betonen den aggressiven, in erster Linie antipolnischen Charakter des Vertrages25. 
Pajewski meint, daß Rapallo nicht nur für Polen potentielle Gefahren gebracht habe, 
sondern auch für Sowjetrußland. Das eigentliche Ziel deutscher „imperialistischer" 
Kreise sei die Beherrschung Rußlands gewesen. In den zwanziger Jahren sei man sich 
in Deutschland noch nicht darüber im klaren gewesen, auf welchem Wege dies ver­
wirklicht werden sollte: wirtschaftlich oder militärisch, in Zusammenarbeit mit den 
Westmächten oder im Alleingang. Eines aber habe festgestanden: ganz Osteuropa 
einschließlich Rußlands sei in Deutschland als ein Gebiet betrachtet worden, das unter 
die deutsche Hegemonie gehöre26. Den Rapallo-Vertrag habe die deutsche Führung 
dazu benutzen wollen, Rußland von sich abhängig zu machen. Dies sei das langfristige 
Ziel gewesen. Das Nahziel dagegen, das die langfristige Absicht erst ermöglichen 
sollte, sei die Vernichtung des polnischen Staates gewesen27. Aus diesen Darlegungen 
Pajewskis läßt sich eine Warnung an die heutige Sowjetunion herauslesen, daß jede 
Zusammenarbeit mit Deutschland, trotz scheinbarer Vorteile, letztlich auch für Ruß­
land Gefahr mit sich bringe. 

Anders als Pajewski beurteilt Zabiello (1967) die Rapallo-Politik. Für ihn ist die 
Tatsache, daß diese Politik zehn Jahre lang sowohl von deutscher wie auch von 
sowjetischer Seite intensiv betrieben wurde, Beweis genug dafür, wie sehr diese Zu­
sammenarbeit den deutschen und den sowjetischen Interessen entsprochen habe28. 
Zabiello schließt sich weder den Thesen Pajewskis an, der Rapallo ausschließlich als 
einen Sieg Deutschlands betrachtet, noch denen der sowjetischen Historiker, die Ra­
pallo als Vorbild für eine friedliche Zusammenarbeit der Staaten mit unterschiedli­
chen Gesellschaftsordnungen darstellen. In der deutsch-sowjetischen Zusammenar­
beit habe jede Seite ausschließlich ihre eigenen Interessen im Auge gehabt und den 
Partner zum eigenen Vorteil auszunützen versucht29. Trotz außerordentlicher wirt­
schaftlicher und politischer Vorteile für beide Staaten sei die Rapallo-Politik aller­
dings von ständigem beiderseitigen Mißtrauen begleitet worden. Die Einmischung der 
Komintern in die inneren Angelegenheiten Deutschlands habe dem Mißtrauen der 

24aVgl. V. B. Usakov, Otnosenija mezdu Sovetskim Sojuzom i Veimarskoj Germanijej, S. 186ff.; 
derselbe, Vnesniaja politika Germanii, S. 64t.; I. K. Kobljakov, Ot Bresta do Rapallo, S. 236t.; 
G. L. Rozanov, Ocerki novejsej istorii Germanii 1918-1933, Moskau 1957, S. 87f. 

25 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 171; Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 31 ff.; 
derselbe, Wplyw traktatu w Rapallo, S. 58ff.; Balcerek, Polska polityka zagraniczna, S. 274. Die 
These vom antipolnischen Charakter des Rapallo-Vertrages wird allerdings in der gegenwärtigen 
polnischen Historiographie nicht allgemein akzeptiert. So bestreitet dies z. B. Karol Lapter; er trägt 
vor, der Rapallo-Vertrag habe sich gegen Versailles und nicht gegen Polen gerichtet (Lapter, 
a. a. O., S. 36). An anderer Stelle sagt er jedoch, Polen sei eine der Stützen des Versailler Systems in 
Europa gewesen (Lapter, a. a. O., S. 29ff.). Ein Kampf gegen Versailles war also in den zwanziger 
Jahren ohne die gleichzeitige Gegnerschaft zu Polen kaum denkbar. 

26 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 172. 
27 Ebenda, S. 171 f. 
28 Stanislaw Zabiello, Polityka ZSRR wobec Niemiec Weimarskich i Hitlerowskich in: Przeglad 

Zachodni 1967(3-4), S. 60. 29 Ebenda. 
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Weimarer Führung gegenüber der Sowjetunion ständig neue Nahrung gegeben, die 
Annäherung der Weimarer Republik an den Westen vergleichbare Besorgnisse bei den 
sowjetischen Führern hervorgerufen30. Trotz vorübergehender Vorteile für beide Sei­
ten habe aber die Rapallo-Politik, nach Ansicht Zabiellos, über eine recht schmale 
Grundlage verfügt. Dieser Umstand habe es Hitler nach der Machtergreifung ermög­
licht, die Kooperation mit der Sowjetunion verhältnismäßig schnell abzubauen31. 
Zabiello sieht also, bei aller Skepsis in der Beurteilung der Rapallo-Politik, auch ihre 
vorteilhaften Momente sowohl für die Sowjetunion wie für die Weimarer Republik, 
während die Mehrheit der polnischen Historiker den Rapallo-Vertrag vorwiegend als 
einen Sieg der deutschen Diplomatie einschätzt. 

Auch den Locarno-Vertrag sehen polnische Historiker als ein Abkommen, das dem 
Vertragspartner Deutschlands, in diesem Falle dem Westen, nur scheinbar Vorteile 
gebracht habe. In Wirklichkeit sei es vor allem für Deutschland vorteilhaft gewesen32. 
Die aus Locarno entstandene Ordnung habe sich, nach Meinung Krasuskis, vom 
Versailler System in einem Punkt grundlegend unterschieden. Das Versailler System 
habe die Einkreisung Deutschlands von allen Seiten zum Ziel gehabt, um den deut­
schen Revisionsbestrebungen in alle Richtungen Einhalt zu gebieten. In Locarno hin­
gegen habe man nun auf diese Einkreisung verzichtet. Deutschland habe nur seine 
Westgrenze als unabänderlich anerkannt, hingegen sei eine Revision seiner Ostgren­
zen von den Westmächten als grundsätzlich möglich eingeräumt worden33. 

Großbritannien sei der Hauptverantwortliche für diese Benachteiligung des euro­
päischen Ostens gewesen, meinen polnische Historiker in verschiedenen Abschnitten 
der Nachkriegszeit. Die britische Regierung habe außer acht gelassen, schreibt Zyg-
munt Wojciechowski im Jahre 1945, daß Deutschland sich schon häufig, nachdem es 
seine Machtbasis im Osten gestärkt hatte, gegen den Westen gewandt habe34. Kra-
suski schreibt dreißig Jahre später, daß Großbritannien Osteuropa nicht als eigenes 
Interessengebiet angesehen habe. In London sei man der Meinung gewesen, daß 
Deutschland, wenn es schon keine Kolonien haben durfte, doch die Möglichkeit 
gegeben werden müsse, in irgendeiner Richtung zu expandieren. Dies habe nur Osteu­
ropa sein können. England habe in dieser Expansion nicht etwas gesehen, das mit den 
englischen Interessen hätte kollidieren können35. 

30 Ebenda, S. 65 f. 31 Ebenda, S. 66. 
32 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 182ff.; Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, 

S. 169ff.; derselbe, Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 311-315; Balcerek, Polska polityka zagra-
niczna, S. 295; derselbe, Polityka zagraniczna Polski w dobie Locarna, S. 218. 

33 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 183. In Locarno sei der grundsätzliche Unterschied zwi­
schen den östlichen und den westlichen Grenzen Deutschlands vor der ganzen Welt mit Nachdruck 
betont worden, sagt Balcerek. Deutsche Revisionsbestrebungen im Osten hätten von nun an eine 
legitime Grundlage gehabt (Balcerek, Polityka zagraniczna Polski w dobie Locarna, S. 218.). Ob­
wohl die Ostgrenze Deutschlands in gleicher Weise wie seine Westgrenze das Ergebnis des Versail-
ler Vertrages gewesen sei, fügt Pajewski hinzu, habe man in Locarno nur die Westgrenze Deutsch­
lands als unabänderlich festgelegt (Pajewski, Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 313). 

34 Z. Wojciechowski, Polska-Niemcy, S. 246. 
35 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 183; siehe auch Krasuski, Historia Rzeszy, S. 291. 
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Diese Kurzsichtigkeit der Westmächte kommentiert Krasuski mit der Bemerkung, 
Locarno, das den Deutschen eine Revision der Ostgrenzen nicht verboten habe, sei ein 
Vorspiel zu München gewesen36. 

Diese Auffassung Krasuskis, die unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg auch im 
Westen vertreten wurde37, ist sicherlich übertrieben. Man muß hier den Thesen Riek-
hoffs beipflichten, daß Locarno trotz seiner großen Schwächen, vor allem in bezug auf 
die deutsche Ostgrenze, eine Periode der europäischen Entspannung eingeleitet 
habe38. Die Entspannung im Westen hatte sich in den letzten Jahren vor Stresemanns 
Tod, zunächst freilich in einem sehr bescheidenen Ausmaß, auch auf den Osten 
übertragen. Dies wird von Józef Feldman in einem 1946 erschienenen Buch in gewis­
ser Weise bestätigt. Man habe in Deutschland nach Locarno die Hoffnung auf den 
baldigen Zusammenbruch des polnischen Staates aufgegeben und dessen Lebensfähig­
keit als vollendete Tatsache akzeptiert39. Stresemann habe zwar weiterhin die Revi­
sion der deutschen Ostgrenze angestrebt, er wollte dies aber mit friedlichen und nicht 
mit kriegerischen Mitteln erreichen40. Durch den Tod Stresemanns habe Deutschland 
allerdings den einzigen Staatsmann verloren, der in der Lage gewesen wäre, den 
Versailler Vertrag friedlich zu revidieren41. 

Diese mit vielen Vorbehalten geäußerte Anerkennung für die Politik Stresemanns ist 
aber für die polnische Nachkriegshistoriographie untypisch. Die negative Beurteilung 
der Locarno-Politik überwiegt eindeutig41a. Das kluge Manövrieren und Balancieren 
Stresemanns habe die Weimarer Republik, so Krasuski, weitgehend von den Be­
schränkungen des Versailler Vertrags befreit: „Die Weimarer Republik erreichte bei­
nahe alle ihre außenpolitischen Ziele: Evakuierung des Rheinlandes, Abschaffung der 
Reparationen, weitgehende militärische Gleichberechtigung. Für eine Rückgewin­
nung Westpreußens und Oberschlesiens von Polen und für den Anschluß Österreichs 
reichte die Zeit einfach nicht aus."42 Die außergewöhnlichen außenpolitischen Erfolge 
der Weimarer Republik seien in erster Linie dem Machiavellismus ihrer politischen 
Führung zu verdanken gewesen. 

Diese sowohl von Krasuski wie von Pajewski vertretene These ist allerdings wenig 
überzeugend. Wenn die Ausnützung der Gegensätze zwischen anderen Mächten ma-
chiavellistisch ist, dann war die Politik sowohl Sowjetrußlands wie auch der West-

36 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 230. 
37 Siehe dazu P. S. Wandycz, France and Her Eastern Allies 1919-1925, Minneapolis 1962, S. 367. 
38 Harald von Riekhoff, German-Polish Relations 1918-1933, Baltimore 1971, S. 120. 
39 Józef Feldman, Problem polsko-niemiecki w dziejach, Kattowitz 1946, S. 139 ff. 
40 Ebenda, S. 136. 41 Ebenda, S. 142f. 
4IaMartin Broszat hält im Gegensatz zu Pajewski und zu anderen polnischen Historikern die außen­

politische Konzeption Stresemanns für illusionär. Stresemanns Hoffnung auf die Zustimmung der 
Westmächte zur Abänderung der deutschen Ostgrenze sei unbegründet gewesen. Die Westmächte 
seien nicht bereit gewesen, Polen zu irgendwelchen Gebietsabtretungen an Deutschland zu zwingen 
(Martin Broszat, Zweihundert Jahre deutsche Polenpolitik, München 1963, S. 171 ff.). Siehe auch 
Helmut Lippelt, Zur deutschen Politik gegenüber Polen 1925/26, in: VfZ 19 (1971), S. 342f. und 
S. 360 ff. 

42 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 315. 
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mächte nicht weniger machiavellistisch. Lenin bezeichnete die Ausnützung der Gegen­
sätze zwischen dem geschlagenen Deutschland und den Siegermächten sogar als eine 
der Grundkonzeptionen der sowjetischen Außenpolitik43. Die Westmächte wollten 
ihrerseits, worauf allerdings Krasuski, Zielinski und Pajewski selber hinweisen, 
Deutschland gegen das bolschewistische Rußland ausspielen44. Der Erste Weltkrieg 
und die bolschewistische Revolution hatten bekanntlich umwälzende Änderungen 
und Zäsuren unter anderem auch im Bereich der Diplomatie verursacht. Sowohl 
Sowjetrußland wie Deutschland und die Westmächte hatten nunmehr ihre „geheilig­
ten" Endziele, in deren Namen sie auf moralische Bedenken und sogar auf gewisse 
ideologische Prinzipien häufig verzichteten, wenn dies strategisch günstig schien. So 
hatten die Weimarer Politiker, im Gegensatz zu den Ausführungen einiger polnischer 
Historiker, keineswegs das Monopol auf machiavellistische Methoden in der Zeit 
zwischen den Kriegen. 

3. Die Polenpolitik der Weimarer Republik 

Der traditionelle preußisch-polnische beziehungsweise deutsch-polnische Gegensatz 
intensivierte sich noch nach dem Ersten Weltkrieg. Deutschland mußte, obwohl es 
den Krieg im Osten gewonnen hatte, gerade im Osten die größten territorialen Verlu­
ste hinnehmen. Polen profitierte davon am meisten, deswegen wurde es in Deutsch­
land stärker als die Westmächte gehaßt. Die letzteren erzwangen ihre Zugeständnisse 
von Deutschland als Sieger, dies ließ sich aber von Polen nicht sagen. Man konnte es 
in Deutschland nicht verschmerzen, daß ausgerechnet Polen, das sich am Krieg kaum 
beteiligt hatte und als Macht Deutschland eindeutig unterlegen war, territorial 
zum größten Nutznießer des Sieges der Entente über die Zentralmächte geworden 
war45. 

Dieser Sachverhalt war für die Polenpolitik der Weimarer Republik ausschlaggebend. 
Die Isolierung und sogar die Vernichtung des polnischen Staates war nach Meinung 

wichtiger polnischer Historiker eines der Hauptziele der deutschen Außenpolitik in 
der Weimarer Zeit. Sowohl Rapallo wie auch Locarno hätten von seiten Deutschlands 
in erster Linie eine antipolnische Spitze gehabt46. Im Jahre 1947 schrieb Pajewski: 
„Die deutsche Politik [der Weimarer Zeit] richtete sich vor allem gegen Polen. Manch-

43 V. I. Lenin, Polnoje sobranije socinenij, Moskau 1958-1965, Band 42, S. 23 und S. 57ff. 
44 Vgl. D. Lloyd George, The Truth about the Peace Treaties, London 1938, Band 1, S. 375; Winston 

Churchill, Nach dem Kriege, Leipzig 1930, S. 170; Richard M. Ullman, Anglo-Soviet Relations. 
Intervention and War, Princeton 1961, Band 2, S. 153. 

45 Vgl. Erich Eyck, Geschichte der Weimarer Republik, Zürich 1956, Band 2, S. 41 f.; Friedrich von 
Rabenau, Seeckt. Aus seinem Leben 1918-1936, Leipzig 1941, S. 316f.; Broszat, a. a. O., S. 155f., 
S. 165ff. und S. 169ff. 

46 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 296f.; derselbe, Stosunki polsko-niemieckie, S. 230f. und S. 31ff.; 
derselbe, Wplyw traktatu w Rapallo, S. 60; Balcerek, Polityka zagraniczna Polski w dobie Lo-
carna, S. 26; Pajewski, Z nowszych badan, S. 61 ff. 
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mal schwieg die deutsche Propaganda an allen anderen Fronten und konzentrierte 
ihre ganze Wucht auf die polnische Grenze."47 In diesem Zusammenhang kritisierte 
Pajewski besonders die SPD, die den antipolnischen und revisionistischen Kurs der 
Weimarer Politik wesentlich mitbestimmt habe. Die deutschen Rechten hätten der 
SPD vorgeworfen, sie habe die Niederlage des Deutschen Reiches und die Kapitula­
tion in Versailles verschuldet. Um diese Vorwürfe abzuwehren, hätten die SPD-Führer 
fortwährend betont, daß auch sie für die Revision der Ostgrenze einträten48. Alle 
„bürgerlichen" deutschen Gruppierungen und sogar die SPD seien für die Revision 
der Ostgrenze gewesen, bestätigt Krasuski die Thesen Pajewskis. Ihre Programme 
hätten sich lediglich in bezug auf den Umfang der Revision und in bezug auf die zu 
ihrer Durchsetzung anzuwendenden Mittel unterschieden49. Irgendwelche Zuge­
ständnisse an Polen, vergleichbar denen, die den Westmächten gemacht worden seien, 
hätten für die maßgeblichen Weimarer Politiker nicht zur Diskussion gestanden50. 
Krasuski berichtet, daß Pilsudski, der einen erneuten polnisch-sowjetischen Krieg für 
unvermeidlich hielt, einer Annäherung an Deutschland nicht abgeneigt gewesen sei. 
Er sei sogar bereit gewesen, dafür territoriale Zugeständnisse an Deutschland zu 
machen51. Die Unterschätzung der deutschen Gefahr und die Lenkung der Aufmerk­
samkeit der polnischen öffentlichen Meinung vor allem auf den polnisch-sowjetischen 
Gegensatz werden von Józef Feldman (1946), Zygmunt Wojciechowski (1955), Wie-
slaw Balcerek (1959 u. 1967), Marian Wojciechowski (1968) und Jerzy Krasuski 
(1968) als verhängnisvolle Fehler Pilsudskis angesehen52. Pilsudskis Axiom, daß eine 
polnisch-sowjetische Zusammenarbeit unmöglich sei, und seine Enttäuschung über 

47 Pajewski, Republika Weimarska, S. 603. Die Vernichtung des polnischen „Saisonstaates" habe 
man in Deutschland in den ersten Jahren nach Versailles als ein Allheilmittel gegen alle deutschen 
Leiden betrachtet, sagt Feldman (Feldman, a. a. O., S. 136). 

48 Pajewski, Republika Weimarska, S. 601 f. Siehe auch Kazimierz Popiolek, Trzecie Slaskie Powsta-
nie, Kattowitz 1946, S. 52f.; auch Martin Broszat spricht von einer antipolnischen Stimmung bei 
der Mehrheit der SPD nach 1918. Die SPD habe beweisen wollen, daß sie nicht weniger zuverlässig 
national gesinnt sei als die konservativen Gruppierungen (Broszat, a. a. O., S. 166). 

49 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 296 f. 
50 Krasuski, Stosunld polsko-niemieckie, S. 270 ff. Diese Thesen Krasuskis und anderer polnischer 

Historiker werden auch in der westlichen Geschichtsschreibung vertreten. Harald von Riekhoff 
sagt, die Weimarer Revisionspolitik sei nicht mehr ein politisches, den Kompromissen zugängliches 
Anliegen gewesen. Das Verlangen nach einer Revision im Osten habe beinahe mystische Züge 
angenommen. Diese Haltung sei dem im damaligen Deutschland weit verbreiteten Glauben an die 
Minderwertigkeit der polnischen Nation entsprungen. Aus diesem Grunde seien Zugeständnisse an 
Polen, vergleichbar denen, die an Frankreich gemacht worden waren, für die Weimarer Führung 
nicht in Frage gekommen (Riekhoff, a. a. O., S. 383). Die Hinnahme eines unabhängigen polni­
schen Staates nach 1918 sei den Deutschen ungeheuer schwer gefallen, schreibt Fritz Fischer (in: 
Kellermann, Schwarzer Adler, Weißer Adler. Die Polenpolitik der Weimarer Republik, S. 7f.). 
Broszat sagt, daß das Verlangen nach der Revision der deutschen Ostgrenze ein Axiom der Weima­
rer Außenpolitik gewesen sei (Broszat, a. a. O., S. 165). 

51 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 270. Siehe dazu auch Pajewski, Z nowszych badari, S. 64; 
Lapter, a.a.O., S.33; Marfan Wojciechowski, Piecdziesiat lat stosunkow polsko-niemieckich 
(1918-1968), in: Przeglad Zachodni 1968(5-6), S. 24. 

52 Feldman, a. a. O., S. 143ff.; Z. Wojciechowski, Od Wersalu do Poczdamu, S. 10ff.; Balcerek, 
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Frankreich nach Locarno hätten, nach Ansicht Marian Wojciechowskis, seine pro­
deutsche Einstellung nur gestärkt53. 

Die Angebote Pilsudskis an die Weimarer Politiker seien indes in Deutschland auf 
taube Ohren gestoßen, schreibt Krasuski. Jegliche Kompromisse habe man in der 
Weimarer Republik abgelehnt, weil die bloße Existenz des polnischen Staates der 
deutschen „Mission" im Osten Abbruch getan habe54: „Die Deutschen wollten keine 
wirtschaftlichen Vorteile von Polen, keinen polnischen Absatzmarkt und sogar nicht 
einmal den ,Korridor'. Sie haßten und verachteten Polen und wollten seine Existenz 
nicht zur Kenntnis nehmen."55 

Die Geringschätzung und Verachtung, welche die Weimarer Führer gegenüber Po­
len an den Tag legten, wird in allen Abschnitten der polnischen Nachkriegshistorio­
graphie mit Nachdruck hervorgehoben und als besonders beleidigend empfunden. 
Ihre antipolnischen Auffassungen hätten die Weimarer Politiker, Historiker und Pu­
blizisten der Weltöffentlichkeit zu vermitteln versucht, und dies sogar mit Erfolg, 
klagt Janusz Sobczak56 (1973). Die Weltöffentlichkeit habe kaum etwas über Polen 
gewußt, der Ausbreitungsgrad der polnischen Sprache habe sich mit demjenigen der 
deutschen nicht messen können. Diesen Umstand habe man sich in Deutschland 
zunutze gemacht, um der Welt die deutsche Interpretation des Konflikts mit Polen 
glaubhaft zu machen. Die Deutschen hätten an das Rechts- und Gerechtigkeitsgefühl 
der Völker appelliert und die Polen als ein unzivilisiertes Volk dargestellt57. Den 
Deutschen sei es gelungen, die Welt von der Absurdität des „Korridors" zu überzeu­
gen, fügt Krasuski hinzu58. 

Polska polityka zagraniczna, S. 287f.; derselbe, Polityka zagraniczna Polski w dobie Locarna, 
S. 38, S. 44 und S. 225; M. Wojciechowski, Piecdziesiat lat, S. 23f.; Krasuski, Problem orientacji, 
S. 16ff. 
Krasuski, Balcerek und Marian Wojciechowski, die meinen, eine Annäherung an die Sowjetunion 
würde Polen eine ausreichende Garantie gegen die deutsche Expansion gegeben haben, lassen 
außer acht, daß das Interesse der sowjetischen Führung an einem solchen Bündnis relativ gering 
war. Die Zusammenarbeit mit der Weimarer Republik hatte für die Sowjetunion eindeutig Vor­
rang vor einer Kooperation mit Polen. Erst nach der nationalsozialistischen Machtergreifung war 
die Sowjetunion bereit, mit Polen gegen Deutschland zu kooperieren. Sowjetische Angebote zur 
Zusammenarbeit wurden allerdings von der polnischen Führung abgelehnt, weil diese die vorüber­
gehende Abkehr Hitlers von dem antipolnischen Kurs der Weimarer Politiker für bare Münze hielt. 
Diese kurzsichtige Politik der polnischen Regierung, die in den Jahren 1934-1938 Hitler eine 
weitgehende Revision des Versailler Vertrages nachhaltig erleichterte, wird von den polnischen 
Historikern sicher mit Recht verurteilt (siehe dazu u. a. M. Wojciechowski, Piecdziesiat lat, S. 24f.; 
derselbe, Stosunki polsko-niemieckie 1933-1938, Posen 1965; Krasuski, Problem orientacji, S. 19; 
Stanislaw Zabiello, Polityka ZSRR wobec Niemiec Weimarskich i Hitlerowskich, in: Przeglad 
Zachodni 1967 [3-4], S. 67t.). Allerdings lag die Schuld für das NichtZustandekommen eines 
polnisch-sowjetischen Bündnisses in der Zeit der Weimarer Republik, wie bereits gesagt, nicht nur 
bei Polen, sondern auch bei der Sowjetunion. 

53 Wojciechowski, Piecdziesiat lat, S. 25. 
54 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 271. 55 Ebenda. 
56 Janusz Sobczak, Propaganda zagraniczna Niemiec Weimarskich wobec Polski, Posen 1973, S. 31 f. 
57 Ebenda, S. 32 f. 
58 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 297; derselbe, Stosunki polsko-niemieckie, S. 79; in England habe 
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Der Bonner Historiker Horst Jablonowski kritisiert diese Thesen der polnischen 
Historiker. Er betrachtet den antipolnischen Kurs der Weimarer Außenpolitik als eine 
Reaktion auf die extrem antideutsche und aggressive Politik der polnischen Füh­
rung59. Polen habe gegen alle Änderungen der gegen Deutschland gerichteten Bestim­
mungen des Versailler Vertrages protestiert. Diese polnische Haltung sei unrealistisch 
und unberechtigt gewesen60. Das Bemühen des deutschen Volkes, aus dem Zustand 
der politischen Machtlosigkeit herauszugelangen, sei ein natürlicher Vorgang gewe­
sen. Die Westmächte hätten allmählich, im Gegensatz zu Polen, diesen deutschen 
Wunsch nach Gleichberechtigung akzeptiert61. Die polnische Unversöhnlichkeit 
Deutschland gegenüber habe zwangsläufig antipolnische Ressentiments in Weimar 
hervorrufen müssen62. Die in der westlichen Historiographie weitgehend akzeptierte 
Meinung, daß die antipolnischen Emotionen in Weimar nicht in erster Linie in der 
antideutschen Politik Polens, sondern viel eher in der in Deutschland tief verwurzelten 
Vorstellung von der Minderwertigkeit der polnischen Nation ihre Hauptursache hat­
ten63, wird also von Jablonowski nicht geteilt. Durch die einseitige Belastung Polens 
verfährt Jablonowski ähnlich wie einige polnische Historiker, die nur Deutschland für 
den Gegensatz verantwortlich machen, was sicherlich auch übertrieben ist. 

Im komplizierten Geflecht polnisch-deutscher Konflikte hatte der preußisch-polni­
sche Gegensatz einen besonderen Stellenwert. Das Hauptziel des preußischen Staates 
sei die fortwährende territoriale Ausdehnung gewesen, sagte Pajewski (1947). Auch 
nach der Niederlage von 1918 habe das Deutsche Reich die Außenpolitik im preußi­
schen Sinne, in erster Linie gegen Polen, fortgeführt64. Nur durch die Beherrschung 
bestimmter polnischer Gebiete sei der preußische Staat im Osten territorial zu einem 
einheitlichen Komplex zusammengewachsen, schreibt Krasuski 18 Jahre später. Die 
Rückgewinnung dieser Gebiete durch Polen nach dem Ersten Weltkrieg habe die 
territoriale Einheit Preußens gesprengt, ein Tatbestand, der sich für die Hegemonie 
Preußens im Deutschen Reich sehr nachteilig ausgewirkt habe65. Der preußisch-polni-

man das Wort Polen mit dem Wort „Korridor" identifiziert, so Feldman (Feldman, a. a. O., 
S. 139). 

59 Horst Jablonowski, Probleme der deutsch-polnischen Beziehungen zwischen den beiden Weltkrie­
gen, in: Zu den deutsch-polnischen Beziehungen. Zwei Vorträge, Würzburg 1969, S. 29 f., S. 33 
und S. 47f.; derselbe, Besprechung des Buches von Martin Broszat „Zweihundert Jahre deutscher 
Polenpolitik", in: Historische Zeitschrift 1964 (198), S. 404. 

60 Jablonowski, Probleme der deutsch-polnischen Beziehungen, S. 44 f. 
61 Ebenda, S. 32 und S. 43. 62 Ebenda, S. 40f. 
63 Vgl. dazu Harald von Riekhoff, a. a. O., S. 383; Broszat, a. a. O., S. 155f.; Volkmar Kellermann, 

Schwarzer Adler, Weißer Adler. Die Polenpolitik der Weimarer Republik, Köln 1970; Helmut 
Lippelt, Zur deutschen Politik gegenüber Polen 1925/26, S. 362 ff.; Peter Nitsche, Der Reichstag 
und die Festlegung der deutsch-polnischen Grenze nach dem Ersten Weltkrieg, in: Historische 
Zeitschrift 1973 (207), S. 335; die Tatsache, daß nach 1918 gewisse deutsche Bevölkerungsgrup­
pen unter polnische Herrschaft gestellt worden seien, sei in Deutschland als eine Art Perversion 
angesehen worden, schreibt Riekhoff. Die langjährige deutsche Herrschaft über große Teile der 
polnischen Nation habe man hingegen als selbstverständlich und normal betrachtet (Riekhoff, 
a. a. O., S. 265). w Pajewski, Republika Weimarska, S. 594. 

65 Krasuski, W sprawie Prus, in: Przeglad Zachodni 1965(4), S. 206. 
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sche Konflikt habe nach 1918 sogar die Dimension eines Existenzkampfes für beide 
Teile angenommen. Polen habe ohne Zugang zum Meer keine Chance gehabt, sich als 
unabhängiger Staat zu behaupten. Der polnische Zugang zum Meer habe seinerseits 
den preußischen Staat territorial gespalten und dadurch außerordentlich geschwächt. 
Von allen Staaten des Deutschen Reiches sei Preußen praktisch der einzige gewesen, 
der nach 1918 erhebliche territoriale Verluste habe hinnehmen müssen. Daher sei der 
deutsche Revisionismus in der Weimarer Zeit vorwiegend ein preußischer Revisionis­
mus gewesen und habe sich in erster Linie gegen Polen gerichtet66. Polnische Gebiete 
seien Grundlage preußischer Stärke und Dominanz im Osten gewesen, fügt Zielinski 
hinzu, der Verlust dieser Gebiete daher ein ungeheuerer Schlag für Preußen67. 

Die Auffassung polnischer Historiker, Preußen sei der unversöhnlichste Feind Po­
lens innerhalb Deutschlands, wurde von manchen polnischen Politikern der Zwi­
schenkriegszeit geteilt. Der Führer der polnischen Nationaldemokratischen Partei, 
Roman Dmowski, plädierte für die Eingliederung Ostpreußens in Polen und den 
gleichzeitigen Anschluß Österreichs an Deutschland. Dadurch wollte Dmowski den 
preußischen Einfluß in Deutschland mindern und das seiner Meinung nach weniger 
aggressive süddeutsche Element stärken68. In Versailles sei jedoch genau das Gegenteil 
beschlossen worden, sagt dazu Zygmunt Wojciechowski69. 

Krasuski und Marian Wojciechowski wiesen darauf hin, daß die Wahlerfolge Hit­
lers seit 1930 in Polen positiv aufgenommen wurden. Aufgrund der süddeutschen 
Abstammung Hitlers habe man geglaubt, daß er den traditionellen preußischen Drang 
nach Osten durch eine Expansion nach Westen und Südosten ablösen werde70. Diese 
Fehleinschätzung Hitlers sollte, wie bekannt, für Polen tragische Folgen haben. Es 
sollte sich allmählich herausstellen, daß die Rassisten, die von der biologischen Un­
gleichheit der Menschen sprachen, in ihrer Gefährlichkeit die preußischen „Junker" 
bei weitem übertrafen. 

Die heutigen polnischen Historiker kritisieren sicherlich mit Recht die Kurzsichtig­
keit der damaligen politischen Führung Polens, die Hitler und den Nationalsozialis­
mus unterschätzte71. Diese Kritik verbindet sich allerdings mit einer These, die wenig 

66 Ebenda. In seinem Aufsatz „W sprawie Prus" kritisiert Krasuski Versuche westdeutscher Histori­
ker (namentlich werden u. a. G. Ritter, H. J. Schoeps und W. Hubatsch erwähnt), Preußen zu 
rehabilitieren und das „andere", bessere Preußen zu zeigen. Insbesondere lehnt Krasuski Thesen 
ab, die Preußen als einen Vorposten der abendländischen Kultur im Kampf gegen den Osten 
darstellen. Dies sei eine Legende, die nur aktuellen politischen Zielsetzungen diene, nämlich der 
Revision der deutschen Ostgrenze mit westlicher Hilfe (Krasuski, W sprawie Prus, S. 208-212). 

67 Zielinski, a. a. O., S. 24. 
68 Siehe dazu Z. Wojciechowski, Polska-Niemcy, S. 252; Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, 

S. 80. 
69 Z. Wojciechowski, Polska-Niemcy, S. 252. Der Parteifreund Dmowskis, Stanistaw Grabski, ver­

trat eine ähnliche Meinung. Siehe dazu Feldman, a. a. O., S. 144f., und Krasuski, Stosunki polsko-
niemieckie, S. 80. 

70 Krasuski, Stosunki polsko-niemieckie, S. 356f.; derselbe, W sprawie Prus, S. 207f.; derselbe, Pro­
blem orientaeji, S. 19; Wojciechowski, Piecdziesiat lat, S. 24; derselbe, Stosunki polsko-niemieckie 
1933-1938, Posen 1965, S. 23ff. 

71 Siehe Anmerkung 70. 
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überzeugend ist. So lag die Gefährlichkeit des Nationalsozialismus für einige der 
polnischen Historiker gerade darin, daß er die preußischen Traditionen fortsetzte. 
Dergleichen Ansichten lassen sich zum Beispiel bei Wissenschaftlern von solchem 
Format wie Konstanty Grzybowski, Zygmunt Wojciechowski und Józef Feldman 
finden72. Es ist zwar verständlich, daß der Jahrhunderte alte preußisch-polnische 
Gegensatz, dessen Kosten häufiger Polen als Preußen zu tragen hatte, polnische Histo­
riker wenig preußenfreundlich stimmt. Man sollte aber den nationalsozialistischen 
Versuch der Neugestaltung der Welt auf rassistischer Basis, der mit den abscheulich­
sten Verbrechen gerade auch am polnischen Volk verbunden war, mit den preußi­
schen Unterdrückungsmaßnahmen gegenüber der polnischen Bevölkerung vor 1918 
nicht auf eine Stufe stellen. 

In ihrer kritischen Bewertung der Weimarer Außenpolitik sind sich die polnischen 
Historiker relativ einig. Es besteht in diesem Punkt zweifellos eine Kontinuität von 
1945 bis heute. Allerdings ist die Argumentation der Vertreter der jüngeren Genera­
tion der polnischen Historiographie (Krasuski, Zabiello, Balcerek u. a.) wesentlich 
ausgewogener und weniger emotional als die ihrer älteren Kollegen (Z. Wojcie­
chowski, J. Feldman, J. Pajewski u. a.). Es ist allerdings eine bemerkenswerte Tatsa­
che, daß jüngere polnische Historiker, die bereits die marxistische Schule durchlaufen 
haben, die nationale Tradition ihrer älteren Kollegen fortsetzen. Die marxistische 
Methode hat also die Analyse der Weimarer Außenpolitik durch polnische Historiker 
nicht wesentlich beeinflußt (anders verhält es sich mit der Analyse innenpolitischer 
Vorgänge in der Weimarer Republik). 

In der stalinistischen Zeit wurde ein Versuch unternommen, die nationale Tradition 
aus der polnischen Geschichtsschreibung zu verdrängen. Auf der Breslauer Konferenz 
der polnischen Historiker über die Geschichte der deutsch-polnischen Beziehungen 
(Mai 1950) wurde die „nationalistische", „bürgerliche" Tradition der polnischen 
Historiographie scharf kritisiert. Man warf ihr Übertreibung der Deutschfeindlichkeit 
und die Vernachlässigung der wirtschaftlichen und klassenkämpferischen Komponen­
ten in der Analyse der deutsch-polnischen Beziehungen vor72a. Diese Kritik der 
Deutschfeindlichkeit der polnischen Historiographie ist wohl auf den damals eingelei­
teten Annäherungsprozeß zwischen Polen und der DDR zurückzuführen. 

Der Versuch, die polnische Historiographie mit Hilfe stalinistisch vereinfachter 
marxistischer Methoden neu zu gestalten, scheiterte jedoch. Die Tatsache, daß die 
polnische Geschichtsschreibung infolge der 1955/56 einsetzenden Entstalinisierung 
an die 1949 unterbrochene nationale Tradition wieder anknüpfte, beweist dies deut­
lich. Die zeitweise unterdrückten nationalen Emotionen begannen erneut die polni-

72 Konstanty Grzybowski, Paristwo „Stanu Wyjatkowego", in: Kwartalnik Historyczny, 1965, 
S. 622; Z. Wojciechowski, Od Wersalu do Poczdamu, S. 15-19; Feldman, a. a. O., S. 168ff. 

72aSiehe Konferencja naukowa na temat badari nad stosunkami polsko-niemieckimi w przeszlosci, in: 
Sobotka. Organ Wroclawskiego Towarzystwa Milosnikow Historii, Jahrgang V, 1950, Breslau 
1951, S. 1-90. Vgl. auch Herbert Ludat (Hrsg.), Polen und Deutschland. Wissenschaftliche Konfe­
renz polnischer Historiker über die polnisch-deutschen Beziehungen in der Vergangenheit, Graz 
1963. 



428 Leonid Luks 

sche Historiographie zu bestimmen. Das deutsch-polnische Verhältnis wurde nun 
wieder vorwiegend unter dem Gesichtspunkt des nationalen Gegensatzes gesehen. Die 
scharfe Kritik an der Weimarer Politik gegenüber Polen lebte wieder auf. Die stalini­
stische Gleichschaltung erwies sich nicht als geeignetes Mittel, eine deutsch-polnische 
Aussöhnung herbeizuführen. 

Abschließend noch eine Bemerkung, die an die zu Beginn geäußerten Thesen an­
knüpft. Die erwähnte allgemeine Ablehnung der außenpolitischen Strategie und Tak­
tik des Weimarer Staates in der polnischen Nachkriegshistoriographie hat neben der 
historischen auch eine aktuell politische Dimension. Die polnischen Historiker verur­
teilen, wie gezeigt, in erster Linie den Revisionismus der deutschen Außenpolitik nach 
dem verlorenen Ersten Weltkrieg. Ähnliche Kritik richten sie aber auch gegen die 
Außenpolitik Westdeutschlands seit dem Ende der vierziger Jahre73. Bereits 1947 
warnte Pajewski vor einer Wiederholung der Stresemannschen Taktik durch das er­
neut besiegte Deutschland: Die Außenpolitik der Weimarer Republik könne man als 
einen nicht ganz erfolglosen Versuch definieren, im Frieden das zurückzugewinnen, 
was man im Krieg verloren habe. Vieles spreche dafür, daß Deutschland nach 1945 in 
seiner Außenpolitik dem Beispiel der Weimarer Republik folgen werde74. Das Bünd­
nis der Bundesrepublik mit den westlichen Siegermächten wird mit der Aussöhnung 
zwischen der Weimarer Republik und dem Westen in den zwanziger Jahren auf eine 
Stufe gestellt75. Pajewski verglich sogar Adenauer mit Stresemann und meinte, daß der 
erste Bundeskanzler außenpolitische Konzeptionen Stresemanns übernehme (er 
schrieb dies im Jahre 1957), Adenauer wolle ähnlich wie Stresemann die Angst der 
Westmächte vor der Sowjetunion den deutschen Interessen dienstbar machen. Eine 
Revision der deutschen Ostgrenze sei, für Adenauer ebenso wie damals für Strese­
mann, nur in Anlehnung an die Westmächte erreichbar76. 

Lediglich die politische Taktik Adenauers gegenüber der Sowjetunion wird von den 
polnischen Historikern nicht mit der Politik Stresemanns verglichen. Krasuski, Pa­
jewski und andere polnische Historiker bezeichneten das kluge Manövrieren Strese­
manns zwischen West und Ost als seine wirksamste politische Waffe. Stresemann 
habe trotz seiner Annäherung an den Westen auf die Kooperation mit der Sowjet­
union nicht verzichtet77. Daß in diesem Punkt ein gravierender Unterschied zwischen 
der außenpolitischen Konzeption Stresemanns und der Adenauers besteht, ist für 
polnische Historiker durchaus klar. Jedoch ist auch im Nachkriegspolen die Angst vor 
einer eventuellen Wiederbelebung des Geistes von Rapallo nicht verschwunden. Die 
zuvor erwähnte Warnung Pajewskis an die Sowjetunion vor allzu engen Beziehungen 
mit Deutschland bestätigt dies78. 
73 Siehe Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna; derselbe, Z nowszych badari; Krasuski, W sprawie 

Prus; M. Wojciechowski, Piecdziesiat lat. 
74 Pajewski, Republika Weimarska, S. 593. Siehe dazu auch Pajewski, Mocarstwa wobec Niemiec, 

in: Przeglad Zachodni 1947(3), S. 199ff. 
75 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 171 f.; derselbe, Z nowszych badari, S. 59; Krasuski, 

W sprawie Prus. 
76 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 172. 77 Siehe S. 417. 
78 Pajewski, Polityka Gustava Stresemanna, S. 171 f. 
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Erst in den letzten acht bis neun Jahren, in denen sich eine Entkrampfung in den 
deutsch-polnischen Beziehungen zeigte, ließen die polnischen Befürchtungen vor den 
deutschen Revisionsbestrebungen deutlich nach. Nicht zuletzt deshalb werden in der 
polnischen Historiographie nunmehr viel seltener Analogien zwischen der Außenpoli­
tik des Weimarer Staates und der Bundesrepublik gezogen. 

4. Die Verantwortung für den Aufstieg der NSDAP 

Die Ansichten polnischer Historiker über die Verantwortung verschiedener sozialer 
und politischer Gruppierungen in Deutschland für den Aufstieg des Nationalsozialis­
mus sind keineswegs einheitlich und in einigen Fällen sogar kontrovers. Die wichtig­
sten polnischen Historiker begnügen sich nicht, obwohl sie marxistisch argumentie­
ren, mit der bereits klassisch gewordenen Formel des 13. Plenums des Exekutivkomi­
tees der Komintern, der Faschismus sei die offene, terroristische Diktatur der reaktio­
närsten Elemente des Finanzkapitals. Die These vom allmächtigen „Finanzkapital", 
das den Nationalsozialismus an die Macht gebracht habe, wird von den führenden 
polnischen Historikern wie Ryszka oder Krasuski keineswegs als erschöpfende Erklä­
rung angesehen. Ihre Analyse der Kräfte, die die Machtübernahme der Nationalsozia­
listen verschuldet hätten, ist differenziert und recht undogmatisch. 

Seit der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre wurde in Polen, infolge der allgemeinen 
Liberalisierung der politischen Verhältnisse, die westliche historische Forschung in 
einem viel stärkeren Maße als zuvor zur Kenntnis genommen, u. a. auch die For­
schung zur inneren Entwicklung der Weimarer Republik und zur Geschichte des 
Nationalsozialismus. Es entstand in Polen eine Reihe von Arbeiten, die sich entweder 
an die Ergebnisse westlicher historischer Forschung anlehnten oder gegen diese pole­
misierten. Zu den wichtigsten Untersuchungen dieser Art gehören u. a. Arbeiten von 
Franciszek Ryszka, Jerzy Krasuski und Jerzy Holzer79. Die Arbeiten von Ernst Fraen-
kel, Erich Fromm, Klemens von Klemperer, Karl Dietrich Bracher, Kurt Sontheimer, 
Hans Buchheim u. a. übten einen nicht unerheblichen Einfluß auf diese polnischen 
Historiker aus. In erster Linie trafen Untersuchungen zur Geschichte der „konservati­
ven Revolution" und zur direkten oder indirekten Verantwortung verschiedener kon­
servativer Gruppierungen in Deutschland für den Aufstieg des Nationalsozialismus 
auf starke Resonanz in Polen. 

In Anlehnung an die genannten Autoren setzte sich vor allem Franciszek Ryszka mit 
der Ideologie der „konservativen Revolution" und anderer konservativer deutscher 
Gruppierungen auseinander. Ryszka lehnt die These, die konservativen Ideologen 

79 Vgl. dazu Franciszek Ryszka, Kilka uwag na tematy niemieckie, Kwartalnik Historyczny 1959, 
S. 829-850; derselbe, Intelektualisci i hitleryzm, Kwartalnik Historyczny 1959, S. 345-378; der­
selbe, Paristwo stanu wyjatkowego, Breslau 1964; derselbe, U zródel zwyciestwa i kleski. Szkice z 
dziejow hitleryzmu, Warschau 1972; derselbe, Autorytaryzm i faszyzm, Kwartalnik Historyczny 
1972, S. 322-345; Krasuski, Historia Rzeszy Niemieckiej 1871-1945, Posen 1969; Jerzy Holzer, 
Kryzys polityczny w Niemczech 1928-1930, Warschau 1970. 
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hätten den Aufstieg Hitlers direkt verschuldet, als übertrieben ab. Er weist auf große 
ideologische Unterschiede zwischen den Vertretern der konservativen Revolution ei­
nerseits und der nationalsozialistischen Weltanschauung andererseits hin, zum Bei­
spiel auf die Tatsache, daß die „konservativen Revolutionäre" in der Regel keine 
Rassisten gewesen seien80. Ryszkas Thesen zur Ideologie der konservativen Revolu­
tion bringen für die westliche Forschung nichts wesentlich Neues81. Man kann jedoch 
den Ansatz Ryszkas als bahnbrechend sowohl für die polnische Forschung wie für die 
Historiographie des ganzen Ostblocks bezeichnen. In seinen Schriften, vor allem in 
seinem Buch „Panstwo stanu wyjatkowego", wertet Ryszka, worauf bereits Helmut 
Wagner in seiner Rezension hinweist, eine außerordentlich große Zahl der im Westen 
erschienenen Arbeiten aus82. Dadurch erleichtert er dem polnischen Leser den An­
schluß an die im Westen geführte historische Diskussion. 

So wie Ryszka die direkte Verantwortung der konservativen deutschen Ideologie 
für den nationalsozialistischen Sieg verneint, so warnt er auch vor einer anderen 
These, die in der marxistischen und gelegentlich auch in der westeuropäischen nicht­
marxistischen Literatur vertreten wird: der Ursprung des Nationalsozialismus sei in 
der irrationalen Tradition der deutschen idealistischen Philosophie zu sehen83. Dieser 
These, die am ausgeprägtesten in der „Zerstörung der Vernunft" von Georg Lukacs 
vertreten wird, setzt Ryszka - wie auch Meinecke - eine andere These entgegen, daß 
nämlich der Nationalsozialismus die Ideen Herders, Hegels und Nietzsches nicht 
weitergeführt, sondern sie nur vulgarisiert und pervertiert habe84. 

Die Thesen Ryszkas wurden in Polen nicht kritiklos aufgenommen. So schrieb 
Konstanty Grzybowski in seiner Rezension, Hitler habe ein ähnliches Programm 
verkündet wie die Konservativen, das jedoch viel volkstümlicher gewesen sei. Daher 
habe auch Hitlers Erfolg bei großen Teilen der Bevölkerung gerührt. Hitler sei mit der 
konservativen deutschen Ideologie ähnlich verfahren, wie ein Großverleger mit einem 
Kunstwerk verfährt. Er habe sie in eine an den Massenleser appellierende Bilderbuch­
geschichte verwandelt85. 

80 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 70. Konstanty Grzybowski wirft Ryszka vor, daß dieser 
sich von der westlichen Forschung zur „konservativen Revolution" zu stark beeinflussen lasse. Der 
Einfluß der „konservativen Revolutionäre" auf das politische und kulturelle Leben der Weimarer 
Republik sei keineswegs so überragend gewesen, wie Ryszka es darstelle (Grzybowski, a. a. O., 
S. 622 ff.). Krasuski seinerseits argumentiert ähnlich wie Ryszka und übernimmt die in der westli­
chen Forschung häufig vertretene These von der außerordentlichen Bedeutung der „Neuen Konser­
vativen" für die politisch-kulturelle Entwicklung des Weimarer Staates (Krasuski, Historia Rzeszy, 
S. 269). 

81 Bemerkenswert ist der Umstand, daß Ryszka in seiner Analyse der „konservativen Revolution" 
nicht nur Thesen der liberalen westlichen Historiker wie E. Weber, G. L. Mosse, K. Sontheimer, 
K. D. Bracher, E. Nolte u. a. übernimmt. Auch gewisse Forschungsergebnisse Armin Mohlers wer­
den, trotz dessen Zugehörigkeit zum entgegengesetzten politischen Lager, von Ryszka angenom­
men. So z. B. bezeichnet Ryszka, ebenso wie Mohler, die „konservativen Revolutionäre" als „Offi­
ziere ohne Armee", als Individualisten, die in der Konfrontation mit den Massenbewegungen der 
Weimarer Zeit hätten scheitern müssen (Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 58 f.). 

82 Helmut Wagner, Das NS-Regime in polnischer Sicht, in: Politische Vierteljahresschrift 1968(3), 
S. 303. 83 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 44f. 84 Ebenda. 

85 Grzybowski, a. a. O., S. 622. Ähnliche Thesen wie Grzybowski vertritt der englische Germanist 
J. P. Stern, Hitler. Der Führer und das Volk, München 1978. 
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Im Gegensatz zu den Vertretern der älteren Generation der polnischen Historiogra­
phie wie Grzybowski, Feldman oder Pajewski sehen Ryszka und Krasuski die Verant­
wortung konservativer deutscher Gruppierungen für den Aufstieg des Nationalsozia­
lismus nicht in einer direkten Unterstützung der NSDAP85a, sondern eher in ihrer 
radikalen Ablehnung und Aushöhlung der Weimarer Demokratie. In diesem Punkt 
lehnen sich Ryszka und Krasuski viel stärker an die westliche als an die ältere polni­
sche oder auch an die sowjetische Forschung an. Ryszka, der selbst Jurist und Profes­
sor für vergleichende Rechtsgeschichte ist, untersucht die Rolle deutscher Rechtsge­
lehrter, vor allem die Carl Schmitts, bei der Aushöhlung der Weimarer Demokratie. 
Durch seine brillante und zugleich zersetzende Kritik des „schwachen" Weimarer 
Staates und durch seine Theorie vom „totalen Staat" habe Carl Schmitt den national­
sozialistischen Staat in gewisser Weise vorweggenommen86. In seiner Rezension wirft 
Helmut Wagner Ryszka vor, er identifiziere den „totalen Staat" Carl Schmitts, der 
nach Wagners Ansicht nur autoritäre Züge aufweist, mit dem totalitären nationalso­
zialistischen Staat87. Ryszka geht in seinem 1972 erschienenen Aufsatz „Autoryta-
ryzm i faszyzm" auf diese Kritik ein und revidiert einige seiner Thesen aus dem Jahre 
196488. Der Unterschied zwischen dem „totalen Staat" Carl Schmitts und dem natio­
nalsozialistischen totalitären Staat wird nunmehr auch von Ryszka stärker betont als 
acht Jahre zuvor. Carl Schmitt habe mit seinem Werk vor allem politische und nicht 
ideologische Zwecke verfolgt. Die verworrene völkische Ideologie sei ihm fremd ge­
wesen89. Allerdings habe - im Gegensatz zu den Ausführungen Wagners - der „totale 
Staat" Carl Schmitts beim Versuch seiner Realisierung unvermeidlich in den totalitä­
ren, auf Völkermord gerichteten Staat Hitlers entarten müssen90. 

Carl Schmitt symbolisiert für Ryszka die gesamte konservative Opposition, die 
durch ihre Bekämpfung der Weimarer Demokratie die Grundlage für ihre eigene 
Existenz zerstörte91. Sie habe nur im „schwachen" Weimarer Staat vor Hitlers Macht-

85aVgl. dazu Grzybowski, a. a. O., S. 622f.; Feldman, a. a. 0 . , S. 168f.; Pajewski, Niemcy w czasach 
Nowozytnych, S. 319; Z. Wojciechowski, Od Wersalu do Poczdamu, S. 15-19. 

86 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 146f. S. 163 f. und S. 209. Diese Bewertung der Verant­
wortung Carl Schmitts für den Untergang der Weimarer Republik erinnert stark an die Worte 
Ernst Niekischs zum gleichen Thema. Siehe dazu Ernst Niekisch, Das Reich der niederen Dämo­
nen, Hamburg 1953, S. 198ff. 87 Wagner, Das NS-Regime in polnischer Sicht, S. 303. 

88 Ryszka, Autorytaryzm i faszyzm, S. 332f. 89 Ebenda, S. 332-336. 
90 Ebenda, S. 332. Vgl. dazu einen hervorragenden Aufsatz von Alfred von Martin: Zum Verhältnis 

von Mensch und Gesellschaft. Karl Marx-Carl Schmitt-Max Weber, in: Ordnung und Freiheit, 
Frankfurt 1956. 

91 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 61 f. und S. 146 f. Ryszka wendet sich gegen die in Polen 
verbreitete Meinung, die Deutschen neigten nicht zur Auflehnung gegen die Obrigkeit. Er bezeich­
net die These, daß die Deutschen nie gegen die eigene Regierung konspiriert hätten, als unwahr. 
Viele Deutsche hätten dies fortwährend gegen die Weimarer Regierung getan. Sie rebellierten 
allerdings gegen diese Regierung nicht deshalb, weil sie sich von ihr unterdrückt gefühlt hätten, 
sondern weil diese für sie nicht autoritär genug gewesen sei (Ryszka, U zrodel zwyciestwa i kleski, 
S. 181; derselbe, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 51 ff., 55ff. und S. 112f.). Es lassen sich gewisse 
Parallelen zwischen diesen Thesen Ryszkas und den kritischen Worten Hans Buchheims über die 
„Nationale Opposition" feststellen. So schreibt Buchheim: „Der nationale Stolz, der die Nieder-
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ergreifung eine so bedeutende Rolle spielen können, der starke nationalsozialistische 
Staat habe sie nicht mehr gebraucht92. „Im Dritten Reich zeigte sich Carl Schmitt als 
machtloser Kommentator der Regierungsakte, in Weimar dagegen war er ein Meister 
der destruktiven Kritik der republikanischen rechtlichen und politischen Institutionen 
gewesen."93 

Obwohl aber die Angriffe der Konservativen gegen die Weimarer Demokratie nicht 
weniger radikal als die Angriffe der Nationalsozialisten gewesen seien94, interpretie­
ren Ryszka und Krasuski diese Übereinstimmung in der Gegnerschaft zu Weimar 
durchaus nicht als Wunsch der deutschen konservativen Elite, der NSDAP die Macht 
zu überlassen. Die Wahlerfolge der NSDAP seit 1930 hätten die Konservativen sehr 
beunruhigt95. Die Partei der deutschen Großgrundbesitzer und der Großbourgeoisie 
sei die DNVP gewesen, sie habe auch an erster Stelle die finanzielle Unterstützung 
dieser Kreise genossen, und keineswegs die plebeische nationalsozialistische Bewe­
gung96. Auch Jerzy Holzer bezeichnet die NSDAP als eine eigenständige Massenbewe­
gung mit starkem Einfluß bei kleinbürgerlichen, bäuerlichen und teilweise auch prole­
tarischen Schichten, die zunächst bei den Großgrundbesitzern und bei der Großbour­
geoisie keineswegs allzu große Popularität genossen habe. Holzer weist ähnlich wie 
Krasuski darauf hin, daß die „Junker" und die Industriellen sich viel mehr von der 
DNVP repräsentiert sahen97. 

Diese polnischen Historiker widersprechen also der These vieler marxistischer Hi­
storiker sowohl des Ostblocks wie des Westens, das deutsche „Großkapital" habe von 

lage nicht anerkennen und seinen ungebrochenen Kampfwillen beweisen wollte, gegen die Kriegs­
gegner jedoch nichts auszurichten vermochte, wendete sich deshalb gegen den eigenen Staat, als sei 
dessen Beseitigung die Vorbedingung und der erste Schritt zum Wiederaufstieg" (Hans Buchheim, 
Das Dritte Reich. Grundlagen und politische Entwicklung, München 1958, S. 54). 

92 Ryszka kommt in diesem Punkt zu ähnlichen Ergebnissen wie manche westliche Forscher. Dazu ein 
Zitat aus einem Aufsatz von Helmut Kuhn (Das geistige Gesicht der Weimarer Zeit, in: Zeitschrift 
für Politik, 1961, S. 5ff.): „So gilt allgemein, daß zwar die Intellektuellen der Weimarer Zeit die 
Feinde der Republik mit Waffen und Munition versorgten. Aber sie taten das auf Grund eines 
Mißverständnisses. Ihre nationale oder konservative' Revolution war nicht die wirkliche Revolu­
tion, ihr Hitler nicht der wirkliche Hitler . . . Während der Geist an der Wirklichkeit vorbeidachte, 
fiel die Wirklichkeit dem Ungeist anheim." Vgl. dazu auch Martin Broszat, Der Nationalsozialis­
mus. Weltanschauung, Programmatik und Wirklichkeit, Stuttgart 1961, S. 10 f. und S. 26 f. 

93 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 146f. 
94 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 51ff., S. 55ff., S. 112f. und S. 129; Krasuski, Historia 

Rzeszy, S. 267ff. Die Angst vor den westlichen Einflüssen, vor der „westlichen Dekadenz", sei 
allen rechten Gruppierungen in der Weimarer Republik gemeinsam gewesen, sagt Krasuski. Den 
beispiellosen politischen und kulturellen Pluralismus der Weimarer Republik hätten die Konserva­
tiven und die Nationalsozialisten als ein Zeichen des Untergangs gewertet (Krasuski, Historia 
Rzeszy, S. 262f.). Diese Würdigung der politischen und kulturellen Vielfalt der Weimarer Republik 
durch Krasuski unterscheidet sich erheblich von seiner Beurteilung der Weimarer Außenpolitik, 
die, wie gezeigt, wesentlich negativer ausfällt. Es ist wohl bemerkenswert, daß Krasuski bei seiner 
Analyse der innenpolitischen Vorgänge in der Weimarer Republik von seiner kritischen Bewertung 
der Weimarer Außenpolitik absehen kann. 9S Krasuski, Historia Rzeszy, S. 313. 

96 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 326; Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 98 f. 
97 Jerzy Holzer, Parteien und Massen in Deutschland 1928-1930, Wiesbaden 1975, S. 101 ff. (der 

Titel des polnischen Originals „Kryzys polityczny w Niemczech 1928-1930", Warschau 1970). 
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Anfang an in der NSDAP seine wirksamste Waffe gegen die marxistische Arbeiterbe­
wegung erblickt98. Man habe im Jahre 1930 nicht zuletzt deshalb seine Zuflucht zum 
Präsidialsystem genommen, sagt Krasuski, um der NSDAP den Weg zur Macht zu 
versperren. Die deutschen Konservativen hätten in den Jahren 1930—32 die parlamen­
tarische Demokratie unter anderem deshalb ausgehöhlt, um sich den Folgen der 
parlamentarischen Regeln, die die NSDAP zur stärksten deutschen Partei gemacht 
hatten, zu entziehen". Die Entscheidung des „Großkapitals" und einiger konservati­
ver Gruppierungen für Hitler ist für Krasuski erst Ende 1932 gefallen. Ausschlagge­
bend sei hier der Stimmenverlust der NSDAP in den Wahlen vom November 1932 
und der gleichzeitige Stimmenzuwachs der KPD gewesen. Die Angst vor der KPD sei 
nun viel größer geworden als die Abneigung gegen die NSDAP100. Die Ausführungen 
Krasuskis erinnern an die Worte Konrad Heidens, mit denen er die Stimmung inner­
halb des deutschen Bürgertums nach dem Mißerfolg der NSDAP bei den Wahlen vom 
6.11.1932 beschreibt: „Der drohende Untergang des Nationalsozialismus verbreitet 
Untergangsstimmung im Bürgertum. Ein Gespenst geht um in Deutschland, das Ge­
spenst des Kommunismus. Hitler spielt Selbstmord, und alles ruft erschreckt: rettet 
den Retter!"101 

Auch das Zentrum, die größte deutsche Partei der Mitte, trägt in den Augen eines 
anderen Historikers, Julian Bartosz, einen großen Teil der Verantwortung für den 
Aufstieg des Nationalsozialismus. Die Zentrumspartei, ursprünglich auf dem Boden 
der Weimarer Demokratie gestanden, habe allmählich diese demokratische Position 
verlassen und sich nach rechts entwickelt102. Dieser Wechsel des Zentrums in das 
antidemokratische Lager, seit 1930 eindeutig feststellbar, habe das Kräfteverhältnis in 
der Weimarer Republik erheblich zugunsten der Rechten verschoben103. Die Evolu­
tion der Zentrumspartei resultierte für Bartosz nicht aus objektiven Notwendigkeiten. 
Es habe sich vielmehr um eine freiwillig getroffene Entscheidung gehandelt. Die Ab­
neigung der Zentrumsführung gegen die Arbeiterparteien sei die Ursache dafür gewe­
sen, daß diese Partei kein Interesse an der Fortsetzung der Weimarer Koalition gehabt 
habe. Der Antimarxismus der Zentrumspartei habe die Kluft zwischen ihr und den 
Arbeiterparteien weiter aufgerissen, als die zwischen ihr und der NSDAP gewesen sei. 
Die Bereitschaft der Führung des Zentrums, die NSDAP zu tolerieren und sogar an 
einer Koalitionsregierung zu beteiligen, sei in den Jahren 1930-1933 stetig gewach­
sen, proportional ihrer Angst vor den „marxistischen" Parteien104. 

98 Vgl. u. a. Reinhard Kühnl (Hrsg.), Formen bürgerlicher Herrschaft, Reinbeck b. Hamburg 1971; 
Manfred Clemenz, Gesellschaftliche Ursprünge des Faschismus, Frankfurt a. M. 1972; R. Opitz, 
Über die Entstehung und Verhinderung von Faschismus, Argument 1974, Nr. 87, S. 543-603; 
G. L. Rozanov, Ocerki novejsej istorii Germanii 1918-1933, Moskau 1957; V. D. Kulbakin, Ger-
manskaja Socialdemokratia 1924—1932 gg., Moskau 1978. 

99 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 316. 
100 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 313. Siehe auch Julian Bartosz, Rola Niemieckiej Partii Centrowej w 

latach 1930-1933, Warschau 1970, S. 158 f. 
101 Konrad Heiden, Adolf Hitler. Das Zeitalter der Verantwortungslosigkeit. Eine Biographie, Zürich 

1936, S. 236f. 102 Bartosz, a. a. O., S. 105 und S. 236f. 
103 Ebenda, S. 237. 104 Ebenda, S. 72f. und S. 236f. 
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Obwohl die Verantwortung deutscher konservativer Gruppierungen für den Auf­
stieg der NSDAP in den Augen polnischer Historiker weit größer als die der SPD und 
der KPD ist, kritisieren sie auch das Verhalten der deutschen Arbeiterparteien. Die 
Vorwürfe, die hier einerseits gegenüber der SPD, andererseits gegenüber der KPD 
erhoben werden, sind entgegengesetzten Inhaltes. Der SPD wird ihre allzugroße 
Staatsfrömmigkeit, der KPD dagegen ihre allzu radikale Ablehnung des Weimarer 
Staates vorgeworfen. 

Ryszka sagt, die Staatsfrömmigkeit der SPD habe ihr die Energie genommen105. Sie 
sei hilflos gegenüber den konservativen Beamten gewesen, die oft sozialdemokrati­
schen Ministern unterstanden hätten. Der preußische Ministerpräsident Otto Braun 
habe von der Zuverlässigkeit und Unparteilichkeit der preußischen Bürokratie gespro­
chen, die doch viel dazu beigetragen habe, daß die sozialdemokratische Regierung 
Braun am 20. Juli 1932 gestürzt wurde106. Die SPD habe die Weimarer Republik als 
ihr eigenes Werk angesehen, sagt Krasuski. Die größte Last der Verteidigung dieser 
Republik habe auf der SPD gelegen107. Allerdings habe die SPD die Weimarer Repu­
blik nicht energisch genug verteidigt. Sie habe zu wenig getan, um die politische 
Initiative ihrer Massenanhängerschaft zu fördern108. Die SPD habe mehr Hindenburg, 
dem Reaktionär, vertraut als ihrer proletarischen Anhängerschaft109. 

Die deutschen Konservativen hätten dazu geneigt, die SPD neben der KPD zu sehen, 
weil beide marxistische Ideen vertraten, sagt Krasuski. Die Kompromißbereitschaft 
105 Ryszka, Paristwo stanu wyjatkowego, S. 110f. und S. 131. Die Staatsfrömmigkeit der SPD wird 

auch von Janusz Pajewski (1947) scharf verurteilt (Pajewski, Republika Weimarska, S. 602 f.). 
Ähnliche Thesen lassen sich u. a. bei Konrad Heiden und Arthur Rosenberg finden (Heiden, Adolf 
Hitler, S. 53ff.; Arthur Rosenberg, Geschichte der Weimarer Republik, Frankfurt a. M. 1961). 

106 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 110f. und S. 131. Krasuski sagt, im Gegensatz zu Ryszka 
und zu vielen anderen kommunistischen Kritikern der SPD, die sozialdemokratische Regierung 
Preußens sei nicht imstande gewesen, einen effektiven Widerstand gegen den Staatsstreich der 
Reichsregierung vom 20. Juli 1932 zu leisten. Die Reichswehr sei in der Lage gewesen, jeden 
Widerstand der preußischen Regierung mühelos zu zerschlagen. Außerdem sei sich die SPD-
Führung der Unterstützung der kommunistischen Arbeiter bei einer eventuellen kämpferischen 
Auseinandersetzung mit der Zentralregierung nicht sicher gewesen (Krasuski, Historia Rzeszy, 
S. 311). In der gegenwärtigen sowjetischen Historiographie wird die Passivität der SPD gegenüber 
den Maßnahmen der Papenregierung vom 20. Juli 1932 wesentlich kritischer beurteilt. So 
schreibt V. D. Kulbakin in seiner vor kurzem erschienenen Monographie über die SPD in den 
Jahren 1924-1932, die Kapitulation der SPD am 20. Juli 1932 habe ihre Kapitulation vom 
30. Januar 1933 eingeleitet. Trotz der Aufrufe der KPD zum gemeinsamen Kampf gegen die 
Regierung Papen habe die SPD nicht beabsichtigt, irgendeinen Widerstand zu leisten (V. D. Kul­
bakin, Germanskaja Socialdemokratia, S. 248 ff.). 

107 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 249 und S. 254. 
108 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 130ff. Ryszka widerspricht Karl Dietrich Bracher, der 

meint, die revolutionäre Tradition der SPD habe die Sozialdemokraten daran gehindert, konstruk­
tiv am politischen Geschehen im Weimarer Staat mitzuwirken. Für Ryszka war nicht die revolu­
tionäre Tradition, sondern im Gegenteil die Verinnerlichung der obrigkeitsstaatlichen Tradition 
durch die Sozialdemokraten die Hauptursache für das Scheitern der SPD in der Weimarer Zeit 
(Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 131). 

109 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 133. Ähnlich wird die SPD auch von Pajewski kritisiert 
(Pajewski, Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 317). 
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konservativer deutscher Gruppierungen gegenüber der SPD sei sehr begrenzt gewe­
sen110. Die sozialdemokratischen Führer hätten diese Kompromißbereitschaft jedoch 
überschätzt. Als die Konservativen schließlich zu einem Bündnis mit den Nationalso­
zialisten kamen, habe die SPD keine Mittel gehabt, um sich dieser neuen politischen 
Wendung zu widersetzen111. Obwohl die von Ryszka und Krasuski an der SPD geübte 
Kritik nicht unberechtigt ist, unterschätzen sie die komplizierte Lage, in der sich diese 
Partei in den Jahren 1930-1932 befand. Sie konnte seit 1930 im Kampf um die immer 
radikaler werdenden deutschen Wähler nicht erfolgreich mit der NSDAP oder der 
KPD konkurrieren. Zwar blieb die SPD bis zur nationalsozialistischen Machtergrei­
fung eine Massenpartei, man konnte aber bei ihr deutliche Merkmale einer Stagnation 
verzeichnen. In den Jahren 1930-1933 wurden also nicht nur kleinere liberale und 
bürgerliche Parteien von einer Krise betroffen. Auch eine so ausgezeichnet organi­
sierte Massenpartei wie die SPD geriet in eine tiefe Krise. Es waren folglich nicht die 
Massenorganisationen oder die Millionen von Wählern, die in den Jahren 1930-1933 
in Deutschland für die politische Wirksamkeit ausschlaggebend waren. Es zählte 
vielmehr die Rücksichtslosigkeit bei der Wahl der politischen Kampfmittel und die 
Bereitschaft zu einer unverantwortlichen Demagogie. Insoweit konnte und wollte die 
SPD nicht mit der NSDAP oder auch mit der KPD rivalisieren. 

Dieser Auffassung schließt sich in gewisser Weise auch Jerzy Holzer an: ab 1930 
hätten die NSDAP und die KPD ihren Einfluß in der Weimarer Republik vor allem 
deshalb ungewöhnlich steigern können, weil beide Parteien Parteien der Auseinander­
setzung - auch in bewaffneter Form - und nicht des parlamentarischen Stils gewesen 
seien112. Die Ablehnung der SPD durch die Reichswehr, die konservative Beamten­
schaft und andere konservative Gruppierungen habe allerdings die Lage der Partei 
zusätzlich erschwert, stellen Krasuski und Ryszka mit Recht fest113. 

Die Möglichkeit einer Einheitsfront mit der KPD war in den Jahren 1930-1933 
kaum gegeben. Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung vertiefte sich in diesem 
Zeitabschnitt weiter. Einen großen Teil der Schuld an dieser Spaltung tragen für 
Ryszka und Krasuski die Kommunistische Internationale und die KPD. In der Zeit der 
ständig wachsenden nationalsozialistischen Gefahr habe sich die KPD auf den Kampf 
gegen die SPD konzentriert und diese als „faschistisch" bezeichnet114. Die „Sozialfa-
schismus"-Theorie der Komintern nennt Ryszka einen der fatalsten Fehler der Kom­
munisten, weil sie zur weitgehenden Isolierung der KPD geführt habe115. 

Die KPD habe sich zu einem der konsequentesten Gegner der Weimarer Republik 
entwickelt, weil diese Republik für sie die Interessen der Herrschenden repräsentiert 
110 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 317f. 
111 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 310f.; Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 132ff. Siehe dazu 

auch Pajewski, Niemcy w czasach Nowozytnych, S. 317. 
112 Holzer, a. a. O., S. 105. 
113 Siehe S. 434. 
114 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 135f.; Krasuski, Historia Rzeszy, S. 250f. 
115 Ryszka, Panstwo stanu wyjatkowego, S. 136. Diese Fehler der KPD werden auch in der gegenwär­

tigen sowjetischen Geschichtsschreibung kritisiert. Siehe Rozanov, Ocerki, S. 150; Kulbakin, Ger-
manskaja Socialdemokratia, S. 289f.; Galkin, Germanskij fasizm, Moskau 1967, S. 301. 
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habe, sagt Krasuski. Durch diese Ablehnung habe die KPD viel zum Fall der parla­
mentarischen Demokratie in Deutschland beigetragen. Häufig hätten die Kommuni­
sten zusammen mit den Nationalsozialisten gestimmt und dadurch das Leben der 
deutschen Parlamente praktisch gelähmt116. Gleichzeitig warnt aber Krasuski vor 
einer oberflächlichen Identifizierung der KPD mit der NSDAP aufgrund ihrer gemein­
samen antiparlamentarischen Haltung: „Diese Parteien verband nur die Verneinung. 
Die politische Krise der Jahre 1930-1932 beruhte gerade darauf, daß die Nationalso­
zialisten und die Kommunisten die Regierung anderer Parteien verhinderten, sich 
jedoch gleichzeitig über keinen Punkt verständigen wollten."117 

Obwohl die völlige Ablehnung der Weimarer Republik durch die KPD von Ryszka 
und Krasuski als Fehler angesehen wird, betrachten sie dieses Verhalten als eine 
teilweise verständliche Reaktion der KPD auf die Behandlung, die ihr in Weimar 
widerfuhr. Bei den Zusammenstößen der Kommunisten mit den Nationalsozialisten 
hätten die Vertreter des deutschen Staatsapparates und der Armee in der Regel für die 
Nationalsozialisten Partei ergriffen. Es sei, so Krasuski, stets von kommunistischen 
„Provokationen" gesprochen worden. Die Versuche der Kommunisten zur Selbstver­
teidigung seien hart bestraft worden, fügt Ryszka hinzu. Die deutschen Gerichte 
hätten in der Regel rechte Angeklagte weit milder behandelt als linke118. Die SPD 
habe wenig gegen diese ungerechte Behandlung der Kommunisten unternommen und 
sich sogar selbst manchmal an der Unterdrückung der Kommunisten beteiligt. Dies 
habe verständlicherweise die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung weiter ver­
tieft119. Die beiden deutschen Arbeiterparteien hätten sich gegenseitig blockiert, statt 
ihre Kräfte gegen den gemeinsamen Feind - den Nationalsozialismus - zu richten. Die 
Verantwortung dafür tragen in den Augen polnischer Historiker sowohl die SPD wie 
die KPD. Mit dieser Kritik knüpfen sie allerdings an die Leitsätze Georgij Dimitroffs, 
die er auf dem 7. Kongreß der Komintern (Juli 1935) aussprach, an120. 

Der Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung, die den Kampf gegen den National­
sozialismus außerordentlich erschwerte, wird indes in der polnischen Historiographie 
nicht allgemein Rechnung getragen. So kritisiert Julian Bartosz die These westlicher 
Historiker, man habe im Jahre 1930 zu Präsidialregierungen Zuflucht genommen, 
weil das Vielparteiensystem der Weimarer Republik sich in einer beinahe ausweglosen 
Krise befunden habe121. Bartosz meint, die damalige Krise wäre durchaus durch die 

116 Krasuski, Historia Rzeszy, S. 251. 117 Ebenda. 
118 Ryszka, Paristwo stanu wyjatkowego, S. 127. Vgl. auch Bartosz, a. a. O., S. 122; Krasuski, Histo­

ria Rzeszy, S. 330. 
119 Ryszka, Paristwo stanu wyjatkowego, S. 115f. und S. 132f. Vgl. dazu auch Pajewski, Niemcy w 

czasach Nowozytnych, S. 302. Die antikommunistische Einstellung der SPD wird in der sowjeti­
schen Historiographie noch schärfer als in der polnischen kritisiert. Kulbakin meint, der Antikom-
munismus der sozialdemokratischen Führung habe den Zusammenbruch der SPD in der Weima­
rer Zeit mitverursacht, er habe auch wesentlich zum Untergang der Weimarer Republik beigetra­
gen (Kulbakin, Germanskaja Socialdemokratia, S. 292). 

120 Siehe dazu VII. Congress of the Communist International. Abridged Stenographic Report of 
Proceedings, Moskau 1939. 

121 Bartosz, a. a. O., S. 34 f. und S. 236. 
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Bildung einer linken Koalitionsregierung zu bewältigen gewesen. Das Vorbild für eine 
solche Regierung ist für ihn die Koalition zwischen der SPD und der KPD in Sachsen 
und Thüringen im Oktober 1923122. Durch diktatorische Maßnahmen des Präsidial­
systems habe die deutsche Bourgeoisie versucht, die Machtübernahme der linken 
Koalition zu verhindern123. Bartosz' Thesen beleuchten das Problem der Unmöglich­
keit einer Koalition der deutschen Arbeiterparteien in den Jahren 1930-1933 nur von 
einer Seite. Dieser Unmöglichkeit lag sicherlich nicht nur die Politik der deutschen 
Bourgeoisie, sondern auch die der deutschen Arbeiterparteien selbst zugrunde, worauf 
Ryszka und Krasuski mit Recht hinweisen. 

Die Frage nach der Verantwortung für den Aufstieg des Nationalsozialismus zur 
Macht wurde zum Gegenstand einer sehr interessanten Polemik zwischen Konstanty 
Grzybowski und Franciszek Ryszka, die nach der Veröffentlichung des Buches von 
Ryszka „Paristwo stanu wyjatkowego" im Jahre 1964 einsetzte. In seinem Buch 
versucht Ryszka den gewaltigen Popularitätsanstieg der NSDAP bei den deutschen 
Wählern seit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise unter anderem auch psychologisch 
zu erklären. Er spricht von verschiedenen Angstsyndromen und Komplexen, die viele 
Deutsche für die Parolen der Nationalsozialisten besonders anfällig machten. Dabei 
stützt er sich vor allem auf Erich Fromms Werk „Die Furcht vor der Freiheit"124. Für 
Grzybowski sind diese psychologischen Erklärungen nicht einleuchtend. In seiner 
Rezension des Buches von Ryszka schreibt er: „Die Zahl der für die NSDAP abgege­
benen Stimmen vergrößerte sich im Jahre 1930 im Vergleich zum Jahr 1928 um 
5 Millionen. Es ist kaum einsichtig, daß gerade innerhalb dieser zwei Jahre 5 Millio­
nen Deutsche irgendwelcher psychopathologischer Veränderung zum Opfer gefallen 
sein sollen."125 Die Interpretation der Erfolge der Nationalsozialisten als eine Art 
Massenpsychose ist für Grzybowski unbefriedigend. Sie entlaste in gewisser Hinsicht 
diejenigen, die den-Nationalsozialismus unterstützten, weil Menschen, die unter dem 
Einfluß einer Psychose handeln, für ihre Taten nicht verantwortlich seien126. Grzy­
bowski will in erster Linie die Freiwilligkeit der Entscheidung für den Nationalsozia­
lismus unterstreichen. 

Er kritisiert auch die These Ryszkas, die Angst der deutschen Kleinbürger vor einer 
Deklassierung habe sie in den Jahren 1930-1933 ins nationalsozialistische Lager 
getrieben. Nach der Meinung Grzybowskis hätten diejenigen, die eine solche Angst 
vor einer Deklassierung hatten, nicht durchweg für die NSDAP, sondern zum Teil 
auch für die KPD gestimmt. Außerdem sei die Angst vor der Deklassierung in 
Deutschland in den Jahren 1918-1923 viel größer gewesen als nach 1930, trotzdem 
habe damals eine solche Partei wie die NSDAP keinen überragenden Einfluß gewon­
nen127. Auch in diesem Punkt unterstreicht also Grzybowski den freien Entschluß der 

122 Ebenda, S. 34 und S. 236. 
123 Ebenda, S. 34f. und S. 236. 
124 Ryszka, Paristwo stanu wyjatkowego, S. 82f. 
125 Grzybowski, a. a. O., S. 621. 
126 Ebenda, a. a. O., S. 622. 
127 Ebenda. 
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Anhänger der NSDAP nach 1930. Er setzt hinzu: Selbst wenn sich die Wähler der 
NSDAP zunächst nicht im klaren darüber gewesen wären, wem sie zur Macht verhol­
ten hatten, dürften sie dies doch im Laufe der Zeit allmählich erkannt haben. Trotz­
dem sei die Macht der Nationalsozialisten nach dem 30.1.1933 von innen kaum 
gefährdet worden128. 

In seinem 1972 erschienenen Buch „U zrodel zwyciestwa i kleski" nähert sich 
Ryszka in gewisser Hinsicht dem Standpunkt Grzybowskis, was die Verantwortung 
der Deutschen betrifft, die Hitler entweder unterstützt oder nicht energisch genug 
bekämpft haben. Wirtschaftliche Stabilität und Beseitigung der sozial-politischen 
Unordnung seien von vielen Deutschen als höchstes Gut angesehen worden, meint 
Ryszka. Das Versprechen der Nationalsozialisten, diese Ziele zu erreichen, sei so 
verlockend gewesen, daß die NSDAP immer größere Massen für sich habe gewinnen 
können. Die Entscheidung der Wählerschaft für den Nationalsozialismus sei also eine 
bewußte gewesen129. Aber auch diejenigen, die Hitler nicht gewählt, aber durch ihre 
Passivität die Machtergreifung erleichtert hätten, trügen dafür eine Verantwortung. 
Man könne die „schweigende Mehrheit", die durch ihre Passivität kleinen Gruppen 
politische Experimente erlaubte, nicht von jeder Schuld freisprechen130. Grzybowski 
hatte gegen das erste Buch Ryszkas einen anderen kritischen Einwand erhoben. Nach 
seiner Meinung unterschätzt Ryszka nicht nur die Verantwortung der deutschen Mas­
sen für den Aufstieg des Nationalsozialismus, sondern auch die der deutschen Elite131. 
Dem deutschen „Großkapital" hätten ebenfalls viele Möglichkeiten offengestanden. 
Das „Großkapital" habe jedoch statt des Kompromisses mit der kompromißbereiten 
SPD, statt eines „New Deal", den Nationalsozialismus gewählt. Das „Großkapital" 
habe die NSDAP erzeugt, sie zu einer bestimmten Zeit vor dem finanziellen Ruin 
gerettet und ihr schließlich die Macht übergeben. Dabei hätten die „Großkapi­
talisten" gedacht, sie seien nun selbst an die Macht gekommen und Hitler sei 
nur ihr politischer Agent. Zwar hätten sie sich bald vom Gegenteil überzeugen müs­
sen, trotzdem aber weiterhin Hitler unterstützt, solange er ihre Profite nicht ge­
fährdete132. 

Die letzteren Thesen Grzybowskis erinnern zwar in gewisser Hinsicht an die alte 
Theorie der Komintern von der Verschwörung des „Finanzkapitals"133, die von 

128 Ebenda, S. 620. 
129 Ryszka, U zrödet, S. 59f. 
130 Ryszka, U zrödel, S. 64f.; siehe auch Ryszka, Autorytaryzm i faszyzm, S. 343. 
131 Grzybowski, a. a. O., S. 622 f. 
132 Ebenda. Ähnlich argumentiert auch Pajewski im Jahre 1947. Das „Großkapital" und die Reichs­

wehr hätten durch ihre Unterstützung die Existenzgrundlage der NSDAP gesichert und ihr auch 
die Expansion ermöglicht. Diese Kreise hätten die quasilegale Machtübernahme Hitlers ermög­
licht, weil sie Hitler als ihr Instrument betrachteten, das unter ihrer Kontrolle stehe. Hitler habe 
allerdings über einen weit besseren Machtinstinkt als die deutschen Konservativen verfügt. Es sei 
ihm auch gelungen, sich von jeder Kontrolle schnell zu lösen (Pajewski, Niemcy w czasach 
Nowozytnych, S. 320). 

133 Diese Thesen wurden besonders häufig nach dem VI. Kongreß der Komintern (Juli 1928) ver­
kündet. 
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Ryszka und Krasuski mit Recht kritisiert wird134. Jedoch ist der Hinweis Grzybow­
skis auf die große Verantwortung der deutschen Eliten für die nationalsozialistische 
Machtergreifung nicht von der Hand zu weisen. 

Die Polemik zwischen Grzybowski und Ryszka veranschaulicht die bereits er­
wähnte These von der Vielfalt der Standpunkte polnischer Historiker bei ihrer Ana­
lyse der inneren Entwicklung der Weimarer Republik. Die Analysen Grzybowskis, vor 
allem aber Ryszkas und Krasuskis gehören zu den mit Abstand interessantesten Un­
tersuchungen zur Geschichte der Weimarer Republik in der polnischen Nachkriegshi­
storiographie. Es lassen sich wenige polnische Autoren anführen, die sich so gründlich 
und eigenständig mit der Geschichte der Weimarer Zeit und mit der neueren deut­
schen Geschichte im allgemeinen beschäftigt haben. Ryszka und Krasuski, die seit 
dem Beginn der sechziger Jahre in der polnischen Forschung zur neueren deutschen 
Geschichte eine herausragende Stellung einnehmen, verdienen sicherlich auch im We­
sten größere Beachtung als bisher. 

134 Ryszka, Paristwo stanu wyjatkowego, S. 98f.; Krasuski, Historia Rzeszy, S. 313 und S. 326f. 



KLAUS JAITNER 

DEUTSCHLAND, BRÜNING UND DIE FORMULIERUNG 
DER BRITISCHEN AUSSENPOLITIK 

MAI 1930 BIS JUNI 1932* 

Es ist bereits mehrfach festgestellt worden, daß die Zeit von 1929 bis 1933 mit dem 
„Schwellenjahr" 1931 einen „wirtschaftspolitischen wie auch allgemeinpolitischen" 
Einschnitt für Deutschland und Großbritannien dargestellt hat1. Brünings Regie­
rungszeit vom 31. März 1930 bis zum 30. Mai 1932 fiel zeitlich und hinsichtlich ihrer 
Hauptaufgaben mit dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise zusammen; zudem war 
seine Ernennung weitgehend eine Folge der wirtschaftlich-finanziellen und sozialen 
Notsituation in Deutschland. In Großbritannien bildeten die Labour Party und die 
Liberalen seit Juni 1929 unter Ramsay MacDonald eine Koalitionsregierung, die im 
Zusammenhang mit der schwierigen Haushaltslage und der notwendig werdenden 
Pfundabwertung im September 1931 zusammenbrach und nach dem Wahlsieg der 
Konservativen einer Regierung der sogenannten nationalen Konzentration Platz 
machte. 

Die Wirtschaftskrise brachte einen Rückschlag für die seit 1924 vor allem von 
Briand und Stresemann getragene Politik internationaler Zusammenarbeit und Ver­
ständigung, der sich zuerst auf wirtschaftspolitischem Gebiet durch die Errichtung 
von Zollschranken und die Kontingentierung der Importe bemerkbar machte, bald 
auch auf die politischen Beziehungen der Staaten übergriff und zu einem Ausbruch 
nationalistischer Emotionen führte. Vor allem in Deutschland wurden die wirtschaft­
lichen und sozialen Nöte auf äußere Ursachen zurückgeführt, mit wachsender Unge­
duld daher eine umfassende Revision oder Liquidierung des Versailler Vertrags gefor­
dert. 

Auch Brüning betrachtete die Weltwirtschaftskrise als Möglichkeit, Deutschland 
von den Auflagen des Friedensvertrags zu befreien, wobei er das Schwergewicht 
zunächst auf die Reparationsfrage richtete. Das Erscheinen seiner Memoiren im No­
vember 19702 löste eine lebhafte Diskussion über die Stellung seiner Regierung im 

* Heinrich Brüning hielt sich auf Einladung von Provost B. H. Streeter im Mai/Juni 1938 in The 
Queen's College in Oxford auf. Leider konnten im College-Archiv keine Hinweise gefunden wer­
den. - Die vorliegende Arbeit entstand während meines zweijährigen Aufenthalts als Florey-Stipen-
diat an The Queen's College; Provost und Fellows, besonders Dr. R. A. C. Parker, möchte ich für 
ihre Hilfsbereitschaft danken. 
Alle Quellenhinweise beziehen sich auf das Public Record Office in London: Akten des Foreign 
Office, des Kabinetts und Premierministers. 

1 B. J. Wendt, Economic Appeasement. Handel und Finanz in der britischen Deutschlandpolitik 
1933-39, Düsseldorf 1971, S. 21 . Ferner: A. Predöhl, Die Epochenbedeutung der Weltwirt­
schaftskrise von 1929 bis 1931, in: VfZ 1 (1953), S. 97-118. 

2 H. Brüning, Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970. 
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Übergang der Demokratie zur Diktatur und über die Funktion seiner Außenpolitik 
aus. Während W. Conze3 die Ansicht vertritt, daß Brüning „das notwendige Übel der 
Wirtschaftskrise mit ihren sozialen und politischen Belastungen . . . zum Vehikel für 
durchgreifende Reformen gemacht [hat], durch die das Deutsche Reich aus einengen­
den außen-, finanz- und innenpolitischen Verstrickungen gelöst werden sollte", und 
wie R. Morsey4 betont, daß Brüning die Außenpolitik seiner Vorgänger weiterführte, 
stellt J. Wheeler-Bennett5 Divergenzen zwischen der politischen Zielsetzung 1930 und 
den Memoiren fest. 1930 sei die Sanierung der Wirtschaft durch ein Reformpro­
gramm das Hauptanliegen gewesen; in seinem Memoiren habe Brüning hingegen als 
wichtigstes Ziel die Revision des Versailler Vertrags genannt: „This, however, was 
not the argument presented at the time." Demgegenüber betonen K. D. Bracher6, 
H. Graml7 und H. Mommsen8, daß Brüning, vom Primat der Außenpolitik überzeugt, 
vorrangig und einseitig auf den Versailler Vertrag und seine Überwindung fixiert 
gewesen sei und die innenpolitische Krise lediglich als Problem der Außen- und richti­
gen Finanzpolitik gesehen habe. Dem Kanzler sei es „weniger um die Bekämpfung der 
Wirtschaftskrise als um die Beseitigung der Reparationen gegangen"9 und er sei durch 
diese Zielsetzung „zu einer Beschleunigung und Verschärfung seiner antipluralisti­
schen Restaurationspolitik im Innern" gezwungen worden10. Daher bestreitet vor 
allem Graml, daß Brüning die Außenpolitik Stresemanns fortgesetzt habe. 

In der Außenpolitik beherrschten drei Komplexe die Regierungsaktivitäten Brü-
nings: Die Forschung11 hat sich überwiegend mit der Reparationsfrage befaßt und 
deren zentrale Stellung seit den Septemberwahlen 1930 hervorgehoben; der Kanzler 
erstrebte ferner die Gleichberechtigung Deutschlands auf militärischem Gebiet und 
die Zollunion mit Österreich, die auf den europäischen Südosten ausgedehnt werden 
sollte. In seiner wirtschafts- und außenpolitischen Konzeption kam den USA12 und 

3 W. Conze, Brüning als Reichskanzler. Eine Zwischenbilanz, in: HZ 214 (1972), S. 310-34, 320, 
329. 

4 R. Morsey, Brüning und Adenauer. Zwei deutsche Staatsmänner, Düsseldorf 1972, S. 15. 
5 J. Wheeler-Bennett, Reconsiderations. The End of the Weimar Republic, in: Foreign Affairs 50 

(1971/72), S. 351-71, 362 Anm. 5. 
6 K. D. Bracher, Brünings unpolitische Politik und die Auflösung der Weimarer Republik, in: VfZ 

19 (1971), S. 113-23. 
7 H. Graml, Präsidialsystem und Außenpolitik, in: VfZ 21 (1973), S. 134-145. 
8 Diskussionsbeitrag Mommsens während der Verhandlungen des Internat. Symposiums in Bochum 

vom 12.-17. Juni 1973, in: H. Mommsen, D. Petzina, B. Weisbrod (Hrsg.), Industrielles System 
und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Düsseldorf 1974, S. 933. 

9 Mommsen, Industrielles System, S. 933. 
10 Graml, Präsidialsystem, S. 134. 
11 Vergl. R.Bassett, Nineteen Thirty-One. Political Crisis, London 1958. E.W.Bennett, Germany 

and the Diplomacy of the Financial Crisis 1931, Cambridge, Mass., 1963. R. H. Ferrell, American 
Diplomacy in the Great Depression. Hoover-Stimson Foreign Policy 1929-1933, New Haven 
1957. W. J. Helbich, Die Reparationen in der Ära Brüning. Zur Bedeutung des Young-Plans für 
die deutsche Politik 1930 bis 1932, Berlin 1962. 

12 Zu den amerikanisch-deutschen Beziehungen vergl. W. Link, Die amerikanische Stabilisierungs­
politik in Deutschland 1921-32, Düsseldorf 1970, bes. S. 489 ff. Ders., Der amerikanische Einfluß 
auf die Weimarer Republik in der Dawesplanphase (Elemente eines ,penetrierenden Systems'), in: 
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vor allem Großbritannien die entscheidende Schlüsselstellung zu, da Brüning dort 
Verständnis für deutsche Revisionsforderungen erwartete13. Der Kanzler besaß durch 
mehrere Englandaufenthalte als Student und Parlamentarier eigene Einsichten in die 
englischen Verhältnisse und gute Sprachkenntnisse; außerdem hatte er eine Reihe von 
einflußreichen Bekannten außerhalb der diplomatischen Dienste, wie den Labour-
Abgeordneten Archibald Church, den Präsidenten der Bank of England, Montagu 
Norman, den Herausgeber des „Economist", Walter Layton, und den Historiker John 
Wheeler-Bennett, die ihm die Kontakte mit der politischen Führung des Landes er­
leichterten14. 

Das englische Regierungssystem ist durch seine starke exekutive Gewalt gekenn­
zeichnet15; dies trifft besonders auf die Führung der Außenpolitik zu, bei der das 
Parlament fast völlig ausgeschaltet ist. Die Kontrolle über die auswärtigen Angelegen­
heiten übt das Kabinett durch formale Diskussion und Beschlüsse sowie den üblichen 
Umlauf von Informationsmaterial und Denkschriften aus, wobei der Premierminister 
und der Secretary of State (Außenminister) die Verantwortung tragen. Das Verhältnis 
zwischen diesen beiden Politikern ist daher für die Einheitlichkeit der Außenpolitik 
entscheidend. Bei der Kabinettsbildung 1929 stellte die Besetzung des Foreign Office 
für MacDonald das Hauptproblem dar. Gegen seinen Willen mußte er auf Druck 
seiner Partei Arthur Henderson akzeptieren, behielt aber die Beziehungen zu den USA 
in seinen Händen16. 

Henderson stellte ein Team für das Foreign Office zusammen, das als besonders 
kompetent bezeichnet wurde17: Der Wirtschaftswissenschaftler Hugh Dalton, der an 
der Formulierung des außenpolitischen Programms seiner Partei beteiligt gewesen 
war, wurde Parlamentarischer Staatssekretär; Philipp Noel-Baker, der spätere Nobel­
preisträger, wurde Parlamentarischer Privatsekretär, beauftragt mit Abrüstungs- und 
Völkerbundsfragen. Nach dem Scheitern des Labour-Kabinetts übte bis zu den No­
vemberwahlen 1931 Lord Reading das Amt des Secretary of State aus; sein Nachfol­
ger wurde John Simon, Fellow des All Souls College in Oxford18, der Anthony Eden zu 
seinem Parlamentarischen Staatssekretär ernannte. 

Unter Henderson, dem wegen zu großer Beanspruchung innerhalb seiner Partei die 

Mommsen, Industrielles System, S. 485-98. Heranzuziehen ist auch M. Ehrhardt, Deutschlands 
Beziehungen zu Großbritannien, den Vereinigten Staaten und Frankreich vom Mai 1930 bis zum 
Juni 1932, Diss. Hamburg 1950. 
Vergl. C 2473/2473/18, Annual Report von Rumbold für 1929, 12. 3.1930. 
Brüning, Memoiren, S. 222, 229, 310, 233, 291. 
D. G. Bishop, The Administration of British Foreign Relations, Syracuse 1961, S. 3ff., 66ff. 
Bishop, Administration, S. 85. D. Carlton, MacDonald versus Henderson. The Foreign Policy of 
the Second Labour Government, London 1970, S. 15 ff. K. E. Miller, Socialism and Foreign Policy. 
Theory and Practice in Britain to 1931, Den Haag 1967, S. 198. H. Winkler, Arthur Henderson, 
in: G. A. Craig-F. Gilbert, The Diplomats 1919-1939, New York 1969, S. 311-43, 319ff. 
Bishop, Administration, S. 249. Miller, Socialism, S. 199. Winkler, Henderson, S. 320. 
Vergl. A. L. Rowse, All Souls and Appeasement. A Contribution to Contemporary History, Lon­
don 1961. 
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Vernachlässigung politischer Details vorgeworfen wurde19, blieb für die Beamten des 
Foreign Office ein weiter Spielraum zur Einflußnahme auf die Gestaltung der Außen­
politik. Die Arbeit dieser Behörde erfolgt nach dem Kollegialsystem: Fast alle einlau­
fenden Botschafterberichte wurden von unten nach oben weitergeleitet, ausgefiltert 
und mit Kommentaren oder Beantwortungsvorschlägen („Minutes") versehen. Das 
gesamte Personal nahm also an der Diskussion und Meinungsbildung teil20, wovon 
die Akten ein eindrucksvolles Zeugnis abgeben. Der höchste und wichtigste Beamte 
des Foreign Office war der Permanent Under-Secretary (Ständige Staatssekretär); 
formal neben ihm stand der Parliamentary Under-Secretary. Ihnen folgten der Deputy 
Under-Secretary mit vier Assistenten und acht geographisch geordnete Departments 
nach, denen je ein Leiter und zwei bis sieben Mitglieder angehörten21. Kurz vor der 
Regierungsübernahme Brünings wurde am 1. Januar 1930 Robert G. Vansittart 
durch den Premierminister und den einflußreichen Permanent Under-Secretary des 
Schatzamtes, Warren Fisher, ohne die Mitwirkung Hendersons zum Permanent Un­
der-Secretary des Foreign Office ernannt22. Als ehemaliger Privatsekretär MacDo-
nalds sollte er offenbar eine Kontrollfunktion über das Außenamt ausüben. Er war 
ohne Zweifel, begabt mit einem scharfen analytischen Verstand, für Jahre die heraus­
ragende Erscheinung der britischen Außenpolitik. 

Die Deutschlandpolitik wurde wesentlich im Central Department formuliert, des­
sen Chef bis 1933 Orme G. Sargent war, ein sehr befähigter Mann mit Wirtschafts­
kenntnissen, der 1946-49 als Permanent Under-Secretary wirkte23. Vansittart nannte 
ihn einen Philosophen: „He knew all the answers .. ."24. Sein wichtigster Mitarbeiter 
war Peter Nichols. Während die Presse eine geringere Rolle spielte, als oft angenom­
men wird25, war infolge der Wirtschaftskrise und der Bedeutung des Reparations- und 
interalliierten Kriegsschuldenkomplexes in der Außenpolitik das Schatzamt in diesen 
Fragen, die über die Kompetenzen und das Sachwissen der Beamten des Foreign 
Office hinausgingen, entscheidend beteiligt. Dies brachte erhebliche Schwierigkeiten 

19 Bishop, Administration, S. 249. Miller, Socialism, S. 200. W. Selby, Diplomatie Twilight 
1930-1940, London 1953, S. 3. R. Vansittart, The Mist Procession, London 1958, S. 376,396ff. 
V. Wellesley, Diplomacy in Fetters, London 1944, S. 126f. 

20 D. C. Watt, Personalities and Politics. Studies in the Formulation of British Foreign Policy in the 
Twentieth Century, London 1965, S. 11 f. 

21 Zur Gliederung des Foreign Office vergl. Bishop, Administration, S. 235. F. T. A. Ashton-Gwat-
kin, The British Foreign Service, Ann Arbour 1950, S. 23. Watt, Personalities, S. 4. 

22 Zur Ernennung und Persönlichkeit Vansittarts vergl. D. Aigner, Das Ringen um England. Das 
deutsch-britische Verhältnis. Die öffentliche Meinung 1933-1939. Tragödie zweier Völker, Mün­
chen 1969, S. 141 ff. J. G. Colvin, Vansittart in Office, London 1965. H. Dalton, Call Back Yester-
day. Memoirs 1887-1931, London 1953, S.247f. F. Leith-Ross, Money Talks. Fifty Years of 
International Finance. The Autobiography, London 1968, S. 159f. 

23 W. N. Medlicott, Britain and Germany. The Search for Agreement 1930-37, London 1969, S. 3. 
24 Vansittart, Mist, S. 399. 
25 Zum Einfluß der britischen Presse vergl. Bishop, Administration, S. 183 ff. Carlton, MacDonald, 

S. 29f. F. R. Gannon, The British Press and Germany 1936-1939, London 1971. B. Granzow, A 
Mirror of Nazism. British Opinion and the Emergence of Hitler 1929-1933, London 1964. Watt, 
Personalities, S. 12. 
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für die Konzipierung und Durchführung der Politik mit sich, da die „Fachleute" des 
Schatzamtes nicht selten Einspruch erhoben und die „politischen" Einsichten des 
Foreign Office behinderten. Der Versuch Hendersons, 1931 eine Wirtschaftsabteilung 
im Außenamt zu errichten, scheiterte am Widerspruch MacDonalds und Warren 
Fishers26. Verbindungsmann zwischen beiden Ministerien und Teilnehmer an allen 
internationalen Konferenzen über Wirtschafts- und Finanzfragen war der Hauptwirt­
schaftsberater der Regierung, Frederick Leith-Ross27. Dieser erhielt auch direkte In­
formationen der Wirtschaftssachverständigen der Berliner Botschaft, Rowe-Dutton 
und F. Thalwell, wie Counsellor Basil C. Newton Mitarbeiter des erfahrenen Bot­
schafters Horace Rumbold28. 

Für die britischen Regierungen stellte sich seit Abschluß des Versailler Vertrags die 
Frage, wie in Europa der Friede gesichert werden könne, wenn sich Deutschland, das 
potentiell stärkste Land auf dem Kontinent, gegen diese Friedensordnung wandte. 
Unter den verschiedenen Gruppen, die Einfluß auf die Formulierung der britischen 
Außenpolitik besaßen, bestand weitgehend Einigkeit über die Notwendigkeit einer 
realistischen, auf Verständigung abzielenden, konstruktiven Politik und über die Füh­
rungsrolle Großbritanniens angesichts französischer Obstruktion und amerikanischer 
Enthaltung. Daraus ergab sich die Notwendigkeit, auf deutsche Revisionswünsche 
mit Verständnis einzugehen und aktiv nach Möglichkeiten für einen Interessenaus­
gleich zwischen den kontinentalen Staaten zu suchen. Diese Politik des „peaceful 
change" war während der kurzen Regierungszeit MacDonalds von Januar bis Sep­
tember 1924 besonders gefördert worden und hatte nach dem Abschluß des Dawes-
Plans und der Verträge von Locarno bis 1929 eine Periode der Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und seinen Nachbarn ermöglicht. Ihre Beweggründe waren 
keineswegs nur ideeller Art und lagen nicht nur in der traditionellen Gleichgewichts­
politik Großbritanniens begründet; die „Appeasement"-Diskussion der letzten Jahre 
hat den handeis- und finanzpolitischen Hintergrund verdeutlicht. Nach B. J. Wendt 
waren ,,,Political' and ,Economic Appeasement'... stets als zwei Aspekte einer einzi­
gen politisch-ökonomischen Gesamtkonzeption unmittelbar aufeinander bezogen, die 
sich die Bewahrung des Friedens am Verhandlungstisch und die Ausräumung zwi­
schenstaatlicher Konflikte auf dem Wege des Kompromisses zum Ziel gesetzt 
hatte"29. Seit dem Abschluß des Handelsvertrags am 2.12.1924, der die deutsch-

26 Vergl. Ashton-Gwatkin, Service, passim. Carlton, MacDonald, S. 24 f. 
27 Vergl. Leith-Ross, Money Talks. 
28 Zu Rumbold vergl. M. Gilbert, Sir Horace Rumbold. Portrait of a Diplomat 1869-1941, London 

1973. 
29 Wendt, Economic Appeasement, S. 15. Zur Appeasement-Diskussion vergl. Craig-Gilbert, Diplo-

mats. A. H. Furnia, The Diplomacy of Appeasement. Anglo-French Relations and the Prelude to 
World War II1931-1938, Washington 1960. M. Gilbert-R. Gott, The Appeasers, London 1963. 
M. Gilbert, Britain and Germany between the Wars, London 1964. Ders., The Roots of Appease­
ment, London 1966. P. Lundgreen, Die Englische Appeasement-Politik bis zum Münchener Ab­
kommen. Voraussetzungen - Konzeption - Durchführung, Berlin 1969. Medlicott, Britain. 
G. Niedhart, Weltmacht - Anspruch und Wirklichkeit. Zur britischen Außenpolitik im 20. Jhdt., 
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britischen Wirtschaftsbeziehungen normalisierte, war Großbritannien, wenn auch in 
geringerem Maß und in Konkurrenz zu den USA, als Kreditgeber auf dem deutschen 
Kapitalmarkt engagiert. Schon seit dem Abschluß des Friedensvertrags hatten sich 
englische Regierungs- und Industriekreise gegen den Widerspruch von Reparationslei­
stungen und wirtschaftlicher Schwächung Deutschlands gewandt und statt dessen das 
Ziel verfolgt, „ein liberaldemokratisches, kapitalistisches Deutschland in die westliche 
Staatengemeinschaft und das Weltwirtschaftssystem zu reintegrieren"30 und die Be­
ziehungen zu einem seiner wichtigsten Handelspartner wiederherzustellen und auszu­
bauen. Zu diesem Zweck und mit Rücksicht auf die Interessen des Empire mußte die 
deutsche Zahlungsfähigkeit erhalten werden. Bereits im Februar und August 1920 
unternahm Großbritannien den Versuch, von den USA die Streichung der interalliier­
ten Kriegsschulden und der Reparationen zu erreichen, da die wirtschaftliche Erho­
lung und Stabilität dadurch gefährdet erschienen. Die Amerikaner waren jedoch nicht 
bereit, darauf einzugehen, und widersetzten sich dem inneren Zusammenhang von 
Reparationen und Kriegsschulden, da sie darin den Versuch sahen, „die USA zum 
reparationspolitischen Garanten und Kreditgeber zu machen und die amerikanischen 
Ressourcen unter britischer Führung für Europa einzusetzen"31. Großbritannien blieb 
jedoch auch in den folgenden Jahren von der Richtigkeit seiner These überzeugt und 
forderte von seinen Schuldnern aufgrund der Balfour-Note vom 1. August 192232 

Zahlungen in einer Höhe, die die eigenen Verpflichtungen an die USA deckten. 

Die folgende Darstellung soll die Zusammenhänge der verschiedenen Problem­
kreise britischer Deutschlandpolitik, ihr Zustandekommen, ihre Motivationen, Alter­
nativen, Abhängigkeiten und Grenzen deutlich machen. Im Mittelpunkt steht auch 
hier die Wirtschaftskrise mit der Reparationsfrage, während die Abrüstungskonferenz 
und ihre Vorbereitung mehr in den Hintergrund rücken. 

Beginn der Brüningschen Revisionspolitik 

Für die Wahlen von 1929 hatte die Labour-Party ihre außenpolitischen Vorstellungen 
unter Leitung von MacDonald, Henderson und Dalton im Wahlmanifest „Labour 
and the Nation" dargelegt, das nach den Wahlen im Foreign Office als generelle 
Richtlinie der neuen Politik verteilt wurde33. Die Notwendigkeit internationaler Zu-

in: Neue Politische Literatur 13 (1968), S. 233-41. Ders., Friede als nationales Interesse. Großbri­
tannien in der Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs, in: Neue Politische Literatur 17 (1972), 
S. 451-70 R. Tamchina, Commonwealth und Appeasement. Die Politik der britischen Dominions, 
in: Neue Politische Literatur 17 (1972), S. 471-89 N. Thompson, The Anti-Appeasers. Conserva-
tive Opposition to Appeasement in the 1930's, Oxford 1971. Wendt, Economic Appeasement. 
Link, Einfluß, in: Mommsen, Industrielles System, S. 487. 
Ebenda. 

Link, Stabilisierungspolitik, S. 141 ff. 
Labour and the Nation, London 1928. Vergl. dazu H. Dalton, Towards the Peace of Nations. A 
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sammenarbeit zur Wahrung der Freiheit und zur Sicherung des Friedens war das 
Hauptanliegen. Diesem Ziel sollten sechs Programmpunkte dienen: 1. Gewaltverzicht 
durch internationale Verträge; 2. radikale Abrüstung; 3. Beilegung von Konflikten 
durch einen internationalen Gerichtshof; 4. wirtschaftliche Zusammenarbeit statt 
Wirtschaftskriege; 5. Verzicht auf Geheimdiplomatie; 6. Auflösung von Militärblök­
ken und Abschluß von Nichtangriffsverträgen. Hinsichtlich spezifisch deutscher Pro­
bleme hielt sich das Manifest zwar zurück, doch waren alle Punkte darauf gerichtet, 
die Befriedung Deutschlands zu erreichen. 

Bereits 1923 hatte MacDonald34 die Verantwortung seines Landes für die konti­
nentale Entwicklung unterstrichen und eine Politik gefordert, die durch die Beseiti­
gung der Gefahrenherde über internationale Zusammenarbeit zu einem stabilen Frie­
den führen sollte. Für eine positivere Haltung gegenüber Deutschland und die Revi­
sion des Versailler Vertrags war im selben Jahr auch Henderson eingetreten35. Zur 
Sicherung des Friedens setzte er auf ein internationales Sicherheitssystem unter der 
Garantie des Völkerbundes. Auf den Ausbau des Völkerbundes, die Abrüstungsfrage 
und ein internationales Sicherheitssystem wollte sich Henderson als Minister vor 
allem konzentrieren. Die außenpolitische Konzeption der Koalitionsregierung aus 
Sozialisten und Liberalen bedeutete trotz ihrer idealistischen Ziele keinen Bruch mit 
den konservativen Vorgängern. So versuchte Henderson 1931 in seiner Burge Memo­
rial Lecture36 die alten Begriffe „Balance of Power" und „Concert of Europe" umzu­
deuten; für ihn drückte sich in diesen Formulierungen das Streben nach einem euro­
päischen Gleichgewicht ohne Hegemonie und nach internationaler Kooperation aus, 
vergleichbar den Zielen des Völkerbundes, die auf die Bewahrung des Friedens, der 
Gerechtigkeit und Freiheit gerichtet seien. 

Einen Monat nach Brünings Regierungsantritt legte Vansittart am 1. Mai 1930 ein 
Memorandum vor, das er nach einer längeren Diskussion mit den Botschaftern und 
Beamten des Foreign Office mit Hilfe des Leiters der Deutschlandabteilung, Orme 
Sargent, verfaßt hatte37. Die in dieser Studie formulierte Analyse der europäischen 
Situation sollte der Bewußtseinsschärfung des Kabinetts und des Foreign Office für 
die Gefahren einer nach der Haager Konferenz zu optimistischen britischen Außenpo­
litik dienen. Seit der zu Beginn des Jahres erreichten Regelung der Reparationsfrage 

Study in International Politics, London 1928. Ders., British Foreign Policy 1929-1931, in: The 
Political Quarterly 2 (1931), S.485-505. J.Jacobson, Locarno Diplomacy. Germany and the 
West 1925-1929, Princeton 1972, S. 281 f. J. F. Naylor, Labour's International Policy. The La-
bour Party in the 1930's, Boston 1969, S. 8 ff. 

J. R. MacDonald, The Foreign Policy of the Labour Party, London 1923, S. 19 ff. Zur außenpoliti­
schen Konzeption der Labour Party nach 1918 vergl. Bishop, Administration, S. 176ff. Gilbert, 
Roots, S. 43 ff. M. B. Gordon, Conflict and Consensus in Labour's Foreign Policy 1914-1965, 
Stanford/Cal. 1969, S. 13ff. Miller, Socialism, S. 86£f. Naylor, Labour, S. 4ff. A. J. P. Taylor, The 
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durch den Young-Plan und die Rheinlandräumung hatte sich vor allem bei Henderson 
die Hoffnung auf Fortschritte in der internationalen Zusammenarbeit, auf Wiederver­
söhnung, Frieden und Abrüstung verstärkt. Vansittart nahm zwar die Tendenz eines 
wachsenden Friedenswillens in Europa zur Kenntnis, machte aber mit Nachdruck 
darauf aufmerksam, daß gleichzeitig und oft unbemerkt daneben der militaristische 
Nationalismus der Vorkriegszeit fortbestehe, dem er den Namen „Old Adam" ver­
lieh. Der wichtigste Teil des Memorandums befaßt sich mit der deutschen Frage: 
Nach Auffassung des Staatssekretärs hatten die verschiedenen deutschen Regierungen 
seit 1919 die Absicht verfolgt, die Gleichberechtigung inmitten der europäischen 
Mächte wiederzuerlangen und zugleich von dieser neu geschaffenen Vertrauensbasis 
aus weitere Modifikationen des Versailler Vertrags zu erreichen. Vansittart unter­
strich, daß die deutschen Bemühungen, den Friedensvertrag zu liquidieren, keines­
wegs beendet seien; folgende Ziele beständen weiterhin: 1. Wiederherstellung der 
Weltgeltung Deutschlands durch Rückgabe der Kolonien; 2. Anschluß Österreichs; 3. 
Aufrüstung, mindestens militärischer Gleichstand mit Polen; 4. drastische Modifika­
tionen der deutsch-polnischen Grenze. Die beiden letzten Punkte hielt Vansittart für 
die dringlichsten, gab aber zu bedenken, daß man über die außenpolitischen Absich­
ten der Regierung Brüning noch zu wenig wisse. Ihm schien allenfalls sicher, daß nach 
der Bereinigung der westlichen Revisionsfragen Deutschland an einem Scheidepunkt 
angelangt sei: Entweder beschreite Brüning weiterhin den Weg von „arbitration and 
reconciliation" im Sinne Stresemanns oder er kehre zu den Vorkriegsmethoden der 
Aggression zurück. Für entscheidend hielt er den Ausgang der Abrüstungskonferenz 
und welche politische Gruppierung die deutsche Außenpolitik bestimmen werde. 

Während also das Gesamtziel der deutschen Außenpolitik, nämlich der weitere 
Kampf gegen den Versailler Vertrag, scheinbar umschrieben werden konnte, rätselten 
die Briten lange Zeit über die Prioritäten der neuen Regierung38, zumal in dem sehr 
bald beginnenden Wahlkampf immer neue Revisionsforderungen erhoben wurden. 
Einen Fingerzeig für die weitere Entwicklung schien dann die Rede von Reichsmini­
ster Gottfried Treviranus Anfang August zu geben, in der er die Änderung der Polen­
grenze forderte39. Sargent befürchtete von derartigen Reden einen zunehmenden 
Druck auf die Regierung; Vansittart allerdings warnte davor, die während der Wahl­
kampfzeit erhobenen Forderungen überzubewerten, zumal Brüning selber diese Frage 
kaum berührte. Entgegen allen Voraussagen wurde jedoch statt der Territorialpro­
bleme im Osten oder der Abrüstungsfrage der wirtschaftliche Komplex samt den 
Reparations- und interalliierten Schuldenabkommen zum Hauptthema der Regie­
rungszeit Brünings. Noch als Fraktionsvorsitzender der Zentrumspartei im Reichstag 
hatte er nur unter Vorbehalten zur Annahme des Young-Plans geraten, da ihm die 
künftigen finanziellen Belastungen Deutschlands unrealistisch erschienen. In seinen 
Reichstagsreden vom 11. Februar und 21. März 1930 hatte Brüning den Kurs der 

38 Documents on British Foreign Policy 1919, Second Series, vol. I—III, 1929-1932, London 1946 iL 
(künftig zit.: DBFP), Nr. 307. - C 5239/140/18, 28. 6.1930, Minute Sargent. 

39 C 6459/680/18 Rumbold, 13. 8.1930. C 6393/230/18 Campbell/Paris, 13. 8.1930, Minute Sar­
gent. DBFP, II.l, Nr. 311 ff. 



448 Klaus Jaitner 

ersten Phase seiner Regierungszeit angedeutet: Unter außenpolitischen Gesichtspunk­
ten eine drastische Sanierung der Reichsfinanzen, um Deutschland von den Reparatio­
nen zu befreien40. 

Auch die britische Botschaft in Berlin verfolgte die Finanz- und Wirtschaftsentwick­
lung des Reichs mit Sorge. Der Wirtschaftsexperte Rowe-Dutton kritisierte wieder­
holt die gefährliche Situation der Reichs- und Gemeindehaushalte, die eine zu hohe 
Verschuldungsrate aufwiesen und zudem mit kurzfristigen ausländischen Krediten 
finanziert wurden41. Er forderte daher wie der Generalagent für Reparationszahlun­
gen, Parker Gilbert, die längst überfällige Reform der Reichsfinanzstruktur durchzu­
führen, und warf der deutschen Regierung vor, seit 1925 über ihre Verhältnisse zu 
leben42. Pessimistisch über die deutsche Lage äußerten sich im Sommer 1930 auch 
Lord Arthur Balfour und der britische Repräsentant der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel, Francis Rodd, in einem Gespräch mit Leith-Ross43. 
Rodd hielt aufgrund seiner Informationen die Lage für so ernst, daß er für Ende 1930 
einen Rechtsputsch nicht ausschloß; als erstes Anzeichen dafür galt ihm die wach­
sende deutsche Kapitalflucht in die Schweiz. Rodd war davon überzeugt, daß 
Deutschland die Auflagen des Young-Plans nicht erfüllen und einen Aufschub der 
Zahlungen oder deren Einstellung anstreben werde. Leith-Ross hielt die Ausführun­
gen Rodds für Kassandrarufe, doch schienen sie dem Foreign Office ernst genug, um 
Rumbold und Counsellor Campbell in Paris um Stellungnahmen zu bitten. Beide 
Diplomaten äußerten sich sehr vorsichtig44, schlossen aber einen Putsch aus. Rowe-
Dutton hielt die Situation für instabil, rechnete jedoch nicht mit einem Boykott des 
Young-Plans; er erwartete eher, daß Deutschland nach dem Ende der Rezession 
schnell zur führenden Exportmacht aufsteigen werde. Dennoch wies ihn Leith-Ross 
vorsichtshalber an - möglicherweise in Erinnerung an eine Rede Brünings vor der 
Außenpolitischen Gesellschaft45, in der er die Reformen des Reichshaushalts, der 
Arbeitslosenversicherung und der Agrarpolitik als Vorbedingungen für eine Revision 
des Young-Plans bezeichnet und von einer „organischen Weiterentwicklung" der 

40 Brüning, Memoiren, S. 152f£. Helbich, Reparationen, S. 30. Link, Stabilisierungspolitik, S. 491. 
W. Vernekohl (Hrsg.), Heinrich Brüning. Ein deutscher Staatsmann im Urteil der Zeit. Reden und 
Aufsätze, Münster 1961, S. 42, 76. Th. Vogelsang, Reichswehr, Staat und NSDAP 1930-1932, 
Stuttgart 1962, S. 71 £. 

41 DBFP, II.1, Nr. 341. A. Toynbee (Hrsg.), Survey of International Affairs (künftig zit.: SLA) 1930, 
Oxford 1931, S.532ff. Ders., Survey of International Affairs 1931, Oxford 1932, S. 227ff. C 
934/52/18 Rumbold, 27.1.1930. C 1543/52/18 Rumbold, 19.2.1930. Nach Wendt, Economic 
Appeasement, S. 69 f., betrug die deutsche Verschuldung gegenüber Großbritannien 3,594 Mrd. 
RM (= langfristige Anleihen 1,541 Mrd. RM, Akzeptkredite 886 Mill. RM, kurzfristige Kredite 
1,167 Mrd. RM). 

42 Helbich, Reparationen, S. 33. 
43 C 4615/140/18 Balfour an MacDonald, 9. 6.1930. C 6341/140/18 Leith-Ross an Sargent, 

11. 8.1930. C 8341/52/18 Peake/Bern, 8.11.1930: Bericht über deutsche Kapitalflucht in die 
Schweiz aus Angst vor Hitler und Brünings Finanzmaßnahmen. 

44 C 6631/140/18 Rumbold, 22. 8.1930. C 6596/140/18 Campbell, 22. 8.1930. C 7018/2126/18 
Rumbold mit Memorandum von Rowe-Dutton, 12. 9.1930. DBFP, II.l, Nr. 320. 

45 C 4161/140/18 Rumbold, 24.5.1930. 
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bisherigen Außenpolitik gesprochen hatte - , der deutschen Regierung klarzumachen, 
daß an eine Wiederaufnahme der Reparationsfrage nicht zu denken sei und die briti­
sche Regierung hierin keinesfalls Entgegenkommen zeigen werde. Für den Notfall 
verwies er auf Art. VIII des Haager Abkommens, wo ein Moratorium bis zu zwei 
Jahren vorgesehen war, das allerdings keine finanziellen Erleichterungen schaffte46. 

Die Reichstagswahlen vom 14. September 1930 brachten dann eine einschneidende 
Änderung der Situation: Die Erfolge der Nationalsozialisten, die deutliche Schwä­
chung der Regierung und Gerüchte von einem bevorstehenden Putsch führten zu 
einem starken Abzug ausländischen Kapitals und damit zu einer Finanzkrise des 
Reichs47. Die Reichsbank sah sich daher veranlaßt, mit einer amerikanischen Banken­
gruppe unter Führung des Bankhauses Lee, Higginson & Co. um einen 125 Mill. 
Dollar hohen und auf zwei Jahre befristeten Kredit in Verhandlungen einzutreten, um 
der Panik auf dem Geldmarkt begegnen zu können. Rumbold, der von diesen Ver­
handlungen Kenntnis erhielt48, teilte seiner Regierung zusätzlich mit, daß die Gewäh­
rung des Kredits an mehrere Bedingungen geknüpft werden sollte, vor allem an die 
Beibehaltung des Young-Plans und an Ausgabenbeschränkungen bei der Aufstellung 
des Reichshaushalts. Der Gouverneur der Bank of England, Montagu Norman, bestä­
tigte Leith-Ross erst auf Anfrage die Richtigkeit der Meldung49. Das Foreign Office 
reagierte verärgert auf Normans Geheimhaltung, zumal eine britische Beteiligung von 
10% am Kredit ins Auge gefaßt worden war. 

Trotz der in Deutschland wachsenden Forderung nach einer Revision des Young-
Plans, für die sich Brüning in einer Reichstagsrede am 16. Oktober offen aussprach, 
trotz verschiedener Zeitungsartikel über einen bald bevorstehenden deutschen Schritt 
in diese Richtung hielten die Beamten des Foreign Office die Diskussion für „künst­
lich" und im Hinblick auf eine Erholung der Wirtschaft für wenig realistisch50. Busk 
befürwortete vielmehr eine Unterstützung Brünings, da dessen Finanzprogramm die 
Situation in Deutschland verbessern und infolgedessen die Diskussion über den 
Young-Plan einschläfern werde. Mit Sargent und Rumbold vermutet er, daß die 

46 C 7125/140/18 Leith-Ross an Rowe-Dutton, 18.9.1930. Bennett, Germany, S. 8. Das Morato­
rium nach Art. VIII bedeutete keine Erleichterung für Deutschland, da es vermehrte Zahlungen 
nach Ablauf der beiden Jahre vorsah. 

47 Zur Wahl vergl. DBFP, II. 1, Nr. 324. Zur Information im Foreign Office diente u. a. M. S. Wert-
heimer, The Significance of the German Elections, Foreign Association Information Service VI.13, 
Sept. 1930 (= C 7054/140/18). Vergl. auch Bennett, Germany, S. 5. H. G. Bickert, Die Vermitt­
lerrolle Großbritanniens während der Reparationskonferenz von Lausanne 1932, in: Aus Politik 
u. Zeitgesch., Beilage zu „Das Parlament" 45 (1973). H. Graml, Europa zwischen den Kriegen, 
München 1969, S. 242f. Helbich, Reparationen, S. 17, 60, 64. Link, Stabilisierungspolitik, 
S. 491 f. H. Köhler, Das Verhältnis von Reichsregierung und Großbanken 1931, in: Mommsen, 
Industrielles System, S. 868-77. Miller, Socialism, S. 234. SIA 1930, S. 536ff. 

48 C 7373/52/18 Rumbold, 29.9.1930 (Dechiffrat). 
49 C 7444/52/18 Leith-Ross an O'Malley, 2.10.1930. Zu Norman vergl. A. P. Boyle, Montagu 

Norman. A Biography, London 1967. 
50 C 7653/140/18 Rumbold, 10.10.1930. C 7771/140/18 Rumbold, 16.10.1930. C 8000/4/18 

Rumbold, 24.10.1930. Artikel in der „Times" vom 14. und 15. Oktober, im „L'Etoile Beige" 
vom 24. Oktober. 
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während des Wahlkampfes hochgespielte deutsch-polnische Grenzziehung oder die 
Aufrüstung die nächsten deutschen Revisionsziele bildeten. 

Erst eine Unterredung Rumbolds mit Außenminister Curtius Ende Oktober alar­
mierte die Briten51, da dieser deutlich zu erkennen gab, daß seine Regierung die 
Ergebnisse der Haager Konferenz keineswegs als „a final and definitive settlement of 
the reparations question", sondern nur als Zwischenlösung ansah. Vansittart und 
Sargent hielten es mit Zustimmung Hendersons für nötig, daß Rumbold die Deut­
schen unmißverständlich vor einer derartigen Politik warnte. Zu diesem Zweck kam 
es in den folgenden drei Wochen zu einem intensiven Meinungsaustausch zwischen 
Leith-Ross, der über die Entwicklung sehr beunruhigt war, und Rowe-Dutton über 
die Frage, ob die Reichsregierung durch ihre restriktive Konjunkturpolitik ein Mora­
torium „deliberately" anstrebe52. Der Wirtschaftsexperte der Berliner Botschaft ver­
trat die Ansicht, daß, finanziell und wirtschaftlich gesehen, Deutschland ein Morato­
rium nicht benötigte. Er sah jedoch die Gefahr, daß die Regierung Brüning dem Druck 
irrationaler Kräfte nachgab, zumal sich bei einer Besserung der Wirtschaftslage, die 
sich nach seiner Einschätzung bereits abzeichnete, eine Revision oder ein Moratorium 
der Reparationszahlungen kaum mehr verwirklichen ließ. Rowe-Dutton hielt Brüning 
für äußerst entschlossen, sein Reformprogramm unter allen Umständen zu verwirkli­
chen, auch auf die Gefahr eines Moratoriums hin. Als Erklärung für Curtius' Auslas­
sung gegenüber Rumbold setzte er hinzu, daß in Deutschland die Meinung weit 
verbreitet sei, Großbritannien stehe der Idee einer Revision der Reparationsregelung 
und des Versailler Vertrags am wenigsten ablehnend gegenüber. 

Nach Gesprächen mit Montagu Norman, der im Interesse der in Deutschland 
angelegten britischen Gelder für eine konziliante Haltung gegenüber Brüning eintrat, 
sowie mit den Botschaftern Frankreichs, Belgiens und Italiens trafen sich am 24. No­
vember bei Vansittart die Wirtschafts- und Deutschlandexperten Leith-Ross, Waley, 
Rowe-Dutton und Sargent, um über die endgültige Fassung der Instruktion an Rum­
bold zu beraten. Der Entwurf des Schatzamtes erfuhr kaum Veränderungen, und 
Henderson konnte am 2. Dezember das Schreiben im Namen der ganzen Regierung 
absenden53. Das Dokument enthielt die deutliche Warnung an Deutschland, ein Mo­
ratorium oder eine Revision der Haager Reparationsbeschlüsse zu fordern und sich 
dabei auf britisches Verständnis zu verlassen. Die englische Regierung befürchtete 
nämlich von einem derartigen Schritt zum gegenwärtigen Zeitpunkt katastrophale 
Auswirkungen auf die eigenen Interessen, da damit ohne ausreichende Vorbereitung 
die Frage der interalliierten Kriegsschulden aufgeworfen wurde. Angesichts der nega­
tiven Haltung der Franzosen, Italiener und vor allem der Amerikaner lehnten es die 
Briten ab, sich dieses Problem von außen aufzwingen zu lassen, obwohl sie grundsätz­
lich an einer weitergehenden Regelung interessiert waren. Der britische Botschafter in 

51 DBFP, II.l, Nr. 333, Minutes von Sargent, Vansittart, Henderson. 
52 C 8245/4/18 Leith-Ross an Sargent, 6.11.1930, mit Kopien des Briefwechsels. C 8433/4/18 

Newton an Sargent, 14.11. 1930. 
53 C 8691/4/18, 24.11.1930. C 8713/4/18, 24.11.1930, Protokoll von Sargent. DBFP, II.l, 

Nr. 338. 
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Washington, Ronald Lindsay, bestätigte Vansittart, daß die USA den Komplex der 
Kriegsschulden nicht antasten wollten, „until something drastic has happened which 
compels discussion"54. 

In einer parlamentarischen Anfrage bat Nicholas Grattan-Doyle um Auskunft über 
die englische Reaktion auf die deutsche Revisionsforderung55. Dalton beantwortete 
die Frage, der Vorlage von Busk und Vansittart folgend, dahingehend, daß Deutsch­
land keinen offiziellen Antrag gestellt habe und Rumbold daher nur informell mit 
Brüning und Curtius sprechen sollte. Es handelte sich also nicht um eine britische 
„Demarche", von der man mit Rücksicht auf Brünings gefährdete Stellung abgese­
hen hatte. Rumbold gewann in seinen Gesprächen den Eindruck, daß die deutsche 
Seite den Sinn des britischen Schrittes völlig verstanden hatte; Brüning jedenfalls 
stellte ein direktes Revisionsbegehren zurück und verfolgte nun die Idee einer von 
Hoover einzuberufenden Weltwirtschaftskonferenz, die dem gleichen Ziel dienen 
sollte56. 

Brünings erste Regierungsmonate im Urteil des Foreign Office 

Zu Beginn des neuen Jahres gab der britische Botschafter in Berlin in mehreren 
Berichten eine Übersicht über die deutsche Situation, der das Central Department und 
Vansittart großes Gewicht beimaßen57. Die von Rumbold beobachtete wachsende 
deutsche Forderung nach einer „political revision", die vor allem die Grenze mit Polen 
und die Abrüstung betraf, erklärte Sargent mit der entschiedenen britischen Zurück­
weisung der „economic revision". Er war sich mit Vansittart darüber einig, daß 
Brüning eine gewisse moralische Hilfe gegeben werden sollte; dabei wurden Kontakte 
zu Frankreich wegen der Polenfrage und ein öffentliches Eingehen auf deutsche Argu­
mente in der Abrüstungsfrage erwogen. Für Brünings Wunsch, eine Weltwirtschafts­
konferenz einzuberufen, sahen beide jedoch kaum Chancen, da sie von Frankreich 
und den USA abgelehnt wurde und Großbritannien ohne Gefährdung seiner Bezie­
hungen zu beiden Ländern nicht aktiv werden konnte. Auch Leith-Ross sah außer 
dem Eingehen Brünings auf das französische Angebot langfristiger Kredite keine 
Möglichkeit, die deutsche Wirtschaft zu stützen. 

Wie sein Botschafter malte auch Rowe-Dutton Ende Januar 1931 ein düsteres Bild 
der deutschen Finanz- und Wirtschaftssituation58. Als wichtigste Maßnahme forderte 
er erneut eine umfassende Reform des Finanzsystems, die den Reichshaushalt auf eine 
sichere Grundlage stellen sollte. Auch Dalton wies darauf hin, daß das deutsche 

C 9122/94/62 Lindsay, 28.11.1930. 
C 9058/4/18, Entwurf von Busk, 3.12.1930. 
DBFP, II. 1, Nr. 340, Minute Sargent, 
DBFP, II.1, Nr. 344, 346, Minutes Sargent, Vansittart, Wellesley. C 717/11/18 Rumbold, 
30.1.1931. Cab. 23/66 Meeting, 4.2.1931. C 945/11/18 Leith-Ross an Sargent, 11.2.1931. 
C 565/9/18 Rumbold, 22.1.1931, mit Memorandum, Minute Dalton. C 739/9/18 Rumbold, 
30.1.1931, Minute Dalton. 
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Steuersystem für die Reichsfinanzen nicht voll nutzbar gemacht wurde. Er kritisierte 
die Absicht Brünings, die Arbeitslosenunterstützung den Gemeinden aufzubürden, 
weil damit die industrielle Erholung gerade dort erschwert würde, wo die Depression 
am nachhaltigsten wirkte. Nachdrücklich forderte er, wie Rowe-Dutton, eine Kür­
zung der Militärausgaben. Angesichts der in allen kapitalistischen Ländern fallenden 
Preise und wachsenden Arbeitslosigkeit sowie der 1930 erstmals positiven Handelsbi­
lanz erschien Dalton die deutsche Situation nicht als außergewöhnlich kritisch und 
von der britischen verschieden. 

Zweifellos waren die Optionen einer aktiven englischen Deutschlandpolitik Anfang 
1931 beschränkt. Vansittart und Sargent waren sich jedoch einig, daß Brüning einen 
schnellen Erfolg brauchte, um die kommenden Monate überstehen zu können. Auf 
ihren Rat hin bat Henderson daher Rumbold um Unterrichtung über die Stabilität 
und die politischen Absichten der Regierung Brüning sowie um Vorschläge zu einer 
wirksamen Unterstützung59. Mit aller Vorsicht nahm der Botschafter an, daß sich der 
Kanzler bis über den Sommer werde halten können. Wegen der angespannten Wirt­
schaftslage müsse damit gerechnet werden, daß Brüning auch weiterhin auf die Be­
handlung der Reparationsfrage in irgendeiner Form dringen werde. Mit seinen ameri­
kanischen und dänischen Kollegen war sich Rumbold einig, daß vor allem Großbri­
tannien den Kanzler unterstützen sollte. Sehr wahrscheinlich auf Empfehlung von 
Brünings Bekanntem Major Church schlug Rumbold seinem Außenminister vor, Brü­
ning und Curtius nach Chequers unter dem Vorwand eines Gesprächs über Abrü­
stungsfragen einzuladen60. Dieser Anregung schloß sich Vansittart sofort an; er riet 
Henderson, die beiden deutschen Staatsmänner nach vorheriger Konsultation mit 
Briand für den 1. Mai nach London zu bitten61. 

Man darf diese Einladung als Ergebnis einer positiven Meinungsbildung im Foreign 
Office über die Person und die politische Stellung Brünings betrachten. Der deutsche 
Regierungwechsel Ende März 1930 war der Tradition entsprechend kommentarlos, 
aber mit großer Aufmerksamkeit verfolgt worden. Zunächst gab man dem Kanzler, 
den Rumbold als taktvoll, energisch und organisatorisch begabt schilderte und dessen 
Sachkompetenz in Finanzfragen er hervorhob62, keine großen Überlebenschancen. 
Nicht ganz klar war sich das Foreign Office über die Bedeutung des Artikels 48 der 
Weimarer Verfassung, dessen Wortlaut Nichols für sehr ambivalent hielt; er hoffte 
daher, daß die darin umschriebenen diktatorischen Vollmachten nach dem Vorbild 
Eberts und Stresemanns im Jahr 1923 ausgelegt würden63. Kritisch beurteilt wurden 
die Auflösung des Reichstags so kurz nach der umstrittenen Verabschiedung des 
Young-Plans und die Wahlkampagne mit den ständig wachsenden Revisionsforderun­
gen. Trotz des für die Regierung katastrophalen Wahlergebnisses und der sich daraus 

59 DBFP, II.1, Nr. 350, 353, Minutes Nichols, Sargent, Vansittart. Ebenda, Nr. 354. 
60 Gegen eine eigene Initiative Rumbolds Brüning, Memoiren, S. 229 f. Vergl. Carlton, MacDonald, 

S. 70. Gilbert, Roots, S. 129. Ders., Rumbold, S. 341 ff. 
61 C 2018/2018/18 Aufzeichnung Vansittarts, 25.3.1931. 
62 C 2693/140/18 Rumbold, 3.4.1930. 
63 C 2699/140/18, Minute Carr. C 6000/140/18 Newton, 24./25.7.1930. 
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ergebenden Schwierigkeiten waren die Beamten des Foreign Office bald von der 
Tatkraft, mit der die Wirtschafts- und Finanzfragen angefaßt wurden, beeindruckt, 
zumal Brünings konservative Wirtschaftskonzeption der eigenen weitgehend ent­
sprach. Ende Oktober 1930 meinten Vansittart und Sargent: „Brüning is evidently the 
horse for us to back."64 Seither nahmen die positiven Kommentare zu, wobei die 
Reden des Kanzlers auf einer Sympathiereise durch das Reich besonderen Beifall 
fanden. Sargent sah darin den Versuch Brünings, durch Offenlegung der politischen 
Realitäten der Panikmache durch die Nationalsozialisten zu begegnen. Von der er­
kennbar werdenden Stärkung der Autorität des Kanzlers versprach er sich positive 
Auswirkungen auf die unsichere Wirtschaftslage, deren Ursache seiner Ansicht nach 
nicht ökonomischer, sondern psychologischer Natur war; freilich übersah auch er 
nicht, daß das Regieren mit Hilfe von Artikel 48 und in Abhängigkeit vom Reichsprä­
sidenten einen Schlag gegen das parlamentarische System darstellte, konnte jedoch 
keine Alternativen dazu erkennen. Nach Brüning erwartete man nämlich die Macht­
übernahme durch „irresponsible groups", weshalb das Foreign Office die Stützung 
des Kanzlers, den Sargent einen „sincere, determined, and honest statesman" nannte, 
als europäische Aufgabe auffaßte65. 

Mit Sorge betrachtete man daher die wachsende Stärke der Nationalsozialisten. 
Das Foreign Office war über diese Bewegung und ihre politischen Ziele durch Berichte 
und Analysen der Berliner Botschaft, durch - leider aus den Akten verschwundene -
Geheimdienstberichte und vielfältige inoffizielle Informationen so detailliert unter­
richtet, daß man sich über ihre Gefährlichkeit für den Frieden und die Sicherheit 
Europas zumindest seit den Septemberwahlen 1930 keine Illusionen machte. In seiner 
Denkschrift vom Mai 1930 hatte Vansittart den Aufschwung der Nationalsozialisten 
zwar als bemerkenswert hingestellt, aber noch davor gewarnt, ihn überzubewerten. 
Die Partei „under the leadership of the half-mad or ridiculously dangerous dema-
gogue Hitler" predige in einer Kombination aus militantem Sozialismus und militan­
tem Nationalismus kompromißlose Feindschaft gegen den Versailler Vertrag und die 
Erfüllungspolitik. Er sah darin das Wiedererwachen des „Old Adam", jenes militari­
stisch-nationalistischen Geistes, der zum Weltkrieg geführt hatte. Erst die Wahlerfolge 
der Nationalisten im Sommer und Herbst 1930 setzten im Foreign Office eine inten­
sive Diskussion über das Parteiprogramm, die soziale Zusammensetzung und die 
Gründe für das rasche Anwachsen der Mitgliederschaft, über mögliche sowjetische 
Finanzhilfen und die Haltung der deutschen Katholiken in Gang66. Man befürchtete 
zu Recht die Ausbreitung nationalsozialistischer Vorstellungen auf andere Parteien 
und ihre Auswirkungen auf die Außenpolitik, zumal Brüning in zunehmendem Maß 
mit dem Hinweis auf den Druck der Rechtsparteien und seine Gefährdung durch 

64 DBFP, II.1, Nr. 329, Minutes Sargent, Vansittart. 
65 C 7653/140/18 Rumbold, 14.10.1930, Minute Sargent, Vansittart. C 398/173/18 Rumbold, 
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Hitler argumentierte. Vansittarts Memorandum „An Aspect of International Rela-
tions" vom Mai 1931 faßte diese Diskussion zusammen67: Für den Aufstieg der 
Nationalsozialisten waren seiner Ansicht nach die wirtschaftliche Depression, die 
Jugendbewegung, die Erziehungsmethoden, Sensationslust und die Ablehnung der 
Republik schuld. Er rechnete damit, daß die folgenden Monate für die Entwicklung 
der Bewegung ausschlaggebend sein würden. „The movement represents an accentua-
tion and accelleration of the movement towards freedom and equality. The aspiration 
to these nouns, which plainer people call a grievance, has come to stay, and is an 
element which every German — and perhaps every other — Government must take into 
account. It is bound, indeed has already begun, to exercise an unhealthy and conta-
gious influence on the conduct of Germany's foreign policy." Ergänzend meinte 
Sargent68, daß die NSDAP als überwiegende Mittelklassenpartei keine vorüberge­
hende Erscheinung sei, sondern eine „real renaissance" des irrationalen und aggressi­
ven deutschen Nationalismus der Vorkriegszeit darstellte. 

Deutsch-österreichische Zollunion. Abrüstungsfragen 

Zum Zeitpunkt der Einladung Brünings nach Chequers wußte die britische Regierung 
noch nicht, daß die Außenminister Curtius und Schober in Wien die Errichtung einer 
deutsch-österreichischen Zollunion69 vereinbart hatten, die Vansittart in seinem Mai­
memorandum zwar zu den Revisionszielen gerechnet, aber nicht recht ernst genom­
men hatte. Am 20. März 1931 unterrichtete der französische Botschafter in London, 
Aime de Fleuriau, Henderson über derartige Pläne in der Absicht, eine von Frank­
reich, Großbritannien, Italien und der Tschechoslowakei getragene Demarche in Ber­
lin und Wien zu organisieren. Am folgenden Tag wurde Vansittart vom österreichi­
schen Gesandten offiziell über den Abschluß der Zollunion informiert70. Obwohl die 
britische Regierung überrascht gewesen sein muß, reagierte sie gelassen: In der Kabi­
nettssitzung vom 25. März, an der Henderson wegen seines Besuchs in Paris nicht 
teilnehmen konnte, bat MacDonald das Foreign Office um die Formulierung einer 
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von Frankreich unabhängigen Politik71. Außerdem schlug Vansittart dem Secretary of 
State vor, die Botschafter Rumbold und Tyrell in Berlin und Paris über das Weiterbe­
stehen der Einladung an Brüning zu informieren72; an dieser Linie hielt er auch fest, 
als Fleuriau erregt den Aufschub des Besuchs nahelegte: „Germany is after all a great 
and self-respecting country . . . We must not lose sight of Brüning altogether for the 
sake of Briand. We owe infinitely more to Briand, but Brüning is at the present 
moment almost as necessary to Europe." Vansittart, der die Zollunion für einen 
Profilierungsversuch von Curtius hielt, meinte allerdings, man sollte Terminschwie­
rigkeiten zum Vorwand für einen Aufschub des Besuchs auf Anfang Juni nehmen, 
worauf er sich mit dem deutschen Botschafter schnell einigte. 

Henderson war über die durch das unbesonnene deutsche Vorgehen verursachte 
internationale Unruhe besorgt, da sie die Aussichten, in der Abrüstungsfrage weiter­
zukommen, behinderte73. Diese erneute Störung verärgerte ihn um so mehr, als ihm 
kurz zuvor die deutsche Haltung Anlaß zu Kritik gegeben hatte. Seit Regierungsbe­
ginn hatte Henderson der Abrüstungsfrage größtes Gewicht beigemessen. Um sie 
voranzutreiben, war es notwendig gewesen, daß die vorbereitende Abrüstungskom­
mission ihre seit April 1929 stehengebliebene Arbeit wiederaufnahm und den Rahmen 
für Methoden und Prinzipien der Waffenbeschränkung schuf; Henderson und der 
britische Abrüstungsexperte, Robert Cecil, erreichten dieses Ziel im November 1930, 
und Cecil verfaßte einen Konventionsentwurf für die weitere Diskussion. Das Haupt­
problem bestand darin, die deutschen Forderungen nach Gleichberechtigung mit sei­
nen Nachbarn, nach Neuorganisation seiner Armee und umfassender Abrüstung der 
anderen Staaten mit dem französischen Sicherheitsdenken in Übereinstimmung zu 
bringen. Über diese Fragen beabsichtigte Henderson, in Chequers mit Brüning und 
Curtius zu reden74. Er hoffte dabei auf ein pragmatisches Vorgehen der Deutschen 
und Verständnis dafür, daß eine Abrüstung der europäischen Staaten nur graduell 
und mit Geduld erreichbar war. So fühlte er sich durch die deutsche Ablehnung des 
Konventionsentwurfs und die Forderung von Curtius75 nach einem sofortigen Zusam­
mentreten der Abrüstungskonferenz sowie absoluter Gleichberechtigung Deutsch­
lands an einer erfolgreichen Vorbereitung der Konferenz, die schließlich am 2. Fe-
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Cecils „Germany and the Disarmament Conference", 8. 4 .1931. 
Rede von Curtius am 20. Januar 1931 im Völkerbundsrat. Vergl. Ursachen u. Folgen. Vom 
deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in der 
Gegenwart, Bd. VIII, Die Weimarer Republik. Das Ende des Parlamentarischen Systems, Hrsg. 
H. Michaelis, E. Schraepler, G. Scheel, Berlin 1962, S. 263. 
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bruar 1932 zusammentrat, und in seiner Vermittlerrolle behindert. Er forderte daher 
im Februar 1931 über Rumbold die deutsche Regierung auf76, „the somewhat cynical 
attitude of detachment which they have felt obliged to adopt during the past months" 
aufzugeben. Kurz darauf kamen den Beamten des Foreign Office jedoch Bedenken, ob 
ein so hartes Vorgehen sinnvoll sei, zumal Rumbold eine grundsätzliche Stellung­
nahme zur deutschen Haltung in der Abrüstungsfrage angekündigt hatte. Das Tele­
gramm an den Botschafter, das die Weisung Hendersons zurücknahm, traf jedoch zu 
spät ein. Rumbold hatte zwar das Wort „cynical" abgemildert, doch zeigte sich 
Curtius verletzt. Im Gegensatz zu Sargent äußerten sich Dalton und Cecil befriedigt 
über die Wirkung der Ermahnung und versprachen sich davon eine größere deutsche 
Kooperationsbereitschaft. 

Rumbolds Studie über die Haltung der deutschen Regierung zur Abrüstungsfrage 
fand im Foreign Office viel Aufmerksamkeit77: Der Botschafter sah gegenwärtig nur 
geringes Interesse an einer Aufrüstung, da diese zu viele innere Probleme schaffen 
würde. Trotz des Festhaltens am Anspruch auf Gleichberechtigung bemerkte er bei 
der Regierung Verständnis für das französische Sicherheitsdenken; vordringlich wün­
sche man in Deutschland militärische Parität mit Polen. Da jedoch Polen vom sowjeti­
schen Rüstungsstand abhängig sei, bedeute dies voraussichtlich eine beschränkte 
deutsche Aufrüstung. Es sei zudem zu erwarten, daß Deutschland die Aufhebung der 
Waffenbegrenzung und je nach der politischen und ökonomischen Lage die Einfüh­
rung der Wehrpflicht oder die Ausweitung des Berufsheeres fordern werde. Cecils 
Vorschlag, die Militärhaushalte zu begrenzen und zu kontrollieren, lehne die Regie­
rung Brüning ab, da sie darin eine Ausweitung des Versailler Vertrags sehe, gegen die 
man sich 1919 mit Erfolg gewehrt hatte. Sargent zog aus Rumbolds Schriftstück den 
Schluß, daß die Abrüstungskonferenz mit drei Hindernissen zu rechnen habe: dem 
französischen Anspruch auf Sicherheit, der deutsch-polnischen Rivalität und der pol­
nischen Furcht vor der Sowjetunion, die nicht mit am Konferenztisch saß. Er hielt 
daher die politische Lösung der deutsch-polnischen Grenzprobleme für vordringlich, 
sollte die Konferenz nicht mit der Aufrüstung Deutschlands als einzigem Ergebnis 
enden. 

Am 15. April befaßte sich das britische Kabinett mit dem weiteren Procedere in der 
Zollunionsfrage. Dazu lagen geheime Gutachten des Law Officer of the Crown, 
William Jowitt, und H. Fountains vom Board of Trade vor78. Beide kamen, befaßt mit 
der Frage nach der Vereinbarkeit der Zollunion mit Artikel 88 des Vertrags von Saint-
Germain und dem Genfer Protokoll vom 4. Oktober 1922, zu dem Ergebnis, daß 
infolge des deutschen Wirtschaftspotentials die wirtschaftliche und folglich auch die 
staatliche Souveränität Österreichs nicht gewährleistet sei; die Zollunion widerspre­
che damit den früher eingegangenen Verträgen. 

DBFP, II.1, Nr. 348. C 1193/136/18 Rumbold, 20.2.1931, Minute Cadogan; Telegramm an 
Rumbold, 27.2. DBFP, II.l, Nr. 351, Minutes Sargent, Dalton, Cecil. 
DBFP, II.l, Nr. 352, Minutes Sargent, Vansittart, Cecil. 
Cab. 23/66 Meeting, 15.4.1931. Memoranden: C.P. 86 (31). 
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Trotz der eigenen negativen Rechtsgutachten versuchte der britische Außenmini­
ster, zwischen der deutschen und der französischen Regierung zu vermitteln, um eine 
Konfrontation vor dem Völkerbund zu verhindern. Auch ein Gutachten des Central 
Department, das die politische Seite erörterte79, bestärkte Henderson darin, nach 
einer positiven Lösung zu suchen. Danach bedeutete für Deutschland die Wirtschafts­
union nur die Vorstufe zum politischen Anschluß Österreichs, womit Europa vor die 
Tatsache einer wirtschaftlichen Neuorientierung und einer Revision der Staatsgrenzen 
gestellt war. Von der politisch-wirtschaftlichen Gewichtsverschiebung fühlten sich 
besonders Frankreich und die Tschechoslowakei betroffen, da sie den späteren Beitritt 
osteuropäischer Agrarstaaten und den weiteren Ausbau deutscher Vorherrschaft in 
Mittel- und Osteuropa befürchteten. Aber auch im britischen Kabinett wurde darauf 
hingewiesen, daß die Zollunion für Großbritannien eine Verschlechterung der Han­
delsposition in Deutschland bedeutete: „We should be prejudiced by the effect of the 
proposals both in the matter of most-favoured-nation treatment and on our trade in 
foreign markets." Ohne Zweifel hatte der deutsch-österreichische Vorstoß bei den 
Nachbarn Mißtrauen gesät, weshalb diese Frage nach Ansicht des Foreign Office vom 
Tisch mußte, aber nicht durch ein Veto, sondern „by some gentler method", die das 
Gesicht der Betroffenen wahrte und keine Bitterkeit hinterließ. Henderson versuchte 
daher, in Anknüpfung an Briands Europaplan, die Idee einer europäischen wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit, die er nicht näher spezifizierte, in die Debatte zu werfen. 
Zwar hatte Großbritannien im Juli 1930 Briands Vorschläge zur Errichtung einer 
europäischen Föderation in der vorgetragenen Form abgelehnt, aber Interesse an einer 
engeren wirtschaftlichen Kooperation unterstrichen80. Henderson hatte dazu ange­
regt, innerhalb des Völkerbundes Organisationsformen zu finden. 

Am 15. Mai beschloß der Rat des Völkerbundes auf Initiative Hendersons, die 
Rechtmäßigkeit der Zollunion durch den Haager Gerichtshof entscheiden und jede 
weitere Aktivität Deutschlands und Österreichs bis dahin ruhen zu lassen81. Da aber 
eine juristische Lösung noch nicht die politischen und wirtschaftlichen Probleme 
bereinigte, die sich durch den Zusammenbruch der österreichischen Kreditanstalt 
verschärft hatten, schlug der britische Secretary of State die Ausarbeitung eines Alter­
nativprogramms in drei Komitees für Agrar-, Finanz- und Wirtschaftsfragen vor. 
Hinsichtlich des Prozesses vor dem Haager Gerichtshof entschloß sich die britische 
Regierung82 zu einer eigenen, von Frankreich unabhängigen Haltung, die Hendersons 
Option als Vermittler nicht gefährdete und dem Gerichtshof die Möglichkeit gab, 
zwischen zwei gleichwertigen Standpunkten zu entscheiden. Am 5. September 1931 
lehnte der Haager Hof mit 8:7 Stimmen die Zollunion ab, was Brünings innenpoliti­
sche Stellung erschütterte und Curtius das Ministeramt kostete. 

79 Cab. 23/66 Meeting, 6.5.1931, mit Memorandum C. P. 115 (31). 
80 DBFP, II.1, Nr. 193. Carlton, MacDonald, S. 83ff. Hauser, Zollunion, S. 46. SIA 1930, S. 131 ff. 

DBFP, II.1, Nr. 185-97. 
81 Cab. 23/67 Meeting, 3.6.1931, mit Memorandum C. P. 140 (31). 
82 Cab. 23/67 Meeting, 10. 6.1931, mit Memorandum C. P. 147 (31). 
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Denkschrift Vansittarts vom Mai 1931 

Bevor Brüning und Curtius zu ihrem Besuch vom 7. bis 9. Juni in England eintrafen -
Henderson hatte Briand noch einmal versichert, daß keine konkreten Abmachungen 
getroffen werden sollten83 - , revidierten Vansittart und Sargent mit Hilfe der Bot­
schafter in Paris, Rom und Berlin das Memorandum vom Mai 1930. Die neue Denk­
schrift mit dem Titel „An Aspect of International Relations"84, die dem König, dem 
Kabinett und den Mitarbeitern des Foreign Office überreicht wurde, befaßte sich 
erneut mit dem Fortbestehen des Nationalismus, mit der Wirtschaftslage und der 
internationalen Zusammenarbeit. Die weltweite Rezession war nach Ansicht der Ver­
fasser schuld an dem Wiedererwachen von Angst und Kriegsgerede sowie an der 
Untergrabung aller positiven Tendenzen seit dem Weltkrieg; die Regierungen reagier­
ten damit, im Aufbau von Zollschranken, in industrieller Isolierung, in der Verweige­
rung von Reparationen, in der Ablehnung internationaler Zusammenarbeit, in Al­
lianzblöcken, in militärischer Aufrüstung und im Schrei nach einer Revision des Ver-
sailler Vertrags Auswege zu suchen. Den deutschen Hitlerismus und den italienischen 
Faschismus hielt Vansittart für die offensten Symptome der allgemeinen Wirtschafts­
krankheit. Er nannte für das Wachstum von „Old Adam" zwei Gründe: eine verant­
wortungslose europäische Presse und die Friedensverträge, denen es an Mäßigung wie 
beim Wiener Kongreß gefehlt habe. „Now the terms of 1919 went too far, not 
individually, perhaps, but cumulatively." Die Politik, Deutschland klein zu halten, sei 
kurzsichtig und zu kurzfristig geplant gewesen; nun laufe die Zeit ab, und die Situa­
tion gleiche der Vorkriegszeit. Vansittart warnte vor Hysterie und pessimistischer 
Aufgabe vor dem „Zeitgeist"; „Old Adam" müsse mit angemessenem Ernst begegnet 
werden. 

Nach dem Scheitern der Zollunion vermutete der Staatssekretär als die wichtigsten 
Ziele deutscher Außenpolitik die Aufrüstung oder „undisarmament" und die Revision 
der Grenze mit Polen. Zu dem Katalog unerfüllter deutscher Forderungen war seit 
Mai 1930 die Revision des Young-Plans oder wenigstens ein Reparationsmoratorium 
neu hinzugekommen. Zusammenfassend meinte Vansittart, daß Deutschland seine 
Ziele nicht aufgegeben habe, sondern mit ständig größerer Ungeduld an ihrer Ver­
wirklichung arbeite. 

Der dritte Komplex der Denkschrift befaßte sich mit den wirtschaftspolitischen 
Aspekten der europäischen Situation. Er war wahrscheinlich von Sargent konzipiert 
und steht ganz in der Tradition der vom Foreign Office vertretenen Grundsätze 
englischer Freihandelspolitik. Unter dem Hinweis auf den Effekt der Rationalisierung 
und die Bedeutung der Kartelle arbeitete der Verfasser zwei Wirtschaftstypen heraus: 
eine vom Staat kontrollierte, bewußt nationalen Ambitionen dienende Wirtschafts-

C 3595/2018/18 Memorandum Hendersons über seine Gespräche mit Briand, 23. 5. 1931. 
C 321/321/62 Sargent an Botschafter in Berlin, Paris, Rom, 13.1.1931. C 3217/321/62 Memo­
randum, Mai 1931. 
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struktur, deren Hauptvertreter er in Deutschland und der Sowjetunion sah, und eine 
privatwirtschaftliche, nicht bewußt nationalpolitisch orientierte Wirtschaftsstruktur 
nach dem Beispiel der USA. Je mehr also Industrie und Wirtschaft staatlich gelenkt 
seien, desto eher dienten sie nationalistischen Zielen. Damit werde aber eine sinnvolle 
internationale politische Zusammenarbeit verhindert, die nur dann gewährleistet sei, 
wenn sich die ökonomischen Kräfte ohne Hindernisse entfalten könnten. Die augen­
blickliche Situation sei infolge von Subsidien, Embargos und Schutzzöllen durch die 
Gefahr eines wachsenden wirtschaftspolitischen Nationalismus gekennzeichnet. Dies 
treffe vor allem auf Deutschland zu, dessen politische Führer nach dem Versailler 
Vertrag nicht mehr von militärischer Glorie träumten, sondern in den Grundsätzen 
eines ökonomischen Imperialismus dächten und auf diese Weise die Hegemonie in 
Europa anstrebten; die Zollunion sei ein erster Versuch in diese Richtung gewesen. 
Frankreich, das von außenwirtschaftlichen Faktoren nicht so abhängig sei wie andere 
Nationen, betreibe in anachronistischer Weise eine rein politische Außenpolitik, die 
das Hauptproblem des Jahres 1931 völlig ignoriere. 

In seinen Folgerungen für die britische Außenpolitik sah Vansittart eine kritische 
Phase voraus, wobei er von einer Wiederkehr der „old pernicious doctrine of the 
balance of power" warnte. Das heiße aber angesichts der europäischen Konstellation, 
daß Großbritannien direkte Verantwortung übernehmen sollte; die für Februar 1932 
vorgesehene Abrüstungskonferenz bedeute dafür einen ersten Test. Konkreter meinte 
Vansittart, daß nur eine Revision des Versailler Vertrags Europa einen dauerhaften 
Frieden geben könne, eine Revision „by consent", die im Rahmen des Völkerbunds 
erfolgen, in Kooperation mit Frankreich durchgeführt und daher langfristig vorausge­
dacht werden müsse. Man dürfe nur so vorgehen, daß die Zustimmung und die 
Selbstinteressen der Betroffenen gewahrt blieben; wichtig sei, daß der Versailler Ver­
trag die Grundlage bleibe und Modifikationen nur in Einzelfragen durchgeführt wür­
den. Wenn sich die Zustände in Deutschland allerdings wie 1930 weiter verschlech­
terten, werde eine derartige Revisionspolitik unmöglich. 

Vansittarts Denkschrift zeigt deutlich die Möglichkeiten und Grenzen der politi­
schen und ökonomischen Appeasement-Politik, die auf die Erhaltung des Friedens in 
Europa gerichtet war. Der Staatssekretär band den Erfolg dieser Politik an einen 
internationalen Konsens sowie an das Wohlverhalten und die Kompromißbereitschaft 
der deutschen Regierung, wobei er diejenige Brünings im Augenblick für die bestmög­
liche hielt: „Any change would be, at present, desastrously for the worse." Die War­
nungen des Foreign Office setzten logischerweise ein, als Großbritannien nach der 
Pfundkrise Ende 1931 selber eine national orientierte Wirtschafts- und Zollpolitik 
begann, Brüning sich zu immer weiteren Staatseingriffen infolge seiner restriktiven 
Notverordnungen gezwungen sah und seine Außenpolitik unter den wachsenden 
Druck der Rechtsparteien geriet. 
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Brünings Besuch in England. Hoover-Moratorium 

Der Aufenthalt der deutschen Staatsmänner in Chequers war zunächst als Freund­
schaftsbesuch ohne feste Tagesordnung gedacht und sollte im wesentlichen der Dis­
kussion von Abrüstungsfragen dienen. Die wirtschafts- und finanzpolitische Entwick­
lung verhinderte diese Absicht: Die Berichte Rumbolds seit April 193185 zeigten 
deutlich die wachsenden innenpolitischen Probleme der Regierung Brüning, deren 
baldiger Sturz nicht ausgeschlossen wurde, und die kaum mehr verdeckte Absicht des 
Kanzlers, die Reparationsfrage in irgendeiner Form zur Sprache zu bringen. Vansittart 
riet im Bewußtsein der eigenen starken Position dazu, die Deutschen ruhig anzuhören, 
zumal er sich erhoffte, daß Montagu Norman nach seiner Rückkehr von einem Ame­
rikabesuch die Aussichtslosigkeit eines Moratoriums- oder Revisionsbegehrens ver­
deutlichen werde. Auf seine Bitte hin arbeitete Leith-Ross eine Stellungnahme über die 
Reparationsfrage für MacDonald und Henderson aus86. Darin wurde erneut unter­
strichen, daß der Reparations- und der interalliierte Schuldenkomplex eine Einheit 
bildeten und von den USA abhingen, daß aber bis zu den Präsidentenwahlen keine 
Zugeständnisse zu erwarten seien. Leith-Ross warnte eindringlich davor, die Frage 
gegenwärtig anzufassen, da sie zu einer Massenflucht ausländischer Kredite aus 
Deutschland führen werde. Um die in den letzten Maitagen bedrohlich werdende 
deutsche Finanzsituation zu stärken, sprach sich Vansittart für langfristige Kredite der 
USA und Frankreichs aus; er war jedoch wenig überzeugt von der Bereitschaft beider 
Regierungen, Deutschland zu helfen, und warf ihnen mangelnde Kooperation und 
Blindheit vor kommenden Gefahren vor. 

Die Gespräche in Chequers über die Wirtschaftskrise, die spezielle deutsche Lage 
und ein mögliches Moratorium wurden durch einen Paukenschlag eingeleitet: Am 
6. Juni machte die deutsche Regierung ihre zweite große Notverordnung bekannt, die 
vom sogenannten „Tribut-Aufruf" begleitet war, in dem drohend darauf hingewiesen 
wurde, „daß dieses nunmehr das letzte Opfer des deutschen Volkes für die Erfüllung 
der Reparationsleistungen sein solle"87. Das Foreign Office empfand das Manifest als 
erneuten Rückfall in die rüden Methoden, die bei der Bekanntgabe der Zollunion 
angewandt worden waren; selbst Norman, der Brüning wohlgesonnen war, bezeich­
nete es als „pretty emphatic". Das Problem lag darin, wie Vansittart richtig voraus­
sah, daß die drastische deutsche Selbstdarstellung der eigenen Schwäche und die 
inneren Unruhen nach der Verkündigung der Notverordnung zu einem umfangrei­
chen Abzug ausländischen Kapitals führen mußten. Der Staatssekretär befürchtete, 

C 2833/70/18 Rumbold, 15.4.1931, Minutes Sargent, Vansittart. DBFP II.2, Nr. 43, Minute 
Nichols. C 3974/11/18 Rumbold, 29.5.1931, Minute Sargent. C 3820/9/18 Rumbold mit Gut­
achten von Rowe-Dutton, 2. 6.1931. 
C 3145/70/18 Leith-Ross, 5.5.1931. Darauf basierte Walleys Argumentationshilfe für Chequers: 
C 3416/70/18, 15.5.1931. 
Brüning, Memoiren, S. 278. Vergl. DBFP, II.2, Nr. 50f., Minutes Nichols, Vansittart. C 3890/70/ 
18 Rumbold, 6. 6.1931, Minutes Nichols, Sargent, Vansittart. 
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daß der Gewinn, nämlich ein Moratorium, in keinem Verhältnis zum Verlust, d. h. 
einem möglichen Zusammenbruch der deutschen Wirtschaft, stehen werde. Es ist 
bereits eingehend dargestellt worden88, daß es Brüning gelang, seine Gesprächspart­
ner von der deutschen Unfähigkeit zu weiteren Reparationszahlungen und von der 
Unmöglichkeit vermehrter Anstrengungen zu überzeugen; die amerikanischen Be­
fürchtungen, bei dem Besuch könnte ein Moratorium ausgehandelt werden, bewahr­
heiteten sich freilich nicht. Dennoch, man war sich im Foreign Office und vor allem 
im Schatzamt bewußt geworden, daß ein Moratorium in Kürze notwendig wurde; 
zudem hatte man noch vor dem Eintreffen Brünings von Rumbold die Mitteilung 
erhalten, daß ein Mitglied des amerikanischen Bankhauses Morgan mit Präsident 
Hoover über ein „reparation holiday" verhandelte89. 

Die Diskussion über die Notverordnung vom 5. Juni zeigt die Überlegungen und 
Zweifel der Deutschland- und Sicherheitsexperten des Foreign Office nach Che-
quers90. Rowe-Duttons zentrale politische Wertung lautete, daß Brüning die Überzeu­
gung gewonnen habe, ein Maximum an deutschen Vorleistungen und Opfern er­
bracht und nun ein Entgegenkommen Frankreichs, der USA und Englands verdient zu 
haben; Nichols rechnete daher mit der Forderung nach einer Revision des Young-
Plans für Ende des Jahres. Sargent ließ sich jedoch nicht so leicht überzeugen, daß 
Deutschland alles in seinen Kräften Stehende getan hatte. Er kritisierte die Mängel der 
Verordnung, die erneut keine Reform des Finanzsystems gebracht hatte. Die Maßnah­
men brächten zwar einschneidende Folgen für die einkommensschwachen Bevölke­
rungsschichten, der Militärhaushalt sei jedoch nicht angetastet worden und verglichen 
mit dem britischen verdächtig hoch, weshalb man auf heimliche Vertragsverletzungen 
schließen müsse. Vor allem aber werde in einem überaus prekären Moment der 
Bau des zweiten Panzerkreuzers begonnen und finanziert. Vansittart, Dalton und 
Noel-Baker stimmten ihm zu, daß man mit Hilfe der USA Druck auf Deutschland 
ausüben sollte, um den Bau des Schiffes zu verhindern und den Militärhaushalt zu 
kürzen. 

Diese Überlegungen liefen zusammen mit Vorstellungen, die der Pressechef des 
Völkerbunds, der Franzose Comert, in einem Gespräch mit Eric Drummond entwik-
kelt hatte91; von Noel-Baker übernommen, erhielten sie in den nächsten Wochen 
einige Bedeutung. Comert hatte Anfang Juni nach einer Reise durch Mitteleuropa den 
Eindruck gewonnen, daß die dortige Wirtschaftslage katastrophal war; eine bedeu­
tende französische Kredithilfe erschien ihm unvermeidlich, infolge französischer 
Angst vor einem schnellen Wiedererstarken Deutschlands aber schwer zu erreichen. 
Comert regte daher ein politisches Stillhalteabkommen zwischen England, Frank­
reich, Italien und Deutschland für zehn Jahre an. Nichols rechnete in einem von 

88 Helbich, Reparationen, S. 80 ff. 
89 C 3854/70/18 Rumbold, 4. 6.1931. Vergl. auch Link, Stabilisierungspolitik, S. 500. 
90 C 4080/9/18 Memorandum Rowe-Dutton, 12.6.1931, Minutes Nichols, Sargent, Vansittart, 

Noel-Baker, Dalton. 
91 C 3892/49/18 Drummond an Noel-Baker, 5. 6.1931, Minutes Nichols, Sargent, Vansittart, 

Noel-Baker. 
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seinen Kollegen weitgehend akzeptierten Kommentar bei den ersten drei Ländern 
nicht mit Schwierigkeiten bei der Realisierung dieser Idee, da sie an der Erhaltung des 
Status quo interessiert seien; es schien ihm jedoch unmöglich, daß ein deutscher 
Minister - ohne eine Kabinettskrise heraufzubeschwören - auf eine Revision der 
Ostgrenzen oder des Militärstatus verzichten könnte. Nichols sah daher nur zwei 
Möglichkeiten für eine wirtschaftliche Unterstützung Deutschlands, die jedoch wenig 
konkret waren: die Weltwirtschaftskonferenz und eine verstärkte europäische Zu­
sammenarbeit. Sargent meinte allerdings, daß sich die Verhältnisse schnell ändern 
könnten; wichtig sei auch in dieser Frage das Mitwirken der USA. Vansittart und 
Noel-Baker hielten die Verbindung von „Truce" und Reparationszugeständnissen an 
Deutschland für nicht unmöglich und für einen Weg, Frankreich und die USA viel­
leicht kooperationsbereit zu machen. 

Die sich rapide verschlechternde deutsche Finanzsituation zwischen dem 8. und 
12. Juni führte zu intensiven Beratungen zwischen Vansittart, Leith-Ross und Nor­
man über die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die internationale Lage92. 
Vansittart warf angesichts des Kapitalabflusses aus Deutschland der Regierung Brü-
ning vor, diese Situation durch eigene Maßnahmen geschaffen zu haben. Am 20. Juni 
schließlich verkündete Hoover ein einjähriges Reparations-Moratorium93, nachdem 
auch Premierminister MacDonald, durch Norman angeregt, Stimson um eine sofor­
tige Aktion des Präsidenten angesichts der prekären internationalen Finanzsituation 
gebeten hatte94. Die britische Regierung95, die als einzige vom Schritt der USA unter­
richtet gewesen war, begrüßte also diese Entscheidung „readily and whole-heartedly" 
und war zur Kooperation bereit. Sie drang auf eine schnelle Zustimmung Frankreichs, 
ohne sich jedoch selber aktiv in die notwendig werdenden französisch-amerikani­
schen Verhandlungen einzumischen. Am 24. Juni gab Schatzkanzler Snowden seiner 
Hoffnung auf ein schnelles Inkrafttreten des Moratoriums Ausdruck96, da für eine 
Konferenz und langwierige Abstimmung der Gläubigerstaaten keine Zeit vorhanden 
sei. Er wies darauf hin, daß Großbritannien auf Zahlungen seiner Schuldnerstaaten 
verzichtete, die für das laufende Budget einen Verlust von 11 Mill. Pfund ausmachten 
und ein „serious sacrifice" bedeuteten. Die Mitteilung des britischen Botschafters in 
Washington, daß die italienische Regierung angesichts eigener Verzichte auch Opfer 
von Deutschland forderte, fand daher im Foreign Office und bei der Regierung volles 
Verständnis97. Sargent schlug Vansittart und Henderson vor, von Deutschland in 
einem Teil-Stillhalteabkommen den endgültigen Verzicht auf die Zollunion zu for­
dern. Ferner sollte ein unabhängiges Gremium die deutsche Haushaltssituation über­
prüfen und feststellen, ob tatsächlich das Limit erreicht war; dabei sollte in Betracht 

C 4055/9/18 Tyrell, 13. 6.1931. Cab. 23/67 Meeting, 17. 6.1931. C.P. 158 (31). DBFP, II.2, 
Nr. 60, Minute Vansittart. 
Vergl. Ferrell, Diplomacy, S. 106ff. Link, Stabilisierungspolitik, S. 498ff. 
Prem. 1/95 Memorandum Leith-Ross, 20. 6. 1931. 
DBFP, II.2, Nr. 69. Cab. 23/67 Meeting, 24. 6.1931. 
Cab. 27/466/9401 Memorandum „Great Britain and the War Debts", November 1931, S. 31f. 
DBFP, II.2, Nr. 83, 87, Minute Sargent. 
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gezogen werden, daß die Verordnungen Brünings keine Reichsfinanzreform enthiel­
ten und der Militärhaushalt unberührt geblieben war. Schließlich sollte garantiert 
sein, daß die Notverordnung auch während der Dauer des Moratoriums in Kraft 
blieb. Der Leiter des Central Department regte an, daß Hoover von Deutschland diese 
Zugeständnisse fordern sollte, da er das Moratorium verkündet hatte und die USA 
allein über das ausreichende politische und wirtschaftliche Gewicht verfügten, um auf 
Deutschland erfolgreich Druck ausüben zu können. Der Sinn dieser Aktion lag darin, 
die „crise de confiance" und den Widerstand der Franzosen gegen das Moratorium zu 
überwinden sowie ihre Mitarbeit zu sichern98. 

Henderson und Noel-Baker hatten am 25. Juni Gelegenheit, die deutschen Pro­
bleme aus erster Hand kennenzulernen und ihrer Auffassung von notwendigen politi­
schen Konzessionen der deutschen Regierung Nachdruck zu verleihen, als der Vorsit­
zende der SPD, Otto Wels, auf Bitten des Kanzlers in London eintraf und in Beglei­
tung von Dr. Schiff vom „Vorwärts" die englischen Freunde aufsuchte". Wels ver­
sprach sich vom Hoover-Moratorium nur eine zeitweilige Erleichterung. Er wies 
nachdrücklich darauf hin, daß nicht die Reparationsfrage, sondern die Arbeitslosig­
keit und die bedrückende Lage der deutschen Arbeiterschaft das Hauptproblem dar­
stellten, da sie zu wachsendem Extremismus führten. Er bat die Engländer um weitere 
Unterstützung, wobei er anders als Curtius in Chequers die Idee langfristiger Kredite 
für Investitionen und den Abbau von Industrie- und Agrarprotektionismus befürwor­
tete. Henderson sagte ihm Hilfe zu, wenn Deutschland durch eigene Leistungen seiner 
Politik zum Erfolg verhelfe; dazu gehöre der Verzicht auf die Zollunion und auf den 
Bau des Panzerkreuzers, ferner die Einbeziehung Deutschlands in ein Schema interna­
tionaler wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Wels wies zwar auf die innenpolitischen 
Schwierigkeiten Brünings und Groeners in Militärfragen hin, gab aber den Rat, dieses 
Problem beim bevorstehenden Besuch des Premierministers in Berlin anzuschneiden; 
die Zollunion betrachtete der SPD-Politiker als totgeborenes Kind. 

Bemühungen um ein politisches Stillhalteabkommen 

Die Zeit von der Verkündigung des Hoover-Moratoriums bis zum Zusammentreten 
der Londoner Konferenz vom 20.—23. Juli war bestimmt von den Verhandlungen 
zwischen den USA und Frankreich über die Form des Moratoriums und von dem 
Versuch des Foreign Office, zusammen mit den Amerikanern von Deutschland politi­
sche Zugeständnisse zu erreichen, um Frankreich die Zustimmung zu erleichtern und 
für internationale Wirtschaftsmaßnahmen zu gewinnen100. Zugleich fand innerhalb 
der britischen Regierung, vor allem zwischen dem Schatzamt und dem Foreign Office, 
eine Auseinandersetzung um die Prioritäten der Außenpolitik statt, in der die soge-

98 Vergl. Bennett, Germany, S. 169ff. Carlton, MacDonald, S. 199 Anm. 2. 
99 C 4820/11/18 Gedächtnisprotokoll von Noel-Baker, 26. 6.1931. Brüning, Memoiren, S. 294f. 

100 Bennett, Germany, S. 169ff., 201 ff. Ferrell, Diplomacy, S. 113ff. Furnia, Diplomacy, S. 30ff. 
Helbich, Reparationen, S. 82f. Link, Stabilisierungspolitik, S. 502f. 
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nannten objektiven ökonomischen Faktoren, die freilich stark nationale Züge trugen, 
ein Übergewicht in einer langfristig geplanten Politik erhielten, die alle Aspekte, wie 
Wirtschafts-, Abrüstungs- und Territorialfragen, unter dem Gesichtspunkt europä­
ischer Sicherheit und Zusammenarbeit integrieren wollte. 

Die amerikanisch-französischen Verhandlungen, die am 6. Juli abgeschlossen wur­
den, betrafen einerseits technische Fragen, darunter vor allem die aufschiebbaren bzw. 
unaufschiebbaren Annuitäten; andererseits ging es um die Sicherung wirtschaftlich­
politischen Einflusses in Deutschland. Die Amerikaner versuchten durch das Morato­
rium, „gleichzeitig ihre wirtschaftlichen und finanziellen Interessen in Deutschland 
[zu] retten, ihr heimisches, von der Depression bereits hart angeschlagenes Kreditsy­
stem [zu] schützen, eine Verschärfung der Weltwirtschafts- und Finanzkrise [zu] ver­
hindern und das Risiko eines weiteren Vordringens des sozialistisch-kommunistischen 
Wirtschaftssystems in Mitteleuropa [zu] vermindern"101. Die französische Regierung 
dagegen befürchtete zu Recht, daß das Moratorium zu einer Revision des Young-
Plans führte, die dann eine Änderung des politischen Status quo, vor allem der terri­
torialen Verhältnisse, zur Folge haben mußte. Der mit dem Moratorium auf Brü-
ning ausgeübte amerikanische Druck, die Deflationspolitik fortzusetzen, bedeu­
tete zugleich, daß der von der französischen Regierung seit langem gegen politi­
sche Bedingungen angebotene internationale Kredit an Deutschland102 hinfällig 
wurde. 

Die Briten vertraten in der Sache den Standpunkt der Amerikaner, versuchten aber 
auch, durch die Forderung politischer Zugeständnisse von Deutschland den Franzo­
sen gerecht zu werden und eine einheitliche Linie der drei Mächte zu wahren. Da auch 
Hoover gewisse deutsche Gegenleistungen wünschte, bemühte sich das Central De­
partment des Foreign Office um eine Absprache mit den Amerikanern. Verschiedene 
Vorsprachen von Rumbolds Stellvertreter Newton und US-Botschafter Sackett bei 
Curtius blieben aber ohne Ergebnis, da der Amerikaner nicht entschieden genug 
auftrat103. Auch Henderson beschwor Botschafter Neurath „very strongly", seine 
Regierung zu politischen Zugeständnissen zu veranlassen104. Newton erfuhr schließ­
lich von Curtius vertraulich, daß die deutsche Regierung bei der Durchführung der 
Notverordnungen Militärausgaben bis zu 50 Mill. RM einsparen wollte105. Rumbold, 
der sich gerade in London befand, hielt diese Versicherung für völlig ungenügend, 
zumal Einsparungen schon einmal vorgesehen, aber auf Druck der Armee und der 
Industrie wieder fallengelassen worden waren. Da mit einem äußerst harten deutschen 
Widerstand gegen derartige Forderungen zu rechnen war, schlug der Botschafter 
Sargent vor, stärkeren Druck über die englische Presse auszuüben sowie erneut Neu­
rath zu Henderson zu bitten. Ein solches Gespräch fand am 9. Juli statt, als der 

101 Link, Stabilisierungspolitik, S. 502. 
102 Prera. 1/95 Vansittart an MacDonald, 15. 7.1931. 
103 DBFP, II.2, Nr. 95, Minute Vansittart, Nr. 97, Minute Sargent, Nr. 98, Minute Sargent. 
104 Cab. 23/67 Meeting, 1.7.1931. 
105 DBFP, II.2, Nr. 120, Minute Nichols, Nr. 124, Minute Vansittart. C 5173/172/62 Minute Sar­

gent, 7.7.1931. 



Deutschland, Brüning und die Formulierung 465 

deutsche Botschafter der britischen Regierung für die Annahme des Moratoriums 
dankte106. Trotz aller Bemühungen blieb der Erfolg aus, den nach Ansicht von Sargent 
und Vansittart die Amerikaner verhinderten, da sich Sackett mit der deutschen Erklä­
rung zufrieden gab, die durch das Moratorium freiwerdenden Gelder würden nicht 
für eine Erhöhung des Militärhaushalts benutzt107; darin aber sahen sie kein „Opfer" 
Deutschlands und entsprechend eine Zusicherung ohne Wert und Wirkung. Vansit­
tart bemerkte ärgerlich: „But the Americans are poor and quite unreliable collabora-
tors."108 

Sargent schlug auf der Suche nach einem Ausweg vor109, das Beraterkomitee der 
BIZ zur Untersuchung der deutschen Finanzlage einzuberufen, wie es die Regelung 
des Young-Plans eigentlich nur für ein von Deutschland gewünschtes Moratorium 
vorsah. Er erblickte darin die einzige Möglichkeit, Deutschland nach dem Versagen 
der USA zu einer Beschneidung des Militärhaushalts zu zwingen. Nach Beratungen im 
Schatzamt teilte Leith-Ross Sargent mit, daß die Einschaltung des Komitees unreali­
stisch sei. Das deutsche Volk trage durch die Notverordnungen bereits eine große 
Last, und man müsse den Versicherungen Brünings, daß eine weitere Belastung un­
zumutbar sei, Glauben schenken. Das Schatzamt vertrat die Ansicht, daß die interna­
tionalen Kriegsschulden für die Depression verantwortlich waren. Nicht allein die 
Höhe der Verpflichtungen, sondern vor allem deren politischer Charakter ließen sie 
zu einer Quelle wirtschaftlicher und sozialer Unsicherheit werden; die Schaffung eines 
Klimas internationalen Vertrauens sei daher die erste Aufgabe. 

Ohne Zweifel hatte es Brüning verstanden, in Chequers MacDonald, Snowden, 
Norman und Leith-Ross von der prekären deutschen Situation zu überzeugen110. Das 
Schatzamt forderte daher ein schnelles Inkrafttreten des Hoover-Moratoriums ohne 
weitere politische Vorbedingungen, um keine Zeit für die Beruhigung des internatio­
nalen Geldmarktes zu verlieren, woran die City ein Interesse besaß. Zusätzlich wurde 
auf einer Kabinettssitzung vom 1. Juli beschlossen, zur Lösung der europäischen 
Wirtschaftsprobleme eine Konferenz der wichtigsten beteiligten Staaten innerhalb 
einer Woche nach London einzuberufen. Die Franzosen äußerten allerdings sofort 
Vorbehalte, da sie eine Isolierung befürchteten und zunächst den Ausgang ihrer Ver­
handlungen mit den Amerikanern abwarten wollten. Die deutsche Regierung war 
zwar an einem baldigen Expertentreffen interessiert, wünschte aber den Aufschub der 
Ministerrunde, um nach Ansicht Vansittarts politischem Druck zu entgehen111. 

106 C 5060/172/62 Sargent an Vansittart, 8.7.1931. 
107 DBFP, II.2, Nr. 122, Minutes Sargent, Vansittart. 
108 D B F P , II.2, Nr . 165, Minutes Sargent, Vansittart. Brüning, Memoiren, S. 301 ff. Helbich, Repara­

t ionen, S. 83 f. 
109 C 4864/172/62 Minute Sargent, 4.7.1931, mit Kommentaren von Vansittart. DBFP, II.2, 

Nr. 133, Minute Sargent. C 4951/172/62 Leith-Ross an Sargent, 8.7.1931, Minute Sargent. 
Prem. 1/95 Treasury an MacDonald, 30. 6.1931. 

110 DBFP, II.2, Nr. 88. Cab. 23/67 Meeting, 1.7.1931. C 5059/9/18 Leith-Ross an Sargent, 
9.7.1931. 

111 C 4797/172/62 Memorandum für Vansittart über Gespräch Fleuriaus mit Sargent, 3. 7.1931. C 
5002/172/62 Gespräch Vansittart mit Neurath, 8. 7.1931. 
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Mitte Juli reiste Henderson - einem Vorschlag von Sargent folgend- nach Paris112, 
um Frankreich aus seiner Isolierung herauszuführen und für die britischen langfristi­
gen Zielvorstellungen einer europäischen Friedensordnung zu gewinnen. Er wünschte 
zudem eine Abstimmung über jene Punkte der deutschen Politik, die seiner Meinung 
nach für die Spannungen in Europa mitverantwortlich waren, um seine Forderungen 
mit größerem Nachdruck in Berlin vertreten zu können, wohin er am 18. und 19. Juli 
mit dem Premierminister fahren wollte. Wie in den Wochen zuvor gehörten dazu 
die Zollunion, der Militärhaushalt und die Verwendung der durch das Moratori­
um freiwerdenden Gelder. Henderson beabsichtigte, die Franzosen davon zu überzeu­
gen, daß man Deutschland nicht demütigen dürfe, weshalb er hinsichtlich der Zoll­
union keine offizielle Zurücknahme, sondern lediglich „a private assurance" an­
strebte. 

In Paris kam schließlich eine Idee zur Sprache, die bereits einige Wochen zuvor 
erwogen worden war und seit längerem auch in Frankreich diskutiert wurde: ein 
befristetes politisches Stillhalteabkommen mit Deutschland, das Noel-Baker durch 
einen multilateralen Vertrag für die Dauer von fünf Jahren erreichen wollte113. Durch 
dieses Zugeständnis an das französische Sicherheitsdenken sollte die deutsch-französi­
sche Annäherung nach dem Desaster der Zollunion erleichtert und zugleich durch die 
zeitweilige Garantierung des politischen Status quo die Wirtschaftserholung ermög­
licht werden, da die Wurzeln der Depression in politischen Faktoren gesehen wurden. 
Noel-Bakers Entwurf, der sich mit französischen Vorstellungen weitgehend deckte, 
enthielt den Gedanken, die bereits bestehenden wirtschafts- und finanzpolitischen 
Verbindungen der einzelnen Staaten auf das gesamte politische Feld auszudehnen; 
konkret sollte bereits am 12. Oktober eine Konferenz zur Beratung der europäischen 
Probleme zusammentreten. Auch der polnische Botschafter hatte sich in einem Ge­
spräch mit MacDonald114 angesichts der deutschen Revisionsliste für eine deutsche 
Anerkennung des Status quo als Friedensgarantie ausgesprochen und die Abkehr von 
einer Politik der Aggression gefordert. 

Dieser politischen Linie des Foreign Office, die Henderson mit seinen französischen 
Gesprächspartnern weitgehend abstimmen konnte115, schloß sich das britische Kabi­
nett unter dem Eindruck der akuten deutschen Bankenkrise Mitte Juli nicht an; die 
Entscheidung war beeinflußt vom Schatzamt und der Bank of England, die in wach­
sendem Maß Rückwirkungen der deutschen Krise auf das eigene Land befürchteten, 
zumal die Wirtschaftsexperten die Wirkung des Hoover-Moratoriums durch die lan­
gen französisch-amerikanischen Verhandlungen für verpufft hielten116. MacDonald 

112 C 5180/73/18 Memorandum zum deutsch-französischen Verhältnis für Henderson, 13. 7.1931. 
C 5172/172/62 Memorandum für MacDonald und Henderson für Berlinbesuch, 13.7.1931. C 
5075/9/18 Tyrell, 11.7.1931, Minute Sargent. C 5425/172/62 „Times"-Artikel v. 16.7.1931 
mit Kommentar von Sargent. 

113 C 9269/173/18 Memorandum von Noel-Baker, 13. 7. 1931, mit Vertragsentwurf. C 6032/172/ 
62 Tyrell, 3. 8.1931, Minutes Sargent, Vansittart. 

114 Prem. 1/95 Promemoria des polnischen Botschafters an MacDonald, 13. 7.1931. 
115 Carlton, MacDonald, S. 202. 
116 Cab. 23/67 Meeting, 15.-20. 7.1931. C. P. 182 (31) Memorandum von Henderson über seinen 

Paris-Aufenthalt. 
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informierte daher Henderson telephonisch über die Aufschiebung der Berlinreise und 
die sofortige Einberufung einer Regierungskonferenz nach London, die den von 
Snowden festgestellten „collapse of confidence" beseitigen sollte117. Henderson blieb 
nach einigem Widerstand nichts anderes übrig, als den Londoner Weisungen zu fol­
gen. Er blieb bis zum 19. Juli in Paris, um an einer Vorkonferenz teilzunehmen, zu der 
sich auch Brüning und Curtius einfanden, um den Themenkreis für London abzustim­
men. Es wurde beschlossen, daß sich die anschließende Konferenz ausschließlich mit 
der deutschen Finanzkrise, keinesfalls mit einer Diskussion des Young-Plans oder des 
Versailler Vertrags befassen sollte. In verschiedenen bilateralen Gesprächen wurden 
ferner die Bedingungen für einen - auch von Brüning gewünschten118 - internationa­
len Kredit an Deutschland in Höhe von 2 Mrd. RM zur Deckung der Notenzirkula­
tion und für weitere kurzfristige Anleihen zur Ersetzung der kürzlich abgeflossenen 
Gelder erörtert. Die französische Regierung band diese Hilfe an verschiedene, für den 
deutschen Kanzler unannehmbare Bedingungen: Eine Kontrolle über die Verwendung 
der Kredite, ausreichende Sicherheiten (u. a. Verpfändung der Zolleinnahmen) und 
ein politisches Stillhalteabkommen. Laval machte überdies deutlich, daß die Wieder­
herstellung der wirtschaftlichen und finanziellen Stabilität in Deutschland deshalb 
sein Ziel war, damit nach Ablauf des Hoover-Moratoriums die Reparationszahlungen 
wieder aufgenommen werden konnten. Entschieden wehrte sich der französische Mi­
nisterpräsident gegen eine Revision des Young-Plans. Sein Botschafter in London 
beklagte sich daher in scharfer Form über den Gouverneur der Bank of England119, 
der angeblich eine Bankerotterklärung Deutschlands befürwortete, damit in ihrem 
Gefolge eine umfassende Revision des Versailler Vertrags erfolgen konnte. Vansittart 
hielt eine Warnung an Norman für angebracht, da sein Gerede der britischen Regie­
rung schadete. 

Die Londoner Konferenz120, die von MacDonald mit beschwörenden Worten ein­
geleitet wurde, brachte als Ergebnis ein Stillhalteabkommen für kurzfristige private 
deutsche Auslandsschulden121 und die Einsetzung eines Sachverständigenausschusses 
zur Prüfung der deutschen Finanz- und Kreditsituation. Der am 18. August veröffent­
lichte Wiggin-Bericht122 machte deutlich, daß Deutschland nach Ablauf des Morato­
riums die Reparationszahlungen nicht wieder aufnehmen konnte, und sprach sich, 
wenn auch mit Rücksicht auf Frankreich in verschlüsselter Form, für eine Revision 
des Young-Plans aus. 

Während der Konferenz versuchten Henderson und Vansittart, den deutschen Au­
ßenminister Curtius von der Notwendigkeit eines politischen Stillhalteabkommens zu 
überzeugen123, was dieser jedoch rundweg ablehnte. Henderson machte zwar seinem 

117 DBFP, II.2, Nr. 216. 118 DBFP, II.2, Nr. 219. 
119 Prem. 1/95 Vansittart an MacDonald, 15. 7.1931. 
120 DBFP, H.2, Appendix I, S. 435 ff. 
121 DBFP, II.2, Nr.222ff. Bennett, Germany, S.249, 281 ff. SIA 1931, S.217f. Wendt, Economic 

Appeasement, S. 68 f. 
122 DBFP, II.2, Appendix II, S. 485 ff. 
123 DBFP, II.2, Nr. 221. C 5417/845/18 War Office an Sargent, 30. 7.1931. C 5610/172/62 Memo-
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Gesprächspartner klar, daß er die deutsche Haltung als wenig hilfreich empfand, 
drängte aber nicht weiter, da er einen Bruch mit Berlin nicht riskieren wollte und wohl 
auch einsah, daß die eigene Position nicht mehr stark genug war; Brüning hatte im 
Vertrauen auf den Erfolg seiner Revisionspolitik auf das französische Kreditangebot 
verzichtet124. So kam dieses Thema beim Berlinbesuch MacDonalds und Hendersons 
vom 27. bis 29. Juli nicht mehr zur Sprache. Dort wurden auch über die Behandlung 
der Reparationsfrage keine weiteren Beschlüsse gefaßt; die Briten waren jedoch si­
cher, daß dieses Problem zusammen mit den interalliierten Kriegsschulden bis Juli 
1932 auf einer neuen Basis geregelt werden mußte125. 

Neuorientierung der britischen Außenpolitik 

Die Berlinreise MacDonalds und Hendersons war bereits überschattet von der am 
15. Juli einsetzenden Pfundkrise; am 24. August trat das Kabinett zurück, da es nicht 
gelang, dieses Problems und des notwendigen Haushaltsausgleichs Herr zu werden. 
MacDonald bildete eine neue Regierung unter Einschluß der Konservativen; die La-
bour-Party zerbrach in einen regierungsfreundlichen und einen oppositionellen Flügel 
unter Henderson und wurde in den „Schutzzollwahlen" im Oktober dezimiert126. 
Vansittart beklagte den durch die innenpolitischen Vorgänge verursachten Verlust der 
Initiative in der Außenpolitik: „One of the consequences of getting into such trouble 
as we are in at home is the loss of initiative in foreign policy. It is a pity, because ours 
has been the most disinterested of all current foreign policies. The loss is serious - to 
everybody - but it is there, and incontestable . . . Such a waiting policy is not much of 
a policy, but any other will do more harm than good just now." Der Staatssekretär 
war über diese Situation um so mehr beunruhigt, weil sich die USA als unfähig 
erwiesen, die Führung zu übernehmen, und die Franzosen trotz ihrer starken wirt­
schaftlichen Position nicht initiativ werden wollten127. 

Ungeachtet dieser ungünstigen Lage reiste Hendersons Nachfolger Lord Reading 
am 7./8. Oktober nach Paris, um die Positionen beider Regierungen so weit wie 
möglich abzustimmen. Neben der Reparationsfrage, in der sich die Franzosen wider 
Erwarten zugänglich zeigten, wurde auch das Problem eines politischen Stillhalteab-

randum „Germany's Contribution to the Re-establishment of her own Economic Stability", 
22.7.1931. Brüning, Memoiren, S. 338. Carlton, MacDonald, S. 213. 

124 Brüning, Memoiren, S. 347f. 
125 C 6384/9/18 Rumbold, 14. 8.1931, Minute Sargent. C 6106/11/18 Christie, 3.7.1931, Minutes 
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126 Bassett, Nineteen Thirty-One, passim. Bennett, Germany, S. 281. SIA 1931, S. 95 ff. R. Skidelsky, 
Politicians and the Slump. The Labour Government of 1929-1931, London 1967. Wendt, 
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kommens erörtert128. Angeregt durch einen Artikel Paul Scheffers im „Berliner Tage­
blatt", der die skeptische Haltung der USA hinsichtlich einer Wirtschaftserholung in 
Europa ohne Beendigung der deutsch-französischen Rivalität wiedergab, hatte Sar­
gent Ende September die Beziehungen der beiden kontinentalen Mächte analysiert. Er 
war zu der Erkenntnis gekommen - Vansittart und Reading stimmten ihm darin zu —, 
daß nur ein politisches Stillhalteabkommen die Möglichkeit für eine Bewältigung der 
Wirtschaftsprobleme bot, da für eine vollständige politische Flurbereinigung die Zeit 
nicht ausreichte. Es sollte dabei den USA zufallen, Deutschland zur Annahme des 
„Truce" als „part of a general System of revision" zu bringen. Sargent meinte jedoch 
kritisch, daß selbst eine deutsch-französische Annäherung die wirkliche Ursache für 
die gegenwärtige „crise de confiance" unberührt lasse; notwendig sei die Überwin­
dung des Dualismus zwischen dem „self-centered nationalism (Old Adam)" und dem 
Willen zu internationaler Zusammenarbeit. 

Im Laufe des Jahres 1931 setzte sich bei verschiedenen Regierungen die Erkenntnis 
durch, daß „Abrüstung, Sicherheits- und Grenzregelung, Reparationen, Interalliierte 
Schulden . . . zu Komponenten ein und desselben Kardinalproblems" wurden: „der 
Errichtung einer stabileren Friedensordnung durch die schrittweise Revision der be­
stehenden vertraglichen Verhältnisse, die sich immer mehr als fragwürdig erwie­
sen"129. Die isolierte Behandlung eines Aspekts war, wie schon die zurückliegenden 
Konferenzen gezeigt hatten, nicht mehr möglich. Allein der Gesamtkomplex der eng 
miteinander verbundenen Probleme erlaubte eine Politik des Gebens und Nehmens, 
d. h. internationaler Abkommen, die in ihrer Ausgewogenheit das Sicherheitsgefühl in 
Europa wiederherstellen konnten. 

Während Mussolini das Ende der Reparationen und der Rüstungsdiskriminierung 
in Europa forderte und auch Präsident Hoover sowie der Vorsitzende des Senatsaus­
schusses für Auswärtige Angelegenheiten, William Borah, während des Laval-Besuchs 
in Washington für eine Revision des Friedensvertrags eintraten130, sah der Leiter des 
Central Department des britischen Foreign Office die Gründe für die weltweite „crise 
de confiance"131 in einer Kette miteinander verbundener Probleme: „The monetary 
crisis, which is linked up with the question of inter-governmental payments, which, in 
its turn, involves reparations and war debts. These, by the Americans, are linked up 
with security. The latter raises the question of the territorial Status quo of Europe, 
which itself involves the question of revision of the Peace Settlements." Infolge der 
Interdependenz der Probleme war sich Sargent bewußt, daß Einzellösungen von 
Dauer nicht gefunden werden konnten. Die Notwendigkeit eines „All-in settlement" 
bedeute jedoch für die britische Außenpolitik die Verpflichtung zu einem aktiven 
Engagement auf dem Kontinent und die Übernahme größerer Verantwortung. 

128 DBFP, II.2, Nr. 266, 267. Cab. 23/68 Meeting, 30.9.1931. C 7563/172/62 Rumbold, 
6.10.1931, Minutes Sargent, Reading. 129 Link, Stabilisierungspolitik, S. 504. 

130 C 7932/172/62 Graham, 26.10.1931, Minutes Sargent, Vansittart, Reading. DBFP, II.2, 
Nr. 280, Minute Sargent. Bickert, Vermittlerrolle, S. 16. Link, Stabilisierungspolitik, S. 505. 

131 Diese Krise umschreibt A. Toynbee in seinem Übersichtsartikel mit „Annus terribilis"; SIA 1931, 
S.lff. 
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Die nach den von den Konservativen gewonnenen Wahlen neugebildete nationale 
Regierung unter MacDonald war zunächst mit einer umfassenden Neuordnung des 
britischen Finanz- und Wirtschaftslebens befaßt, die mit der Aufgabe des Goldstan­
dards für das Pfund am 20. Oktober 1931 begann und sich bis zur Ottawa-Konferenz 
im Juli und August 1932 hinzog. Schatzkanzler Neville Chamberlain und der Präsi­
dent des Board of Trade, Walter Runciman, setzten eine umfangreiche Schutzzollge­
setzgebung in Gang, bemühten sich um die Ausbalancierung des Haushalts und der 
Außenhandelsbilanz und versuchten, durch die Orientierung auf das Commonwealth 
einen geschlossenen und in sich stabilen Wirtschaftsraum zu schaffen132. Die isolierte 
nationale Bekämpfung der Depression nach dem Scheitern der vorherigen multinatio­
nalen Kontakte verstärkte den politischen Nationalismus; die Reglementierung der 
Binnen- und Außenmärkte sowie die wachsende Intervention der staatlichen Exeku­
tive in den Wirtschaftsprozeß beeinträchtigten den freien Handel, zumal Großbritan­
nien einen der bedeutendsten Absatzmärkte darstellte. Besonders schwer waren die 
Folgen für den deutsch-britischen Handel; zwischen 1931 und 1932 gingen die briti­
schen Importe aus Deutschland um 52% zurück133. Die deutsche Reaktion auf diese 
einschneidenden Maßnahmen, die dem Handelsvertrag widersprachen, war vorsich­
tig, um Großbritannien wegen der Reparationsfrage nicht zu verärgern. 

Gegen diese in der Wirtschaftspolitik sichtbar werdenden nationalen Tendenzen, 
die auch auf andere Bereiche überzugreifen und den Handlungsspielraum einer akti­
ven Außenpolitik einzuengen drohten, wandte sich das Foreign Office in zwei Denk­
schriften. Im Auftrag von Lord Reading entstand unter Leitung von Sargent, dessen 
Ideen überall nachzuweisen sind, und Frank Ashton-Gwatkin das Memorandum 
„Changing Conditions of British Foreign Policy"134, das dem Kabinett am 2. Dezem­
ber vorlag und die Problemzusammenhänge überwiegend unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten betrachtete. Anfang Januar diskutierten die Minister das höchst ge­
heime Schriftstück „The United Kingdom and Europe" von Robert Vansittart135, das 
auf seinen beiden vorhergegangenen Jahresanalysen aufbaute, vor allem aber einen 
konstruktiven Beitrag zur Abrüstungsfrage leisten sollte. 

Nach Meinung von Sargent und seinen Mitarbeitern besaß Großbritannien in der 
Stabilisierung des Pfundes als Weltleitwährung und in der Schutzzollgesetzgebung 
eine Waffe, um widerstrebende Mächte zur Annahme der Politik internationaler Be­
friedung zwingen zu können. „To ourforeign policy, therefore, this tariff question is 
all important. We urge that it should not be decided purely on grounds of domestic or 
Empire convenience; but that, especially in view of the present crisis, its efficacy as an 
instrument of foreign policy should be given the fullest consideration." Richtig ange­
wendet, könne die Drohung mit der Errichtung von Zollmauern den Anstoß zu deren 
Beseitigung im internationalen Rahmen bringen und andere Länder zu einem tatsäch­
lichen wirtschaftlichen Beitrag zur Herstellung wirtschaftlichen und politischen Ver-

132 Vergl. SIA 1931, S. 144ff. SIA 1932, S. 3 ff. 
133 Nach Wendt, Economic Appeasement, S. 49. 
134 W 12949/12949/198, 26. 11.1931. Cab. 23/69 Meeting, 2.12. 1931. 
135 C. P. 4 (32), 1. 1.1932, geschrieben im Auftrag des Kabinetts vom 15. Dezember. 
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trauens veranlassen. Eine auf Großbritannien und das Commonwealth allein be­
zogene Politik führe zu einer Schwächung der eigenen Verhandlungsposition, 
zu geringeren wirtschaftlichen Einflußmöglichkeiten wegen der zu erwarten­
den Gegenmaßnahmen anderer Staaten und zu einer Trennung des Landes von 
Europa. 

Die Autoren des Memorandums nahmen Gedanken auf, die E. Bevin/G. D. Cole 
und S. E. Thomas in zwei kleineren Schriften136 über die Möglichkeiten zur Überwin­
dung der Wirtschaftskrise geäußert hatten. Darin wurde die Forderung nach freiem 
Warenaustausch in der Welt mit Nachdruck erhoben. Dazu waren nach Ansicht von 
Bevin/Cole Kredite für produktive Zwecke notwendig, ferner der Verzicht auf hohe 
Zolltarife, die besonders für Kreditgeberländer nachteilig waren, da die Gläubiger­
staaten am Export und damit an der Möglichkeit zur Finanzierung der Anleihen 
gehindert wurden, und schließlich die vollständige Streichung der Reparationen und 
Kriegsschulden. Diese Ziele sollten auf einer Weltwirtschaftskonferenz erreicht wer­
den. Schärfste Kritik übten Bevin/Cole an den Bankiers der City: Ihr Eintreten für die 
Festsetzung eines überhöhten Pfundkurses im Jahre 1925 habe den Export behindert; 
sie härten langfristige Kredite an Deutschland mit kurzfristig geliehenen Geldern aus 
Frankreich und den USA abgedeckt; als Verfechter einer Deflationspolitik seien sie für 
die Haushaltskürzungen, den Abbau der Produktion und die Einschränkung der so­
zialen Sicherheit verantwortlich. 

In die gleiche Richtung zielte die Kritik des Foreign Office an der neuen Regierungs­
politik und am Schatzamt, das daher die Zurücknahme des Memorandums forderte. 
Sargent warf den Wirtschaftsexperten vor137, die tieferen Ursachen der Depression, 
nämlich die politischen und sozialen Aspekte, angesichts der finanziellen Probleme, 
die nur vordergründig seien, nicht zu sehen. Um einen Weg für die Lösung der 
vielfältigen miteinander verbundenen Problembereiche und für eine dauerhafte Wirt­
schaftserholung zu zeigen, enthielt das Memorandum zwei aufeinander aufbauende 
Programme für ein „All-in settlement". Als erster Schritt sollten das Ende oder zumin­
dest die Herabsetzung der Reparationen und Kriegsschulden, Fortschritte in der Ab­
rüstung, Sicherheitsgarantien und Grenzkorrekturen erreicht werden. Das Foreign 
Office wünschte damit eine Veränderung des Status quo in Europa durch eine Politik 
des Gebens und Nehmens, die der deutschen Regierung nicht jeweils die Initiative 
zur Bestimmung ihrer politischen Objekte überließ, sondern deutsche Konzessionen 
erforderlich machte, die der komplexen Interessensituation aller Staaten gerecht 
wurden. 

Diese ersten Übereinkommen sollten jedoch zu weitergefaßten Zielen führen, die in 
drei Phasen zu erreichen waren: 1. Beseitigung der wirtschaftlichen und politischen 
Hindernisse für eine Erholung der Weltwirtschaft unter Einschluß eines Abkommens 
über ein stabiles internationales Zahlungsmittel; 2. Einführung eines internationalen 

136 E. Bevin, G. D. Cole, The Crisis. What it is. How it arose. What to do, London 1931, bes. S. 30f. 
S.E.Thomas, The Monetarv Crisis. A Summary of its Causes and Effects, London 1931, bes. 
S.21ff. 

137 C 92/172/62 Minute Sargent, 10.12.1931. 
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Kreditziehungssystems und Anpassung unterschiedlicher Zolltarife; 3. Internationales 
Quotensystem für Produktion und Distribution der Industriegüter. In diesem sehr 
langfristig gedachten Maximalprogramm wird das „Economic Appeasement" in sei­
ner Funktion als „flankierende Entspannungsmaßnahme der Großmächte im kom­
merziellen und finanziellen Rahmen"138 deutlich; die Autoren des Memorandums 
dehnten die Praxis internationaler Zusammenarbeit auf die gesamte Politik aus, in­
dem sie die Ursachen für den Wirtschaftsnationalismus zu beseitigen suchten. 

Unter diesem Aspekt kam den deutsch-französischen Beziehungen eine besondere 
Bedeutung zu: Nach Ansicht der Autoren des Memorandums war die Wirtschaftser­
holung in Deutschland und in der Welt abhängig vom finanziellen Entgegenkommen 
der USA, die aber argwöhnten, „die freiwerdenden Gelder würden für den Ausbau 
der jeweiligen Machtpositionen verwendet, so daß letztlich amerikanische Zugeständ­
nisse finanzieller Art die Vorbereitung eines neuen kriegerischen Konflikts begünstig­
ten"139. Die USA banden daher finanzielle Hilfeleistungen an Fortschritte in der Abrü­
stungsfrage, die aber ohne ein Eingehen auf das französische Sicherheitsdenken nicht 
möglich waren. Die Franzosen betrachteten jegliches Antasten des Versailler Vertrags 
mit allen restriktiven Klauseln einschließlich der Reparationsbestimmungen als Ge­
fährdung ihrer Sicherheit. Ihnen reichten die im Protokoll von Locarno 1924 nieder­
gelegten Prinzipien zur Verhinderung von Gewalt nicht aus, zumal sich Deutschland 
weigerte, die am 26. September 1928 erfolgte Erweiterung des Briand-Kellogg-Paktes 
zu unterzeichnen, die alle Streitfälle einem internationalen Schiedsspruch unterwarf. 
Die französische Regierung forderte daher die Sicherstellung zweier offener Fragen, 
bevor sie zur Abrüstung bereit war: Im Fall einer Aggression sollten automatisch 
militärische Sanktionen erfolgen; der Begriff „Aggression" sollte alle Eventualitäten 
abdecken. 

Das Foreign Office hatte zwar für die französischen Sicherheitsinteressen Verständ­
nis, hielt sie aber für zu kurzsichtig. Vansittart warnte jedoch davor, Frankreich zu 
sehr zu kritisieren und Deutschland zu weit entgegenzukommen: „We desire Germa-
ny's recovery not from any sympathy, but merely from an enlightened self-interest, 
and then presumably only up to a certain point." Die Sympathien für Frankreich im 
Foreign Office und die Furcht einiger Diplomaten, der Wechsel von Henderson zu 
Simon könne zu einer Beeinträchtigung des britisch-französischen Verhältnisses füh­
ren, wird deutlich aus einer Denkschrift „Note as Regards Anglo-German Rela-
tions"140 von Hendersons ehemaligem Privatsekretär Walford Selby. Ausgehend von 
der These Eyre Crowe's vom 1. Januar 1907, daß man Deutschland nicht entgegen­
kommen dürfe, da es nie zufrieden zu stellen sei, bedauerte er die seit 1929 feststell­
bare Kluft zu Frankreich infolge des britischen Eingehens auf deutsche Forderungen. 
Selby warf Brüning vor, die Wirtschaftskrise für revisionistische Ziele auszunützen. Er 
trat daher entschieden für eine mit Frankreich abgestimmte Außenpolitik ein und riet 

Wendt, Economic Appeasement, S. 15. 
Link, Stabilisierungspolitik, S. 505. 
C 4658/4658/18, 7.12.1931. Selby, Twilight, S. 9f. 
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zu verstärktem Mißtrauen gegenüber Deutschland, das wesentlich stärker sei, als es 
den Anschein habe. 

Vansittart hielt die deutsche Position in der Abrüstungsfrage für außerordentlich 
stark; er befürchtete daher, daß nach einem Scheitern der Konferenz in Lausanne 
Deutschland für sich das Recht zur Aufrüstung beanspruchen könnte. Bei der Suche 
nach einem Kompromiß kam Großbritannien nach Ansicht des Staatssekretärs eine 
große Verantwortung zu. Er warnte seine Regierung jedoch davor, um jeden Preis als 
Friedensstifter aufzutreten und sich dabei finanziell und militärisch zu schwächen. „It 
is incontestable that we have disarmed to an almost dangerous degree." Vansittart 
hielt einen Beitrag Großbritanniens für notwendig, der über die Zusicherung an 
Frankreich hinausging, den Völkerbund zu stärken und Revisionen des Versailler 
Vertrags, dessen mangelnde „moderation" und „high unwisdom" er erneut kriti­
sierte, nur in seinem Rahmen zuzulassen, der ferner über eine Bekräftigung der Ab­
kommen von Locarno hinausging. Er schlug den Abschluß eines Mittelmeer-Locamo 
und eines „multilateral political truce" vor. Dadurch abgesichert, könnte Frankreich 
der Einbeziehung der deutschen Marine in die Seeverträge von Washington und Lon­
don, der zeitlichen Begrenzung der Abrüstungsklausel des Versailler Vertrags und 
dem Zugeständnis an Deutschland zustimmen, „to have some equality in principle of 
treatment, though not in quantity". Vorausschauend meinte Vansittart: „If we do not 
take some risk in these coming months, we may be running a larger risk in the Coming 
years." 

Deutsch-polnische Beziehungen 

Das größte Hindernis für die Durchführung der Abrüstung bildeten die deutsch­
polnischen Grenzstreitigkeiten. Die Beziehungen beider Länder zueinander waren seit 
Kriegsende von Großbritannien mit größter Aufmerksamkeit verfolgt worden. Die im 
Zusammenhang mit dem polnischen Liquiditätsabkommen, in dem man deutscher­
seits die Festschreibung der Ostgrenze zu erblicken glaubte, beginnende Agitation und 
die Schwierigkeiten bei der Verabschiedung des von beiden Ländern abgeschlossenen 
Handelsvertrags, der einen fünfjährigen Handelskrieg beenden sollte, bedeuteten für 
Vansittart eine klare Warnung für die Zukunft und ein Zeichen für die Umorientie-
rung der deutschen Politik nach Osten141, wie es auch das „01d-Adam"-Memoran-
dum prognostizierte. Diese Auffassung schien sich während des Wahlkampfes im 

141 C 1286/4/18 Rumbold, 14.2.1930. C 1390/680/18 Rumbold, 19.2.1930. C 1547/680/18 
Rumbold, 20.2., Minute Carr. C 2065/312/18 Erskine, 11.3.1930. C 2279/312/18 Rumbold, 
18.3.1930. Zu den deutsch-polnischen Beziehungen vergl. J. Korbel, Poland between East and 
West. Soviet and German Diplomacy towards Poland 1919-1933, Princeton 1963, S. 197f£. 
W. Ruge, Die Außenpolitik der Weimarer Republik und das Problem der europäischen Sicherheit 
1925-1932, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 22 (1974), S. 273-90. C 3692/680/18 
Rumbold, 8.5.1930, mit Memorandum von Rowe-Dutton, Minutes Carr, Vansittart. 
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Herbst 1930 zu bestätigen, als Minister Treviranus eine Revision der Grenze mit 
Polen forderte. Vansittart entsprach der Forderung des polnischen Botschafters je­
doch nicht, im Namen der Signatarmächte des Versailler Vertrags gegen diese Rede zu 
protestieren142. Nach den Wahlen, deren Ergebnis die Polen als Demaskierung 
Deutschlands betrachteten, nahm Botschafter Rumbold auf Wunsch des Foreign Of­
fice Stellung zu den Aussichten einer Revisionspolitik im Osten. Er erwartete für die 
nächsten Monate keine Initiativen der Brüning-Regierung, da sie zu sehr mit Finanz-
und Wirtschaftsfragen befaßt war. Rumbold warf die Frage auf, wie Deutschland sein 
Revisionsziel ohne die Anwendung von Gewalt erreichen wollte: Möglich sei der 
Versuch, über Frankreich auf Polen Druck auszuüben; sicher sei nur, daß das Land 
vor einer Lösung dieses Problems keine Ruhe geben werde143. Der britische Geschäfts­
träger in Warschau, Erskine, stellte dazu fest, daß sich Polen niemals auf größere 
Grenzverschiebungen einlassen werde, da die neuen Gebiete für den Staat lebensnot­
wendig seien; über die Rückgabe von Danzig lasse sich wahrscheinlich nach dem 
Ausbau von Gdingen (Gdynia) sprechen144. 

Anfang Januar 1931 faßte Nichols die bis dahin recht kursorischen Überlegungen 
im Foreign Office in einem größeren Memorandum zusammen145, in dem er das 
Interesse Großbritanniens an einer friedlichen Lösung dieses großen europäischen 
Problems unterstrich. Nach der Diskussion verschiedener Einigungsvorschläge kam 
Nichols zu der Auffassung, daß von Polen Opfer zugunsten Deutschlands zu verlan­
gen waren, die wohl nur mit französischer Hilfe durchgesetzt werden konnten. In 
diesem Fall müßte Großbritannien bereit sein, einen konkreten Beitrag in der Form 
von Garantien an Frankreich oder eines Beitritts zu einem Ost-Locarno zu leisten. 
Hugh Dalton, der mit Nichols die Probleme diskutiert hatte, betonte die Notwendig­
keit eines von beiden Seiten als gültig anerkannten Abkommens, das durch eine 
Untersuchung der Wirtschaftsverhältnisse der umstrittenen Gebiete durch den Völ­
kerbund initiiert werden sollte. Der Labour-Politiker wies darauf hin, daß die deut­
schen Ansprüche auf den Korridor keineswegs so eindeutig waren, wie dies auch im 
Foreign Office immer wieder dargestellt wurde; daher kamen für ihn nur kleinere 
Grenzkorrekturen, nicht aber die Rückgabe ganzer Gebiete in Betracht. Er verwahrte 
sich auch gegen eine zu große Geringschätzung der Polen im Vergleich mit den Deut­
schen: „And, on the plane of aesthetic and personal values, it may be held, by those 
who know them, that Poles are as well ,worth preserving' as most other Europeans." 
Für alle britischen Parteien schloß Dalton jedoch Garantien eines deutsch-polnischen 

142 C 6434/680/18 Rumbold, 15. 8.1930. C 6483/680/18 Wellesley, 15. 8.1930, Minutes Sargent, 
Vansittart. 

143 C 7649/680/18 Rumbold, 10.10.1930. DBFP, II. 1, Nr. 332, Minutes Busk, Nichols. C 8268/ 
680/18 „Times"-Artikel zur Rede von Treviranus vom 3. November, Minute Vansittart. 

144 C 83/680/18 Erskine, 2.11.1930. 
145 C 173/173/18, 7.1.1931, Minute Dalton. Das Memorandum war für Henderson verfaßt wor­

den, damit er in Genf für ein Gespräch mit Curtius vorbereitet war. C 560/173/18 Erskine, 
19.1.1931. C 561/173/18 Rumbold, 21.1.1931, Minutes Nichols, O'Malley, Wellesley, Van­
sittart, Dalton. Vergl. auch C. Höltje, Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 
1919-1934. Revision oder Garantie der deutschen Ostgrenze von 1919, Würzburg 1958, S. 142f. 
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Abkommens im Sinn eines Ost-Locarno aus146. Im Gegensatz zu Vansittart, der auf 
eine möglichst schnelle Inangriffnahme des Problems drang, da er ab 1932 mit ver­
stärkten Aktionen der deutschen Außenpolitik rechnete, hielt Dalton einen Zeitraum 
von zehn Jahren für erforderlich. 

Nach der gegenüber Polen feindlichen Rede von Außenminister Curtius am 21. Ja­
nuar 1931 vor dem Völkerbund stand für Nichols fest147, daß das Korridorproblem 
ein Haupthindernis für den erfolgreichen Abschluß der Abrüstungskonferenz dar­
stelle, da Deutschland mit Sicherheit militärische Parität mit Polen fordern werde. Er 
vermutete daher, daß die deutsche Regierung die beiden Komplexe Abrüstung und 
Grenzregelung miteinander zu verbinden wünsche, womit sich für ihn die Frage nach 
den Lösungsmöglichkeiten stellte. Eine derartige Standortbestimmung hielt Vansittart 
für politisch ohne Wert; er war zwar seit langem davon überzeugt, daß eine Revision 
des Versailler Vertrags, die Polenfrage eingeschlossen, notwendig sei, hielt sie aber 
nun wie Dalton derzeit für nicht realisierbar. „Treaty revision is a thing to have in our 
minds, and to work towards - not immediately for- gradually." Dalton schloß sich 
dieser Meinung an mit dem Hinweis, daß man Brüning Hoffnung auf friedliche 
Modifikationen der Grenze machen könne, wenn er sich auf der Abrüstungskonfe­
renz konstruktiv verhalte. Daher wirkten die Stahlhelmdemonstration in Breslau vor 
dem Englandbesuch des Kanzlers und eine gegen Polen „wild and provocative" Rede 
des Generals v. Seeckt abschreckend148. L. Collier, ein Polenexperte des Foreign Of­
fice, äußerte sich angesichts des tiefgreifenden Gegensatzes zwischen Polen und 
Deutschland pessimistisch über die Möglichkeit eines Ausgleichs: „I fear that both 
sides must first be thoroughly frightened by the imminence of some catastrophe, to 
which agreement is the only alternative . . . I should not be surprised if the catastrophe 
occured before they could stop it, but I am afraid to see no alternative."149 

Während der Vorbereitungen zu dem Memorandum „Changing Conditions" und 
für einen Besuch des polnischen Außenministers August Zaleski in London am 
10. Dezember 1931 befaßte sich das Foreign Office näher mit der Frage eines Ost-
Locarno, die gleichzeitig in einem Artikel des „Economist" vom 14. November aufge­
worfen wurde. Auch dort wurde die Auffassung vertreten, daß die politische Unsi­
cherheit in Europa, vor allem die umstrittene deutsche Ostgrenze, schuld an der 
Wirtschaftskrise sei. Die bisherige britische Haltung der Nichteinmischung in osteuro­
päische Angelegenheiten hielt der Verfasser des Artikels für gefährlich; er legte daher 
seiner Regierung nahe, einem Abkommen beizutreten, das eine der brennendsten 

146 Vergl. bes. Cab. 23/69 Meeting, 15.12.1931, mit Kabinettsbeschluß: „The Cabinet are not 
prepared to enter into some form of guarantee over and above Locarno under which, in conceiv-
able circumstances, British forces might be engaged in a war on the Continent of Europe, even in 
respect of the Eastern Frontier of Germany." 

147 DBFP, II.l, Nr. 352, Minutes Nichols, Vansittart, Dalton. 
148 C 3949/11/18 Bericht Vansittarts über Gespräch mit polnischem Botschafter, 3. 6.1931. DBFP, 

II.2, Nr. 46, Minutes Sargent, Vansittart, Wellesley. C 4071/11/18 Bericht von Rennie Smith, 
Labour-MP, an Dalton über Stahlhelmdemonstration, 15. 6.1931, Minute Dalton. C 4471/136/ 
18 Newton, 20. 6.1931, Minute Vansittart. 

149 N 6045/136/55 Canovan an Collier, 27. 8.1931, und Antwort von Collier. 
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Fragen der Gegenwart auf friedliche Weise regle150. Da Sargent von Zaleski ähnliche 
Vorstellungen erwartete, ließ er eine Stellungnahme zu einem Ost-Locarno ausarbei­
ten151. Ein solches Vertragsabkommen zwischen Polen und Deutschland und seine 
Garantierung durch dritte Mächte sollte einen militärischen Zusammenstoß über die 
ungelösten Streitfragen verhindern und die friedliche Lösung der Konflikte zur Auf­
lage machen. Wie ambivalent die Situation war, macht ein Ende 1932 geschriebenes 
Memorandum deutlich152, in dem Sargent zu der Ansicht gelangte, daß Deutschland 
zwar in verschiedenen Verträgen auf den Krieg als Instrument nationaler Politik 
verzichtet habe, eine klar definierte und spezifische Erklärung hinsichtlich der Ost­
grenzen in diesem Sinne jedoch nicht vorliege. Die britischen Diplomaten hielten den 
Abschluß eines Ost-Locarno und ein neues Engagement Englands im Osten aber nur 
dann für sinnvoll und vertretbar, wenn Deutschland und Polen zuvor durch Grenz­
korrekturen einen Ausgleich erzielt hatten; dies bedeutete für Polen einen gewissen 
territorialen Verzicht, der durch „absolute security" für das verbliebene Staatsgebiet 
kompensiert werden sollte. Das Foreign Office und damit die britische Regierung 
besaßen jedoch kaum Vorstellungen, wie dies konkret zu bewältigen sei. J. V. Pe-
rowne und L. Collier vom Nord-Department meinten daher übereinstimmend153, daß 
unter dem Aspekt der Friedensbewahrung die Erhaltung des derzeitigen Status quo 
das geringere Übel darstelle, da jeder Versuch, die Dinge zu ändern, unübersehbare 
Schwierigkeiten nach sich ziehen werde. Man sah aber auch, daß die Zeit keineswegs 
zugunsten Polens arbeitete, sondern das voraussehbare wirtschaftliche und militäri­
sche Erstarken Deutschlands zur Gefährdung des Landes führen mußte. Außenmini­
ster Zaleski machte zudem Simon deutlich, daß Deutschland nicht nur den Korridor 
bekämpfte, sondern die Existenz des polnischen Staates in Frage stellte. 

Reparationsfrage bis zum Sturz Brünings 

Als Ergebnis des Laval-Besuchs in Washington wurde Deutschland am 25. Oktober 
aufgefordert, den im Young-Plan vorgesehenen Beratenden Sonderausschuß zur Prü­
fung der Reparationsfrage einzuberufen154. Zwei Tage zuvor hatte die Reichsregie­
rung in Aide-memoires an die beteiligten Regierungen angedeutet155, daß Deutsch-

150 C 9042/173/18. Ein Ausschnitt aus dem Artikel wird im Novembermemorandum zitiert. 
151 C 9169/173/18 Memorandum, 9.12.1931, basierend auf Nichols' Polenmemorandum vom 

7. Januar (vergl. Anm. 145). 
152 C 9438/300/18 „Memorandum respecting the extent of Germany's Undertaking not to Attempt 

to Disturb the Territorial Arrangements of her Eastern Frontier by Forcible Means", nur für das 
Kabinett bestimmt, 14.11.1932. 

153 N 8198/39/55 Minutes Perowne, Collier, Nichols zu Memorandum vom 9. Dezember 1931 
(vergl. Anm. 151). C 9516/173/18 Protokoll des Gesprächs Zaleski-Simon, 10.12.1931. 

154 Helbich, Reparationen, S. 85 f. Link, Stabilisierungspolitik, S. 515. 
155 C 7907/9/18 Aide-memoire und Minute Vansittarts dazu, 23.10.1931. C 8129/9/18 Rumbold, 

30.10.1931, mit Memorandum von Rowe-Dutton über Stillhalteabkommen. C 8162/9/18 Leith-
Ross an Sargent, 3.11.1931, Minute Sargent. 
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Iand nur noch die kommerziellen Schulden begleichen könne; Botschafter Neurath 
stellte gegenüber Vansittart fest, daß darunter das Ende der Reparationen zu verste­
hen sei. 

Schon bald nach der Bildung der neuen britischen Regierung hatte ein Kabinetts­
ausschuß, dem Chamberlain, Simon, Runciman, Snowden und Leith-Ross angehör­
ten, begonnen, den Komplex der Reparationen und Kriegsschulden zu prüfen und 
nach einer Dauerlösung für die Zeit nach dem Auslaufen des Hoover-Moratoriums 
und des Stillhalteabkommens zu suchen. Als Arbeitsgrundlage dienten zwei Gutach­
ten des Schatzamtes, die ohne Konsultation mit dem Foreign Office zustande gekom­
men waren156. Wie 1920 vertraten die Finanzexperten die Meinung, daß die Repara­
tionen und Kriegsschulden gestrichen oder bis auf ein Minimum reduziert werden 
sollten, da die Existenz politischer Schulden die Wirtschaftskrise verschärft, zu Devi­
senanhäufungen in Frankreich und den USA, zur Verschlechterung der deutsch-briti­
schen Handelsbeziehungen sowie zur Verarmung zahlreicher Länder geführt habe. 
Nach Ansicht des Schatzamtes zeigte der Wiggin-Bericht eindeutig, daß eine Rege­
lung, die über den Young-Plan hinausführte, erforderlich war; dazu sollte vor Ablauf 
des Stillhalteabkommens eine Konferenz stattfinden. Der von Frankreich und den 
USA geforderten Einberufung des Beratenden Sonderausschusses stimmte das Schatz­
amt nur unter der Bedingung zu, daß er Vorschläge zur Modifikation des Young-
Plans unter Berücksichtigung der deutschen Finanz- und Kreditsituation vorlegen 
durfte und die Fachleute der Wiggin-Kommission dazu berufen wurden. Bis zur Be­
richterstattung dieses Expertengremiums sollte die britische Haltung nicht preisgege­
ben, sondern lediglich eine dauerhafte Lösung gefordert werden. Im Fall, daß eine 
vollständige Streichung der Reparationen nicht möglich war, sollte der Grundsatz 
gelten, daß Deutschlands kommerzielle Schulden den Vorrang vor den Reparations­
leistungen besaßen. 

Das Schatzamt war sich bewußt, daß die Hauptschwierigkeiten für eine derartige 
Politik von Frankreich kommen würden. Britische Regierungsgespräche mit den Fran­
zosen über die internationale Finanzlage hatten in der zweiten Novemberhälfte nur 
geringe Erfolge gezeitigt157. Frankreich erwartete von Deutschland einen Preis für die 
wirtschaftliche Hilfe und von England Druck auf Brüning zugunsten politischer Kon­
zessionen; in einer Note vom 4. Dezember verlangten die Franzosen die Aufrechter­
haltung des Young-Plans, „da eine allgemeine Prüfung der deutschen Zahlungsfähig­
keit für die Zukunft während der Krise nicht möglich sei"158. Leith-Ross kritisierte 
diese intransigente Haltung scharf; Sargent jedoch hielt die Kritik des Schatzamts für 
verfehlt. Die französische Regierung betrachtete nämlich finanzielle und wirtschaftli-

156 C 8399/172/62 „Great Britain and War Debts", 14.11.1931, Minute Sargent. Cab. 27/466, 
RWD (31) 3, 12.12.1931, „German Reparations". 

157 Simon weilte am 17. November 1931 in Paris; am 4. und 12. Dezember wechselten beide Staaten 
Noten über diese Fragen. Vergl. C 8361/172/62 Tyrell, 2.11.1931, Minute Sargent. C 8383/172/ 
62 Minute Sargent vom 10. November 1931. C 8945/172/62 Leith-Ross, 1.12.1931, Minutes 
Sargent, Eden. 

158 Helbich, Reparationen, S. 86. 
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che Fragen unter politischem Aspekt; entscheidend sei, ihr die Furcht vor einem 
Wiedererstarken Deutschlands zu nehmen und ihrem Sicherheitsbedürfnis Rechnung 
zu tragen. Auch der neue Parlamentarische Staatssekretär Anthony Eden sprach sich 
für eine anglo-französische Zusammenarbeit aus, die möglicherweise allein Europa 
retten könne. Das Schatzamt hatte jedoch eine Reihe von Maßnahmen erwogen, mit 
denen es die Franzosen zum Einlenken zwingen wollte: Das Pfund, dessen Schwäche 
in Paris mit Sorge betrachtet wurde, sollte ohne Klärung des Reparationsproblems 
nicht stabilisiert werden; Frankreich sollte seine Kriegsschulden an Großbritannien 
auf Goldbasis zahlen bei gleichzeitiger Herabsetzung britischer Zahlungen an die 
USA. „Broadly speaking, the doctrine of ,capacity of payment' must be applied all 
round — to reduce the payments of Germany and our own payments to the United 
States and to maintain the French payments to us. Our aim must b e . . . to bring to an 
end the attempt to force ,an unnatural economic adjustment' on the world." 

In mehreren Sitzungen befaßte sich der britische Kabinettsausschuß mit der Vorbe­
reitung der Reparationskonferenz, zu der MacDonald am 29. Dezember, nach Er­
scheinen des Berichts des Beratenden Sonderausschusses, für den 18. Januar in Lau­
sanne eingeladen hatte159. In Übereinstimmung mit ihrer bisherigen Politik beschlos­
sen die Minister, eine umfassende und endgültige Regelung der Reparations- und 
Kriegsschuldenfrage anzustreben; das hieß in erster Linie die Aufhebung der Repara­
tionen. Die Weigerung der USA160, an der Konferenz teilzunehmen und Konzessionen 
in der Kriegsschuldenfrage zu machen, sowie die französischen Vorbehalte ließen die 
Erreichung dieses Ziels unwahrscheinlich werden. Für diesen Fall entwickelte Leith-
Ross die Kompromißformel eines „automatic pressure gauge", die die stillschwei­
gende Fortdauer des Moratoriums vorsah und bei der - im Gegensatz zum Young-
Plan - die Gläubigerstaaten Deutschlands Zahlungsfähigkeit durch ein unabhängiges 
Gremium nachweisen mußten; das bedeutete aber nach Ansicht des britischen Exper­
ten ein zeitlich unbegrenztes Moratorium und de facto das Ende der Reparationen. 
Dieser Plan bot für Frankreich die Möglichkeit, sein Gesicht zu wahren, da der 
Young-Plan pro forma weiterbestand; Großbritannien seinerseits brauchte die USA 
nicht um die endgültige Streichung der Kriegsschulden, sondern nur um deren Auf­
schub zu bitten. Diese Verhandlungslinie machte Simon dem deutschen Botschafter 
am 6. Januar bekannt161. Das Foreign Office unterstützte diese Idee, da es in einer 
multilateralen Übereinkunft über die Reparationen einen Beispielfall für die Behand­
lung auch anderer Revisionsfragen erblickte. Ein möglicherweise erfolgreicher Allein­
gang Brünings bot die Gefahr, daß der Kanzler unter dem Druck seiner Öffentlichkeit 
auch in der Abrüstungs- und Ostgrenzenfrage vorprellte, was zu verstärktem Miß­
trauen in Frankreich, einem Rüstungswettlauf und zum Ende aller vernünftigen Zu­
sammenarbeit führen mußte. 

Bereits in den ersten Januartagen erhielt MacDonald von Nevil Butler, der ein 

159 Der Bericht des Beratenden Sonderausschusses erschien am 23.12.1931. DBFP, II.3, Appendix I, 
S.590ff. Cab. 27/466. 

160 DBFP, II.3, Nr. 1-3. 
161 DBFP, II.3, Nr. 7. 
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Gespräch mit Kurt Hahn geführt hatte, die Mitteilung, daß Brüning auf der Lausan-
ner Konferenz die völlige Streichung der Reparationen anstreben und ein Moratorium 
aus Furcht vor seinem Sturz ablehnen werde162. Sargent hielt diese Entwicklung für 
unwahrscheinlich, es sei denn, Brüning kämpfe tatsächlich um sein politisches Überle­
ben. Für diesen Fall gab er den Rat, die Initiative auf keinen Fall Deutschland zu 
überlassen, sondern sie selber zu übernehmen; andernfalls sei eine politische Krise zu 
befürchten, da Frankreich Deutschland sofort Vertragsbruch vorwerfen werde. 

Wenige Tage später unterrichtete Brüning Rumbold wie zuvor den französischen 
Botschafter in einem Gespräch, dessen Inhalt durch Indiskretion am 9. Januar be­
kannt wurde, von seiner Absicht, in Lausanne das Ende der Reparationen zu verkün­
den, allerdings in einer für Frankreich akzeptablen Form; andernfalls wünschte er 
einen Aufschub um fünf bis sechs Monate bis nach den deutschen Präsidenten- und 
französischen Parlamentswahlen163. Während MacDonald in einer Presseerklärung 
Brüning zu Hilfe kommen und die Konferenz retten wollte, reagierte die französische 
Regierung heftig auf diese Presseenthüllung und ein daraufhin folgendes Interview mit 
dem Kanzler. Das Foreign Office befürchtete, daß die Erzielung einer deutsch-franzö­
sischen Einigung mit englischer Hilfe schwierig, wenn nicht unmöglich geworden war. 
Sargent schlug daher vor, daß Leith-Ross, der zu Gesprächen mit Finanzminister 
Flandin in Paris weilte, die Franzosen zur Annahme der britischen Kompromißformel 
überreden sollte. Der englische Finanzexperte konnte die Franzosen jedoch nicht 
überzeugen; nach seiner Rückkehr aus Paris sprach er sich für einen Aufschub der 
Lausanner Konferenz aus, der von Montagu Norman und Teilen der City ebenfalls 
befürwortet, vom Foreign Office aber bedauert wurde164. Leith-Ross hatte in Paris 
auch versucht, französische Befürchtungen über ein Wiedererstarken Deutschlands 
nach der Streichung der Reparationen zu zerstreuen165: Nicht die Gefahr einer deut­
schen industriellen Konkurrenz, sondern die Bildung einer nationalistischen Regie­
rung als Antwort auf die Depression mit dem Ziel einer vollständigen Zurückweisung 
des Versailler Vertrags sei das Hauptproblem Europas. Leith-Ross begründete seine 
Ansicht durch die Widerlegung verschiedener wirtschaftspolitischer Argumente: Die 
Existenz der Reparationen sei für das deutsche Preis-Dumping verantwortlich; um zu 
exportieren und eine positive Handelsbilanz zu erzielen, habe man die Löhne herabge­
setzt166. Außerdem habe die Krise Deutschland gezwungen, die Exporte zu erhöhen 

162 C 168/29/62 Butler an MacDonald, 4. 1. 1932, Minute Sargent. Brüning, Memoiren, S. 497. 
Helbich, Reparationen, S. 88f. DBFP, II.3, Nr. 5. 

163 DBFP, II.3, Nr. 10, Minute Sargent. C 235/235/18 Rumbold, 8.1.1932. Prem. 1/117 Presseinfor­
mation von MacDonald, 10. 1. 1932. C. P. 13 (32), 9.1.1932, F. O.-Memorandum „Reparations 
and Debts - A Bird's-Eye View". C 258/29/62 Memorandum Sargent, 11.1.1932. 

164 C 273/29/62 Leith-Ross' Protokoll über Gespräche mit Flandin, 10.1.1932, Minute Nichols. 
165 Die Ansicht der Franzosen wurde auch von der Federation of British Industries geteilt; am 17. Fe­

bruar 1932 intervenierte die FBI im Schatzamt gegen eine vollständige Streichung der Reparatio­
nen. Vergl. Prem. 1/117 Memorandum von Leith-Ross, Januar 1932. Helbich, Reparationen, 
S. 47, 49. 

166 Leith-Ross übernimmt hier völlig die Argumentation von Reichsfinanzminister Dietrich: „Die 
deutsche Ausfuhr müsse um jeden Preis forciert werden, nicht nur um die Reparationen zu zahlen, 
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und die Importe um zwei Drittel von 1927 bis 1931 zu senken. Wenn die deutsche 
Finanzkraft wiederhergestellt sei, würden die Gewerkschaften für höhere Löhne sor­
gen, was die Konkurrenzfähigkeit vermindern und die Importe erhöhen werde. Das 
Argument der fortgeschrittenen Rationalisierung der deutschen Industrie suchte 
Leith-Ross mit dem Hinweis auf die enorme Verschuldung, die zu geringe Kapazitäts­
auslastung und zu hohe Kostenbelastung zu entkräften; zudem schade die weltweite 
Hochzollpolitik vor allem der deutschen Industrie. Zusammenfassend meinte er, daß 
ein ökonomisch zu schwaches Deutschland eine größere Gefahr für den Frieden dar­
stelle als ein zu starkes. 

Wegen der Verschiebung der Reparationskonferenz auf den 16. Juni mußte das 
Stillhalteabkommen für kurzfristige private deutsche Auslandsschulden, das am 
28. Februar auslief, verlängert werden; dies konnte ebenso erreicht werden wie am 
15. April 1932 ein Kreditabkommen für deutsche öffentliche Schuldner167. Die Vor­
bereitungen für die Konferenz in Lausanne liefen nicht so reibungslos ab; die Schwie­
rigkeiten bestanden weiterhin in den auseinanderklaffenden deutschen und französi­
schen Positionen, zwischen denen die britische Regierung zu vermitteln suchte. Sie 
schlug Laval vergeblich vor, das Hoover-Moratorium noch vor seinem Auslaufen im 
Juni um ein weiteres Jahr zu verlängern, um Zeit für eine endgültige Einigung zu 
gewinnen168. Als sich der deutsche Staatssekretär Bernhard von Bülow in einem Ge­
spräch mit Rumbold gegen die Fortdauer des Moratoriums aussprach und damit die 
britischen Vermittlungsversuche störte169, forderte Vansittart eine scharfe Demarche 
des Secretary of State, doch lehnte Leith-Ross jeglichen Druck auf Deutschland ab, da 
dies nur zu einer einseitigen Erklärung Brünings führen werde. 

Die in Lausanne getroffene Endregelung der Reparationsfrage ging auf amerikani­
sche Vorstellungen zurück, die im April/Mai 1932 der britischen Regierung mitgeteilt 
wurden170. In Annäherung an den französischen Standpunkt lehnten die Amerikaner 
das britische Konzept einer völligen Streichung der Reparationen ab und drangen 
darauf, „daß Deutschland nicht völlig von seinen Zahlungsverpflichtungen entbun­
den werde"171. Trotz verschiedener Warnungen an die deutsche Regierung vor einer 
intransigenten Haltung stellte Brüning in einer Reichstagsrede am 11. Mai die defi­
nitive Zahlungsunfähigkeit seines Landes und die Unmöglichkeit einer Wiederauf­
nahme der Reparationen fest. Das Foreign Office und der Kabinettsausschuß für 
Reparationsfragen kritisierten diese Politik des Kanzlers, da sie die Kompromißmög­
lichkeiten einschränkte; Simon richtete an Brüning eine private Mahnung, künftig 
derartige Erklärungen zu unterlassen172. 

sondern um die Auswirkungen dieser Reparationszahlungen zu verdeutlichen" (T. P. Koops, Ziel­
konflikte der Agrar- u. Wirtschaftspolitik in der Ära Brüning, in: Mommsen, Industrielles System, 
S. 852-68, 859). 
Wendt, Economic Appeasement, S. 68 ff. 
Helbich, Reparationen, S. 89f. 
C 649/29/62 Rumbold, 20.1.1932, Minute Sargent, Leith-Ross an Sargent. 
Link, Stabilisierungspolitik, S. 525 ff. 171 Link, Stabilisierungspolitik, S. 527. 
C 3923/29/62, 11.5.1932. C 3930/29/62 Minute Vansittart. 
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Anfang 1932 analysierte Sargent mehrfach kritisch das Reparationsproblem173: 
Gegen französische Vorwürfe betonte er, daß sich die britische Regierung keineswegs 
den deutschen Standpunkt, sondern denjenigen der Bank of England und der City zu 
eigen gemacht habe, die behauptet hatten, daß die Weltwirtschaftskrise nur dann zu 
überwinden sei, wenn die Gläubigerstaaten unabhängig von der zukünftigen Zah­
lungsfähigkeit Deutschlands völlig auf Reparationen verzichteten. Sargent zog die 
Richtigkeit dieser These unter Berufung auf Autoritäten wie Layton und Keynes stark 
in Zweifel. Selbstkritisch meinte er: „But if we are frank with ourselves we shall 
recognise that if we have accepted the bankers' thesis, it is not necessarily because we 
believe it to be true, but because we realise that the German people, rightly or 
wrongly, have definitely decided to defy the creditor Governments in the matter of 
reparations, and that in the face of this ,will to default' we are no longer strong 
enough to make good our claims, however reasonable they may be." Sargent erwar­
tete daher, daß die deutsche Regierung nach der Bewältigung des Reparationspro­
blems die übrigen Revisionspunkte in Angriff nehmen werde. Für diesen Fall rechnete 
er mit dem Rückgriff der Franzosen auf die Idee eines politischen Stillhalteabkom­
mens zur Ausklammerung der territorialen Probleme. Vansittart stimmte Sargent zu 
und forderte den deutschen Beitritt zu einem Stillhalteabkommen als Quid pro quo 
für einen Erfolg in Lausanne. 

Seit Sommer 1931 war die Frage eines „political truce" nie ganz vergessen worden. 
Anfang Mai 1932 schlug der französische Botschafter in Berlin, Andre Francois-
Poncet, Rumbold gegenüber eine derartige Abmachung mit Deutschland für die 
Dauer von fünf bis sieben Jahren vor174. Vansittart riet seiner Regierung unter Hin­
weis auf das Projekt Noel-Bakers vom Juli 1931, die Idee auf der Genfer Abrüstungs­
konferenz zu verwirklichen. Nichols breitete diese Vorstellungen Anfang Juni weiter 
aus175: Ein politisches Stillhalteabkommen mit deutscher Unterschrift könnte Frank­
reich die stets geforderte Sicherheitsgarantie geben, jedoch sei es schwierig, eine deut­
sche Regierung für einen längeren Zeitraum zu binden, auch bestehe die Gefahr, daß 
sich Deutschland das Recht auf Wiederaufnahme seiner Revisionsforderungen nach 
Ablauf der Stillhalteperiode vorbehalten könnte. Eine Weiterentwicklung und sicher­
lich auch Verwässerung der „Truce"-Idee von 1931 stellte der in Lausanne zunächst 
zwischen Frankreich und Großbritannien ausgehandelte Konsultativvertrag vom 
13. Juli 1932 dar; auch der Beitritt Deutschlands wurde gewünscht, um auf Zeitpunkt 
und Inhalt der Revisionswünsche Einfluß ausüben zu können176. Das Abkommen 

173 C 1262/29/62 Tyrell, 11.2.1932, Minute Sargent. C 2084/29/62 Wigram/Paris an Leeper, 
9.3.1932, Minutes Sargent, Vansittart. C 2742/77/18 R. H. Brand an Simon, 1.4.1932, Memo­
randum über deutsche Finanzsituation. C 2234/77/18 Leith-Ross, 14. 3.1932, Bericht über sei­
nen Deutschlandbesuch, Minute Vansittart. 

174 DBFP, II.3, Nr. 108 u. 111, Minutes Vansittart, Sargent. C 3625/29/62 Leith-Ross, 11.4.1932, 
Programm für die Reparationskonferenz in Lausanne, Minute Sargent. 

175 C 4767/29/62, 10. 6.1932. 
176 C 6330/5810/18 Memorandum „Anglo-French Agreement for Mutual Consultation in Regard to 

German Demands for Revision of Versailles Treaty", 14. 7.1932. C 6164/5920/62 Memoran­
dum von Sargent, 15. 7.1932. C 6165/5920/62 Minute MacDonald, 19.7.1932. 
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verfolgte das Ziel, Frankreich das Gefühl der Isolierung zu nehmen und damit seinem 
Sicherheitsbedürfnis entgegenzukommen, ferner das gegenseitige Ausspielen von Staa­
ten über bedeutende politische Fragen zu verhindern, schließlich einen frühen Mei­
nungsaustausch über diese Probleme zu sichern und den Völkerbund zu stärken. 
Sargent äußerte sich pessimistisch über die Realisierbarkeit der Vereinbarung „to 
revive and encourage the method of diplomatic negotiations between the Great Pow­
ers of Europe for the treatment of the various big political questions which still await 
Solution". 

Brünings Sturz 

Die Hoffnungen, die die britische Regierung auf eine realistische Politik Brünings 
während der Abrüstungs- und Reparationskonferenzen gesetzt hatte, wurden durch 
den Sturz des Kanzlers enttäuscht. Seine vorübergehende Schwächung, die Kabinetts­
umbildung und die Verkündung der vierten Notverordnung Ende 1931 hatte das 
Foreign Office mit Sorge verfolgt177. Der Wirtschaftsexperte der Berliner Botschaft, 
Thalwell, meinte Anfang Januar 1932 jedoch, daß Brüning im Volk wieder Anerken­
nung finde, da er „firmness und statesmanship" beweise178. Im Foreign Office über­
sah man allerdings nicht, daß der Kanzler autoritär regierte und daß seine Verordnun­
gen ohne Zustimmung des Parlaments die deutsche Demokratie demontierten: „Il 
reorganise l'ancien regime", meinte Councellor Owen O'Malley, und Nichols sprach 
bei aller Anerkennung für Brüning deutlich aus, daß Deutschland, wie Italien, unter 
einem Diktator lebte. Ende April wurde dem Foreign Office klar, daß Brünings Stel­
lung sehr gefährdet war; Archibald Church, ein Freund des Kanzlers, schloß eine 
Militärdiktatur Schleichers nicht aus179. 

Der Sturz Brünings kam daher für das Kabinett und das Foreign Office nicht 
unerwartet180. Sargent und Nichols versuchten, die Gründe dafür in einer Denk­
schrift181 darzulegen: Brüning hatte ihrer Ansicht nach wie ein „Virtual dictator" 
regiert, obwohl er sich durch die zeitweilige Einberufung des Parlaments und verschie­
dene Vertrauensvoten nach außen hin darum bemüht habe, als „constitutional Prime 
Minister" zu erscheinen. Seine Stellung sei immer unsicher gewesen, weil die Erlan­
gung einer parlamentarischen Mehrheit schwierig und die Unterstützung durch die 
Armee nur unter Zugeständnissen erreichbar gewesen sei; die Erfüllung beider Bedin-

177 DBFP, II.2, Nr. 269 ff. C 7609/172/62 Protokoll Simons über Gespräch mit Botschaftsrat Berns-
torff, 9.10.1931. C 9170/11/18 Rumbold, 9.12.1931, Minutes Nichols, Sargent. C 9307/9/18 
Rumbold, 10.12. 1931, Minutes Nichols, O'Malley, Sargent. 

178 DBFP, II.3, Nr. 114ff. C 1683/235/18 Rumbold, 26.2.1932, Minute Nichols. C 1538/77/18 
Rumbold, 23. 2.1932, Minute Nichols. C 3514/77/18 Rumbold, 25.4.1932, Minutes Perowne, 
Vansittart. 

179 C 3849/733/18 Rumbold, 9.5.1932, Minute Vansittart. C 3864/29/62 Rumbold, 12.5.1932, 
Minute Sargent. C 4260/235/18 Leith-Ross an Sargent, 24.5.1932. 

180 Cab. 23/71 Meeting, 30. 5. 1932. Gilbert, Rumbold, S. 360. 
181 C 4486/235/18, 31.5.1932. 
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gungen habe sich infolge der Wirtschaftslage und des Einflusses der preußischen 
Junker auf den völlig vergreisten Hindenburg mit der Zeit als unmöglich erwiesen. 
Das Central Department konnte keinen deutschen Politiker erkennen, der als Nach­
folger Brünings geeignet gewesen wäre: „The average run of German politicians at the 
present time is of a very low calibre." Wenn die Politiker jedoch die Krise nicht 
meistern könnten, dann bestehe die Gefahr einer Militärdiktatur oder einer Macht­
übernahme durch Hitler. 

Die Ernennung Franz von Papens zum Reichskanzler fand bei Nichols und Sargent 
daher wenig Gnade: Während der erste ihn mit dem spanischen Diktator Primo de 
Rivera verglich, sprach der zweite kurz von einer „final bankruptcy of German politi­
cians"182. Sargent sah in der Ernennung den endgültigen Übergang vom Parlamenta­
rismus zum persönlichen Regiment der Vorkriegszeit. Mitte August, in einem Kom­
mentar zu den Feiern der Gründung der Weimarer Republik, vertrat Nichols die 
Ansicht, daß der „national character" der Deutschen und das Wahlsystem die positive 
Entwicklung des Parlamentarismus verhindert hätten. Für Vansittart aber war ent­
scheidend, daß eine autokratische Regierung eine aggressivere Außenpolitik als das 
sogenannte „weak Parliamentary System" treiben würde183. 

Schlußbemerkungen 

Dem deutschen Ziel, durch die sukzessive und umfassende Revision des Versailler 
Vertrags die Rückkehr zur Weltgeltung einzuleiten, standen zwei politisch entgegen­
gesetzte Konzeptionen der ehemaligen Alliierten gegenüber. Frankreich versuchte, den 
durch die Friedensverträge geschaffenen ökonomischen, militärischen und territoria­
len Status in Europa durch ein kollektives Sicherheitssystem (Völkerbund, regionale 
Pakte und internationale Verträge wie Locarno und Kellogg-Pakt) zu fixieren, und sah 
in jeder Änderung dieser Ordnung, aus Angst vor einem militärisch-wirtschaftlichen 
Erstarken Deutschlands, eine Bedrohung seiner Sicherheit und des Friedens. „Kollek­
tive Sicherheitspolitik impliziert . . . die Bereitschaft, sich im vornherein für den Fall 
einer Aggression, dessen Definition höchst problematisch ist und kontrovers sein 
kann, auf Handlungen oder Unterlassungen festzulegen und sich hinsichtlich kriti­
scher Situationen vorab der nationalen Entscheidungsfreiheit zu begeben."184 Im Ge­
gensatz dazu sahen die USA in dem durch den Versailler Vertrag geschaffenen und 
durch den Völkerbund geschützten Status keine Garantie für die Aufrechterhaltung 
des Weltfriedens, an dem sie zur Verfolgung ihrer expansiven Wirtschaftsinteressen 
und zur Abwehr des Kommunismus interessiert waren. „An die Stelle des Konzepts 
der kollektiven Sicherheit trat die Politik des ,peaceful change' bzw. eine Kombination 

182 C 4380/235/18 Newton, 1.6.1932, Minutes Nichols, Sargent. C 4454/235/18 Newton, 
2. 6.1932, Minutes Nichols, Sargent. DBFP, II.3, Nr. 122, Minutes O'Malley, Sargent. 

183 C 6986/235/18 Rumbold, 12. 8.1932, Minute Nicols. C 8598/235/18 Newton, 13.10.1932, 
Minute Vansittart. 

184 Link, Stabilisierungspolitik, S. 618. 
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friedlicher Konfliktregelung innerhalb der bestehenden internationalen Rechtsord­
nung (pacific settlement) und friedlicher Änderung dieser Rechtsordnung (peaceful 
change)."185 

Die britische Außenpolitik der zwanziger Jahre entsprach weitgehend dem ameri­
kanischen Konzept. Auch Großbritannien, das nach 1918 seine handeis- und finanz­
politische Stellung der Vorkriegszeit zurückgewinnen und seine Machtposition inner­
halb des Commonwealth behaupten wollte, strebte einen „schiedlich-friedlichen Aus­
gleich in den Krisenherden der Weltpolitik" (Appeasement-Politik) an186. Diese Poli­
tik brachte das Land in einen wachsenden Gegensatz zu Frankreich und in einen 
latenten Konflikt mit den USA: Bereits 1924 bemühten sich englische Wirtschafts­
kreise und die Bank of England darum, eigene Wirtschaftsinteressen in Konkurrenz 
mit den USA gegen eine französische Wirtschaftshegemonie in Deutschland durchzu­
setzen187. Die Bankiers der City, die Bank of England, das Schatzamt und der Board of 
Trade waren die entschiedensten Vertreter einer britischen Politik, die zugunsten eines 
verstärkten Kapital- und Warenexports eine Befreiung Deutschlands von den Restrik­
tionen des Versailler Vertrags forderte. In reparations- und wirtschaftspolitischen 
Fragen entstand eine weitgehende Übereinstimmung oder Identität der Auffassungen 
zwischen britischen Wirtschaftskreisen und ihren deutschen Partnern, die sich auf den 
Gesamtkomplex der beide Länder interessierenden Probleme auswirkte. Während der 
Weltwirtschaftskrise wurde jedoch auch eine gewisse Furcht vor der Konkurrenz 
einer durch — auch englische — Kredite gestärkten und reorganisierten deutschen Wirt­
schaftsmacht sichtbar. 

Diese politische Konzeption wurde von der Labour-Party und vielen Experten des 
Foreign Office nicht völlig geteilt. Vor allem Henderson legte großes Gewicht auf eine 
Verständigung mit Frankreich und die Wahrung des Friedens durch das kollektive 
Sicherheitssystem des Völkerbunds, um dessen Ausbau er sich bemühte. In den Me­
moranden Vansittarts und Sargents von 1930 bis 1932 wird diese Politik umrissen: In 
einer Verbindung der amerikanischen und französischen Konzeption strebten sie eine 
Revision des Versailler Vertrags durch internationalen Konsensus, auf der von ihm 
geschaffenen Rechtsgrundlage und im Rahmen des Völkerbunds an. Diese Revisions-
Politik sollte ihre Grenze finden, wenn Deutschland friedliche Mittel zur Verfolgung 
seiner Ziele aufgab und zur aggressiven Machtpolitik der Vorkriegszeit zurückkehrte; 
nach Sargent war sie zudem verwerflich188, wenn sie sich als „immoral", „dangerous" 
und „ineffective" erwies, d. h. auf Kosten dritter Parteien ging, die nationale Position 
durch zu weitreichende Konzessionen schwächte und kein ausreichendes Quid pro 
quo zu erreichen war. Daß diese Überlegungen nicht zur Basis der britischen Außen­
politik gemacht werden konnten, lag weniger daran, daß sie „too drastic, and too 
imaginative" waren189, vielmehr konnten sich die wirtschaftlichen Interessengruppen, 

185 Link, Stabilisierungspolitik, S. 618. 
186 Niedhart, Friede, S. 462. 
187 Link, Stabilisierungspolitik, S. 223 ff. 
188 Gilbert, Roots, S. 220ff. 
189 Gilbert, Roots, S. 133. 
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vertreten durch Norman, Chamberlain und Runciman, durchsetzen. So lehnte die 
nationale Regierung in einer ihrer ersten außenpolitischen Diskussionen den Ausbau 
des kollektiven Sicherheitssystems im Sinne eines Ost-Locarno ab. 

Die im Foreign Office vor allem von Vansittart und Sargent entwickelte Deutsch­
landpolitik war langfristig angelegt und konstruktiv gedacht. Schritt für Schritt und 
durch ein Do-ut-des sollten die deutschen Gravamina abgebaut werden, wobei, wie 
am deutsch-polnischen Grenzproblem deutlich wurde, konkrete Lösungsvorschläge 
nicht ausgearbeitet wurden. „Treaty revision is a thing to have in our minds, and to 
work towards - not immediately for - gradually." Eine derartige Politik konnte nur 
Erfolg haben, wenn ein günstiges Verhandlungsklima zwischen Deutschland und sei­
nen Nachbarn bestand und nationalistische Tendenzen bekämpft wurden. Sie hatte 
ferner zur Voraussetzung, daß der als Vermittler wirkende Staat eine einheitliche 
Politik vertrat und sich in einer stabilen politischen und ökonomischen Position 
befand. 

Das Foreign Office hielt Brüning grundsätzlich für kooperationsbereit und verstän­
digungswillig und versuchte daher, ihn so weit wie möglich, etwa durch die Einladung 
nach Chequers, zu unterstützen. Doch wahrten Henderson und seine Mitarbeiter eine 
Distanz, die deutscherseits als Abhängigkeit von Frankreich gewertet wurde; sie be­
ruhte jedoch auf der Einsicht, daß sich in der deutschen Außenpolitik unter dem 
Einfluß der Rechtskräfte gefährliche Entwicklungen vollzogen. Die Anzeichen für eine 
im Vergleich zu der von Stresemann vertretenen Linie aggressivere deutsche Politik 
waren offenkundig: Sie waren erkennbar in der Behandlung der Abrüstungsfrage, im 
Abschluß der Zollunion, in mehreren militanten Reden deutscher Regierungsmitglie­
der und in der Weigerung („will to default"), weiterhin Reparationen zu zahlen, was 
der „Tribut"-Aufruf verdeutlichte. Das Foreign Office reagierte mit Warnungen an 
Brüning, die internationalen Beziehungen, vor allem zu Frankreich, nicht zu ver­
schlechtern; es versuchte, Alternatvvorschläge zu entwickeln, um ein deutsches Vor­
prellen abzufangen, und durch die Idee eines politischen Stillhalteabkommens oder 
durch deutsche politische Zugeständnisse für das Hoover-Moratorium ein Klima des 
Vertrauens herzustellen, durch das die Wirtschaftskrise beendet und strittige Fragen 
einer Lösung nähergeführt werden konnten. Daneben wurde der eigenen Regierung 
der Vorschlag unterbreitet, den wirtschaftlichen Nationalismus und die Konkurrenz­
situation unter den Industrienationen zugunsten internationaler Zusammenarbeit zu 
überwinden, um die politischen Beziehungen der Staaten auf eine neue Basis zu stel­
len. Alle diese Ansätze scheiterten jedoch, da in Deutschland, je näher es „an die 
Erfüllung seiner mittelfristigen Milieuziele herankam und je weiter die Entdemokrati-
sierung fortschritt", die Neigung wuchs, die Methode der friedlichen Veränderung des 
Status quo aufzugeben190. Großbritannien war seit dem Sommer 1931 wirtschaftlich, 
politisch und militärisch zu schwach, um eine aktive und im Ergebnis erfolgreiche 
europäische Außenpolitik treiben zu können. 

Nach dem Besuch des Reichskanzlers in Chequers und der Verkündung des 

Link, Stabilisierungspolitik, S. 556. 
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Hoover-Moratoriums wurden die Divergenzen über Ziele und Methoden britischer 
Außenpolitik sichtbar: Während das Foreign Office für die Konzessionen in der Repa­
rationsfrage ein deutsches Quid pro quo forderte, vor allem um Frankreich zur Zu­
sammenarbeit zu bewegen, lehnten die durch die Bank of England und das Schatzamt 
vertretenen Wirtschafts- und Finanzkreise, die die Wirtschaftskrise monokausal auf 
die Auswirkungen der Reparationen und Kriegsschulden zurückführten, eine derar­
tige Politik ab. Henderson, der sich mit den Franzosen über die Notwendigkeit politi­
scher Konzessionen Deutschlands und ein politisches Stillhalteabkommen weitgehend 
geeinigt hatte, wurde durch seinen Premierminister, den Norman von der Logik der 
Brüningschen Politik überzeugen konnte, desavouiert. Auch die USA, auf deren Ko­
operation das Foreign Office gehofft hatte, versagten sich. Daher fielen „das Hoover-
Moratorium und das Stillhalteabkommen der deutschen Regierung ohne eine politi­
sche Gegenleistung zu; aber der Verzicht,auf eine große Anleihe und die Prolongation 
der die Arbeitslosigkeit und das soziale Elend weiter verschärfenden Restriktionsmaß­
nahmen waren der Preis"191. Wäre es Brüning um die Überwindung der Wirtschafts­
krise in Deutschland gegangen, hätte er das Kreditangebot gegen gewisse politische 
Konzessionen angenommen, was auch das Verhältnis zu Frankreich verbessert hätte. 
Der Kanzler hatte sich jedoch die völlige Streichung der Reparationen zum Hauptziel 
gesetzt, wobei er die Wirtschaftskrise nicht nur in Kauf nahm, sondern sie noch 
verschärfte, und sich innenpolitisch so sehr an das Maximalziel gebunden, daß eine 
andersartige Lösung als eine Niederlage erscheinen mußte. Die zu starre Fixierung 
verhinderte Anfang Januar 1932 den durchaus möglichen Erfolg: Auf Veranlassung 
der Bank of England, die eine der eigenen Regierungspolitik entgegengesetzte Haltung 
einnahm, forderte Brüning die Aufschiebung der Reparationskonferenz um sechs 
Monate; die Presseindiskretion unterstrich unbeabsichtigt diese Entscheidung. Damit 
aber kam die von Leith-Ross entwickelte britische Kompromißformel nicht zum Tra­
gen, die durch die zeitlich nicht gebundene Verlängerung des Moratoriums möglicher­
weise eine für alle Seiten akzeptable Regelung gebracht hätte. 

Mit der Zerstörung der Weimarer Demokratie und dem wachsenden Einfluß natio­
nalistisch-militaristischer Gruppen auf die Gestaltung der deutschen Politik schwan­
den die Voraussetzungen für eine ausgleichende britische Außenpolitik. Vansittart, 
der diese Tendenzen („Old Adam") seit Mai 1930 sehr aufmerksam beobachtet hatte, 
setzte sich mit Nachdruck für einen Kurswechsel ein192. Er und mit ihm die Mehrheit 
der Diplomaten des Foreign Office konnten sich jedoch, wie im Juli 1931, nicht gegen 
die einflußreicheren Wirtschafts- und Handelskreise durchsetzen, die, unabhängig 
von der deutschen Regierungsform, zur Verfolgung ihrer ökonomischen Ziele auf eine 
Zusammenarbeit mit Deutschland setzten. 

Link, Stabilisierungspolitik, S. 503. Ebenso Bennett, Germany, S. 308 ff. 
Colvin, Vansittart, S. 24ff. 
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ERNST W. HANSEN 

ZUR WAHRNEHMUNG INDUSTRIELLER INTERESSEN 
IN DER WEIMARER REPUBLIK 

DIE GESCHÄFTSSTELLE FÜR INDUSTRIELLE ABRÜSTUNG (GEFIA) 

Im Juni 1973 hat Gerald D. Feldman auf einer vielbeachteten Tagung über das „indu­
strielle System und die politische Entwicklung in der Weimarer Republik"1 die These 
aufgestellt, daß sich bereits aus der Analyse der Demobilmachung nach dem Ersten 
Weltkrieg neue Gesichtspunkte für die Erklärung des Sieges der antirevolutionären 
Kräfte in der Weimarer Republik ergeben könnten. Feldman konzentrierte seine Aus­
führungen auf die Entwicklung in den Jahren 1918/19, d. h. auf die erste Phase der 
Umstellung von der Kriegs- auf die Friedensproduktion, und er hat auch in zahlrei­
chen anderen Arbeiten gezeigt, wie schnell die Industrie zum Angriff auf die im Zuge 
der Kriegswirtschaft und während der Ereignisse Ende 1918/Anfang 1919 verlorenge­
gangenen Positionen antrat2. 

Dabei hat er einen Aspekt nicht berücksichtigt, dem in diesem Rahmen eine wich­
tige Bedeutung zukommt, nämlich die Art und Weise, wie die ehemalige Rüstungsin­
dustrie ihre spezifischen Interessen im Zuge der wirtschaftlichen Abrüstung zur Gel­
tung brachte und schon frühzeitig versuchte, den Folgen der Abrüstungsbestimmun­
gen des Versailler Vertrages zu entgehen. Dies ist der Gegenstand der vorliegenden 
Skizze, die aus der Beschäftigung mit den wirtschaftlichen Mobilmachungsvorberei­
tungen der Reichswehr entstand. Dabei zeigte sich, daß Teile der deutschen Rüstungs­
industrie nach dem Ersten Weltkrieg noch vor dem Abschluß der Abrüstung bereits 
wieder, in Zusammenarbeit mit dem Heereswaffenamt, die wirtschaftliche Aufrü­
stung vorbereiteten3. 

Die Grundlage für die wirtschaftliche Abrüstung Deutschlands nach dem Ersten 
Weltkrieg bildete Teil V des Friedensvertrages. Er verpflichtete das Reich, die deut­
schen Fertigungskapazitäten für Waffen und Kriegsgerät drastisch zu reduzieren. 
Art. 168 beschränkte die Herstellung von Waffen, Munition und Gerät auf wenige, 
von den Alliierten zu bestimmende Fabriken. Alle anderen Anlagen, die der Anferti-

1 G. D. Feldman, Wirtschafts- und sozialpolitische Probleme der deutschen Demobilmachung 1918/ 
19, in: H. Mommsen, D. Petzina und B. Weisbrod (Hrsg.), Industrielles System und politische 
Entwicklung in der Weimarer Republik, unveränd. Nachdr. d. Ausgabe von 1974, 2 Bde., Düssel­
dorf 1977, Bd. 2, S. 618-636, hier S. 619. 

2 Vgl. dazu insbesondere G. D. Feldman und H. Homburg, Industrie und Inflation. Studien und 
Dokumente zur Politik der deutschen Unternehmer 1916-1923, Hamburg 1977. 

3 Vgl. E. W. Hansen, Reichswehr und Industrie. Rüstungswirtschaftliche Zusammenarbeit und wirt­
schaftliche Mobilmachungsvorbereitungen 1923-1932, Boppard 1978. 
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gung, Lagerung, Herrichtung oder Konstruktion solchen Materials dienten, mußten 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages geschlossen 
werden. Art. 169 verfügte die Vernichtung oder Auslieferung „aller für die Anferti­
gung von Kriegsgerät bestimmten Werkzeuge und Maschinen" mit Ausnahme des 
geringen Bedarfs der „zugelassenen Firmen". Sogar die Preisgabe fabrikationstechni-
scher Geheimnisse wurde in Art. 172 verlangt, der die Bekanntgabe der chemischen 
Zusammensetzung aller während des Krieges von der deutschen Armee verwendeten 
Spreng- und Gaskampfstoffe verlangte4. Gleichzeitig wurde die Ausfuhr jeder Art von 
Kriegsmaterial verboten5. 

Im September 1919, d. h. drei Monate nach Unterzeichnung des Friedensvertrages, 
leitete der erst seit kurzem bestehende Reichsverband der deutschen Industrie6 mit 
den zuständigen deutschen Behörden Verhandlungen über die Durchführung der die 
Wirtschaft betreffenden Entwaffnungsbestimmungen ein. Neben dem Reichsministe­
rium für den Wiederaufbau, dem das Kabinett die Federführung in allen Angelegen­
heiten der wirtschaftlichen Demobilmachung übertragen hatte, wurden dabei auch 
andere Reichsbehörden angesprochen, insbesondere das Auswärtige Amt und das 
Reichswehrministerium7. Wenig später konstituierte sich im Reichsverband der deut­
schen Industrie ein „Ausschuß für industrielle Abrüstung", der sich im Januar 1920 
mit der Einrichtung der „Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung" (Gefia) eine Ab­
teilung schuf, welche alle „sich aus dem Teil V des Friedensvertrages . . . ergebenden 
Fragen zu bearbeiten" hatte8. 

Im Ausschuß für industrielle Abrüstung hatten sich diejenigen deutschen Unterneh­
men zusammengefunden, die in besonders starkem Maße von den Abrüstungsbestim­
mungen betroffen waren. Insbesondere die Repräsentanten der traditionellen Rü­
stungsindustrie wie Krapp, Rheinmetall, Deutsche Waffen- und Munitionswerke, 
Firma Polte u. a. gehörten neben Vertretern von Fabriken solcher Firmen, die wäh­
rend des Krieges auf die Rüstungsfertigung umgestellt worden waren, diesem Gre­
mium an9. 

4 Vgl. RGBl. 1919, Gesetz über den Friedensschluß . . . , Teil V., Art. 172. 
5 Ebenda, Art. 170. 
6 Vgl. F. Günther und M. Ohlsen, Reichsverband der deutschen Industrie (RDI) 1919-1933, in: Die 

bürgerlichen Parteien in Deutschland. Handbuch der Geschichte der bürgerlichen Parteien und 
anderer bürgerlicher Interessenorganisationen vom Vormärz bis zum Jahre 1945, hrsg. von einem 
Redaktionskollektiv unter der Leitung von D.Fricke, 2 Bde., Berlin 1968 und 1970, Bd. 2, 
S. 580-618. 

7 Vgl. Bayer-Archiv 62/10 • 7b Teil 2, Bericht über die bisherige Tätigkeit der Geschäftsstelle für 
industrielle Abrüstung. Februar 1921-Februar 1924, vom 28. Januar 1924, S. 1 (künftig zit.: 
Gefia-Bericht 1924). 

8 Ebenda. 
9 Vgl. u. a. WA/MAN NL Guggenheimer, Unabgelegte Korrespondenz 1920-1922, Schreiben des 

RVdl Tgb. Nr. 8223 vom 1. 8.1921 betr. Geschäftsstelle für Abrüstung. Teilnehmer der Sitzung 
des Ausschusses für industrielle Abrüstung waren u. a. Direktor Crass (Krupp), Major a. D. Bese 
(Rheinmetall), Direktor Kahn (A.E.G.), Dr. Kummer (Goerz), Direktor Kosegarten (Deutsche 
Waffen- und Munitionsfabriken), Hauptmann Schneider vom Ministerium für Wiederaufbau so­
wie die RVdl-Angehörigen Dr. Hammer, Dr. Döring und v. Düring. 
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Die Gefia und der Ausschuß für industrielle Abrüstung verfolgten - wie ihre Tätig­
keit in den kommenden Monaten dokumentiert - vor allem drei zentrale Ziele: Zu­
nächst galt es zu verhindern, daß den alliierten Kontrollkommissionen der Kreis all 
der Fabriken bekannt würde, die während des Krieges in der Rüstungsproduktion 
tätig gewesen waren und damit den Abrüstungsbestimmungen des Vertrages unterla­
gen. Dabei gelang es der Gefia, gegenüber der Reichsregierung durchzusetzen, daß die 
Akten der Feldzeugmeisterei, die die Namen sämtlicher Kriegslieferanten enthielten, 
den Alliierten nicht ausgehändigt wurden. Auf diese Weise wurde erreicht, daß den 
Kommissionen nur etwa ein Viertel der 30000-40000 in Betracht kommenden 
Werke bekannt wurde10. Die zweite Aufgabe der Industrieorganisation bestand darin, 
für die Durchführung der Fabrikkontrollen einen Modus zu finden, der die Unterneh­
mer vor überraschenden Besuchen der Kontrollkommissionen schützte. Grundsätzlich 
- so forderte die Gefia immer wieder gegenüber den deutschen Abrüstungsstellen -
müsse gewährleistet sein, daß Besuche angekündigt würden und daß deutsche Behör­
denvertreter zugegen seien11. Sie begründete diese Forderung mit der Furcht vor Han­
delsspionage durch die interalliierten Kommissionen. Untere Organe der IMKK ver­
suchten ihrer Ansicht nach „immer wieder, Einblick in Anlagen zu gewinnen, die mit 
Kriegsindustrie nicht das geringste zu tun hatten"12. Ihre dritte zentrale Aufgabe sah 
die Gefia schließlich darin, gegen den Versuch der Alliierten vorzugehen, den Begriff 
„Kriegsgerät" in einem sehr extensiven Sinne auszulegen. Obwohl grundsätzlich be­
reit, die im Friedensvertrag verfügte industrielle Abrüstung durchzuführen - schon 
um nicht einen Vorwand für die Verlängerung der Kontrollen auf unabsehbare Zeit 
zu liefern - , wandte sie sich gegen die Vernichtung von Maschinen, die mit geringen 
Abänderungen für die Herstellung von zivilen Produkten benutzt werden konnten. In 
zähen Verhandlungen mit den Kommissionen konnten die deutschen Behörden auf 
Veranlassung der Gefia z. B. erreichen, daß ursprünglich für U-Boote vorgesehene 
Dieselmotoren der Firma MAN (sowie Lizenzfertigungen anderer Firmen) als statio­
näre Maschinen für Industrie und Energieversorgung Verwendung fanden13. 

Vgl. auch WA/MAN NL Guggenheimer, Unabgelegte Korrespondenz 1922; Tagebuch, Sitzung des 
Ausschusses für industrielle Abrüstung am 21. Oktober (1922). 

10 Vgl. Gefia-Bericht 1924. In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, daß auf Intervention des 
Auswärtigen Amtes das Erscheinen des Bandes des Weltkriegswerkes des Reichsarchivs über die 
Kriegswirtschaft verhindert wurde. Vgl. W. Hubatsch, Das Weltkriegswerk des Reichsarchivs. 
Band 13 (1917/18), in: Wehrwissenschaftliche Rundschau 6 (1956), S.270. 

11 Vgl. u. a. Bayer-Archiv 62/10 • 7b Teil 2, Reichsverband der deutschen Industrie, Geschäftsstelle 
für industrielle Abrüstung Tgb. Nr. 7790 Vertraulich, vom 9. Juni 1921, Jahresbericht 
(1 .2 .20-31.3 .21) , S. 8 (künftig zit.: Jahresbericht 1920/21), sowie BA NL Silverberg 257, RVdl 
Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung Tgb. Nr. 11249 G vom 30. Juni 1922, Jahresbericht 
(31.3.1921-31.3.1922), S. 12 (künftig zit.: Jahresbericht 1921/22). 

12 Gefia-Bericht 1924, S. 6. Vgl. zur Handelsspionage auch WA/MAN NL Guggenheimer, Unabge­
legte Korrespondenz mit dem RVdl 1920-1922, Rundschreiben 273 Tgb. Nr. 10729 G vom 
16.5.1922, Rundschreiben 281 Tgb. Nr. 10989 G vom 16. 6.1922, Rundschreiben 282 Tgb. 
Nr. 11009 G vom 19.6.1922, Schreiben RVdl Gefia Tgb. Nr. 11429 G vom 12. 8.1922. 

13 Vgl. zu diesem Komplex neben dem Material im WA/MAN NL Guggenheimer, Unabgelegte 
Korrespondenz 1922 und Unabgelegte Korrespondenz 1923, die von einem Angestellten der Firma 
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Neben diesen - in erster Linie gegen die Alliierten gerichteten - Aufgaben vertrat 
die Gefia die Interessen der Rüstungsindustrie auch gegenüber den Reichsbehörden. 
Hier waren es vor allem Fragen der Entschädigung, in denen die Organisation die 
Interessen ihrer Mitglieder laut und deutlich artikulierte14. 

Um diese Aufgaben durchführen zu können, die sowohl eine zentrale Steuerung der 
betroffenen Unternehmen wie auch ein zuverlässiges Informationssystem erforderten, 
baute die Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung in den Jahren 1920/21 eine Orga­
nisation auf, die aus der im Rahmen des Reichsverbandes der deutschen Industrie 
arbeitenden Gefia-Zentrale in Berlin bestand und aus regionalen Außenstellen, die 
sich über das ganze Reichsgebiet erstreckten. Den ehrenamtlichen Vorsitz der Organi­
sation übernahm der frühere Leiter der Kriegsrohstoffabteilung und nun Chef des 
Reichsamts für die Demobilmachung, Oberst a. D. Dr. ing. Joseph Koeth15; mit der 
Leitung der Geschäftsstelle in Berlin wurde der Major a. D. Arbogast v. Düring be­
traut, der zugleich Leiter der Abt. VII (Konsular- und Paßwesen, Handelsspionage, 
Völkerbund, Vertrauensleute im Ausland) im RVdl war16. 

Die Dislozierung der Außenstellen orientierte sich am Aufbau der interalliierten 
Kontrollkommissionen bzw. an deren deutschen Gegenstücken, den Heeres- und Ma­
rinefriedenskommissionen. In allen Orten, in denen diese Kommissionen bestanden, 
wurden Vertrauensleute aus der Industrie gewonnen. Sie sollten es ermöglichen, „je­
der deutschen und verbandsstaatlichen, in der Kriegsgerätekontrolle tätigen Behörde 
einen örtlich genau unterrichteten, die Interessen der bedrohten Werke wahrenden 
Vertreter gegenüber zu stellen"17. Auf diese Weise entstand in den Jahren 1920/21 in 
ganz Deutschland ein Netz von Vertrauensleuten des RVdl. Die Zentrale unterrich­
tete diese Mitarbeiter in regelmäßig erscheinenden Wochenberichten über wichtige 
Vorgänge bei der Durchführung der Fabrikenkontrollen und erteilte taktische Anwei­
sungen für das Verhalten gegenüber den alliierten Kontrollkommissionen, welche die 
gewonnenen Mitarbeiter an die Industriellen ihrer Bezirke weitergaben. Von besonde­
rer Bedeutung war diese Hilfestellung für die Industriellen in den Abstimmungsgebie­
ten, wo Mitglieder amtlicher deutscher Behörden bei den Kontrollen nicht zugelassen 

MAN angefertigte Niederschrift „Die Verwendung der aus dem Ersten Weltkrieg 1914/1918 nicht 
mehr eingebauten Schiffsdieselmotoren für Unterseeboote" vom 6. 5.1953 (WA/MAN Nieder­
schrift von Abt. Ltr. Maerz). 

14 Vgl. Jahresbericht 1921/22, S. 13 f. 
15 Vgl. zu Koeth u. a. F. Zunkel, Industrie und Staatssozialismus. Der Kampf um die Wirtschaftsord­

nung in Deutschland 1914-1918, Düsseldorf 1974, S. 183-188. 
16 Arbogast v. Düring, geb. 1880, Major a. D., seit 1926 u. a. Geschäftsführer der Statistischen Ge­

sellschaft, jener Organisation, welche in Zusammenarbeit mit dem Heereswaffenamt der Reichs­
wehr die wirtschaftliche Mobilmachung für den Kriegsfall vorbereiten sollte (vgl. Hansen, Reichs­
wehr und Industrie, insb. S. 82-86 und passim). 

17 Vgl. Jahresbericht 1920/21. Eventuell war der Anstoß zum Aufbau einer Vertrauensmännerorgani­
sation auch vom Reichsministerium für Wiederaufbau gegeben worden. Darauf deutet eine Formu­
lierung in dem Schreiben des Vertrauensmannes der bayerischen Industrie, Stahleppner, an den 
Vorsitzenden des Präsidiums des bayerischen Industriellenverbandes, Dr. Clairmont, vom 
4. 7.1922 hin. Vgl. WA/MAN NL R. Buz, Bd. 248, Reichsverband der deutschen Industrie Berlin 
usw. 1921-1925. 
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waren. Ein Mitglied der Heeresfriko hob 1927 in der Rückschau hervor, daß etwa in 
Oberschlesien nur der Vertrauensmann der Gefia, Gen. Dir. Brennecke aus Breslau, in 
der Lage war, das Verhalten der einzelnen Unternehmer zu koordinieren und ihnen 
Orientierungshilfen zu geben18. 

Die Gefia versuchte von Anfang an, ihre Aufgabe in enger Zusammenarbeit mit den 
Reichsbehörden zu lösen. Dabei zeigte sich, wie geschickt diese Organisation es ver­
stand, unterschiedliche Auffassungen der Ministerien auszunutzen, um ihr langfristi­
ges Interesse, die Freigabe der Rüstungsproduktion in Deutschland, durchzusetzen. 
Zu einer engen Zusammenarbeit kam es schon 1920 mit dem Wiederaufbauministe­
rium. Es stellte den Mitarbeitern der Gefia zur Durchführung ihrer Beratungen Aus­
weise aus, die ihnen einen halbamtlichen Charakter verliehen19. Ein ebenso gutes 
Verhältnis entwickelte sich zwischen der Gefia und der Friedensabteilung des Auswär­
tigen Amtes, die als federführende Behörde gegenüber den alliierten Kontrollkommis­
sionen fungierte. Zu Beginn des Jahres 1921 verwies das Auswärtige Amt die Repara­
tionskommissionen ausdrücklich darauf, „sich gegebenenfalls der Gefia und ihrer 
Vertrauensleute zu bedienen"20. Es dürfte kaum übertrieben sein, wenn man für die 
Phase bis zum Ruhrkampf einen dominierenden Einfluß der Industrieorganisation auf 
die deutsche Politik in allen Fragen der industriellen Abrüstung konstatiert. Voller 
Genugtuung verzeichnet der Jahresbericht 1921/22 der Gefia, daß es gelungen sei, 
„neben der Mitarbeit bei den weniger wichtigen Ministerien seit längerem Anschluß 
an das fast immer ausschlaggebende Auswärtige Amt zu nehmen und damit sämtliche 
wichtigen Regierungsentschlüsse entsprechend dem Wunsche der Industrie zu beein­
flussen"21. 

Während sich in den ersten Nachkriegsjahren zwischen den zivilen Abrüstungsbe­
hörden und der Industrie eine höchst fruchtbare Kooperation entwickelte, erwies sich 
die Zusammenarbeit zwischen der Gefia und den militärischen Abrüstungsbehörden 
(Heeresfriedenskommission, Luftfriedenskommission, Marinefriedenskommission) 
als weniger reibungslos. Die militärischen Stellen betrachteten argwöhnisch alle Ver­
suche der Industriellen, unmittelbar mit den alliierten Kontrollorganen in Kontakt zu 
treten. Nicht ganz zu Unrecht dürfte aus ihrer Sicht die Furcht bestanden haben, daß 
die Industrievertreter für praktische Erleichterungen eher als die Militärs bereit wa­
ren, jene grundsätzlichen Positionen gegenüber den Alliierten in Frage zu stellen, die 
das Reichswehrministerium vertrat. 

Nach verschiedenen Zusammenstößen auf unterer Ebene unternahm die Gefia im 
März 1922 einen ersten Versuch, den Einfluß des Militärs zurückzudrängen: Am 
15. März 1922 informierte der Geschäftsführer der Gefia, v. Düring, den Vorsitzen­
den des Ausschusses für industrielle Abrüstung, MAN-Direktor S. Guggenheimer, 

18 Vgl. H. Guhr, Sieben Jahre interalliierte Militärkontrolle, Breslau 1927, S. 51. 
19 Vgl. W. Simons, Die Belastung der deutschen Souveränität durch die fremden Kommissionen, 

Berlin 1920, S. 18. 
20 Jahresbericht 1921/22, S. 7. 
21 Ebenda, S. 5. 
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darüber, daß „von Seiten des Reichsverbandes der deutschen Industrie der Versuch 
gemacht worden sei, möglichst die Offiziere aus der Abrüstungsorganisation auszu­
schalten". Koeth habe in diesem Sinne bei Außenminister Rathenau vorgesprochen, 
sei aber mit diesem Vorschlag nicht durchgedrungen22. Das frühe Scheitern dieser 
Aktion brachte indessen die Gefia von ihrem Ziel nicht ab. Als wenige Monate später 
die Diskussion über die Ersetzung der IMKK durch ein Garantiekomitee die deutsche 
Öffentlichkeit beschäftigte23, unternahm sie einen erneuten Vorstoß. Den Anstoß zu 
dieser Diskussion hatte die Entscheidung der alliierten Botschafterkonferenz gegeben, 
die Luftfahrtkontrollkommission (ILÜK) zurückzuziehen und den Bau von Zivilflug­
zeugen unter bestimmten Auflagen wieder zu gestatten24. Um die Beachtung der 
Auflagen sicherzustellen, hatte die Botschafterkonferenz die Errichtung eines Luft­
fahrt-Garantiekomitees beschlossen, das zunächst mit unbegrenzter Lebensdauer in 
Berlin eingerichtet werden, nicht aber über Außenstellen im Reichsgebiet verfügen 
sollte. Zugleich hatte die Botschafterkonferenz vorgeschlagen, analog zu dieser Rege­
lung die IMKK durch ein Militärgarantiekomitee zu ersetzen. Der Reichsverband der 
deutschen Industrie begrüßte trotz grundsätzlicher Vorbehalte gegen die Fortsetzung 
alliierter Kontrollen jeder Art den Vorschlag, weil eine solche Reorganisation der 
Kontrollpraxis eine Erleichterung gegenüber den bisherigen Kontrollen darstellen 
würde25. Er stimmte in dieser Beurteilung mit dem Auswärtigen Amt überein, wo 
neben dem Leiter der Friedensabteilung, v. Lewinski, auch Minister Rathenau und 
Staatssekretär Hermes „für das Garantiekomitee" votierten26. Sogar eine Reihe von 
Offizieren der Heeres- und Marinefriedenskommission sprachen sich für das Militär­
garantiekomitee aus, übersahen dabei aber wohl, daß die Industriellen die Reorgani­
sation auch nutzen wollten, um die Militärs aus der industriellen Demobilmachung 
auszuschalten. Der Reichswehrminister dagegen setzte derartigen Vorschlägen energi­
schen Widerstand entgegen. In einem Gespräch mit dem Vorsitzenden des Ausschus­
ses für industrielle Abrüstung, Guggenheimer, vertrat Gessler den Standpunkt, daß 
durch Bildung des Garantiekomitees „lediglich die Möglichkeit der militärischen 
Kontrolle von Seiten der Entente verlängert würde, während von seiten der Deutschen 
darauf hingearbeitet werden würde, daß die im Friedensvertrag vorgesehene Kon­
trolle durch den Völkerbund Platz greife, sobald die Tätigkeit der jetzigen Kontroll­
kommission beendet sei"27. 

WA/MAN NL Guggenheimer, Unabgelegte Korrespondenz 1922, Akten-Notiz vom 17.3.1922 
über eine Besprechung mit Herrn von Düring am 15. März 1922. 
Vgl. dazu M. Salewski, Entwaffnung und Militärkontrolle in Deutschland 1919-1927, München 
1966, S. 193 f. u. 198 f. 
Vgl. K.-H. Völker, Die Entwicklung der Militärluftfahrt in Deutschland 1920-1933, in: Beiträge 
zur Militär- und Kriegsgeschichte, Bd. 3, Stuttgart 1962, S. 121-292, hier S. 130. 
WA/MAN NL Guggenheimer, Unabgelegte Korrespondenz 1923, Anlage 2 zu Schreiben der Ge­
schäftsstelle für industrielle Abrüstung Tgb. Nr. 10689 G vom 9.5.1922, S. 2. 
Ebenda, Aktennotiz Guggenheimers vom 11.5.1922 über eine Besprechung mit Herrn v. Düring 
am 11.5.1922. 
Ebenda, Aktennotiz vom 1.5.1922 über eine gelegentliche Besprechung mit dem Herrn Reichs­
wehrminister am 1.5.1922. 
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Damit war auch dieser Versuch, über das Garantiekomitee die Reichswehr aus der 
Abrüstungsorganisation herauszudrängen, zunächst gescheitert. Als jedoch die alli­
ierte Botschafterkonferenz in der Note vom 29. September 1922 ihren Vorschlag 
wiederholte, unternahm die Gefia einen neuen Anlauf, ihre Vorstellungen über die 
Neugestaltung der Kontrollen durchzusetzen. Sie forderte nicht nur, auf das alliierte 
Angebot einzugehen, sondern schlug zugleich vor, anstelle des Reichswehrministe­
riums und des Auswärtigen Amtes einen „Reichskommissar für Abrüstung" als Ver­
bindungsorgan zu dem vorgesehenen Militärgarantiekomitee einzusetzen28. 

Auf Anregung Guggenheimers wurde der Reichsminister a. D. von Raumer dafür 
gewonnen, den Vorschlag dem Reichskanzler vorzutragen29. Ob es noch vor dem 
Rücktritt des Kabinetts am 14. November 1922 zu einem Gespräch mit Wirth kam, 
konnte nicht ermittelt werden; auch die Versuche, über andere Kanäle auf die neue 
Regierung einzuwirken, scheinen erfolglos gewesen zu sein30. Ohnehin gerieten alle 
Verhandlungen über die Neuregelung der alliierten Kontrolltätigkeit um die Jahres­
wende 1922/23 ins Stocken, weil sich die Spannungen zwischen Deutschland und den 
Alliierten über die Erfüllung der Reparationen zunehmend verschärften. Im Januar 
ließen Frankreich und Belgien das Ruhrgebiet militärisch besetzen. Die Regierung 
Cuno rief daraufhin den passiven Widerstand an der Ruhr aus, und die Bevölkerung 
folgte diesem Aufruf in seltener Einmütigkeit. 

Wie die Reichswehr schon seit längerem, bezog nun auch das Auswärtige Amt eine 
härtere Position in der Frage der Fabrikenkontrolle. Einen Tag nach dem Einmarsch 
ins Ruhrgebiet teilte es dem französischen Botschafter und der IMKK mit, daß die 
deutsche Regierung „keine Garantie für die Sicherheit sämtlicher Kontrollkommissio­
nen übernehmen könne, wenn die Mitglieder sich öffentlich und namentlich in Uni­
form zeigen würden". Die Regierung rate daher von Kontrollbesuchen in der nächsten 
Zeit ab. Die Stellung deutscher Begleitoffiziere für Kommissionen, an denen Franzo­
sen oder Belgier beteiligt waren, wurde verweigert; deutsche Behörden oder Fabriken 
aber, bei denen Kommissionen ohne Begleitoffizier erschienen, lehnten die Kontrollen 
ab31. Da auf diese Weise die Überwachung undurchführbar gemacht wurde, stellte die 
IMKK von sich aus die Kontrolltätigkeit ein, indem sie den englischen und italieni­
schen Mitgliedern untersagte, Kontrollbesuche allein vorzunehmen32. 

Im September 1923 brach die neue Reichsregierung den Ruhrkampf aus innenpoli­
tischen und finanziellen Gründen ab. Damit verbunden war ein Kurswechsel in der 

28 Ebenda, Anlage zu Schreiben der Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung an Guggenheimer vom 
25.10.1922 Tgb. Nr. 11921 G betr. Besprechung mit Herrn Dr. v. Raumer. 

29 Ebenda. 
30 Ebenda, Schreiben der Gefia an Guggenheimer vom 30.11.1922, Tgb. Nr. 12094 G, in dem es 

heißt: „Nachdem, wie Ihnen der Unterzeichnete bereits mitgeteilt hat, Herr Generaldirektor Kose­
garten und Herr Direktor Crass durch Herrn v. Rosenberg nicht empfangen wurden, wird nun­
mehr Herr Geheimrat Bücher wahrscheinlich heute mit Herrn v. Rosenberg in derselben Angele­
genheit sprechen." 

31 Vgl. BA NL Gessler, Bd. 56, Kurze Denkschrift über die Interalliierte Militärkontrollkommission 
(IMKK) von 1924, S. 37-42. 32 Ebenda, S. 41. 
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Außenpolitik, die nicht mehr in der Konfrontation, sondern in der Kooperation mit 
den Alliierten die Revision der Kriegsfolgen zu erreichen suchte33. Ein deutliches 
Zeichen für diesen neuen Kurs setzte die Regierung Stresemann, als sie im Januar 
1924 die Wiederaufnahme der Kontrollen gegen den Widerstand des Inhabers der 
vollziehenden Gewalt, Seeckt, und einer Reihe von deutschen Industriellen durch­
setzte, die im Gegensatz zur offiziellen Politik des Reichsverbandes der deutschen 
Industrie die „Erfüllungspolitik" ablehnten34. Allerdings betonte auch die deutsche 
Note vom 9. Januar 1924, daß das Reich entwaffnet habe und daß weitere Untersu­
chungen nicht notwendig seien. Nach Erledigung der seit 1922 strittigen fünf Punkte 
„könne nur eine Überwachung aufgrund des Art. 213 [des Versailler Vertrages] mög­
lich sein"35. Diese Argumentation war - wie Salewski sie interpretiert — mit Rücksicht 
auf Seeckts Widerstand gegen die Wiederaufnahme jeglicher Art von Kontrolle er­
folgt. Gleichwohl konnte damit der tiefgreifende Unterschied der Positionen nicht 
verdeckt werden, der darin bestand, daß Seeckt die in Aussicht gestellte Völkerbunds­
kontrolle als ein Instrument zur unbegrenzten Überwachung Deutschlands durch die 
Siegermächte verstand, während Stresemann darin die Möglichkeit sah, das System 
des Versailler Vertrages zu sprengen36. 

Diese kontroversen Positionen bestimmten auch die Diskussion über die Generalin­
spektion, welche die Botschafterkonferenz in einer Note vom 5. März 1924 forderte, 
um einen abschließenden Überblick über den deutschen Rüstungsstand zu gewinnen. 
Gegen die bekannte Auffassung Seeckts setzte Stresemann im Kabinett am 23. Juni 
1924 unter Zustimmung Reichswehrminister Gesslers die Generalinspektion durch37. 
Das führte aber zu einem Kurswechsel in der Politik der Geschäftsstelle für indu­
strielle Abrüstung, der sie in Gegensatz zur offiziellen Politik des RVdl brachte. Wäh­
rend nämlich weite Teile der Industrie den Beschluß des Reichskabinetts positiv auf­
nahmen - den Anstoß dazu gaben zweifellos die Hoffnung auf baldige Abberufung 
der IMKK nach dem Abschluß der Generalinspektion und die Aussicht auf eine zügige 
Räumung der Kölner Zone —, beharrte die Gefia ebenso wie die Reichswehr auf ihrer 
ablehnenden Haltung. Ihr Tätigkeitsbericht vom Jahre 1924 spricht erstmals von dem 

Vgl. dazu insbesondere M. O. Maxeion, Stresemann und Frankreich 1914-1929. Deutsche Politik 
der Ost-West-Balance, Düsseldorf 1972, S. 135 ff. und 290 f. 
Vgl. Hansen, Reichswehr und Politik, S. 160 f. 
Es handelte sich dabei um die Forderungen der alliierten Note vom 29. 9.1922. Sie betrafen: 
1) die Reorganisation der Polizei, 
2) die Umstellung der Fabriken, 
3) die Auslieferung des Restes des nicht zugelassenen Materials, 
4) die Auslieferung der auf die Bestände an Kriegsmaterial zur Zeit des Waffenstillstandes und auf 

die Tätigkeit der Fabriken während des Krieges bezüglichen Schriftstücke, 
5) die Veröffentlichung von gesetzlichen Bestimmungen, durch die die Ein- und Ausfuhr von 

Kriegsmaterial wirksam verboten und die Rekrutierung und Organisation des Heeres mit den 
militärischen Bestimmungen des Friedensvertrages in Einklang gebracht werden soll. 

Vgl. Salewski, Entwaffnung und Militärkontrolle, S. 240. Zu Stresemann: Maxeion, Stresemann 
und Frankreich, S. 135ff., S. 290f. und passim. 
Vgl. Salewski, Entwaffnung und Militärkontrolle, S. 250f. 
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„zur Nachgiebigkeit neigenden Auswärtigen Amt" und von der Notwendigkeit, „in 
dieser reinen Machtfrage [d. h. der Entfernung der Kontrollorgane] die nötigen 
Machtmittel auch von unserer Seite wieder in Anwendung zu bringen"38. Unter­
schiedliche Auffassungen zwischen dem Reichsverband und der in der Gefia organi­
sierten Rüstungsindustrie - die in den Akten auch als „Spezialindustrie" firmiert -
hatten sich schon im Frühjahr 1923 in der Frage der Finanzierung der Gefia angedeu­
tet. Während die Geschäftsstelle forderte, daß ihre Finanzierung Sache des Reichsver­
bandes sei, weil die Gefia eine Aufgabe wahrnehme, „die im Interesse der deutschen 
Wirtschaft als solcher und nicht nur im Interesse eines mehr oder weniger großen 
Teiles derselben" liege39, vertrat die Leitung des RVdl die Auffassung, daß es „Auf­
gabe der in erster Linie interessierten Firmen" sei, für die Kosten, die dem „Reichsver­
band durch die Aufrechterhaltung der Gefia entstanden, aufzukommen"40. 

Der Gegensatz trat seit 1924 ganz offen in der unterschiedlichen Beurteilung des 
neuen außenpolitischen Kurses zutage. Denn im Gegensatz zur „Spezialindustrie" 
unterstützte der Reichsverband der deutschen Industrie die Außenpolitik Strese-
manns41. Er bemühte sich sogar peinlich darum, negative Stellungnahmen einzelner 
Fachverbände gegen die „Erfüllungspolitik" zu unterbinden. So gelang es dem Ge­
schäftsführer des RVdl, Kastl, nur mit Mühe, zu verhindern, daß der deutschnationale 
Industriellenverband in Berlin in Anlehnung an das Vorbild des sächsischen Regional­
verbandes eine Resolution gegen den Abschluß der Locarno-Verträge verabschie­
dete42. Daß die Gefia zu den entschiedensten Gegnern der neuen Außenpolitik ge­
hörte, läßt sich nicht nur auf die besonderen Interessen des Ausschusses für indu­
strielle Abrüstung zurückführen, sondern auch auf einen Wandel in seiner Zusam­
mensetzung, der sich seit 1919 vollzogen hatte. Schon bei seiner Gründung hatte sich 
gezeigt, daß vor allem Vertreter der traditionellen Rüstungsindustrie und Rüstungszu­
lieferindustrie die Mitarbeit in diesem Gremium gesucht hatten43. Während sich nun 
im Zuge der Abrüstung die nur geringfügig betroffenen Firmen bald mit den alliierten 
Kommissionen arrangiert und die Mitarbeit in der Gefia eingestellt hatten, waren dort 
1924/25 nur noch jene Firmen vertreten, die die Rückkehr ins Rüstungsgeschäft 
anstrebten und die Kontrollmaßnahmen z. T. bewußt sabotiert hatten44. Sie suchten, 

38 Gefia-Bericht 1924, S. 6 und 8. 
39 WA/MAN NL R. Buz, Bd. 209 Außenhandel 1921-1923, Schreiben des Vorstandes des Werkes 

Nürnberg an den RVdl vom 23.3.1923. 
40 Ebenda, Schreiben des Vorstandes des Werks Nürnberg an R. Buz vom 1.5.1923 betr. Reichsver­

band der deutschen Industrie. 
41 Im November 1925 gaben „fast alle Kapitäne von Industrie und Handel" eine Erklärung für die 

Locarno-Verträge ab. Vgl. K. Holl u. A. Wild (Hrsg.), Ein Demokrat kommentiert Weimar. Die 
Berichte Hellmut von Gerlachs an die Carnegie-Friedensstiftung in New York 1922-1930, Bremen 
1973, S. 150. Zu den Befürwortern gehörten u. a. Paul Reusch, Haniel, Duisberg, Klöckner, Ha­
gen, Poensgen, Köngeter (vgl. Deutsche Bergwerkszeitung Nr. 280 vom 29.11.1925). 

42 Vgl. Bayer-Archiv, Reichsverband der deutschen Industrie, Bd. 62/10 • 4a, Schreiben Kastls an 
Duisberg vom 14.11.1925. 

43 Vgl. oben, S. 488. 
44 Vgl. Hansen, Reichswehr und Industrie, S. 161 ff. 
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z. T. durch den Exodus in das neutrale Ausland, den Anschluß im internationalen 
Rüstungsgeschäft zu halten und steuerten nun einen Kurs, der nicht mehr mit der 
Politik des RVdl zu vereinbaren war. Lediglich in der Diskussion über die von den 
Alliierten geforderte Neufassung des Gesetzes über die Ein- und Ausfuhr von Kriegs­
gerät gelang es der Gefia noch einmal, den Reichsverband zu einer einheitlichen 
Haltung in ihrem Sinne zu bewegen. 

Am 23. Oktober 1925 erklärte die Reichsregierung, daß sie die verlangte Gesetzes­
änderung vornehmen und die alliierten Beanstandungen beseitigen werde45. Darauf­
hin forderte der RVdl das Kabinett auf, das bereits zugesagte Ergänzungsgesetz über 
die Herstellung von Kriegsgerät nicht zu verabschieden und den gesamten Vorgang 
hinauszuzögern. Er hoffte, die Angelegenheit so weit hinausschieben zu können, bis 
sie „einmal versanden würde bzw. bis durch das Kräfteverhältnis in Deutschland die 
Frage gegenstandslos würde"46. In der Vorstandssitzung des RVdl am 14. Oktober 
1926, zu der die Gefia als Gäste Vertreter des Ausschusses für industrielle Abrüstung 
eingeladen hatte (Lange vom V.d.M.A., Nathusius von der Firma Polte, Kosegarten 
und Gontard von den Berlin-Karlsruher Industrie-Werken), griff Direktor Flechtheim 
als Berichterstatter des Ausschusses das Kabinett - in erster Linie aber das Auswärtige 
Amt - heftig an, weil dort nach seiner Ansicht die Auffassung vertreten werde, „unter 
allen Umständen zu einer Verständigung" mit den Alliierten zu „kommen oder mög­
lichst weit nachzugeben", weil dies angeblich „aus außenpolitischen Gründen not­
wendig" sei. Dagegen strebe die Gefia eine dilatorische Behandlung des Problems an, 
finde aber nur die Unterstützung des Reichswehrministeriums47. Insbesondere die 
Metallwarenindustrie wies in der Sitzung darauf hin, daß ein Großteil ihrer Export­
produkte zu dem sogenannten „relativen Kriegsgerät" gehöre, zu jenen militärischen 
Ausrüstungsgegenständen wie „Feldflaschen, Bestecken, Teller(n), Töpfe(n)" usw., 
die nicht als Kriegsgerät im engeren Sinne zu gelten hätten und deren Export durch die 
extensive Begriffsauslegung der IMKK gefährdet sei48. Der Vertreter der Edelstahlin­
dustrie rekurrierte auf die Unmöglichkeit einer exakten Abgrenzung zwischen 
„Kriegs-" und „Friedensmaterial" und betonte, daß, „wenn wir den Forderungen der 
Gegenseite nachgeben würden, tatsächlich praktisch eine vollkommene Abdrosselung 
der Ausfuhr von Edelstahl auf diesem Wege herbeigeführt werden könnte"49. Infolge­
dessen erhielt Reichert auch die Zustimmung der Vorstandsmitglieder des RVdl, als er 
erklärte, „dieses Gesetz" sei „für keinen Industriezweig annehmbar"50. 

Offenbar aber waren sich die Vertreter der „Spezialindustrie" bewußt, daß sie vom 

45 Vgl. M. Hampel, Die imperialistische Außenpolitik Deutschlands beim Wiederaufbau der anglo-
französischen Interventionstendenzen gegen die UdSSR (1925-1927), Phil. Diss., Berlin 1958, 
S. 179. 

46 Ebenda, S. 182. 
47 Bayer-Archiv, Reichsverband der deutschen Industrie, Bd. 62/10 • 4 b, Protokoll der Vorstandssit­

zung des Reichsverbandes der deutschen Industrie am 14.10.1926, eingeschobene Seiten 1-17 
zwischen den Seiten 110 und 111. Dort S. 2 u. 4. 

48 Ebenda, S. 13. 
49 Ebenda, S. 16. 
50 Ebenda, S. 14. 
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Reichsverband eine Politik forderten, die im Interesse eines nur kleinen Teils der 
deutschen Industrie lag. Direktor Lange beschwor daher geradezu die Solidarität der 
Verbandsmitglieder, als er vor der Gefahr warnte, daß „die Regierung an einzelne 
Industrielle herantritt, die über die Materie nicht genügend orientiert sind, und diese 
in Privatgesprächen oder Einzelbesprechungen dazu zu bekommen sucht, der Auffas­
sung der Regierung mehr oder weniger zuzustimmen". Er bat die Vorstandsmitglie­
der, „unter keinen Umständen . . . der Regierung in irgendeiner Frage betreffend das 
Kriegswaffengesetz auch nur" eine „halbe Zusage" zu machen, „wenn er nicht mit 
den betreffenden Organisationen, die für die Industrie die Angelegenheit in der Hand 
haben, vorher Fühlung genommen hat, denn wir dürfen unter keinen Umständen 
einen Keil in dieser Frage in unsere Industrie treiben lassen"51. 

Entsprechend halbherzig blieb die Unterstützung des Reichsverbandes. Wohl 
warnte im November und im Dezember 1926 der Geschäftsführer des RVdl, Kastl, in 
Schreiben an den Wirtschaftsminister vor weiteren Einzelbesprechungen mit der 
IMKK, weil sie „dem Verhandlungsgegner unerwünschte Einblicke in Produktion und 
Ausfuhr einer Reihe von Industrien geben könnten, die besser auf verbandsstaatlicher 
Seite nicht bekannt würden"52; als wirksamer sollte sich jedoch die Initiative einzelner 
besonders interessierter Persönlichkeiten und Fachverbände53 und vor allem die seit 
1924 eingeleitete Kooperation mit der Reichswehr erweisen. 

Die Isolierung der Gefia innerhalb der Industrie einerseits und die während des 
Ruhrkampfes begonnenen Versuche der Reichswehr, das kriegswirtschaftliche Po­
tential Deutschlands systematisch zu erkunden, hatten seit 1924 dazu geführt, daß die 
Gefia ihre Politik hinsichtlich der Generalinspektion immer stärker an die Politik der 
Reichswehr anlehnte. Zwar enthielten die Wünsche der Gefia bezüglich der General­
inspektion, im Sommer 1924 dem Auswärtigen Amt mitgeteilt, neben frühzeitiger 
Ankündigung von Kontrollbesuchen der IMKK immer noch die Forderung, auch 
ohne Beteiligung der deutschen Verbindungsoffiziere mit den Alliierten verhandeln zu 
können54. Doch zeichnete sich schon eine Position ab, die derjenigen der Reichswehr 
gegenüber der Generalinspektion nahekam. 

51 Ebenda, S. 15. 
52 Vgl. Hampel, Die imperialistische Außenpolitik Deutschlands, S. 189. 
53 So verlangte u. a. am 18. November 1926 die Schiffbauindustrie, daß die den Bau von U-Booten 

betreffenden Bestimmungen der Gesetzentwürfe so geändert werden sollten, daß die Herstellung 
und Ausfuhr von Einzelteilen für den U-Boot-Bau nicht unter das Verbot fielen (vgl. Hampel, 
S. 187). Ende November forderten Thyssen und Poensgen von den Vereinigten Stahlwerken die 
Regierung auf, „die Verhandlungen nicht zu überstürzen" (vgl. Hampel, S. 188), und am 30. No­
vember sandten die Brüder v. Borsig dem Außenminister und dem Wirtschaftsminister gleichlau­
tende Telegramme, in denen sie verlangten, die Verhandlungen mit den Alliierten zu verzögern und 
alle den Schiffbau und die Maschinenbauindustrie bedrohenden Bestimmungen abzulehnen (vgl. 
BA R 13 1/1088, Telegramm E. und C. v. Borsigs an den Außenminister und den "Wirtschaftsmini-
s tervom30.11.1926). 

54 PA/AA IIF-M (Militär und Marine) G 5 Gen. Insp. Ind. Bd. 1, Schreiben des Reichsverbandes der 
deutschen Industrie 356/G vom 11. Juli 1924 „Unterlagen zur Durchführung der Generalinspek­
tion, soweit Industrie-Interessen in Betracht kommen". 
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Nachdem die Generalinspektion mit ihrer Tätigkeit begonnen hatte, wurde die 
härtere Position sofort deutlich. Unmittelbar nach den ersten Kontrollbesuchen trat 
die Gefia der Art und Weise, wie die alliierten Kommissionen die Inspektionen durch­
führten, entgegen: Sie bezeichnete „die von verbandsstaatlicher Seite gestellten Fra­
gen" als „glatte Handelsspionage" und forderte das Auswärtige Amt auf, dagegen 
eindeutig Stellung zu beziehen55. Wenige Tage später machte sich die Reichswehr zum 
Anwalt der Gefia. In einem Schreiben an den Staatssekretär in der Reichskanzlei 
erklärte das Reichswehrministerium: 

„Die Beanstandungen beziehen sich in erster Linie auf die Waffenindustrie; hier wird 
die Zerstörung von Normalmaschinen verlangt in einem Umfang, der die schwerste 
Schädigung der betroffenen Firmen bedeutet und gleichzeitig in sehr hohem Maße 
Entschädigungsforderungen an das Reich verursachen wird. Teilweise neue, völlig über­
raschende Forderungen sind für die Sprengstoff- und chemische Industrie aufgestellt, sie 
berauben diese Industriezweige durch die Rückführung auf den Stand von 1913 jeder 
Entwicklungsmöglichkeit."56 

Im gemeinsamen Widerstand von Militär und Geschäftsstelle für industrielle Abrü­
stung gegen die Generalinspektion formierte sich die Zusammenarbeit zwischen 
Reichswehr und Rüstungsindustrie in der Weimarer Republik, die Ende 1925 ihren 
organisatorischen Ausdruck in der „Statistischen Gesellschaft" (Stega) fand, einer 
Tarnorganisation, die Vorarbeiten für die wirtschaftliche Mobilmachung betrieb. Als 
Geschäftsführer fungierte derselbe Arbogast von Düring, der die Gefia leitete57. Zwar 
bestanden weiterhin interessenbedingte Divergenzen zwischen dem Heereswaffenamt 
und der Rüstungsindustrie - sie flammten 1924 noch einmal in der Frage der Gültig­
keit des Gesetzes gegen den Verrat militärischer Geheimnisse vom 3. Januar 1914 
auf58 - , doch entwickelte sich in den Jahren nach 1924 eine weitgehende Zusammen­
arbeit zwischen der Reichswehr und der Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung. 

Welch enge Formen die gemeinsame Interessenvertretung vom Gefia und Reichs­
wehr gegenüber der Reichsregierung inzwischen angenommen hatte, läßt sich sehr gut 
am Vorgehen in der schon erwähnten Auseinandersetzung um die Neufassung des 
Gesetzes über die Ein- und Ausfuhr von Kriegsgerät im Winter 1926/27 zeigen. Als im 
Zuge der Genfer Verhandlungen Außenminister Stresemann nach Auffassung der 
ehemaligen Rüstungsindustrie in der Frage der Neufassung des Gesetzes zu große 
Zugeständnisse gemacht hatte, beschloß der Ausschuß für industrielle Abrüstung auf 
einer Besprechung am 20. Dezember 1926, eine Pressekampagne einzuleiten, und 
zwar mit dem Ziel, die Verabschiedung des Regierungsentwurfes zu verzögern. Dem 

Ebenda, Schreiben des RVdl 848/G Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung vom 11.11.1924. 
PA/AAIIF-M (Militär und Marine) Gen. Insp. Landheer Bd. 1, Schreiben des Reichswehrministe­
riums, Heeresleitung, Heeresfriedenskommission Nr. 798/24 pers. H-Friko vom 20.11.1924. 
Vgl. Hansen, Reichswehr und Industrie, S. 82-86 und passim. 
RGBl. 1914, Teil I, Gesetz gegen den Verrat militärischer Geheimnisse, S. 195-199. Vgl. auch WA/ 
MAN NL R. Buz, Bd. 193, Verrat militärischer Geheimnisse, Einführungsschreiben 1924, vertrau­
liches Schreiben Guggenheimers vom 30. 7.1924 an den Vorstand der Maschinenfabrik Augsburg-
Nürnberg sowie Abschrift eines Schreibens der Gefia vom 3. Januar 1924. 
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Ausschuß, der sich zu diesem Zweck konstituierte, gehörten u. a. Vertreter der Firma 
Polte, des Vereins deutscher Schiffswerften, der Firma Krupp, des Deutschen Übersee­
dienstes und der Mitteldeutschen Stahlwerke an. Alle diese Unternehmen standen 
bereits um diese Zeit im Rahmen der illegalen Rüstungsvorarbeiten mit dem Heeres­
waffenamt in Verbindung59. 

Die Interessenidentität zwischen Reichswehr und Geschäftsstelle für industrielle 
Abrüstung manifestierte sich wenige Tage nach der Bildung des Presseausschusses, als 
am 23. Dezember der Chef des Nachschubstabes60 im Waffenamt, Major Soldan, an 
einer Sitzung über das weitere Vorgehen in der Kriegsgerätefrage teilnahm. Er sprach 
sich entschieden gegen die Erfüllung der Ententeforderungen aus, insbesondere wies 
er das Verlangen nach Zerstörung bzw. Unbrauchbarmachung veralteter Maschinen, 
die zur Herstellung von Kriegsgerät geeignet waren, zurück61. Der Kontakt zwischen 
der Reichswehr und der Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung wurde während der 
gesamten Dauer der Kampagne gegen das Kriegsgerätegesetz aufrechterhalten. Auch 
an den weiteren Sitzungen des Presseausschusses nahmen stets „Herren des Reichs­
wehrministeriums" teil62. Es gelang diesem „Bündnis", in der schließlich verabschie­
deten Fassung des Kriegsgerätegesetzes einen Teil seiner Forderungen durchzusetzen, 
so daß auch die betroffene Industrie dem Gesetz zustimmen konnte. Am 22. Januar 
1927 billigte das Kabinett einen neuen Entwurf des Ein- und Ausfuhrgesetzes, der mit 
den Offizieren der IMKK in Berlin am 21. Januar ausgehandelt worden war. Nach § 5 
dieses Entwurfs war die begrenzte Ausfuhr von Rüstungsgütern und Spezialmaschi-
nen zur Herstellung von Waffen und Munition erlaubt63. 

Die Geschäftsstelle für industrielle Abrüstung hat offenbar Anfang des Jahres 1927 
ihre Tätigkeit eingestellt, denn die Bezeichnung „Gefia" taucht im Schriftwechsel des 
Reichsverbandes der deutschen Industrie seitdem nicht mehr auf. In der Tat konnte 
mit dem Abzug der Interalliierten Militärkontrollkommission im Februar 1927 ihre 
Aufgabe als beendet angesehen werden. Allerdings nahm der Gefia-Geschäftsführer 
v. Düring als Leiter der Abteilung VII in der Geschäftsführung des Reichsverbandes 
weiterhin die spezifischen Interessen der deutschen Rüstungsindustrie wahr. So ver­
handelte er etwa im Frühjahr 1932 im Auftrage der Arbeitsgemeinschaft des Waffen-
und Munitionsgewerbes mit dem preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe 
über die Vergabe von Krediten an die mitteldeutsche Waffenindustrie64. Im Januar 

59 Vgl. Hansen, Reichswehr und Industrie, S. 170ff.. 
60 Der Nachschubstab im Heereswaffenamt war Vorläufer des späteren Wehrwirtschaftsstabes. Vgl. 

G. Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft, hrsg. von W. Birkenfeld, 
Boppard 1966, S. 55. 

61 Vgl. BA R 13 I /1088, handschriftl. Notiz von Reichert, Besprechung des RVdl am 23.12.1926 
betr. Kriegsgerätefrage. 

62 Ebenda, Schreiben Reichert an Heinson über die Presseausschußsitzung vom 7.1.1927 und Nie­
derschrift über die am 12.1.1927 im Reichsverband der deutschen Industrie abgehaltene Bespre­
chung betr. Kriegsgerät. 

63 Vgl. RGBl. 1927, Teil I, Gesetz über Kriegsgerät v. 27.7.1927. Vgl. auch Salewski, Entwaffnung 
und Militärkontrolle, S. 369. 

64 Vgl. DZA Potsdam, Reichswirtschaftsministerium 18171, Stützung der Waffenfabriken in Suhl 
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1933 wird er in einer „kurze(n) Zusammenstellung der Auffassung der Spezialindu-
strie zu den Genfer Verhandlungen über internationale Regelung von Kriegswaffen­
herstellung und Kriegswaffenhandel" vom RVdl als Sachverständiger benannt65. 
Nach 1933, als der „Reichsverband" in den „Reichsstand der deutschen Industrie" 
umgewandelt wurde, firmierte sein Referat als „Abteilung Landesverteidigung"66. 

Wird überdies berücksichtigt, daß v. Düring bereits seit 1926 im Rahmen der Stati­
stischen Gesellschaft (Stega) zusammen mit dem Heereswaffenamt die wirtschaftliche 
Mobilmachung der deutschen Industrie im Kriegsfall vorbereitete67, dann wird eine 
klare Kontinuitätslinie von der Wahrnehmung der Interessen der deutschen Rüstungs­
industrie im Zuge der wirtschaftlichen Abrüstung nach dem Ersten Weltkrieg über 
die Beteiligung an den wirtschaftlichen Mobilmachungsvorarbeiten der Reichs­
wehr bis zur Organisation der wirtschaftlichen Aufrüstung im „Dritten Reich" 
erkennbar. 

Die gemeinsamen Interessen von Reichswehr und Rüstungsindustrie manifestierten 
sich noch einmal auf dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise. Für die Industriellen 
bot die Krise den willkommenen Anlaß, erneut die Forderung nach Aufhebung der 
Exportbeschränkungen für Kriegsmaterial auf zuwerfen. Im Dezember 1931 meldeten 
sich ihre Vertreter wieder zu Worte, um eine Aufhebung bzw. „zum mindesten eine 
Milderung" der Restriktionen von 1927 zu erreichen. Man verwies darauf, daß die 
wirtschaftliche Lage durch die völlige Beseitigung des Gesetzes verbessert werden 
könnte, und verlangte, diese Forderung in den internationalen Abrüstungsverhand­
lungen, die ab Februar 1932 stattfanden, und in den internationalen Wirtschaftsver­
handlungen vorzubringen68. Nach der dem Deutschen Reich grundsätzlich zugestan­
denen „Gleichberechtigung" in Rüstungsfragen durch die Genfer Fünfmächteerklä-
rung vom 17. Dezember 1932 drang die Spezialindustrie erneut darauf, nun in der 
zweiten Verhandlungsrunde die Aufhebung des Kriegsgerätegesetzes anzustreben. In 
einer Zusammenstellung ihrer Auffassungen lehnte sie für die Zukunft „jede Kon­
trolle von Kriegswaffenherstellung und Kriegswaffenhandel" ab - wenn auch für die 
Verhandlungen ein gewisser Spielraum angeboten wurde69. Ebenso wie 1926/27 war 
diese Intervention der Rüstungsindustrie begleitet von gleichgerichteten Aktivitäten 
militärischer Dienststellen. Das Heereswaffenamt hatte schon einen Monat zuvor „im 
Interesse der Landesverteidigung" die „Erhaltung einer möglichst umfangreichen und 

und Zella-Mehlis, Schreiben der Arbeitsgemeinschaft des Waffen- und Munitionsgewerbes 367/ar 
vom 28.4.1932 und 427/ar/32 vom 28.5.1932. 

65 Staatliches Archivlager Göttingen, EC-371, Abschrift des Schreibens 820/G/33 des RVdl an das 
Reichswehrministerium vom 16.1.1933 betr. die Internationale Regelung von Kriegswaffenher­
stellung und Kriegswaffenhandel. 

66 Vgl. Wer ist's? 10. neubearb. Ausgabe, Berlin 1935. 
67 Vgl. Hansen, Reichswehr und Industrie, S. 82 ff. und passim. 
68 PA/AA II F-Abrüstung, I. Grp. Abr. Komm. Abt. 5, Schreiben des Reichsverbandes der deutschen 

Industrie 802/G/31 vom 18. 12.1931 betr. Genfer Abrüstungsverhandlungen; Kriegsgerätegesetz. 
69 SAL Göttingen, EC-371, Abschrift des Schreibens 820/G/33 des RVdl an das Reichswehrministe­

rium vom 16.1.1933 betr. die Internationale Regelung von Kriegswaffenherstellung und Kriegs­
waffenhandel. 
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leistungsfähigen Waffenindustrie - besonders in Innerdeutschland"70 - und freie Ent­
scheidung in bezug auf die Wahl der Rüstungsfirmen für die Reichswehr verlangt, um 
damit von den „uns belastenden Monopolverträgen der [wenigen zugelassenen] Rü­
stungsfirmen" freizukommen. Daraus ergab sich folgerichtig das Verlangen nach Auf­
hebung des Kriegswaffenausführungsverbotes: „Diese Forderung", so hieß es in dem 
Schreiben des Heereswaffenamtes an das Truppenamt und die Völkerbundsgruppe 
Heer vom 18. November 1932, „ist umso dringlicher, als die ,nicht zugelassene Rü­
stungsindustrie' in Kürze vor dem völligen Zusammenbruch steht und auch bereits 
einige zugelassene Fabriken schwer zu kämpfen haben."71 Das Truppenamt solle 
darauf hinwirken, daß Auswärtiges Amt, Reichswirtschaftsministerium sowie Völker­
bundsgruppe Heer und Marine sich unter Führung des Reichswirtschaftsministeriums 
auf die umrissene Verhandlungsgrundlage festlegten. 

BA/MA F 5993, Bd. 3, Heereswaffenamt Nr. 430/32 g. Kdos Wa Stab vom 18.11.1932 betr. 
Aufhebung des Kriegsgerätegesetzes und Abschaffung der Monopolfirmen im Rahmen der Abrü­
stungsverhandlungen, S. 2. 
Ebenda. 



ERICH GOLDHAGEN 

DER HOLOCAUST IN DER SOWJETISCHEN PROPAGANDA 
UND GESCHICHTSSCHREIBUNG 

Leitstern sowjetischer Historiographie ist stets eine Maxime gewesen, die der erste 
Doyen der sowjetischen Historiker, Pokrovskij, formuliert hat: „Geschichte ist in die 
Vergangenheit projizierte Politik." Der Historiker muß die Vergangenheit in Überein­
stimmung mit Richtlinien darstellen, die von der obersten politischen Autorität gelie­
fert werden. Er hat dem Staat als „ein Ingenieur menschlicher Seelen" zu dienen, als 
ein Propagandist, der die Toga der Gelehrsamkeit trägt, als ein Handwerker, der einen 
Beitrag zu der nie endenden Aufgabe leistet, den Geist der Bürger in den Fesseln der 
Orthodoxie zu halten. „Objektivität" ist nicht ein anzustrebendes Ideal, sondern eine 
„bourgeoise" Häresie, vor der man sich hüten soll. 

Für die sowjetischen Führer ist Geschichtsschreibung alles andere als leeres Ge­
schwätz, wie Henry Ford behauptete. Sofern von der festen Hand der Partei geführt, 
ist der Historiker in ihren beständigen Kämpfen ein unschätzbarer Helfer, läßt man 
aber seinen Geist unkontrolliert seine eigenen Wege gehen, kann er den Verlockungen 
der Objektivität erliegen und eine Quelle ansteckend aufrührerischen Denkens wer­
den. „Historiker sind gefährliche Leute. Sie müssen kontrolliert werden", so die denk­
würdige Äußerung eines sowjetischen Spitzenfunktionärs. Welcher westliche Politiker 
würde irgendeinem Zweig der westlichen Historiographie einen solchen Tribut 
zollen? 

In der sowjetischen Behandlung des Holocaust tritt dieses Gesetz sowjetischer Ge­
schichtsschreibung ganz unverhüllt zutage. Schon seit den Anfängen des Massen­
mords an den Juden haben sowjetische Historiker und die Organe der sowjetischen 
veröffentlichten Meinung die systematische Ausrottung der Juden nicht als einen 
singulären Vorgang des Zweiten Weltkriegs anerkannt, geschweige denn als einen 
Vorgang, der fast ohne Beispiel in der Geschichte ist. Die Ausrottung selbst wurde in 
ein Gespinst aus allgemeinen Formulierungen gehüllt. Wenn ein sowjetischer Publizist 
die Massenschlächterei erwähnte, nannte er die Opfer nicht Juden, sondern „sowjeti­
sche Bürger", und sowjetische Historiker brachten das bemerkenswerte Kunststück 
fertig, über das Ghetto von Minsk zu schreiben, ohne zu verraten, daß es Juden — und 
nur Juden — als Zwangsaufenthalt dienen mußte. Ein unveröffentlichtes Verbot hat 
die Tendenz begründet, den Begriff „Jude" aus den sowjetischen Annalen der NS-
Verbrechen zu verbannen. 

Ein besonders deutliches Beispiel für diese Haltung ist ein Tagebuch aus dem 
Ghetto Wilna, das von einer jungen Frau, M. Rol'nikaite, stammt und 1965 in einer 
Auflage von 200000 unter dem Titel „Ich muß berichten" (Ja Dolschna Rasskazat) 
erschienen ist. Das Buch ist mit dem Tagebuch der Anne Frank verglichen worden. 
Aber anders als die Aufzeichnungen der Anne Frank sind die Notizen von M. Rol'ni­
kaite in einem fundamentalen Punkt augenscheinlich nicht authentisch. Es handelt 
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sich um ein un-jüdisches Buch, auf Grund der politischen Vorschriften der Partei 
bewußt so gehalten. Die Insassen des Ghettos werden in dem Buch nicht als Juden 
dargestellt, die das Siegel jenes einzigartigen Schicksals tragen, zu dem sie von den 
Nationalsozialisten verdammt wurden, die ihrer Qual in ihrem spezifischen Idiom 
Ausdruck verleihen und dabei ihrem Haß auf die mit den Deutschen kollaborierenden 
Litauer Luft machen, sondern als schlichte sowjetische Bürger, die von den standardi­
sierten Sentiments des Sowjetpatriotismus erfüllt sind und die offiziellen sowjetischen 
Klischees äußern oder eher deklamieren. Sogar der Begriff Jude taucht in dem Buch 
nur sporadisch auf. Solcherart sind die verfälschenden Wirkungen der sowjetischen 
Zensur. 

Ein jiddischer Schriftsteller, der den Zweiten Weltkrieg in Moskau verbrachte, und 
zwar in dem Kreis sowjetischer jiddischer Literaten, den es dort gab, hat bemerkt, daß 
in der Sowjetunion der Weg vom Schreibtisch des Autors zur Druckerei weit ist, so 
weit, daß der Gedanke eines Schriftstellers unterwegs „seinen ursprünglichen Inhalt 
verlieren und völlig verwandelt werden kann"1. Es ist jedoch durchaus möglich, daß 
das entstellte Bild des Wilnaer Ghettos, das in dem genannten Buch geboten wird, 
nicht erst das Werk eines Zensors ist, der den originär jüdischen Geist rücksichtslos 
eliminierte, sondern schon Ergebnis der Selbstzensur der Verfasserin. Gar mancher 
sowjetische Schriftsteller, begierig darauf, seine Arbeit veröffentlicht zu sehen, kommt 
dem Zensor zuvor und paßt bereits sein Manuskript den Geboten der Orthodoxie an. 
Wenn er seine Gedanken zu Papier bringt, schneidet und stutzt der Autor sie so 
zurecht, verbindet er sie derart mit Ideen, die ihm fremd oder sogar widerwärtig sind, 
daß sie die aufmerksame Prüfung durch die Hüter des rechten geistigen Weges beste­
hen können. Die Feder des Schriftstellers verwandelt sich dann in ein Instrument der 
intellektuellen Selbstverstümmelung. 

Die Unterdrückung nahezu aller öffentlichen Erinnerung an den Holocaust ist be­
sonders auffallend, wenn man sie mit der Freiheit vergleicht, die von der sowjetischen 
Regierung den Armeniern für das Gedenken ihres Holocaust zugestanden worden ist. 
In der Nähe der Hauptstadt der Sowjetrepublik Armenien wurde auf einem Hügel ein 
Mahnmal zum Andenken an die von den Türken ermordeten Armenier errichtet. Es 
ist ein unverkennbar nationales Mahnmal, zu dem Armenier pilgern, um ohne Furcht 
ihre kollektive nationale Tragödie zu betrauern. Im Gegensatz dazu wurde die Grab­
stätte von Babi Yar, wo mehr als 30 000 Juden in der Erde ruhen, nach vielen Jahren 
der Vernachlässigung von der sowjetischen Regierung widerwillig mit einem Monu­
ment versehen, an dem selbst der leiseste Hinweis darauf vermieden ist, daß es sich bei 
den hier begrabenen Opfern um jüdische Männer, Frauen und Kinder handelt, die 
ermordet worden sind, weil sie Juden waren; und sowjetische Juden, die Babi Yar 
besuchen, um des Massakers zu gedenken, tun das voll Furcht und verstohlen, als 
seien sie an einer subversiven Verschwörung beteiligt. 

Ursprünglich war das Hauptmotiv für diese verfälschende Zurückhaltung die Sorge 
der sowjetischen Regierung, daß sie mit einer Hervorhebung des Schicksals der Juden 

1 L. Yanasovich, Mit yidishe Shraiber in Rußland, Buenos Aires 1959, S. 111. 
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den Unwillen vieler Sowjetbürger auf sich ziehen würde, unter denen während des 
Krieges der Antisemitismus erheblich zugenommen hatte. Nach dem Krieg verband 
sich damit ein weiteres Motiv, den Mantel des Schweigens festzuhalten, den das 
Regime über den Holocaust gebreitet hatte, nämlich die Entschlossenheit, dem 
wiedererwachten ethnischen und religiösen jüdischen Bewußtsein eine Quelle zu ver­
weigern, aus dem es sich hätte nähren können; die kollektive Erinnerung an den 
Holocaust ist ja ein mächtiges Stimulans der Suche nach jüdischer Identität. 

Seit Ende der sechziger Jahre haben sowjetische Autoren zwar den Holocaust zu 
erwähnen begonnen, aber nur, um ihn als Rohstoff bei der Fabrikation einer neuen 
propagandistischen Legende zu verwenden. Dieser Legende zufolge war der Zionis­
mus ein Komplice des Nationalsozialismus bei dessen Anschlägen auf die Juden, 
hatten die Zionisten die Austreibung der Juden aus Europa freudig begrüßt, mit den 
Nationalsozialisten paktiert und sogar den Massenmord an den Juden mit Genugtu­
ung aufgenommen; denn Zionisten sind so skrupellos, daß sie nicht einmal vor dem 
Tod zahlloser Juden zurückschrecken, wenn dann die Überlebenden nach Palästina 
fliehen und damit den zionistischen Ehrgeiz befriedigen helfen, dort einen von den 
Zionisten beherrschten Staat zu schaffen. In den letzten Jahren ist diese Phantasie von 
einer kleinen Schar pseudo-wissenschaftlicher Schreiberlinge zu einer bizarren Dämo­
nologie entwickelt worden. 

Die Dämonologie blieb nicht auf die für Wissenschaftler und Ideologen bestimmten 
„gelehrten" Zeitschriften und Bücher beschränkt, sie tauchte auch in den populärsten 
Organen der veröffentlichten Meinung auf. So in „Ogonek", einer Wochenzeitung, 
deren Auflage (2,5 Millionen) sie in etwa zu einem Gegenstück zu „Life" macht, als 
dieses amerikanische Magazin noch wöchentlich erschien, und im April 1978 verbrei­
tete sich Jurij Schukow, der hervorragendste und autoritativste außenpolitische Kom­
mentator in der Sowjetunion, zweimal im Moskauer Fernsehen über die Allianz zwi­
schen Nationalsozialisten und Zionisten. Auszüge aus den beiden Artikeln in „Ogo­
nek", die ein L. Kornejew zeichnete, mögen als Beispiele dafür dienen, wie die Sowjets 
das Verhalten der Zionisten während des Holocaust darstellen: 

„Die Zionisten haben den Nazis bei der Ermordung der Juden geholfen - der 
Frauen, der Alten und der Kinder. 
1939 hatten die Zionisten das jugendliche Kontingent des europäischen Juden­
tums im wesentlichen ausgeschöpft. Schon zu jener Zeit brauchten die Zionisten 
vor allem Arbeitskräfte und ,Kanonenfutter' für den Kampf gegen die Araber 
Palästinas." 

Die Frauen, die Alten und die Kinder wurden dann, weil nutzlos, der Vernichtung 
durch die Nationalsozialisten überlassen. Indes war es nicht einfach Opportunismus, 
was die Zionisten veranlaßte, mit den Nationalsozialisten eine Partnerschaft zur Er­
mordung der eigenen Brüder einzugehen, sondern auch ideologische Verwandtschaft. 
„Die logische Grundlage dieser Annäherung war die eindeutige ideologische Gemein­
schaft von Faschismus und Zionismus - ihr Expansionismus, ihr Rassismus, der 
religiöse Mystizismus und natürlich ihr Antikommunismus und Antisowjetismus."2 

2 L. Kornejew, Sloweschtschie Tainy Sionizma, in: Ogonek 1977, Nr. 34, 35. 
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Wenn man über derart phantastische Erfindungen nachsinnt, drängen sich unaus­
weichlich zwei Fragen auf: 1. Welche Motive veranlassen die Sowjets zur Verbreitung 
solcher Legenden? 2. Glauben die Sowjets selbst an ihre Propaganda oder sind sie 
zynische Fabrikanten einer großen Lüge? Man kann diese Frage auch in die Begriffe 
hegelianisch-marxistischer Philosophie fassen: Ist die sowjetische Behauptung von der 
nationalsozialistisch-zionistischen Verwandtschaft und Kollaboration begleitet vom 
Bewußtsein ihrer Falschheit oder bringt sie ein falsches Bewußtsein ihrer Urheber zum 
Ausdruck? 

Was die erste Frage angeht, so sind für die ideologische Kampagne gegen den 
Zionismus wohl drei Gründe zu erkennen. 1. Das Märchen von der zionistischen 
Komplicenschaft beim Holocaust ist dazu bestimmt, den Zionismus in den Augen der 
sowjetischen Juden herabzusetzen, die sowjetischen Juden mit Abscheu gegen ihn zu 
erfüllen, mit einem Abscheu, der sie gegen seine Verlockungen immunisieren soll. 
Muß es die sowjetischen Juden nicht vor einer Bewegung schaudern, die zu solchen 
Tiefen der Verworfenheit sank, daß sie sogar mit den nationalsozialistischen Mördern 
des jüdischen Volkes kollaborierte? 2. Das Märchen soll Musik in arabischen Ohren 
sein. Es fällt harmonisch in den arabischen Chor der Beschimpfung des Zionismus ein 
und festigt so das Band, das arabische Extremisten und Sowjets in gemeinsamer 
Feindschaft gegen Israel vereint. 3. Das Märchen ist daneben purer und nicht kalku­
lierter Ausdruck des bitteren Hasses, den die sowjetischen Führer dem organisierten 
Judentum entgegenbringen. Nach Meinung der Sowjets besitzt das organisierte Ju­
dentum eine ungeheure Macht globalen Ausmaßes. Größtenteils unsichtbar, reicht sie 
in jedes Land. Ihre Werkzeuge haben die Sowjetunion unaufhörlich attackiert und sie, 
indem sie ihr das Stigma des Antisemitismus aufdrückten, in den Augen der Welt 
verunglimpft. Überdies hat das organisierte Judentum durch geschickte Propaganda 
in den sowjetischen Juden nationalistische Gefühle geschürt und in ihnen die Sehn­
sucht nach Auswanderung geweckt, danach die Sowjetunion gezwungen, ihre Gren­
zen für den Exodus von Zehntausenden sowjetischer Bürger zu öffnen. Die sowjeti­
schen Führer hassen das organisierte Judentum mit großer Intensität, und in der 
Weise von Menschen, die leidenschaftlich hassen, machen sie ihrer Emotion in lär­
menden Denunziationen und hypertrophen Schmähungen Luft. 

Aber glauben sie das, was sie über den Zionismus sagen? Diese Frage kann, wie 
meist, wenn danach gefragt wird, ob es Menschen mit den Überzeugungen ernst ist, 
zu denen sie sich bekennen, nicht mit Sicherheit beantwortet werden. Hält man sich 
indes, wenn man die aberwitzigen Produkte der gegenwärtigen sowjetischen Propa­
ganda prüft, die kommunistische Doktrin vor Augen, daß es den Gläubigen erlaubt 
ist, im Dienste der Sache zu lügen, so scheint der Schluß berechtigt, daß die Sowjets in 
diesem Fall, wie auch sonst oft, aufrichtige Überzeugung mit bewußten Lügen vermi­
schen. Daß der Zionismus ein Übel ist, eine Spielart des Faschismus, gehört seit 
langem zu den Glaubensartikeln der sowjetischen Ideologie, zu den axiomatischen 
„Wahrheiten", die durch konstante Wiederholung - eine Art Selbsthypnose - ihre 
Bestätigung erfahren. Nach einem antizionistischen sowjetischen Traktat, das von 
Jewgenij S. Jewsejew verfaßt und nur in einer Auflage von 500 Stück veröffentlicht 
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wurde, ist der Zionismus sogar die übelste Form des Faschismus, übler noch als der 
deutsche Nationalsozialismus (zitiert in der New York Times vom 27. Juni 1979). In 
sowjetischen Augen wurde das Urteil über den Zionismus allerdings durch Doku­
mente bewiesen, die sich in NS-Archiven fanden und Mitteilungen über Kontakte, 
Verhandlungen und Vereinbarungen zwischen NS-Funktionären und Vertretern zio­
nistischer Organisationen enthielten, so über das Haavarah-Abkommen, das den 
Transfer jüdischer Gelder von Deutschland nach Palästina ermöglichte, und über 
Gespräche zionistischer Agenten mit NS-Funktionären, bei denen es um die Auswan­
derung deutscher Juden ging. Diese gelegentlichen Geschäfte zwischen Nationalsozia­
listen und Zionisten, westlichen Historikern längst bekannt, bezeugen zwar nichts 
anderes als die verzweifelten Bemühungen der Zionisten, möglichst viele Menschenle­
ben vor der nationalsozialistischen Verfolgung zu retten. Aber von den Sowjets wer­
den die Fakten unbewußt mißdeutet, weil sie, wie alle Hasser, bereit sind, ihren 
Feinden jede Schlechtigkeit zuzutrauen. Der sowjetische Ideologe gleicht in diesem 
Falle einem surrealistischen Maler, in dessen Vision die Objekte seines Hasses ihre 
wahre Gestalt verlieren und in grotesker Weise deformiert werden. Der Propagandist 
setzt nun in das unbewußt deformierte Bild Einzelheiten ein, die er bewußt erfunden 
hat. Solche Einzelheiten sollen dem Bild Farbe geben, den Zionismus in einem beson­
ders grellen Licht zeigen und dadurch den Abscheu vor ihm vergrößern. Derartige 
Lügen rechtfertigen die Propagandisten, in der Nachfolge Platos, als edle Lügen, 
veredelt durch den erhabenen Zweck, dem sie dienen. Ihre Erfindungen sehen sie, 
genau genommen, nicht als Lügen an, nicht als völlig grundlose Unwahrheiten, son­
dern als Ausschmückungen der Wahrheit, als eine Form der Popularisierung. „Um die 
Wahrheit zu vermitteln, kann es manchmal notwendig sein, sie zu übertreiben", sagte 
der prominente amerikanische Marxist Paul Sweezy, als er eine chinesische Diatribe 
gegen die Sowjetunion rezensierte, die offenkundige Unrichtigkeiten enthielt3. 

Der verstorbene Ernst Fischer, ein hervorragender kommunistischer Intellektueller, 
der vor seiner Distanzierung vom Kommunismus zu den Führern der österreichischen 
KP gehörte, erläutert in seinem Buch „Kunst und Koexistenz" (Hamburg 1966, 
S. 110 ff.) überaus einleuchtend, wie sich im kommunistischen Geist Täuschung und 
Selbsttäuschung vermengen und wie durch die formelhafte Wiederholung ritueller 
Phrasen Überzeugungen eingetrichtert und gefestigt werden. Um die kommunistische 
Rechtfertigung der „edlen Lüge" zu illustrieren, erzählt er folgende Geschichte: „Ein 
sowjetischer Bergarbeiter, in den dreißiger Jahren von einer englischen Arbeiterdele­
gation nach seinem Lohn befragt, nannte eine hohe Summe. Der Dolmetsch stutzte 
und kehrte später zu ihm zurück: ,Verdienst Du denn wirklich soviel?' - ,Wieso denn? 
Ich habe meinen Lohn verdreifacht.' - ,Warum hast Du die englischen Kollegen 
angelogen?' - ,Damit sie endlich Revolution machen.'" 

Die geschilderten Ausflüge sowjetischer Propagandisten in „schwindelhaftes Den­
ken", wie das die Kulturanthropologen nennen, sind allerdings für Geist und Klima 
der derzeitigen sowjetischen Historiographie nicht charakteristisch, stehen zur vor-

3 P. Sweezy, Czechoslovakian Capitalism and Socialism, in: Monthly Review 1968, S. 16. 
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herrschenden Tendenz sogar in einem gewissen Gegensatz. Seit Stalins Tod haben sich 
die Vorschriften der Orthodoxie mehr und mehr gelockert, und die sowjetischen 
Historiker können den Regeln der Vernunft, dem Grundsatz der Faktentreue und den 
Geboten wissenschaftlicher Quelleninterpretation heute weit mehr gehorchen als in 
früheren Jahren; ihr Ton ist weniger schrill und schmähend geworden. Was aber den 
Holocaust und die Juden betrifft, so hat ein Rückfall stattgefunden - eine Rückkehr 
zu boshaft-giftigen Phantasien. Und es bleibt ein Maßstab für den Grad geistiger und 
moralischer Perversion, zu der die sowjetische Propaganda fähig ist, daß sie über die 
größte und brutalste Judenverfolgung der ganzen jüdischen Geschichte in einer Weise 
berichtet, die darauf berechnet ist, den Haß gegen das heutige Judentum zu schüren4. 

Noch zwei andere Gruppen sind mit dem Märchen von der vorsätzlichen Komplicenschaft der 
zionistischen Bewegung beim nationalsozialistischen Judenmord hausieren gegangen: die ultraor­
thodoxe, antizionistische jüdische Sekte N'turei Karta und die deutschen Neo-Nazis. Beide Gruppen 
jonglieren zum Teil mit den gleichen „Beweisen", mit denen auch die Sowjets die Schuld der 
Zionisten belegen wollen. In den Vereinigten Staaten hat die N'turei Karta ihre Anklage vor allem 
mit dem Pamphlet „The Holocaust Victims Accuse" (New York 1977) von Moshe Shonfeld zu 
verbreiten gesucht. Die auffallendste der neonazistischen Publikationen, die dartun wollen, wie die 
Zionisten von der NS-Judenverfolgung profitierten, stammt von einem Hannecke Kardel und trägt 
den Titel „Hitler - Begründer Israels" (Genf 1975). L. Kornejew hat in „Ogonek" (1977, Nr. 34, 
S. 29) die neonazistische Veröffentlichung zustimmend erwähnt und ihren Titel in seinem eigenen 
Artikel als Zwischentitel verwendet. 



Dokumentation 

RUDOLF MORSEY 

DIE RHÖNDORFER WEICHENSTELLUNG 
VOM 2 1 . AUGUST 1949 

Neue Quellen zur Vorgeschichte der Koalitions- und Regierungs­
bildung nach der Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 

Die stufenweise Gewinnung unserer Kenntnisse über den Verlauf der Vergangenheit 
und der damit verbundene Gewinn an historischen Erkenntnissen geschieht in der 
Zeitgeschichtsforschung jeweils innerhalb einer außerordentlich kurzen Spanne von 
Jahren. Dabei spielen neuerschlossene „Schlüsseldokumente" eine große, häufig aus­
schlaggebende Rolle. Die im folgenden abgedruckten neuen Quellen erlauben es, das 
Zustandekommen eines historisch bedeutsamen EntScheidungsprozesses zu rekon­
struieren, über das wir bisher nur unvollständig informiert gewesen sind. Dabei geht 
es um das Ringen innerhalb der Unionsführung über die Koalitionsbildung im ersten 
Deutschen Bundestag und die davon abhängige personelle Zusammensetzung der 
ersten Bundesregierung, also um die Vorgeschichte der Kanzlerschaft Adenauers. 

Der Ausgang der Wahl vom 14. August 1949 hatte den beiden Parteien CDU und 
CSU zusammen einen Stimmenvorsprung (31,0 v. H. der abgegebenen gültigen Stim­
men, 139 von insgesamt 402 Mandaten) vor der SPD (29,2 v. H., 131 Abgeordnete) 
erbracht und ihnen damit, falls es zur Bildung einer gemeinsamen Unionsfraktion im 
Bundestag kam, den Anspruch auf die Regierungsführung verschafft. Vom Wahler­
gebnis her war eine Parlamentsmehrheit ohne die SPD zu erreichen, da die Unionsab­
geordneten mit denen der FDP (11,9 v. H. Stimmen, 52 Mandate) und der Deutschen 
Partei (4,0 v. H., 17 Mandate) über zusammen 208 Bundestagssitze verfügten. Eine 
entsprechende Koalition bestand seit 1947 im Frankfurter Wirtschaftsrat. 

Der prominenteste Unionspolitiker, Konrad Adenauer — Vorsitzender der CDU des 
Rheinlands und seiner Partei in der britischen Zone, der CDU-Landtagsfraktion in 
Nordrhein-Westfalen und der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU - , strebte an, noch 
vor Bildung der gemeinsamen Bonner Unionsfraktion eine Vorentscheidung zugun­
sten einer Regierungskoalition ohne SPD zu erreichen, eingeschlossen die Festlegung 
auf bestimmte Kandidaten zur Besetzung der wichtigsten Staats- und Regierungsäm­
ter. Beides gelang ihm am 21. August 1949 in Rhöndorf, wohin er zwischen dem 13. 
und 19. August telefonisch und/oder telegrafisch „führende Persönlichkeiten der 
CDU/CSU" aus den drei Westzonen zu einer „Aussprache", Beginn 13.00 Uhr, einge­
laden hatte1. 

1 In einem Fall (Holzapfel; vgl. Anm. 80) zu einer „äußerst bedeutungsvollen Aussprache". Nach 
den (insgesamt spärlichen) Unterlagen im Nachlaß Adenauer in der Stiftung Bundeskanzler-Ade­
nauer-Haus in Rhöndorf (künftig zitiert: StBAH) 07.26. Zu- und Absagen sind in drei maschinen-
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Die Zeitgenossen erfuhren durch ein knappes Pressekommunique2 über den Aus­
gang dieser „Konferenz der [!] CDU/CSU-Politiker in der Wohnung von Dr. Ade­
nauer" als deren Auffassung, daß die Bundestagswahl „nicht nur ein eindrucksvolles 
Bekenntnis zu den Grundideen3 der christlich-demokratischen Gesellschaftsauffas­
sung4, sondern auch eine eindeutige Bejahung der sozialen Marktwirtschaft im Ge­
gensatz zur sozialistischen Planwirtschaft" erbracht habe. „Es bestehe daher die Ver­
pflichtung, diese Gesamtpolitik fortzusetzen und daraus bei der Bildung der Bundesre­
gierung klare Konsequenzen zu ziehen."5 

Dieses allgemein formulierte Kommunique enthielt keine konkrete Koalitionslö­
sung und auch keine Namen von Kandidaten für die Besetzung der wichtigsten Staats­
und Regierungsämter. Daraus war zu entnehmen - und wurde entsprechend kom­
mentiert - , daß angesichts des bekannten Eintretens auch prominenter CDU-Politiker 
für die Bildung einer Großen Koalition keine einheitliche Meinungsbildung erfolgt 
war. Das Mehrheitsvotum der Rhöndorfer Konferenz, deren Teilnehmer6 kein forma­
les Unionsgremium darstellten, bekam rasch zusätzliches Gewicht, als sich für die von 

schriftlich vorliegenden Listen (ebenda, 06.07) festgehalten, von denen die zweite den handschrift­
lichen Vermerk „21. 8. 13 Uhr" trägt. Keine dieser Listen enthält jedoch die Namen aller Konfe­
renzteilnehmer (vgl. Anm. 6). 

2 Korrekter Druck (nach der Vorlage im Nachlaß Adenauer) in: Konrad Adenauer. Seine Zeit, sein 
Werk. [Katalog einer] Ausstellung aus Anlaß des 100. Geburtstags am 5. Januar 1976, Histori­
sches Archiv der Stadt Köln, S. 144. Andere Abdrucke (mit Textabweichungen): Keesing's Archiv 
der Gegenwart 1949, Frauenfeld/Schweiz 1949, S. 20, 48; Paul Weymar, Konrad Adenauer, 
München 1955, S. 432; Konrad Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, Stuttgart 1965, S. 229. -
Verfälschender Abdruck des Kommuniques (ohne Beleg) bei Klaus Dreher, Der Weg zum Kanzler. 
Adenauers Griff nach der Macht, Düsseldorf 1972, wo es S. 306 f. heißt, daß auch Politiker der 
FDP (!) an der Konferenz teilgenommen hätten. 

3 Im Abdruck bei K. Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, S. 229: „Grundlinien". 
4 In manchen Wiedergaben in der Presse: „Staats- und Gesellschaftsauffassung". 
5 Im Deutschland-Union-Dienst Nr. 167 vom 23. August 1949 hieß es, die Teilnehmer der Rhön-

dorfer Konferenz hätten sich „statt über die von verschiedenen Seiten angekündigte oder vermu­
tete Koalitionsliste" darüber unterhalten, wie „am besten und schnellsten ein praktisches Arbeits­
programm für eine zu bildende Bundesregierung unter CDU/CSU-Führung aufgestellt werden 
könne". 

6 Adenauer, Peter Altmeier (Koblenz), Theodor Blank (Dortmund), Adolf Cillien (Hannover), An­
ton Dichtel (Freiburg), Ludwig Erhard (Frankfurt), Günter Gereke (Hannover), Johannes Gro-
nowski (Bad Driburg), Albert Finck (Hambach b. Neustadt/W.), Werner Hilpert (Wiesbaden), 
Michael Horlacher (München), Edmund Kaufmann (Stuttgart), Jakob Kaiser (Berlin), Willi Koch 
(Kiel), Erich Köhler (Frankfurt), Gebhard Müller (Tübingen), Wilhelm Naegel (Hannover), Anton 
Pfeiffer (München), Robert Pferdmenges (Köln), Hermann Pünder (Frankfurt), Hugo Scharnberg 
(Hamburg), Carl Schröter (Kiel), Wilhelm Simpfendörfer (Stuttgart), Franz Josef Strauß (Mün­
chen). Von diesen 24 Politikern kamen zehn aus der britischen Zone, neun aus der amerikanischen 
(darunter zwei Mitglieder des Verwaltungsrats des Vereinigten Wirtschaftsgebiets), vier aus der 
französischen Zone und einer aus Berlin. Abgesagt hatten Ehard (vgl. Anm. 18), Fridolin Heurich 
(Karlsruhe), Friedrich Holzapfel (Herford, vgl. Anm. 80) und Walther Schreiber (Berlin). 
Ferner waren in Rhöndorf anwesend Herbert Blankenhorn (Referent Adenauers als Präsident des 
Parlamentarischen Rates), Josef Löns (Generalsekretär der CDU in der britischen Zone) und Alois 
Zimmer (Trier), Wahlkampfleiter der CDU. In der Presse wurden z. T. Heinrich v. Brentano und 
Robert Lehr als weitere Teilnehmer genannt, die jedoch weder eingeladen noch anwesend waren. 
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Adenauer forciert vorgetragene Konzeption einer Koalitionsbildung ohne SPD auch 
andere, wenngleich für die Entscheidung dieser Frage wiederum nicht „zuständige" 
Gremien aussprachen: Am 23. August die CDU-Fraktion des Landtags von Nord­
rhein-Westfalen (Vorsitzender: Adenauer) in Düsseldorf und am 31. August eine 
Konferenz der Spitzenpolitiker der CDU der drei Westzonen und der CSU (Vorsitz: 
Adenauer) in Bonn. Den entsprechenden formellen Beschluß faßte dann am darauffol­
genden Tage, 1. September, die soeben konstituierte CDU/CSU-Fraktion des Deut­
schen Bundestags in Bonn (Vorsitzender: Adenauer). 

Damit waren Versuche insbesondere der vier Ministerpräsidenten der CDU (Peter 
Altmeier, Karl Arnold, Gebhard Müller und Leo Wohleb) gescheitert, eine Koalitions­
bildung zusammen mit der SPD zu erreichen7, mit deren Vertretern sie in ihren Län­
derregierungen zusammenarbeiteten. 

Infolge der spärlichen, zunächst nur von Robert Pferdmenges (1955)8 und Ade­
nauer (1965)9 vorliegenden und anekdotenhaft ausgeschmückten Darstellungen über 
den Ablauf der sonntäglichen Rhöndorfer Beratungen herrschte jahrelang der Ein­
druck vor, als sei es Adenauer erst nach stundenlangem Ringen und unter Einsatz der 
ihm eigenen taktischen Fähigkeiten10 gelungen, die Anwesenden11 von der Richtigkeit 
seiner Konzeption zu überzeugen; insbesondere der rheinland-pfälzische CDU-Vorsit­
zende und Ministerpräsident Altmeier sei als hartnäckigster Verfechter einer „Großen 
Koalition" aufgetreten12. 

7 Zuletzt bei einer Ministerpräsidentenkonferenz am 25726. August 1949 in Koblenz. Vgl. Franz 
Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung unter Konrad Adenauer, hrsg. von der Politischen 
Akademie Eichholz der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V., Bonn 1970, S. 104 (1975 nur unwesent­
lich verändert neu erschienen unter dem Titel: Es begann mit Adenauer. Der Weg zur Kanzlerde­
mokratie, Freiburg, Herder-Bücherei 521, dort als „Originalausgabe" bezeichnet, ohne Hinweis 
auf den früheren Druck und ohne Anmerkungen). 

8 Bei P. Weymar, Adenauer, S. 427 ff. Auf Adenauers dritter Einladungsliste (vgl. Anm. 1) war der 
Name Pferdmenges handschriftlich (nicht von Adenauer) nachgetragen mit dem Zusatz: „Inoffi­
ziell". 

9 Vgl. Erinnerungen 1945-1953, S. 224 ff. (Die entsprechenden Passagen von Pferdmenges und 
Adenauer sind abgedruckt bei K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, S. 341 ff., allerdings mit zahllosen 
Fehlern versehen, von denen im übrigen das ganze Buch übersät ist.) Adenauer stützte sich teil­
weise auf die Pferdmenges-Version, vor allem für die Schilderung der vermeintlichen Rolle Altmei­
ers, teilweise auf Wortprotokolle seiner Ausführungen in zwei Pressekonferenzen am 23. August 
(die er z. T. wörtlich übernommen hat) und 1. September 1949, beide in StBAH 07.06. 

10 Die von Pferdmenges aufgebrachte und inzwischen verfestigte Legende, wonach Adenauer zum 
Mittel der „individuellen Beeinflussung seiner Gäste am Buffet" habe greifen müssen, noch jüngst 
bei Detlev Hüwel, Karl Arnold, Wuppertal 1980, S. 207. 

11 Vgl. Anm. 6. Teilweise irreführende Angaben bei F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, 
S. 79, und K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, S. 237, 356. 

12 Hieß es bei Pferdmenges (vgl. P. Weymar, Adenauer, S. 428) noch, er „glaube", daß Altmeier die 
Opposition angeführt habe, so war daraus bei Adenauer (Erinnerungen 1945-1953, S. 429) eine 
Tatsache geworden; beide nennen übrigens außer Altmeier keinen anderen Teilnehmer der Konfe­
renz mit Namen. Altmeiers Anwesenheit in Rhöndorf ist nicht erwähnt bei Fritz Hirschner, Aus 
dem Chaos zum Land mit Zukunft. Peter Altmeier und das Werden von Rheinland-Pfalz, Neu­
wied 19752. 
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Dieser Eindruck wurde durch spätere Hinweise anderer Teilnehmer der Konferenz, 
zunächst Hermann Pünder (1968)13 und Günter Gereke (1970)14, nicht grundlegend 
korrigiert. Erst 1972 ergab sich als Ergebnis der Befragung weiterer Teilnehmer (Peter 
Altmeier, Ludwig Erhard, Hermann Pünder und Franz Josef Strauß)15 ein anderes 
Bild: Danach war die retardierende Rolle von Altmeier wesentlich geringer als bisher 
überliefert einzuschätzen16, dafür der Einsatz von Erhard und Strauß in ihrem Eintre­
ten für eine Koalitionsbildung ohne SPD um so höher. Dieser Eindruck wurde 1976 
durch weitere Hinweise von Strauß konkretisiert17. 

Aufgrund der damit vorliegenden Berichte von insgesamt sieben Teilnehmern der 
Rhöndorfer Beratungen lassen sich jedoch deren Ablauf, die Zuordnung der meisten 
Anwesenden zu den gegensätzlichen Gruppierungen und ihre jeweiligen Argumenta­
tionen nicht annähernd präzis oder überhaupt nicht rekonstruieren. 1978 gelang 
durch einen zentralen Quellenfund der Nachweis, daß sich Adenauer bereits am Tage 
vor der Konferenz, am 20. August 1949, mit dem Vorsitzenden der CSU und bayeri­
schen Ministerpräsidenten Hans Ehard - der an dem Rhöndorfer Treffen nicht teil­
nahm18 - in Frankfurt getroffen und in allen entscheidenden Punkten geeinigt hatte19: 

13 Von Preußen nach Europa, Stuttgart 1968, S. 408 ff. Pünders wichtigste Ergänzung bestand in dem 
Hinweis, daß er es gewesen sei, der in der Diskussion Adenauer als Kandidaten für das Amt des 
Bundeskanzlers vorgeschlagen habe. Auch Pünders Ausführungen sind bei K. Dreher, Der Weg 
zum Kanzler, S. 349 ff., abgedruckt, ebenfalls sehr fehlerhaft. 

14 Ich war Königlich preußischer Landrat, Berlin (Ost) 1970, S. 360 (nur mit dem Hinweis, daß er als 
Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten Schlange-Schöningen vorgeschlagen habe; 
vgl. Anm. 64). 

15 Vgl. K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, S. 352 ff. 
16 Über die falsche Darstellung von Pferdmenges (vgl. Anm. 8) hat sich Altmeier gegenüber P. Wey­

mar beklagt. So nach einem (undatierten) Hinweis Altmeiers bei K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, 
S. 242, 353 (von D. Hüwel, Arnold, S. 207, nicht berücksichtigt). Vorsichtig urteilte 1976 Franz 
Josef Strauß: Für die Große Koalition hätten sich Werner Hilpert, Jakob Kaiser, Gebhard Müller 
sowie „mehr oder minder" Altmeier ausgesprochen; Gedanken über Konrad Adenauer, in: Kon­
rad Adenauer 1876/1976, hrsg. von Helmut Kohl, Stuttgart 19762, S. 189f. 

17 Gedanken über Konrad Adenauer, S. 189f.; Konrad Adenauer und sein Werk, in: Konrad Ade­
nauer und seine Zeit, hrsg. von Dieter Blumenwitz u. a., Bd. 1, Stuttgart 1976, S. 90f.; Honnefer 
Rede zum 100. Geburtstag von Konrad Adenauer am 5. Januar 1976 (Honnef 1976), S. 18, sowie 
Franz Josef Strauß, Signale. Beiträge zur deutschen Politik 1969-1978. Ausgewählt und eingel. 
von Wilfried Scharnagl, München 1978, S. 178. 

18 Ehard hatte am 19./20. August an einer Tagung des Ellwanger Kreises teilgenommen und schon 
vorher Staatsminister Anton Pfeiffer als seinen Vertreter für Rhöndorf benannt (nach den Einla­
dungslisten; vgl. Anm. 1). 1976 erklärte Strauß, Ehard, „der sich mit Adenauer nie besonders gut 
verstanden hatte", habe keinen Wert auf die Teilnahme gelegt; Gedanken über Konrad Adenauer, 
S. 189. K. Dreher schreibt einmal (Der Weg zum Kanzler, S. 236), Ehard habe als seinen Vertreter 
Pfeiffer benannt, ein andermal (S. 244), er habe an seiner Stelle Strauß geschickt. Auch F. Alt, Der 
Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 79, bezeichnet Strauß als einzigen CSU-Vertreter in Rhön­
dorf, obwohl er Pfeiffer unter den Teilnehmern aufführt. Ein dritter CSU-Politiker, Horlacher, 
kam erst gegen Schluß der Konferenz. Vgl. Anm. 116. 

19 Vgl. Rudolf Morsey, Die Bildung der ersten Regierungskoalition 1949. Adenauers Entscheidun­
gen von Frankfurt und Rhöndorf am 20. und 21 . August 1949, in: Historisches Jahrbuch 97/98 
(1978), S. 418 ff. (Vorabdruck: Aus Politik und Zeitgeschichte B 34 vom 26. August 1978). Dort 
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Koalition der Unionsparteien mit der FDP sowie Besetzung der wichtigsten Staats­
und Regierungsämter mit Heuss, Adenauer und Erhard. Darüber hinaus hatten beide 
Unionspolitiker Konsens über die Besetzung zahlreicher weiterer Positionen in der 
ersten Bundesregierung erzielt - auch über die des Amtes des Bundestagspräsiden­
ten - , von denen in Rhöndorf am folgenden Tage überhaupt keine Rede war. 

An den Frankfurter „Koalitionsverhandlungen" hatten zeitweise auch der Direktor 
der Zweizonen-Verwaltung für Wirtschaft, Ludwig Erhard, und der Chef der bayeri­
schen Staatskanzlei, Staatsminister Anton Pfeiffer (bis Juni 1949 Vorsitzender der 
CDU/CSU-Fraktion im Parlamentarischen Rat), teilgenommen. Beide waren am fol­
genden Tage in Rhöndorf anwesend, ohne dort jedoch, dem Beispiel Adenauers -
oder, was wahrscheinlicher ist, einer entsprechenden Verabredung - folgend, Einzel­
heiten der Absprache mit dem CSU-Vorsitzenden zu erwähnen. Da sich Pfeiffer in 
Rhöndorf offensichtlich nicht zu Wort gemeldet hat, ist er in später mitgeteilten 
Erinnerungen seines Münchner CSU-Kollegen Strauß vergessen worden20. 

Aus den nicht nur unvollständigen und ungenauen, sondern teilweise sogar wider­
sprüchlichen Berichten von insgesamt sieben Teilnehmern über den Ablauf der sonn­
täglichen Beratungen konnte bisher kein einigermaßen zutreffendes Bild gewonnen 
werden, da ein Protokoll fehlte. Das überrascht einmal deswegen, weil Adenauer 
ansonsten großen Wert auf schriftliche Fixierung solcher Konferenzen legte; zum 
andern waren bei den Beratungen mit Herbert Blankenhorn und Josef Löns die beiden 
engsten hauptamtlichen Mitarbeiter des CDU-Vorsitzenden der britischen Zone an­
wesend. 

Angesichts des historischen Stellenwerts der Rhöndorfer Weichenstellung kommt 
einer protokollartigen Aufzeichnung über diese Konferenz, die kürzlich bekanntge­
worden ist, hoher Quellenwert zu, zumal sie nicht nur stichwortartige Notizen ent­
hält, sondern über weite Strecken der Beratungen hin eine stenographische Mitschrift 
darstellt. Ihr Verfasser ist der Landesvorsitzende der CDU in Württemberg-Hohenzol-
lern und dortige Staatspräsident (seit 13. August 1948) Gebhard Müller; seine Mit­
schrift hat er, offensichtlich kurze Zeit später21, zum größten Teil selbst in Maschi­
nenschrift übertragen (engzeilig geschrieben), den letzten Teil - ein knappes Drittel 
des Gesamtumfangs von insgesamt 10 Seiten - in Langschrift22. Allerdings fehlt zum 
Schluß der (aus anderen Quellen bekannte) Hinweis Adenauers auf die Vertraulich-

auch (S. 423) der Hinweis, daß die Frankfurter Verhandlungen zwischen Adenauer und Ehard -
über die die Presse kurz berichtet hatte - bisher in der Literatur übersehen worden waren. F. Alt, 
Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 78 f., hatte das Treffen wenigstens erwähnt, in seiner 
Neuausgabe von 1975 jedoch wieder gestrichen. 

20 1971 erklärte St rauß: „ O b Pfeiffer da war , weiß ich nicht mehr , wenn ja, dann ist er im Verlauf 

der Konferenz in keiner Weise hervorgetre ten" (vgl. K. Dreher , Der Weg zum Kanzler, S. 354) ; 

1976 meinte Strauß, er sei der einzige CSU-Vertreter gewesen; Konrad Adenauer und sein Werk , 

S. 9 1 (so auch in: Signale, S. 178). 
21 Vermutlich nach der am 15. September 1949 erfolgten Wahl Adenauers zum Bundeskanzler - und 

vielleicht deswegen - , da unter der maschinenschriftlichen Überschrift eigenhändig ergänzt ist: 
„Haus des Bundeskanzlers". Vgl. Dok. Nr. 1, Überschrift. 

22 Vgl. Anm. 93. Für die Erlaubnis, diese Aufzeichnungen und weitere einschlägige Texte 
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keit der Beratungen. Auch aus anderen Indizien geht hervor, daß es sich nicht um eine 
vollständige Mitschrift handelt23. 

Dieses Protokoll wird im folgenden im Wortlaut abgedruckt (Dok. Nr. 1), ergänzt 
um einen daran anschließenden Schriftwechsel (Dok. 2—8) zwischen einigen Teilneh­
mern der Konferenz in der Zeit vom 22. -29 . August 1949, der weitere Details zum 
Ablauf der Rhöndorfer Beratungen enthält, aber auch zu deren gezielter „Auswer­
tung" durch Adenauer. 

Dokument Nr. 1 

Aufzeichnung des Staatspräsidenten und CD U- Vorsitzenden von Württemberg-Hohenzol-
lern, Dr. Gebhard Müller, über die Beratungen führender Unionspolitiker am 21. August 
1949 in Rhöndorf 

Materialien G. Müller. Maschinenschriftliche bzw. (letzter Teil)24 eigenhändige Übertragung aus ei­
ner stenographischen Mitschrift25. Überschrift: „Besprechung in Rhöndorf über die Ergebnisse und 
Folgerungen aus der Bundestagswahl vom 14. 8. 1949 - am Sonntag, den 21. 8. 1949. Haus des 
Bundeskanzlers"26. 

Dr. Adenauer wies zunächst darauf hin, daß es sich um drei Fragen handle: Bildung einer 
Regierungskoalition, Bundeskanzler und Bundespräsident. Ich habe bisher keinerlei 
Schritte unternommen in der Richtung auf eine Koalition mit der SPD. Alle hierüber 
erschienenen Meldungen sind frei erfunden27. Ich war außerordentlich überrascht und 
konnte überhaupt nicht verstehen, daß nach diesem Wahlausgang überhaupt jemand auf 
den Gedanken eines Zusammengehens mit der SPD kommen konnte28. Der Wille der 

(s. Dok. Nr. 3-6) veröffentlichen zu können, bin ich Herrn Staatspräsident a. D., Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts a. D. Professor Dr. Gebhard Müller (Stuttgart) zu besonderem Dank 
verpflichtet, auch für ergänzende Hinweise. G. Müller hat sein damaliges Eintreten für die Große 
Koalition 1979 in Rhöndorf erläutert. Vgl. Konrad Adenauer und die Gründung der Bundesrepu­
blik Deutschland, hrsg. von Rudolf Morsey (Rhöndorfer Gespräche, Bd. 3), Stuttgart 1979, S. 56. 

23 Vgl. auch Anm. 120, 126, 130. Nach einer Mitteilung von Herrn Prof. Dr. Gebhard Müller vom 
27. März 1980 hat er seine stenographischen Notizen für sich als Gedächtnisstütze und Kontroll­
möglichkeit angefertigt für den Fall, „daß in Auswirkung der Gespräche dem Kabinett oder den 
CDU-Instanzen zu berichten war, mit einer brieflichen Auseinandersetzung mit anderen Teilneh­
mern gerechnet werden mußte". 

24 Vgl. Anm. 93. 
25 Kopien dieser Übertragung befinden sich in der Stiftung Bundeskanzler-Adenauer-Haus in Rhön­

dorf sowie im Archiv für christlich-demokratische Politik (künftig zitiert: ACDP) in der Konrad-
Adenauer-Stiftung in St. Augustin bei Bonn. 

26 „Haus des Bundeskanzlers" eigenhändig eingefügt. Vgl. Anm. 21. 
27 In Pressekommentaren nach dem Wahlausgang waren alle denkbaren Koalitionskombinationen 

erörtert und immer neue „Ministerlisten" gehandelt worden. Im Deutschland-Union-Dienst vom 
19. August 1949 (Nr. 165) hieß es, Adenauer habe auf Anfrage mitgeteilt, daß Meldungen über 
eine Einladung der CDU an die SPD zu Koalitionsverhandlungen nicht zuträfen: „Alle Kombina­
tionen um diese Frage entbehren daher jeder Grundlage." 

28 Bezieht sich auch auf entsprechende Äußerungen auch führender Unionspolitiker, angefangen von 
Ministerpräsident Karl Arnold. 
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Wähler ha t klar und eindeutig gegen ein Zusammengehen mit der SPD sich ausgesprochen. 

M a n würde den Sinn einer politischen Wahl verfälschen, wenn nach diesem erbitterten 

Kampf sich die beiden großen Gegner des Wahlkampfes zusammenfinden würden, um 

eine Regierungskoalition zu bilden. Freilich gibt es Situationen, w o politische Gegner und 

Parteien sich zusammenfinden, das Trennende zurückstellen, um bestimmte Aufgaben zu 

erfüllen. 

Dieser Wahlkampf wurde aber geführt unter der Parole: Fortsetzung der Frankfurter 

Politik29 oder Politik der Opposi t ion in Frankfurt mit dem Ziele einer sozialistischen 

Planwirtschaft. Die überwiegende Mehrhei t der Wähler ha t sich gegen die Politik der SPD 

entschieden. Es wäre ein schwerer politischer Fehler, wenn man nun nach einem solchen 

Wahlerfolg und Wahlkampf einen Regierungsmischmasch machen würde. Wir würden bei 

unseren Wählern sehr stark an Vertrauen verlieren, wenn wir so tun würden , als sei nichts 

geschehen. Im übrigen will die SPD keine Koalition mit uns, Schumacher und Heine haben 

sich ganz klar gegen eine Große Koalition ausgesprochen3 0 , die abweichende Auffassung 

Stocks wurde von der Parteileitung ausdrücklich als privat bezeichnet31 . Freilich gibt es 

auch in der SPD Gegner Schumachers, der aber immer seinen Willen durchgesetzt hat3 2 . 

29 Personifiziert in Ludwig Erhard, der innerhalb von nur anderthalb Jahren einen erstaunlichen 
Popularitätsgrad erreicht hatte. Der Hinweis bei Jens M. Lukomski, Ludwig Erhard, Düsseldorf 
1965, S. 109, wonach Erhard am 25. Juni 1949 der CDU beigetreten war, trifft nicht zu. 
Vgl. Volkhart Laitenberger, Erhard habe die Übernahme der Wahlkreiskandidatur in Ulm-
Heidenheim für die CDU im Juni 1949 „kurioserweise" nicht mit einem formellen Partei­
eintritt verbunden (Zur Programmatik und zur Politik Ludwig Erhards, in: Orientierungen 
zur Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, hrsg. von der Ludwig-Erhard-Stiftung, Nr. 3, 1980, 
S. 19). 

30 Führende SPD-Politiker hatten nach der Wahl die Bildung einer Großen Koalition nicht grund­
sätzlich ausgeschlossen, als Voraussetzung dafür jedoch eine Änderung der Wirtschaftspolitik im 
Sinne von Sozialisierung der Schlüsselindustrien gefordert. Am 18. August hatte das SPD-Vor­
standsmitglied Fritz Heine in Hannover erklärt, eine Fortsetzung von Erhards Wirtschaftspolitik 
bedeute den „Ruin Deutschlands". Vgl. Neue Zeitung (künftig zitiert: NZ) vom 19. August 1949. 
Auf dem SPD-Parteitag am 22. Mai 1950 unterstrich der stellv. Parteivorsitzende Erich Ollen­
hauer, daß die Frage einer Regierungsbeteiligung der SPD „unter den gegebenen Umständen" nach 
dem 14. August 1949 „niemals ernsthaft zur Diskussion" gestanden habe. Vgl. Protokoll der 
Verhandlungen des Parteitages der SPD vom 21.-25. Mai 1950 in Hamburg, Frankfurt 1950, 
S.90. 

31 Der hessische Ministerpräsident Christian Stock (SPD) hatte - wie auch sein niedersächsischer 
Kollege Hinrich Wilhelm Kopf - am 16. August eine Koalition mit der CDU befürwortet. Er war 
dafür sofort vom Büro des SPD-Parteivorstands in Hannover gerügt worden („private Meinungs­
äußerung"). Vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 84. 

32 Anspielung auch auf Vorgänge im Parlamentarischen Rat. Vgl. Rudolf Morsey, Adenauer und der 
Weg zur Bundesrepublik Deutschland 1946-1949, in: Konrad Adenauer und die Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland, S. 31. Am 31. August 1949 schrieb Adenauer dem Verbandspräses 
der katholischen Arbeiterbewegung Hermann-Josef Schmitt (Köln) auf eine Anfrage hin u. a., daß 
er dessen Anschauungen über die SPD nicht teile. Zweifellos gebe es in der „heutigen SPD" eine 
„ganze Anzahl von Leuten, die in ihren Anschauungen vielleicht sich uns nähern". Diese Gruppe 
sei jedoch „durchaus in der Minderzahl. Herrschend ist die Richtung Schumacher-Heine, die uns 
so schroff gegenübersteht wie nur denkbar". StBAH 07.28. In seinem Referat vor den führenden 
Unionspolitikern am 31. August (s. Anm. 69) zählte Adenauer - neben Ministerpräsident Stock -
Carlo Schmid zu denjenigen Sozialdemokraten, „die anders denken" als Schumacher, Heine und 
Ollenhauer. 
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Am letzten Donnerstag hat Arnold erklärt33, daß auch Henssler34 von Düsseldorf der 

Auffassung Stocks beigetreten sei35. 

Es ist richtig, daß wir unter Umständen der Periode einer großen Arbeitslosigkeit entge­

gengehen36 und daß die Gegnerschaft der SPD in diesem Falle sehr unangenehm werden 

könnte. Wir können aber an unserer Wirtschaftspolitik nichts ändern und Professor Er­

hard unter keinen Umständen fallen lassen. Eine Lösung dieses Dilemmas erkennen wir 

nicht ohne weiteres37. Inzwischen habe ich aber eine solche Menge von Telegrammen, 

Briefen und telefonischen Anrufen erhalten, die alle ihr Entsetzen darüber ausdrücken, daß 

man überhaupt den Gedanken einer Koalition mit der SPD erwäge und mit ihr in Koali­

tionsbesprechungen eintreten wolle. 

Am letzten Freitag habe ich mit Professor Erhard und Bankier Pferdmenges die Dinge 

eingehend besprochen38. Es wäre das Schlimmste, wenn wir auf wirtschaftlichem Gebiete 

zu einem Mischmasch kämen. Wir können überhaupt nur auf Auslandskredite hoffen, 

wenn wir eine ruhige und zielbewußte Wirtschaftspolitik verfolgen. Für die Wirtschaft 

wäre es das Schlimmste, wenn man in der Grundauffassung heterogene Elemente vereini­

gen wollte. Wenn wir aber die bisherige Wirtschaftspolitik weiterverfolgen, haben wir die 

besten Aussichten. Die Arbeitslosigkeit werden wir durch Auslandskredite beseitigen und 

fernhalten. Ministerpräsident Ehard hat mir gesagt39, daß eine Koalition mit der SPD für 

die CSU in Bayern vernichtend wäre40. Es wäre Wasser auf die Mühle der Bayernpar-

33 Am 18. August war Adenauer zweimal mit Arnold zusammengetroffen. Nach einer daraufhin 
abgegebenen Presseerklärung hatte in der Beurteilung der innen- und außenpolitischen Situation 
zwischen beiden Politikern Übereinstimmung geherrscht. Vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regie­
rungsbildung, S. 76. 

34 Fritz Henssler, Oberbürgermeister von Dortmund, Vorsitzender der SPD-Fraktion im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen. 

35 Vgl. demgegenüber Hensslers Schreiben vom 18. August 1949 an Kurt Schumacher: „Wir bezie­
hen Oppositionsstellung." Zitiert bei F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 85 (dort 
Henssler falsch geschrieben). 

36 Die Zahl der Arbeitslosen betrug - bei weiterem kontinuierlichem Zustrom von Flüchtlingen und 
Vertriebenen - ca. 1,3 Mill. Nach Deutschland-Union-Dienst Nr. 172 vom 30. August 1949. 

37 Noch bis zum 19. August 1949 hatte Adenauer größten Wert darauf gelegt, daß sich kein Unions­
politiker ausdrücklich gegen eine Koalition mit der SPD festlegte und in seinen Äußerungen über 
die (als Konsequenz des Wahlausgangs unstrittige) Forderung auf Besetzung des Wirtschaftsmini­
steriums durch einen Unionspolitiker hinausging. Vgl. R. Morsey, Die Bildung der ersten Regie­
rungskoalition, S. 426. 

38 Das Gespräch mit Erhard am 19. August 1949 ist in Presseberichten erwähnt (vgl. Anm. 86), nicht 
aber die Anwesenheit des Kölner Bankiers Robert Pferdmenges, Mitglied des Wirtschaftsrats. 
Pferdmenges war aufgrund seines Listenplatzes in Nordrhein-Westfalen nicht mehr in den Bundes­
tag gelangt, rückte aber wenige Wochen später nach. 

39 Am Vortag in Frankfurt. Nach der Protokollierung von Adenauers Bemerkung muß offen bleiben, 
ob sich der Unionspolitiker ausdrücklich auf das Gespräch vom Vortag bezogen hat; das anzuneh­
men liegt jedoch nahe, da die Presse über die Absicht des Zusammentreffens berichtet hatte. 

40 Bereits am 15. August hatte der bayerische Ministerpräsident das Wahlergebnis als Votum gegen 
einen „sozialistischen Kurs" interpretiert; Rhein-Neckar-Zeitung vom 16. August 1949. 1971 
hingegen ging Strauß davon aus, daß Ehard 1949 eine Regierung der Großen Koalition angestrebt 
habe (vgl. K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, S. 354, 356), und verstärkte diese Mitteilung 1976 
noch in seiner Honnefer Rede, S. 20. (Abgeschwächt hingegen in seinem Beitrag, Gedanken über 
Konrad Adenauer, S. 190.) Vgl. Anm. 98. 
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tei41. Wir müssen daher mit der FDP zusammengehen. Gegen die Deutsche Partei habe ich 
Bedenken, nachdem sie in der Wahlagitation völlig in das nationalistische Fahrwasser 
abgerutscht ist. Bei vielen unserer Arbeitnehmer könnte sonst das Bedenken entstehen, daß 
wir eine Regierung eines Rechts- oder Besitzbürgerblocks bilden. Die Einbeziehung der 
Deutschen Partei würde auch in USA sehr ungünstig wirken. Irgend eine andere der 
kleinen Parteien, Bayernpartei usw.42, kommt ebenfalls nicht in Frage43. Wir würden also 
zusammen mit der FDP eine Minderheitsregierung bilden. Das ist aber nicht schlimm, 
denn die Deutsche Partei kann garnicht anders, als diese Regierung unterstützen. Schon im 
Parlamentarischen Rat hat sich ergeben, daß die Deutsche Partei gute Elemente enthält, die 
zu uns gehören. So war es auch in Frankfurt. Zur Zeit können wir aber wegen ihrer 
Wahlagitation nicht mit ihr zusammengehen44. Freilich ist diese Minderheitsregierung, 
vom rein parlamentarischen Standpunkt aus gesehen, keine erfreuliche Erscheinung. Eine 
möglichst stabile Mehrheit wäre das Erfreulichste, sie ist aber nicht zu erreichen. Deshalb 
müssen wir eben die Entwicklung abwarten. 

Hilpert - Hessen45: Auch die FDP hat in Hessen zu 25% rein rechtsradikale Elemente 
aufgenommen, die aus der Nationaldemokratischen Partei gekommen sind, mit der man 
eine Wahlunion eingegangen ist. Ich erinnere nur an den Antisemit Leuchtgens46. Der 
ernsthafte Versuch einer Großen Koalition muß unter allen Umständen gemacht werden. 
Es wäre ein enormer Block demokratischer Kräfte mit einer außerordentlichen Durch­
schlagskraft. Die Garantie einer unabhängigen Politik. Sie würde das Spannungsverhältnis 
zum Osten mindern. Über eines freilich herrscht kein Streit. Die Erhardsche Wirtschafts­
politik muß unter Erhard weitergeführt werden. Auch die Außenpolitik ist weitgehend von 
der Sozialpolitik bestimmt. Die Opposition würde der SPD außerordentliche Chancen 
geben. Ohne taktischen Hintergedanken muß der massive Versuch einer Großen Koalition 
gemacht werden. Im süddeutschen Raume würde eine andere Politik nicht verstanden 
werden. 
Bei einer Minderheitsregierung hätte ich große Sorgen. Es muß eine ausgleichende Politik 
aller demokratischen Kräfte versucht werden. Die Erhardsche Wirtschaftspolitik wird in 
den Kreisen der SPD auf keinen großen Widerstand mehr stoßen. Unter allen Umständen 
muß daher der Versuch gemacht werden, die SPD zu gewinnen. Wir müssen mit absoluter 
Sturheit versuchen, auszugleichen. Das ist auch später vom parteipolitischen Standpunkt 
aus ungeheuer wichtig. Es gibt eine Fülle von Kombinationsmöglichkeiten. Wer in den 
nächsten Jahren die Regierungsverantwortung übernimmt, bietet angriffsreife Flanken. 

41 Die BP hatte bei der Bundestagswahl 986487 Wählerstimmen (4,2 v. H.) erreicht (17 Mandate), 
die CSU 1 380 448 (5,7 v. H., 24 Mandate). 

42 „Bayernpartei usw.": von G. Müller eigenhändig eingefügt. 
43 Der Landesvorsitzende der Bayernpartei, Josef Baumgartner, hatte am 17. August erklärt, daß 

seine Partei sich solange an einer Koalitionsregierung nicht beteiligen werde, wie das Grundgesetz 
in Kraft sei. Dazu vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 89. 

44 Vgl. demgegenüber Adenauers Wiedergabe (Erinnerungen 1945-1953, S. 225), wo die DP von 
vornherein mit in die Koalitionskombinationen einbezogen ist. 

45 Werner Hilpert, Vorsitzender der CDU in Hessen, Finanzminister und stellvertretender Minister­
präsident in der von Stock (SPD) geleiteten Koalitionsregierung. MdB. Hilpert hatte sich nach dem 
Wahlausgang für die Bildung einer Regierung der Großen Koalition ausgesprochen. 

46 Heinrich Leuchtgens, Gründer der Nationaldemokratischen Partei in Hessen, MdB über die FDP-
Liste in Hessen. 
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Nur bei einem klaren Mehrheitswahlrecht hätten sich klare Fronten ergeben. Vergessen 
wir nicht, daß wir 60% verarmte Menschen und weitere 15% Kleinbauern haben. Bei 
dieser Situation eine Minderheitsregierung zu bilden, würde ein ungeheueres Maß von 
Verantwortungsbereitschaft erfordern und eine ebensolche Belastung bilden. 

Schröter47: Es ist völlig unmöglich, mit der SPD eine Koalition zu bilden48. Zunächst muß 
ein klares Programm aufgestellt werden. Lieber klare Entscheidung und klare Verantwor­
tung. Die SPD soll in die Opposition gehen. Die Deutsche Partei kann m. E. ruhig einbezo­
gen werden. Ihre Exzesse sind lediglich eine Erscheinung des Wahlkampfes und nicht 
tragisch zu nehmen. Auch wir sind für Schwarz-Weiß-Rot. Das ergibt sich schon aus 
unseren Häfen und unserer Schiffahrt. In Hamburg und Schleswig-Holstein hat die Deut­
sche Partei auch bei den Arbeitern große Erfolge erzielt und Breschen geschlagen49. Im 
übrigen ist die FDP genau so nationalistisch. Es ist völlig ausgeschlossen, mit einer Minder­
heit in den Kampf zu gehen. Wir brauchen eine klare Mehrheit. In der Deutschen Partei 
hat der „Mauserprozeß" heute schon begonnen. Auf jeden Fall mit der DP, auf keinen Fall 
mit der SPD. 

Pünder50: Ich bin sonst kein Gegner von großen Koalitionen. Wir haben aber über die SPD 
gesiegt. Die Fronten dürfen nicht verwaschen werden. Der ganze Erfolg der kommenden 
Landtagswahlen51 würde verloren gehen, wenn wir jetzt mit der SPD zusammengehen 
würden. Sowohl Robertson52 wie McCloy53 erwarten von uns ein Zusammengehen mit 
der FDP unter Ausschaltung der SPD. Wir brauchen eine ruhige Entwicklung, die Wirt­
schaft stabile Verhältnisse. Siehe auch Straßburg54. Arnold hat die Dinge oft falsch gesehen 
und sieht sie auch jetzt falsch. Wir haben eine strukturelle, keine konjunkturbedingte 
Arbeitslosigkeit. Sie ist nicht zu beseitigen. Ich fürchte im übrigen keine große Steigerung 
der Arbeitslosigkeit, im Gegenteil sind alle Anzeichen einer Besserung vorhanden. Ein 
Zusammengehen mit der DP ist sehr zu prüfen. In ihren Reihen sind weitgehend wertvolle 
Elemente. Auch nach dem Osten haben wir mehr Chancen als die SPD. Von den führenden 
Leuten der SPD sind seinerzeit nicht weniger als 14 zur SED übergelaufen55. 

47 Carl Schröter (Kiel), Vorsitzender der CDU in Schleswig-Holstein, MdB. 
48 Schröter hatte bereits am 16. August 1949 in den Kieler Nachrichten dafür plädiert, eine „klare 

anti-sozialistische Regierung" zu bilden. 
49 In Hamburg erreichte die DP 13,1 v. H. der Wählerstimmen, in Schleswig-Holstein 12,1 v. H. (in 

Bremen sogar 18 v. H.). 
50 Oberdirektor der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets in Frankfurt, MdL Nordrhein-

Westfalen, MdB. Pünder hatte am 18. August in einem Interview den Ausgang der Wahl als „ganz 
eindeutiges Bekenntnis der überwältigenden Mehrheit der deutschen Wähler zu unserer Sozialen 
Marktwirtschaft" interpretiert, die anschließende Frage nach einer daraus abzuleitenden Koali­
tionsbildung aber nicht präzis beantwortet, jedoch auf die Notwendigkeit hingewiesen, diese 
Wirtschaftspolitik „unter allen Umständen" fortzusetzen. Vgl. Deutschland-Union-Dienst Nr. 164 
vom 18. August 1949. 

51 Die nächsten Landtagswahlen fanden am 16. Oktober 1949 in Hamburg, am 18. Juni 1950 in 
Nordrhein-Westfalen und am 9. Juli 1950 in Schleswig-Holstein statt. 

52 General Sir Brian Robertson, britischer Hoher Kommissar. 
53 John McCloy, amerikanischer Hoher Kommissar. 
54 Bezieht sich auf die Auseinandersetzungen um den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 

Europa-Rat in Straßburg, nachdem die französische Regierung auch die Zulassung des Saargebiets 
gefordert hatte. 

55 Anspielung auf die Gründung der SED 1946 in Berlin. Dazu vgl. Jakob Kaisers Ausführungen bei 
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Köhler56: Ich teile die Auffassung Pünders57. Ein Abweichen von der bisherigen Wirt­
schaftspolitik, eine Verwässerung derselben, würde die kommende amerikanische Hilfe 
unmöglich machen. Es besteht nämlich die Möglichkeit erheblicher privater Investitionen 
von amerikanischer Seite. Adcock58 ist ebenfalls für ein Zusammengehen mit der FDP. Es 
sind von amerikanischer Seite zwei Milliarden [Dollar] privater Investitionen vorgesehen. 
Schumacher hat schon in Frankfurt die Mitarbeit abgelehnt. Man kann von einem natio­
nalen Notstand, der ein Zusammengehen rechtfertigen würde, überhaupt nicht sprechen. 
Das dürfen wir überhaupt nicht zugeben. Wir sind aus dem Hunger und den Versorgungs­
schwierigkeiten heraus. Wir würden bei Bildung einer Großen Koalition die Erfolge unse­
rer Politik abschwächen. Auch die Kleine Koalition ist wahrhaftig demokratisch. Opposi­
tion ist heilsam. Dieser grundsätzliche Standpunkt muß mit aller Schärfe herausgestellt 
werden. 
Der Weimarer Stil der Demokratie ist nicht die Demokratie der Zukunft. Man kann 
keinesfalls eine Hoffnung auf die Unterstützung durch die SPD oder einen Teil derselben 
setzen. Schumacher erhebt mindestens fünf Forderungen, die nicht annehmbar sind: Sozia­
lisierung, Lenkung der Wirtschaft usw. Die Arbeitslosigkeit wollen wir nicht unterschät­
zen, aber sie ist auch eine Chance für uns, wenn wir sie erfolgreich bekämpfen, und daran 
habe ich keinen Zweifel, obwohl ein großer Teil der Industrie bereits auf Vorrat arbeitet. 
Die FDP darf man nicht nach ihrem hessischen Teil beurteilen. Die DP brauchen wir nicht 
unbedingt einzubeziehen. Der Bundeskanzler braucht kein Vertrauensvotum. Bei der ge­
setzgeberischen Arbeit suchen wir von Fall zu Fall eine Mehrheit. Trotz Bekämpfung der 
Erhardschen Wirtschaftspolitik durch die DP wird sie Erhard unterstützen. Wir brauchen 
die Frage der DP heute nicht endgültig zu entscheiden. Schon in acht Tagen werden wir 
eine größere Klarheit haben. Hellwege59 ist sehr anständig. 95% unserer Freunde würden 
es nicht verstehen, wenn wir jetzt ernsthafte Koalitionsgespräche mit der SPD führen 
würden. Schon jetzt herrscht in weitesten Kreisen der Industrie eine ungeheure Beunruhi­
gung wegen der Möglichkeit einer Verständigung der CDU mit der SPD. Auch unsere 
Arbeiter wünschen die Große Koalition nicht. Die Große Koalition müssen wir ablehnen. 
Die ganze Welt hält es für selbstverständlich, daß sie [SPD] in die Opposition geht und wir 
die Regierung bilden. 

Simpfendörfer60: Die Kleine Koalition ist ein äußerst fragwürdiges Gebilde. Eine Mehr­

einer Pressekonferenz Adenauers am 1. September 1949 in Bonn: „Der Zustand, den wir in der 
Ostzone haben, ist doch darauf zurückzuführen, daß die größte politische Gruppe in der Stunde 
nationaler Bewährung einfach kapituliert hat und sich mit der KPD zur SED vereinigt hat. Ich bin 
immer erstaunt, wie Herr Dr. Schumacher den Mut hat, diesen Punkt zu berühren, der so drückend 
für uns Deutsche insgesamt und insbesondere für die SPD ist . . . Die SPD hat mit Pauken und Trompe­
ten kapituliert und ist mit der KPD zur SED übergegangen." Vgl. Anm. 9. 

56 Erich Köhler, Präsident des Wirtschaftsrats in Frankfurt, Vorsitzender der CDU-Fraktion des 
hessischen Landtags, MdB. 

57 Köhler hatte sich bereits gegen die Bildung einer Großen Koalition ausgesprochen. Vgl. Rhein-
Neckar-Zeitung vom 19. August 1949. 

58 General Clarence Adcock, stellvertretender amerikanischer Militärgouverneur. 
59 Heinrich Hellwege (Hannover), Vorsitzender der DP, MdB. Am 19. August hatte Hellwege er­

klärt, er könne sich denken, „daß wir mitmachen", wenn der DP eine „maßgebliche Stelle in der 
Bundesregierung" angeboten werde. Vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 88. 

60 Wilhelm Simpfendörfer (Stuttgart), Landesvorsitzender der CDU in Nordwürttemberg, MdB. 
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heitsbildung bei der entscheidenden gesetzgeberischen Arbeit ist in jedem Falle zweifelhaft. 
Notwendig ist eine Konzeption, die Aufstellung eines Regierungsprogramms. Dann kann 
sich an der Regierung jeder beteiligen, der dieses Programm billigt. Wir brauchen ein 
Notprogramm61. 

Gereke62: Die Wahlen haben einen erheblichen Ruck nach rechts gebracht. Deshalb legt 
sich eine Regierungsbildung ohne SPD nahe. Andererseits ist die Basis CDU-FDP zu eng 
und zu schmal. Deshalb muß die FDP festgebunden werden. Auch die FDP hat sehr 
gefährliche und heterogene Elemente. In ihren Reihen ist hauptsächlich die „kulturelle 
Asphakdemokratie". Auf der Grundlage CDU-FDP ist keine stabile Regierungspolitik 
möglich. Innerhalb der DP gewisser Klärungsprozeß. Selbst wenn DP in Opposition bliebe, 
wäre sie nicht gefährlich. Die SPD ist nicht fähig, konstruktive oder loyale Opposition zu 
treiben. Sie wird stets zur radikalen Opposition neigen. Geht sie gar mit der KPD63 

zusammen, so wäre auch im Westen die SED-Entwicklung angebahnt. Andererseits hat 
Schumacher es fertiggebracht, seine Leute mit einem Haß gegen die KPD zu erfüllen. 

(Adenauer: In entscheidenden Fragen gehen sie doch zusammen.) 

[Gereke:] Bei dieser Situation ist sehr zu erwägen, ob diese Entwicklung zur SED noch 
gefördert werden soll. Es wäre unzweckmäßig, von vornherein auszusprechen, daß wir mit 
der SPD überhaupt nicht verhandeln wollen. Wir müssen ruhig abwarten, ob die SPD 
unerfüllbare Forderungen aufstellt. FDP, DP und Bayernpartei sind ebenfalls sehr zweifel­
hafte politische Gebilde. Wir werden unter Umständen erleben, daß sie uns bei Maßnah­
men, die wir unbedingt für erforderlich halten, niederstimmen. Die Situation würde viel 
günstiger, wenn wir eine Allianz mit der SPD nicht a limine ablehnen64. 

Adenauer: Die parteipolitischen Verhältnisse nach der Wahl sind nicht erfreulich. Es wäre 
sehr viel glatter gewesen, wenn wir oder die anderen eine klare Mehrheit gehabt hätten. 
Wir müssen die Dinge nehmen, wie sie sind. Vergleicht man die möglichen Mehrheitsbil­
dungen, so ist es sehr zweifelhaft, ob ein Zusammengehen mit der SPD nicht noch größere 
Schwierigkeiten schaffen würde, im Hinblick auf ihre bisherige Politik und Agitation. 
Dreimal habe ich vergebens versucht, mit der SPD gemeinsame Arbeit zu schaffen: In 
Hamburg - durch Lüdemann65 - , durch Frau Bähnisch66. Bei Ruhrstatut und Londoner 

61 Am 31. August 1949 (s. Anm. 69) präzisierte Simpfendörfer diese Stellungnahme dahin, daß auch 
er sich für die Große Koalition ausgesprochen habe. Vgl. R. Morsey, Die Bildung der ersten 
Regierungskoalition, S. 422. 

62 Günter Gereke, Landwirtschaftsminister und stellvertretender Ministerpräsident in Nieder­
sachsen. 

63 Die KPD hatte aufgrund ihres Wähleranteils (5,7 v. H.) 15 Mandate erreicht. 
64 Gerekes späterer Hinweis, er sei bei der Rhöndorf er Tagung der Landesvorsitzenden (!) der einzige 

gewesen, der für die Wahl eines Bundespräsidenten aus den Reihen der CDU eingetreten sei und 
für dieses Amt Hans Schlange-Schöningen als Kandidaten vorgeschlagen habe (vgl. Anm. 14), 
beruht auf einer Verwechslung. Diesen Vorschlag machte er am 31. August 1949 bei einer Tagung 
führender Unionspolitiker in Bonn (s. Anm. 69). 

65 Ende 1947 hatte Adenauer versucht, über Hermann Lüdemann (SPD), Ministerpräsident von 
Schleswig-Holstein, Kontakt mit Schumacher zu bekommen. Vgl. K. Adenauer, Erinnerungen 
1945-1953, S. 203 f. 

66 (Dorothea) Theanolte Bähnisch, seit 1947 Regierungspräsident in Hannover, 1945 Verwaltungs­
rechtsrat in Köln, 1946 Regierungsvizepräsident in Hannover. 
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Empfehlungen wollte ich mit Schumacher ins Gespräch kommen. Verhandlungen mit 
Heine und Ollenhauer ohne Ergebnis67. Ich verweise auf die Zusammenstellung der An­
griffe Schumachers gegen uns, die ich Ihnen habe übergeben lassen68. Weder ein Gespräch, 
geschweige denn bestimmte Vereinbarungen waren möglich. 
Wenn wir der Ansicht sind, daß unser Programm das beste ist, wenn wir das unseren 
Wählern tausend Mal gesagt haben, so müssen wir auch den Mut haben, Ernst zu machen, 
das Vertrauen unserer Wähler zu erfüllen. Schumacher wird der Führer der SPD bleiben 
und sich durchsetzen. Man gebe sich keinen Illusionen hin. Über eine Koalition mit der 
SPD dürfen wir nicht verhandeln. Wir beurteilen den deutschen Menschen, den Wähler, 
nicht einfach genug. Die Leute denken tatsächlich viel einfacher. Sie stellen keine großen 
Kombinationen an. Wir dürfen uns nicht mit der SPD zusammensetzen und die Posten 
verteilen. Nach meinen Beobachtungen ist überall dort, wo die CDU eine Koalition mit der 
SPD gebildet hat, die CDU unter den Schlitten gekommen69. Das liegt daran, daß der 
überzeugte Sozialist auch ein Materialist ist, in der Verfolgung der irdischen Zwecke 
rücksichtslos, während der christlich denkende Mensch höhere Ziele hat und nicht so 
rücksichtslos ist und deshalb unterliegt. 
In der Wirtschaftspolitik haben sich klare Fronten gebildet. Das Gros der Wähler hat uns 
Recht gegeben. Wir können keine Kippe mit der SPD machen. Wie soll denn eine solche 
Zusammenarbeit aussehen? Wir müßten zugeben, daß wir in den letzten Jahren falsch 
gehandelt haben, daß unser soziales Ideal falsch ist. Unsere Wähler würden das letzte klare 
Ideal, das sie haben, verlieren. Es ist kein Mischmasch möglich. Auf dem Gebiet der 
Personalpolitik würde die SPD rücksichtslos ihre Forderungen stellen. In der DP sind 
Hellwege und Seebohm70 ehrlich und anständig. Auch die FDP ist durch die hessische 
Entwicklung nicht verdorben. Auch in ihr sind föderalistische Gedanken sehr lebendig. In 
sechs Monaten sind Landtagswahlen. Wie können wir einen Wahlkampf gegen die SPD 
führen, wenn wir mit ihr zusammengehen? Wenn wir jetzt in Besprechungen mit ihr 
eintreten, gefährden wir den Erfolg der Landtagswahlen. Freilich wird die Situation sehr 
schwierig sein. Wir müssen mit der DP den Anfang eines Versuches machen71. Die Stellung 

67 Wegen Krankheit Schumachers hatten Adenauer und Adolf Süsterhenn am 17. Juni 1948 in 
Hannover mit Ollenhauer, Heine und Henssler verhandelt. Vgl. K. Adenauer, Erinnerungen 
1945-1953, S. 142. Über seinen gescheiterten Versuch, mit der SPD zu einer gemeinsamen Stel­
lungnahme gegen die „Londoner Empfehlungen" zu gelangen, hatte Adenauer am folgenden Tage 
die Vorsitzenden der übrigen Parteien in der britischen Zone informiert. StBAH 06.03. 

68 In der NZ vom 23. August 1949 hieß es, im Verlauf der Beratungen sei eine ausführliche Zusam­
menstellung der „abfälligen Äußerungen" Schumachers über die CDU bekanntgegeben worden. 
Vgl. demgegenüber die Version von Pferdmenges (bei P. Weymar, Adenauer, S. 429), wonach ein 
nicht genannter Teilnehmer eine „giftige Blütenlese" von Äußerungen Schumachers vorgelegt und 
sich darüber entrüstet gezeigt, Adenauer jedoch „diesen Bundesgenossen mit einer kurzen Hand­
bewegung" abgetan habe. 

69 In einer Besprechung führender Unionspolitiker am 31. August 1949 in Bonn, am Vorabend der 
Konstituierung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (vgl. auch Anm. 61, 64), wurde Adenauer deut­
licher und präzisierte gegenüber dem hessischen Abg. Heinrich v. Brentano, die Union in Hessen 
habe „wegen zu großen Nachgebens" gegenüber der SPD die „Quittung" bekommen: „Sie können 
überall feststellen, wo enge Koalition mit der SPD und die CDU in der Mehrheit war, haben unsere 
Wähler versagt und die CDU Schaden gelitten." Nach dem Protokoll, StBAH 12.03. 

70 Hans-Christoph Seebohm (Hannover), MdB, vorher Mitglied des Parlamentarischen Rates. 
71 In einer Pressekonferenz am 23. August 1949 erklärte Adenauer, er habe bis zur Rhöndorfer 

Konferenz weder mit der FDP noch mit der DP „irgendwelche Verhandlungen begonnen und 
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der Bundesregierung ist sehr stark. Die Würfel sind gefallen. Wir müssen sie aufnehmen, 
wie sie sind. Sie hätten noch schlechter fallen können. Wir müssen an die Arbeit gehen, 
nicht mit übergroßen Bedenken und Hemmungen. Wie energischer und selbstbewußter 
man ein Problem anpackt, desto besser sind die Erfolgsaussichten. Sobald man nur die 
geringste Schwäche zeigt, den geringsten Mangel an Selbstgefühl, ist man verloren. Ich 
habe zunächst auch geschwankt72, ich bin aber nunmehr der festen Auffassung, daß wir 
nicht an die SPD herantreten dürfen. Der Wähler hat gesprochen, sein Befehl muß ausge­
führt werden73. 

Dichtel74: Der Wahlkampf wurde unter wirtschaftlichen und kulturellen Gesichtspunkten 
geführt. Die Entscheidung der Wähler war eine kulturell-religiöse. Wenn Arbeitnehmer 
uns gewählt haben, so nicht wegen der Erhardschen Wirtschaftspolitik, sondern aus reli­
giösen Gründen75. Daß wir an der Erhardschen Wirtschaftspolitik festhalten, ist klar. Auf 
kulturellem Gebiet ist aber die DVP76 mindestens so unzuverlässig wie die SPD. Eine 
unsichere, auf schwankenden und nicht voll zuverlässigen Mehrheiten beruhende Koali­
tion würde uns auf allen Gebieten schaden. Freilich läßt die Haltung des Herrn Schuma­
cher ein Zusammengehen mit seiner Partei höchst unsicher erscheinen. Es liegt aber ande­
rerseits an der CDU, wie die Haltung der SPD künftig sein wird. Es ist schwer, aber 
zweifellos möglich, von ihr eine positive Haltung künftig zu erreichen. Keinesfalls darf 
man eine Ehe mit der DVP eingehen. Wir müssen zunächst abwarten, was die SPD in 
Dürkheim beschließt77. Wir dürfen ihr aber die Opposition nicht dadurch erleichtern, daß 
wir von vornherein Verhandlungen ablehnen. 

Adenauer: Die Haltung der FDP in kulturellen Fragen ist sehr unterschiedlich. Sicher steht 
aber die SPD auf einem viel tieferen Standpunkt in kulturellen Fragen als die FDP. Hier ist 

gepflogen". Vgl. Anm. 9. Am 17. August 1949 hatte der Vorsitzende der DP, Hellwege, mitgeteilt, 
daß bisher keine andere Partei an die DP herangetreten sei, um über eine Regierungskoalition zu 
verhandeln. Vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 87. 

72 Am 23. August 1949 hieß es in der NZ, Adenauer sei zunächst von den Argumenten Arnolds 
derart beeindruckt gewesen, daß er „vorübergehend in seiner Haltung" schwankend geworden sei. 
Vgl. auch F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 76: Arnold habe sich offensichtlich 
bei Adenauer mit seinen außenpolitischen Argumenten für eine Große Koalition „zunächst" 
durchgesetzt. 

73 Adenauer hatte am Tage nach der Wahl in einer von allen Nachrichtenagenturen erbetenen 
Stellungnahme das Wahlergebnis dahin interpretiert, daß „die überwiegende Mehrheit des deut­
schen Volkes von dem Sozialismus in allen seinen Schattierungen nichts wissen will. Die Wahlen 
bedeuten eine klare Absage an den Sozialismus". Verschiedene Zeitungen hatten den Abdruck 
dieser Stellungnahme überschrieben „Absage an den Sozialismus". 

74 Anton Dichtel (Freiburg), Vorsitzender des CDU-Landesverbands Südbaden. 
75 Schumacher kommentierte den Wahlausgang in einem Privatbrief vom 24. August 1949 so: Nicht 

die Frankfurter Wirtschaftspolitik habe der SPD „so sehr geschadet", sondern die „kämpfende 
Kirche", die „nur die Neuregelung und Ausweitung der kirchlichen Rechte im Auge hat"; hinzu 
komme die britische Demontagepolitik. Zitiert bei F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbil­
dung, S. 70, sowie (ohne Hinweis auf den Erstdruck) bei Hartmut Soell, Fritz Erler. Bd. 1, Berlin 
1976, S. 559. 

76 Demokratische Volkspartei (DVP). Die FDP in Württemberg-Baden führte diesen Namen. 
77 Für den 29./30. August 1949 waren die Führungsgremien der SPD zu einer Konferenz nach Bad 

Dürkheim einberufen worden. 
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die SPD unser Todfeind. M a n betrachte nur ihre Hal tung in Fragen der Familie, Ehe und 

Schule im Parlamentarischen Rate7 8 . Die heutige SPD ist in die Zei t vor 1914 zurückgefal­

len. Kulturfragen werden im übrigen auf der Landesebene entschieden. Die Rücksicht auf 

die bevorstehenden Landtagswahlen m u ß eine große Rolle spielen. N a c h meiner Meinung 

können wir nach einem derart gemein geführten Wahlkampf nicht an sie herantreten. Das 

fordert die Selbstachtung der Partei. M a n ha t uns in gemeinster Weise beschimpft, wir 

stünden im Dienste des Besitzes79. 

Blank80: Die Meinung der Gewerkschaftsführung ist ganz eindeutig. Böckler81 ha t in 

Gelsenkirchen eindeutig erklärt8 2 , daß die Arbeiter sich nicht vor den Unternehmerkarren 

spannen lassen. Das Geschrei ginge mehr um die verlorenen Fabriken als um die Arbeiter. 

Dabei ist klar, daß die Arbeitslosigkeit nicht eine Folge unserer Wirtschaftspolitik ist, sie 

ist vielmehr durch diese nur offenbar und erkenntlich geworden. Die marktwirtschaftli­

chen Prinzipien können nicht in die Ecke gestellt werden. Geld- und Kreditpolitik und ihr 

Zusammenhang mit der Arbeitslosenfrage. Als es sich in Frankfurt um die Schaffung des 

Preisamtes handelte, hat Arnold völlig versagt83 . Die Bedeutung dieser Frage ha t man 

78 Dazu vgl. Kampf der CDU im Parlamentarischen Rat, veröffentlicht vom Zonensekretariat der 
CDU der britischen Zone, Köln (1949), S. 9. In einem Schreiben vom 31. August 1949 an Ver­
bandspräses Hermann-Josef Schmitt (Köln) widersprach Adenauer den von Schmitt übermittelten 
Bedenken kirchlicher Kreise gegen eine Regierungsbildung ohne SPD. Deren Vertreter hätten sich 
im Parlamentarischen Rat „ganz offiziell gegen Ehe und Familie" ausgesprochen und beide als 
„überholte Einrichtung" bezeichnet. Nur mit Hilfe der FDP sei es gelungen, unter den Grundrech­
ten den Schutz der Ehe und Familie usw. aufzunehmen. Vgl. Anm. 32. Ferner K. Adenauer, Erin­
nerungen 1945-1953, S. 217. 

79 Die Neue Zürcher Zeitung hatte Schumachers Wahlreden als „Amoklauf gegen alle Andersden­
kenden" kommentiert. Zitiert im Informationsdienst des Zonenausschusses der CDU der briti­
schen Zone Nr. 32 vom 11. August 1949. Am 16. August hatte Jakob Kaiser erklärt, das Volk 
habe die „Beleidigungen" nicht mehr ertragen können, die ihm Schumacher durch seine Reden 
zugefügt habe. Deutschland-Union-Dienst Nr. 162 vom 16. August 1949. 

80 Theodor Blank (Dortmund), Vorstandsmitglied der IG Bergbau, Mitglied des Wirtschaftsrats, 
MdB. Am 17. August hatte Adenauer seinen Stellvertreter im Amt des Vorsitzenden der CDU der 
britischen Zone, Holzapfel, telegrafisch nach Rhöndorf eingeladen und angefügt: „Würden Sie 
empfehlen, Blank zuzuziehen?" StBAH 06.07. Eine Antwort Holzapfels ist nicht zu ermitteln (er 
hat vermutlich telefonisch seine Teilnahme an der Konferenz abgesagt). Blank war von Adenauer 
am 18. August telegrafisch eingeladen worden. Ebenda. Einen Tag später, 19. August, hatte der 
Oberbürgermeister von Siegen, Bach, Adenauer telegrafisch gebeten, anstelle des verhinderten 
Holzapfel „für den Evangelischen Ausschuß Westfalens" den Direktor der Diakonissenanstalt in 
Bethel, Johannes Kunze, einzuladen. Adenauer hatte diese Bitte am 20. August mit der Begrün­
dung abgelehnt, daß sich daraus „zuviele Konsequenzen" ergeben hätten. StBAH 07.26. 

81 Hans Böckler (Köln), Vorsitzender des bizonalen Gewerkschaftsrats. 
82 Offensichtlich im Verlauf des Wahlkampfs. 
83 Die vom Länderrat des Vereinigten Wirtschaftsgebiets auf Antrag von Nordrhein-Westfalen am 

28. November 1948 geforderte Errichtung eines Preisamts war vom Wirtschaftsrat am 14. Dezem­
ber abgelehnt worden. Vgl. Walter Vogel, Westdeutschland 1945-1950. Teil II, Boppard 1964, 
S. 207 f. Daraufhin hatte Arnold am 23. Dezember das Verhalten des Wirtschaftsrats (und indirekt 
auch das des Verwaltungsrats) scharf kritisiert und seinen Antrag wiederholt, der vom Wirt­
schaftsrat am 19. Januar 1949 erneut abgelehnt wurde. Am gleichen Tage hatte Pünder an Ade­
nauer geschrieben, dieser „Frankfurter Sieg" bedeute eine „arge Niederlage" für Arnold. 
Vgl. D. Hüwel, Arnold, S. 148 f. 
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damals nicht erkannt. Die Arbeitslosenfrage ist eine Frage der Kapitalausstattung. Wir 
haben eine unorganische Sozialpolitik, weil wir es nicht verstanden haben, eine vernünf­
tige Personalpolitik zu betreiben. Hier liegt der Hase im Pfeffer. Sind wir uns eigentlich in 
sozialpolitischer Beziehung selbst suspekt? Durch gescheite Wirtschaftspolitik vernünftige 
Sozialpolitik. Ich bin der Auffassung, daß wir die Arbeiter künftig mit unserer richtigen 
Wirtschaftspolitik ansprechen. Es muß aufhören, SPD und Sozialpolitik zu identifizieren. 
Die SPD hat schon in Frankfurt eine hemmungslose Opposition betrieben. Deshalb haben 
wir die Stimmen unserer Wähler bekommen. Wer von uns glaubt im Ernst, daß auf die 
Dauer mit einer so steril gewordenen Partei wie der SPD eine vernünftige Politik gemacht 
werden kann? Die Politik der englischen Labourparty steht vor dem Zusammenbruch. 
Sollen wir jetzt nach ihrer Niederlage die SPD in den Sattel heben? Was ich sage, ist die 
Stimme der Arbeiterschaft. 

Erhard84: Die SPD hat sich in Frankfurt jeder vernünftigen Maßnahme widersetzt. Es ist 
mir völlig unmöglich, in der Praxis mit der SPD zu gehen, selbst wenn die SPD grundsätz­
lich umschwenken würde. Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse werden sich in 
den nächsten Jahren entscheidend bei uns bessern. Ich habe in der ganzen Welt herumgese­
hen und gesprochen. Auch mit Gewerkschaften in den USA85. Es geht wie ein roter Faden 
durch alle Besprechungen und Erklärungen. Man wünscht nichts anderes und ist glücklich, 
daß wir einen ganz klaren wirtschaftlichen Kurs steuern und eine Demokratie nach angel­
sächsischem Muster machen. 
Wir werden große Erfolge erzielen. Die SPD wird künftig noch weniger Geschäfte machen. 
Die ganze in der Welt herrschende Tendenz stützt uns. Ich habe in den letzten Tagen das 
Telefon abgestellt, weil ich mich der Proteste nicht erwehren konnte, als bekannt wurde, 
daß auch nur der Gedanke einer Großen Koalition erwogen wird. Eine Große Koalition ist 
nicht möglich86. Die FDP würde nicht mitmachen. Wir würden unsere Flanke gegen die 
SPD öffnen und nach rechts gegen die FDP würde eine Sintflut über uns hereinbrechen. 
Eine Große Koalition wäre ein Selbstmord der CDU, wenn sie beide entscheidenden 
Flanken aufreißt. Wir können mit der SPD niemals zu einer Zusammenarbeit kommen. 

84 Dazu vgl. Ludwig Erhard, Konrad Adenauer und seine Republik, in: Deutsche Zeitung vom 
26. Dezember 1975: „Als ich am 21. August 1949 die Treppen . . . in Rhöndorf hinaufging, war 
ich nicht im Zweifel darüber, daß der erste Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard heißen 
würde." Absurd die Annahme von Michael K. Caro, Erhard habe an der Rhöndorfer Zusammen­
kunft „seltsamerweise" nicht teilgenommen (Der Volkskanzler Ludwig Erhard, Köln 1965, 
S. 116). 

85 Erhard war im April und Mai 1949 vier Wochen lang in den USA gewesen. Vgl. J. M. Lukomski, 
Erhard, S. 106. 

86 Erhard hatte bereits am Tage nach der Wahl eine Regierungsbildung ohne SPD als durch das 
Wahlergebnis gerechtfertigt bezeichnet (NZ vom 16. August 1949) und am 17. August seine 
telegrafische Zusage zur Teilnahme an der Rhöndorfer Konferenz mit dem Hinweis verbunden, 
daß das Wahlergebnis eine „eindeutige Bestätigung unserer Politik" darstelle: „Klarer Kurs darum 
geboten." StBAH 06.07. Nach einem Gespräch mit Adenauer am 19. August 1949 (vgl. Anm. 38) 
hatte Erhard eine Große Koalition „auf Kosten unserer Wirtschaftspolitik" ausgeschlossen, jedoch 
nach einer zweiten Unterredung mit Adenauer am gleichen Tag seine Ansicht dahingehend modifi­
ziert, daß diese nicht als eine „grundsätzliche Ablehnung einer SPD-CDU-Koalition" gedeutet 
werden könne. Vgl. NZ vom 20. August 1949. In der gleichen Ausgabe der NZ erschien ein langer 
Artikel von Erhard, Die Zukunft der deutschen Wirtschaftspolitik, mit scharfen Angriffen gegen 
das „sozialistische Dogma der Planwirtschaft". 
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Wir müssen heute klar zu erkennen geben, daß es mit dem Schielen nach der Großen 
Koalition ein für allemal zu Ende ist. Sonst wird noch mehr Porzellan zerschlagen. 

Adenauer: Ich kann nur unterstreichen, was Erhard über die Haltung der FDP gesagt hat. 
Heuss geht nicht in eine Koalition mit der SPD87. Die FDP hat einen großen Stimmenzu­
wachs erhalten. Wir dürfen ihr nicht die Leute für die nächsten Wahlen zutreiben. Wir sind 
die Sieger und wir wollen unsere Meinung heute offen sagen. Wenn wir es uns auch nicht 
leicht machen wollen. 

Erhard: Was Blank gesagt hat, ist richtig. Die CDU muß als die große soziale Partei 
auftreten. Wir müssen die angebliche Identität zwischen Arbeiterschaft und SPD aufrei­
ßen. Der Begriff sozial ist nicht an die SPD verpachtet. Wir müssen wirkliche soziale 
Politik treiben. Das ist dann der Tod der SPD. Wenn wir aber jetzt eine Koalition mit der 
SPD machen, kann die CDU nur verlieren. 

Adenauer: Die SPD würde in der Bundesregierung das Innen- und das Finanzministerium 
fordern. Das können wir ihr unter keinen Umständen zugeben. 

Scharnberg88: Keine Koalition mit der SPD: Klärung so schnell wie möglich. Man kann 
nicht von einer Notstandssituation reden, um die Große Koalition zu rechtfertigen. Ein 
Notstand besteht höchstens außenpolitisch. Wir müssen die SPD von innen untergraben, 
indem wir eine scharfe soziale Politik machen. Wirtschaftspolitische Leitsätze89. Gegen 
den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht. Die SPD hat kein Wirtschaftsprogramm. Ich habe 
keine Angst vor ihrer Opposition. Die DP hat ihren Wahlerfolg aufgrund gemeiner und 
niederträchtiger Lügen erlangt. Der Spitzenkandidat der DP in Hamburg90 ist ein KPD-
Mann. Die Deutsche Partei müssen wir aus der Koalition herauslassen. 

Schröter: Am Anfang darf keine deutsche Minderheitsregierung stehen. Wenn wir die DP 
nicht in die Regierung hineinnehmen, machen wir einen großen Fehler. Schon Stresemann 
hat am Ende zugegeben, daß er einen großen Fehler gemacht hat, indem er die Deutschna­
tionalen nicht in die Regierung hereingenommen hat91. Die 17 Leute der DP werden wir in 

87 Das hatte Theodor Heuss, Vorsitzender der FDP und MdL (Baden-Württemberg) sowie MdB, 
nach dem Wahlausgang verschiedentlich bestätigt, ebenso sein Stellvertreter Franz Blücher, MdL 
Nordrhein-Westfalen, Mitglied des Wirtschaftsrats und MdB. Bereits am 17. August 1949 hatte 
die Rhein-Neckar-Zeitung einer Koalitionsregierung von CDU, CSU, FDP und DP die „größten 
Chancen" eingeräumt. Heuss war einer der drei Lizenzträger dieser Zeitung. Zur Meinungsbil­
dung der FDP vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 86f. 

88 Bankdirektor Hugo Scharnberg, Vorsitzender der CDU in Hamburg, MdB. 
89 Die Leitsätze der CDU zur Wirtschafts-, Landwirtschafts-, Sozial- und Wohnungsbaupolitik mit 

ihrem Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft, verabschiedet am 15. Juli 1949 in Düsseldorf, 
hatten das Wahlprogramm der Unionsparteien gebildet. Druck: Christliche Demokratie in 
Deutschland (Handbücher der Politischen Akademie Eichholz, Bd. 7), Melle 1978, S. 742 ff. 

90 Albert Walter, Seemann, vor 1933 Gewerkschaftsführer der Seeleute- und Hafenarbeitergewerk­
schaft. 

91 In der in Anm. 69 erwähnten Sitzung führender Unionspolitiker am 31. August 1949 in Bonn 
erklärte Schröter, er habe in Rhöndorf darauf verwiesen, daß es Stresemann ein halbes Jahr vor 
seinem Tode (gest. 4. Oktober 1929) als Fehler bezeichnet habe, „daß er die Deutschnationalen 
nicht zur rechten Zeit in die Verantwortung genommen hat aus außenpolitischen Gründen". 



Die Rhöndorfer Weichenstellung 525 

der Regierung bestimmt verdauen. Es war ein Fehler, daß man in Niedersachsen die DP 
hat aus der Regierung aussteigen lassen92. Die Koalition CDU/FDP/DP fordert von uns 
keine Opfer. Sie wird keine Schwierigkeiten ergeben. 

Hilpert93: Die nächsten sechs Monate sind entscheidend. Was steht auf den Gegenwerts­
konten94, wie ist es mit den Investitionen? Baumarkt. Wir sind überall hereingefallen. 
Vorfinanzierung? Einige ganz sichtbare Dinge müssen jetzt geschehen, dann brauchen wir 
uns den Kopf nicht zerbrechen. Wir sind mit der Nase am Schleifstein. Situation viel 
ernster als man zugibt. Wenn man keine Koalitionsgespräche will, muß man jetzt schon 
herauswinken und eine Mehrheit schaffen. Ein Minderheitskabinett scheidet völlig aus. 
Der Wahlerfolg beruht wesentlich auf der christlichen Propaganda, dem christlichen Kitt, 
nicht unbedingt auf der Wirtschaftspolitik. Für weite Teile der Bevölkerung sind die 
wirtschaftlichen Verhältnisse noch völlig unbefriedigend. Mindestens feste Koalition mit 
DP. 

Kaufmann:95 Große Koalition der bequemste Weg des Regierens. Blick in die Vergangen­
heit. Weil wir diesen bequemen Weg gegangen, kamen wir zu 1933. Daß England und 
USA immer klare Mehrheitsbildung hatten, ist nicht nur der Einsicht und Mehrheitswahl­
recht zu danken, sondern [auch der Tatsache,] daß sie niemals Koalitionsregierung hatten. 
Große Koalition bedeutet Parteizersplitterung, Neugründung von Parteien, immer weitere 
Parteien, noch schwierigere Verhältnisse. Ganz klare Verhältnisse, nichts Verwaschenes. 

Köhler: Wir müssen uns mit dem Procedere und Presseerklärung befassen. Presse erwartet 
Äußerung. Wir dürfen der Fraktion nicht vorgreifen96. Öffentlichkeit muß aber sehen, daß 
der hier versammelte Kreis eindeutigen Standpunkt vertritt. 

Adenauer: Maßgebliche Presseleute warten. Dank an Berlin. Treten für Erfüllung des von 
den Wählern erteilten Auftrags ein. 

Strauß97: Politische Gründe sprechen gegen Koalition mit SPD. Wir können uns gegen 
andere Parteien nur halten, wenn wir klaren, nicht sozialistischen Kurs steuern und durch­
halten, vor allem gegenüber Bayernpartei. Wenn wir nicht gegen SPD sind, schwerste 
Einbuße. Man wird in Bayern sagen: „So haben sie euch belogen", wenn wir mit SPD 

92 Bei einer Regierungsumbildung am 9. Juni 1948. Vorher hatte Seebohm als Minister für Arbeit, 
Aufbau und Gesundheit der Regierung Kopf (SPD) angehört. 

93 Das Folgende bis zum Schluß von G. Müller eigenhändig aus seinem Stenogramm übertragen. 
Vgl. Anm. 24. 

94 Gemeint: Gegenwert der von alliierter Seite veranlaßten Notstandszufuhren (GARIOA-Lieferun-
gen) und der ERP-Güter, der devisenmäßig gestundet und von den inländischen Verbrauchern in 
DM bezahlt wurde. Die entsprechenden Beträge, von der Kreditanstalt für Wiederaufbau verwal­
tet, wurden der Wirtschaft als Darlehen für Wiederaufbauvorhaben zur Verfügung gestellt. 
Vgl. Tilman Pünder, Das bizonale Interregnum, Waiblingen 1966, S. 247. 

95 Edmund Kaufmann, Finanzminister in Stuttgart, Mitglied des Wirtschaftsrats. 
96 Die CDU/CSU-Fraktion konstituierte sich am 1. September 1949 in Bonn. 
97 Franz Josef Strauß, Generalsekretär der CSU, Mitglied des Wirtschaftsrats, MdB. F. Alt, Der 

Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 79, zitiert (ohne Datum) einen Brief von Strauß, wonach 
er für die Teilnahme in Rhöndorf von Ehard „weitgehende Vollmachten" erhalten hatte. 
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gehen. Der alte Kuhhandel der müden Weimarer Parteien muß aufhören. Man wird uns 
ein Zusammengehen mit CDU unmöglich machen, wenn hier ein engeres Gespräch mit 
SPD zustande käme. Wir müssen mit DP in Verbindung treten. Dadurch Isolierung der 
Bayernpartei98. 

Adenauer: Wir sollten DP wissen lassen, daß Mindeststärke einer Fraktion 15 [Mitglieder] 
ist. 

Müller": Für Große Koalition, mindestens Vorschlag an SPD. Wenn sie ablehnt, trifft sie 
Schuld. Spannungen innerhalb SPD sehr groß. Schumacher wird weitgehend für Nieder­
lage verantwortlich gemacht. Auseinandersetzung der maßvollen Kräfte innerhalb SPD 
(Schmid100, Kaisen101, Kopf, Stock) mit radikalem Flügel muß erfolgen und ist aussichts­
reich. Völlig unmöglich, im Hinblick auf große Aufgaben SPD in Opposition zu treiben, 
zumal Kleine Koalition in sich uneins, unharmonisch und von kleinen Splittergruppen 
abhängig ist. SPD wird sich mit Erhard abfinden. 

Adenauer: Ganze Situation unsagbar schwer. Habe denkbar größte Sorgen. Welcher Weg 
bietet die bessere Aussicht zur Meisterung der Aufgaben? Bin unsicher über den Weg, der 
Schicksal der Partei bedeutet. Vertrauen der Wähler zu verscherzen wäre das schlimmste. 
Mit den Parteien, die mich so beschimpft haben, kann ich mich nicht zusammensetzen. 
Das moralische Vertrauen der Wähler zu gewinnen, ist ungeheuer schwer. Nach vier 
Jahren sind wir 1949 die stärkste Partei geworden. Den Schatz an Vertrauen dürfen wir 
nicht vertun. 

Kaiser102: SPD hat Niederlage erlitten. Schumacher ist Unglück für Deutschland. Es wird 
schwierig für den Bundeskanzler werden, wenn sich eine große Partei querlegt. Aber nach 
der heutigen Debatte gibt es nichts anderes, als entschlossen den Weg zu gehen, den 
siegreiche Partei gehen muß, einen eigenen Weg. SPD muß von dem Hochmutsteufel 
herunter. Der Arbeiterflügel (der CDU?) wird in den Prellbock hineinkommen. Diese 
Auseinandersetzung mit der SPD muß einmal kommen. Die Arbeiterschaft hat mit un­
glaublicher Bravour gewählt. Adenauer muß noch in dieser Woche sich vor der Öffentlich­
keit mit einer großen politischen Konzeption äußern. Nicht bloß von Wirtschaft, sondern 

98 Nach späteren Mitteilungen von Strauß (Gedanken über Konrad Adenauer, S. 190; Honnefer 
Rede 1976, S. 20) hat er in Rhöndorf auch darauf verwiesen, daß die SPD im September 1947 
unter „ziemlich fadenscheinigen Vorwänden" die Regierung verlassen und die CSU „auf dem 
Höhepunkt der wirtschaftlichen Not" habe sitzenlassen. 1976 formulierte Strauß, seine Rhöndor-
fer Erklärung sei durch die Haltung Ehards „nicht ganz" gedeckt gewesen. Gedanken über Konrad 
Adenauer, S. 191. Vgl. auch Anm. 40 und 156. 

99 Gebhard Müller, Landesvorsitzender der CDU in Württemberg-Hohenzollern, seit 13. August 
1948 Staatspräsident (als Nachfolger des am 4. August verstorbenen Lorenz Bock). Nach einer 
Mitteilung von Prof. Dr. Gebhard Müller hat er seine eigenen Ausführungen - im Stenogramm nur 
mit seinem Namen vermerkt - bei der Übertragung aus dem Gedächtnis eingefügt. Über seine 
Argumentation vgl. das im Dok. Nr. 5 abgedruckte Schreiben. 

100 Carlo Schmid, Mitglied der von Müller geleiteten Koalitionsregierung in Tübingen, MdB. 
101 Wilhelm Kaisen, Bürgermeister von Bremen. 

Jakob Kaiser, prominenter Berliner Unionspolitiker, seit seiner Absetzung durch die Sowjets als 
Vorsitzender der CDU in der SBZ (Ende 1947) ohne Möglichkeit, dieses Amt auszuüben, MdB. 
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von dem Gehalt der Partei sprechen. Man darf nicht ohne Mehrheit beginnen. Warum 
spricht man nicht vom Zentrum103? Ich stimme mit der Auffassung der Mehrheit überein. 
Wir müssen unseren Weg gehen, SPD zum Anstand erziehen104. 

Adenauer: Die Landtagsfraktionen105 bleiben solange unberührt, als dort keine Obstruk­
tion gegen Bundesregierung getrieben wird. Wenn ja, die Konsequenzen [ziehen]. Zentrum 
hat zum Schluß ein bodenlos gemeines Flugblatt herausgegeben, so daß wir nicht mit 
dieser Fraktion verhandeln können. Wenn sie wollen, können sie zu uns kommen. Frau 
Wessel106 ist mit Haß gegen uns erfüllt. Stimmung überwiegt, daß wir mit DP verhandeln. 
Zunächst allerdings mit FDP, vorsichtig auch mit DP. Wir müssen der DP, um sie von der 
Bayernpartei abzuhalten, mitteilen, daß wir für Festsetzen der Fraktionsstärke auf 15 
eintreten. 

Ein von Köhler verfaßtes Pressekommunique107 wird beraten. 

Kaiser dazu: Wir sind der Öffentlichkeit schuldig, daß wir etwas mehr sagen als bisher. 
Wer ist dazu autorisiert? Bestimmt, aber mit aller Vorsicht. 

Bundespräsident und Bundeskanzler 

Adenauer: Herr Finck108 hat in Landau eine ganz nichtsnutzige Rede in dem Sinne gehal­
ten, daß ich Bundespräsident werde109. Die wichtigste Persönlichkeit ist der Bundeskanz­
ler. Präsident soll ein anderer werden, ich will Kanzler werden110. Ich bin 73 Jahre. Aber 

103 Das Zentrum hatte mit 3,1 v. H. der Wählerstimmen 10 Bundestagsmandate erreicht. 
104 Danach ist Erich Kosthorst (Jakob Kaiser, Stuttgart 1972, S. 70) zu korrigieren, wenn er schreibt, 

daß Kaiser „nur noch taktisch-verbal" für die Große Koalition eingetreten sei. Später (1976) hat 
auch Strauß - neben Altmeier, Hilpert und G. Müller - Jakob Kaiser zu den Vorkämpfern für eine 
Große Koalition gezählt (vgl. Anm. 16), ebenso wie 1971 Altmeier das getan hatte. Vgl. K. Dreher, 
Der Weg zum Kanzler, S. 353. 

105 Gemeint: die Regierungskoalitionen in den einzelnen Landtagen. Am 31. August (s. Anm. 9) ver­
deutlichte Adenauer: Nur für den Fall, daß in den Ländern durch den SPD-Koalitionspartner die 
Politik der Bundesregierung „lahmgelegt oder außerordentlich erschwert würde", müßte man mit 
dem Koalitionspartner „ein deutliches Wort" sprechen, „das übrige aber dem Lauf der Entwick­
lung" überlassen. 

106 Helene Wessel (Werl), Vorsitzende des Zentrums, MdL Nordrhein-Westfalen, MdB. 
107 Ein Entwurf liegt nicht vor, so daß nicht feststellbar ist, ob diese Fassung vom publizierten Text 

(vgl. Anm. 2) abweicht. 
108 Albert Finck (Hambach bei Neustadt/Weinstraße), MdL Rheinland-Pfalz, vorher auch Mitglied 

des Parlamentarischen Rates. Finck war am 17. August telegrafisch eingeladen worden. 
109 Bei einer Wahlkundgebung am 9. August 1949 in Landau hatte Finck den Gastredner Adenauer 

als künftigen Bundespräsidenten angekündigt. Die Rheinpfalz (Ludwigshafen) hatte am 11. Au­
gust berichtet, Finck habe Adenauer als „möglichen ersten Baumeister des neuen Vaterlandes" 
gefeiert. In der Landauer Lokalausgabe des Blattes war die Wahlkundgebung nicht erwähnt. In 
den Erinnerungen des betreffenden Redakteurs, Walter Hück, heißt es, Finck habe Adenauer als 
„kommenden Bundespräsidenten" angekündigt, ohne damit allerdings Aufsehen zu erregen (Das 
unvollendete Vaterland, Neustadt/W. 1979, S. 16). Am 11. August hatte sich Finck bei Adenauer 
für das „große Opfer" zugunsten der CDU in der Pfalz bedankt - die Wahlversammlung in 
Landau sei von 4000 Personen besucht gewesen - und die Rheinpfalz vom 11. August übersandt. 
Adenauers Antwort vom 13. August: Er denke an die Versammlung „mit großer Freude" zurück 
und stände bei Gelegenheit „gerne wieder" zur Verfügung. StBAH 07.26. 

110 Nach den in Anm. 109 zitierten Erinnerungen von W. Hück hat Adenauer am 9. August in 
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ich würde das Amt des Kanzlers annehmen 1 1 1 , weil 1. der Bundespräsident aus dem 

Parteileben ausscheiden muß , der Kanzler nicht1 1 2 . Ich habe in der britischen Zone Autori­

tät . Unsere Partei [ist] noch nicht so gefestigt, daß wir die großen Aufgaben auf die Dauer 

bei meinem Ausscheiden erfüllen können, die uns der vorige Sonntag gestellt hat . Gute 

Zusammenfassung auf die Dauer erforderlich. 2 . , Ich verfüge über gewisse Erfahrung in 

staatlichen Dingen und in der Verwaltung, 3 . , habe stärkere Ellbogen, als ich früher 

geglaubt hät te1 1 3 . 

Hilpert: Bundeskanzler ist das wichtigste Amt. Entscheidend auch Präsident des Bundesra­

tes. Er ist im Anfang tragendes Element. Einheitliche Stimmabgabe. Wir müssen auch im 

Bundesrat zum Ziele kommen. M a n rechne Mehrhei t aus. Höchstens 20 Stimmen für uns. 

Bundesrat in Koalit ionsverhandlungen einbeziehen! 

Adenauer: Streit Bonn-Frankfur t 1 1 4 darf nicht in den ersten zwei Wochen ausgetragen 

werden. Eventuell Antrag in Ausschuß verweisen. Würde sofort darüber abgestimmt, dann 

Landau auf seine entsprechende Frage hin die Erreichung des Kanzleramts als sein Ziel bezeichnet. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß Finck vor allem deswegen nach Rhöndorf eingeladen worden ist, 
um Adenauer als Anknüpfungspunkt für die Behandlung der Personalfrage zu dienen. 

111 H. Pünder überliefert diese Passage Adenauers in folgender - nach seiner Darstellung von ihm 
sofort stenografisch festgehaltenen - Form: „Man hat mich dazu vermocht, mich für die Stellung 
des Bundeskanzlers zur Verfügung zu stellen. Ich bin trotz meiner Jahre grundsätzlich hierzu 
bereit, möchte dies aber nur mit Ihrer Zustimmung tun." Von Preußen nach Europa, S. 409. 
Ähnlich die Wendung, die Adenauer am 23. August bei einer Pressekonferenz in Bonn benutzte 
(vgl. Anm. 9), und zwar im Anschluß an den Hinweis, daß Erhard in Rhöndorf als Bundeswirt­
schaftsminister genannt worden sei: „Dann hat man mich auch dazu bekommen, daß ich Bundes­
kanzler werden solle." Die Entscheidung bleibe jedoch der Bundestagsfraktion überlassen. 
Vgl. auch Anm. 113. 

112 Vgl. dagegen die sowohl von Pferdmenges (bei P. Weymar, Adenauer, S. 431) als auch von Ade­
nauer (Erinnerungen 1945-1953, S. 228) überlieferte Version, wonach Adenauer berichtet hätte, 
er habe bereits mit seinem Arzt Prof. Paul Martini - bei Pferdmenges ohne Namensnennung -
gesprochen und dieser wegen des Alters des Unionspolitikers keine Bedenken geltend gemacht: 
„Er meint, auch für zwei Jahre könne ich das Amt ausführen." (Im Rückblick von 1962 stellte 
Adenauer diesen Sachverhalt folgendermaßen dar: 1949 habe er Professor Martini gefragt, „ob er 
wohl glaube, daß ich trotz meines Alters noch ein Jahr lang die Arbeit leisten könne. Er hat mich 
pflichtgemäß untersucht und mir dann gesagt - und das hat mich sehr beruhigt - , Sie werden 
sicher anderthalb Jahre lang die Arbeit leisten können." 11. Bundesparteitag der CDU. 2.-5. Juni 
1962 in Dortmund, Hamburg 1962, S. 17.) Adenauer hatte Martini dringend zu einer Kandidatur 
für den Bundestag geraten, dieser aber (Schreiben vom 11. Juli 1949 an Adenauer) aus gesundheit­
lichen Gründen abgelehnt. StBAH 07.07. 

113 Nach Adenauers Bericht (Erinnerungen 1945-1953, S. 228) hat „einer der Anwesenden" seine 
Ausführungen über die Besetzung der Ämter des Bundespräsidenten und des Kanzlers unterbro­
chen und ihn selbst als Bundeskanzler vorgeschlagen. Dieser auch von Pferdmenges (bei P. Wey­
mar, Adenauer, S. 431) namentlich nicht genannte „eine" war offensichtlich Pünder 
(vgl. Anm. 13). Am 5. September 1949 schrieb Adenauer einem Verwandten, da das GG eine 
starke Einflußnahme des Bundespräsidenten auf die Arbeit des Bundeskanzlers ausgeschlossen 
habe, habe er sich dazu verstehen müssen, das Amt des Kanzlers für sich „in Aussicht zu nehmen". 
Vgl. R. Morsey, Adenauer und der Weg zur Bundesrepublik Deutschland, S. 121 Anm. 201. 

114 Um die Frage des endgültigen Bundessitzes, nachdem sich der Parlamentarische Rat am 10. Mai 
1949 mit 33 : 29 Stimmen für Bonn entschieden hatte. 
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rein politische, nicht mehr sachliche Frage. Fraktionssekretariat mit vier erstklassigen 

Kräften (technisch, wirtschaftlich, sozial, politisch) unerläßlich. Nicht Abgeordnete. Theo­

phil Kaufmann115 als Chef? 

SPD wird CDU-Mann nicht zum Bundespräsidenten mitwählen. Es können auch nicht 

beide, Kanzler und Präsident, katholisch sein. Heuss? 

Horlacher116: Heuss stößt bei uns auf Schwierigkeiten117. Kabinett118. Er muß sachlich, 

vorbildlich objektiv wie Ebert sein. 

Adenauer119: Bundespräsident schlägt den Kanzler vor. Während der Verhandlungen 

müßte vereinbart werden, daß Bundespräsident in den vier Jahren der Wahlperiode einen 

CDU-Mann vorschlägt, wenn der erste Kanzler wegfällt. 

Kaiser: Warum nicht Persönlichkeit aus SPD-Lager als Bundespräsident120? Bin über Be­

denken gegen Heuss erstaunt. Hat ausgezeichnete Eigenschaften für ein solches Amt. Er 

hat CDU in Heidelberg mitbegründet121. Hat in Berlin Gespräche mit uns geführt. Innerer 

Respekt vor Christentum. Seine Besuche in Maria-Laach122. 

[Köhler, Kaiser und Erhard werden mit der Abfassung einer Presseerklärung betraut123.] 

115 MdL Württemberg-Baden, Mitglied des Wirtschaftsrats, kein MdB. 
116 Michael Horlacher, Präsident des Bayerischen Landtags, stellvertretender Landesvorsitzender der 

CSU, MdB. Horlacher war mit erheblicher Verspätung und mit den „Überresten eines großen 
Rausches" in Rhöndorf eingetroffen, wie F. J. Strauß 1971 erläuterte; als Horlacher gekommen 
sei, „war Schluß". Vgl. K. Dreher, Der Weg zum Kanzler, S. 356. 

117 Nach Pferdmenges (bei P.Weymar, Adenauer, S. 431) hat ein „bayerischer Vertreter" einge­
wandt, daß Heuss „nicht gerade kirchenfreundlich eingestellt sei", und von Adenauer die Antwort 
erhalten: „Aber er hat eine sehr fromme Frau, das genügt." Ähnlich bei K. Adenauer, Erinnerun­
gen 1945-1953, S. 228. Über unioninterne Opposition unmittelbar vor der Wahl von Heuss zum 
Bundespräsidenten (am 12. September 1949) vgl. R. Morsey, Adenauer und der Weg zur Bundes­
republik Deutschland, S. 37, 122. 

118 Vermutlich gemeint: Heuss könne hingegen dem Kabinett angehören. 
119 Bei K. Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, S. 228, heißt es, er habe auf die Frage, ob Heuss denn 

schon von dem Vorschlag seiner Kandidatur wisse, erwidert, er, Adenauer, habe „leider bisher 
noch keine Gelegenheit gehabt", mit dem FDP-Politiker darüber zu sprechen. 

120 Nach den in Dok. Nr. 3 und Nr. 6 abgedruckten Schreiben G. Müllers und Adenauers hat sich 
Kaiser dabei auf das österreichische Beispiel berufen. 

121 Dazu vgl. Gerd Hepp, Die CDU im Landesbezirk Nordbaden, in: Die CDU in Baden-Württem­
berg, hrsg. von Paul-Ludwig Weinacht, Stuttgart 1978, S. 117. 

122 Nach einem Hinweis von Herrn Prof. Dr. Gebhard Müller vom 27. März 1980 bildet der folgende 
Satz - den er 1949 nicht mehr in Langschrift übertragen hat - den Abschluß seiner stenographi­
schen Aufzeichnungen. 

123 Nach dem Bericht des Berliner Kurier vom 22. August 1949 hat Blankenhorn den in der Nähe des 
Hauses wartenden Reportern beim Verteilen des Pressekommuniques (vgl. Anm. 2) gezielte Hin­
weise gegeben, welche Teile dieses „unscharf formulierten" Textes als wichtig anzusehen seien. 
Deswegen habe (so Arnold J. Heidenheimer, Adenauer and the CDU, The Hague 1960, S. 181) die 
Presse den letzten Satz hervorgehoben, wonach aus der vom Wahlausgang gebotenen Fortsetzung 
der Politik der Sozialen Marktwirtschaft bei der Bildung der Bundesregierung die Konsequenzen 
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Dokument Nr. 2 

22. August 1949: Staatsminister Dr. Werner Hilpert (Wiesbaden) an Adenauer 

StBAH 06.07, Maschinenschrift. ACDP I-021-002, Durchschlag124. 

Sehr geehrter Herr Dr. Adenauer! 

Ich nehme an, daß Ihnen in der Zwischenzeit die Berichte der Presse über die gestrige 
Sitzung in Rhöndorf zugegangen sind125. Sie hatten ausdrücklich zum Schluß festgestellt, 
daß die Besprechung vertraulich sein sollte126. Die Presseberichte lassen nun erkennen, daß 
man scheinbar in unseren Kreisen nur das Wort vertraulich zu nennen braucht, damit man 
möglichst alles, allerdings dann unter Außerachtlassung jeder Objektivität, vorzeitig der 
Öffentlichkeit bekannt gibt. Auf Grund dieser Nichtbeachtung des vertraulichen Charak­
ters und der damit hervorgerufenen Festlegung der Bundestagsfraktion erkläre ich hiermit, 
daß ich mich nunmehr auch nicht mehr an die Vertraulichkeit gebunden erachte. Wir 
beide sind ja vielleicht in der Beurteilung der schwierigen Situation, wenn wir auch zu 
verschiedenen Ergebnissen kommen, viel klarer, als wie es gestern in der Diskussion von 
verschiedenen anderen unserer Freunde zum Ausdruck gekommen ist. Es kann doch nicht 
daran vorbeigegangen werden, daß gewichtige Stimmen aus den süddeutschen Ländern 
mit guter Begründung sich dahin ausgesprochen hatten, sich nicht festzulegen, ganz abge­
sehen davon, daß es mir das Kunststück der Politik zu sein scheint, sich nicht festzulegen, 
bevor man restlos Klarheit gewonnen hat. 
Ich werde deshalb - und für diese Auffassung hoffe ich auch meine süddeutschen Freunde 
gewinnen zu können — in Zukunft derartigen Besprechungen in unzuständigem Kreise 
nicht mehr anwohnen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Ihr Ihnen sehr ergebener 

gezogen werden müßten. Am 23. August erklärte Adenauer in einer Pressekonferenz (vgl. Anm. 9), 
aus der Tatsache, daß es sich nicht um ein Beschlußgremium der Unionsparteien gehandelt habe, 
erkläre sich der „etwas diplomatische Charakter dieser Resolution". Ähnlich K. Adenauer, Erin­
nerungen 1945-1953, S. 229. Vgl. auch Anm. 155. 

124 Durchschlag seines Schreibens übermittelte Hilpert am gleichen Tage an folgende Teilnehmer der 
Rhöndorfer Konferenz: Altmeier, Erhard, Dichtel, Kaiser, Köhler, Müller und Pünder sowie an 
Ministerpräsident Ehard. 

125 Obwohl die Konferenz am Sonntag erst gegen 18.00 Uhr - Adenauer in der Pressekonferenz am 
23. August über deren Dauer: „etwa fünf Stunden" - beendet worden war, berichteten einige 
Zeitungen darüber bereits am folgenden Tage. Ein Teil der Journalisten stützte sich dabei auf 
zusätzliche Informationen einzelner - teilweise namentlich genannter - Teilnehmer, vor allem auf 
Auskünfte von Jakob Kaiser. Er hatte im Rhöndorf benachbarten Königswinter, wo er im Adam-
Stegerwald-Haus wohnte, den ihn bedrängenden Reportern offensichtlich die detailliertesten Mit­
teilungen gemacht. Dazu vgl. auch E. Kosthorst, Kaiser, S. 71. 

126 Dieser Hinweis ist auch von anderen Teilnehmern überliefert (vgl. Dok. Nr. 3), in der Aufzeich­
nung von G. Müller (Dok. Nr. 1) allerdings nicht festgehalten. 
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Dokument Nr. 3 

23. August 1949: Staatspräsident Dr. Gebhard Müller (Tübingen) an Adenauer 

Materialien G. Müller, Durchschlag127. 

Sehr verehrter Herr Präsident! 

Ich möchte Ihnen noch einmal herzlich danken für die gastfreundliche Aufnahme in Ihrem 
schönen Hause. Leider ist trotz des betont privaten Charakters unserer Besprechungen ein 
wesentlicher Teil der Verhandlungen der Öffentlichkeit bekannt geworden. Ich würde es 
begrüßen, wenn der oder die Urheber dieses Vertrauensbruches, die nach dem Bericht der 
„Neuen Zeitung"128 zweifellos in der Umgebung von Bonn zu suchen sind129, festgestellt 
und zur Verantwortung gezogen werden könnten. 
Ich würde mich freuen, wenn Sie folgenden Erwägungen, die ich auf Grund unserer 
Besprechungen angestellt habe, Ihre Aufmerksamkeit schenken wollten: 
Ich halte es für bedauerlich, daß in die Verhandlungen über die Bildung der Regierung von 
der sie tragenden Koalition auch die Kandidatur des Bundespräsidenten einbezogen wor­
den ist. Diese Einbeziehung widerspricht nicht nur dem Grundsatz der Trennung der 
Gewalten, sondern ist bei der Art der Presseberichterstattung geeignet, der Bevölkerung 
einen völlig falschen Eindruck über die Bedeutung und die Unabhängigkeit des Bundesprä­
sidenten zu vermitteln. Durch die Koppelung der Verhandlungen und ihre Erstreckung auf 
die Person des Bundespräsidenten wird ihm von Anfang an das Ansehen jener Unabhän­
gigkeit genommen, deren er für seine Autorität unbedingt bedarf. Das ist auch für die 
Zukunft bedenklich, wenn etwa eine Regierungskrise eintreten sollte. Es sollte ernstlich 
geprüft werden, ob nicht eine Persönlichkeit gefunden wird, die über den Parteien steht. 
Zweifellos wird dies sehr schwierig sein. 
Auch der Vorschlag von Jakob Kaiser, nach österreichischem Vorbild den Bundespräsi­
denten aus der zweitstärksten Partei zu nehmen130, verdient ernste Beachtung. Bei der 
außerordentlich schmalen Basis der künftigen Regierungskoalition wäre es erwünscht, die 
Verbindung zur SPD nicht abreißen zu lassen. Sie würde in glücklicher Weise dargestellt, 
wenn der Bundespräsident dieser Partei nahestehen oder aus ihr stammen würde. Die 
Opposition würde abgeschwächt, ein Abgleiten in das radikale Lager wäre schwieriger, 

127 Einen Durchschlag übermittelte G. Müller am 29. August 1949 an Hilpert. Dieses Schreiben 
bereits erwähnt bei R. Morsey, Die Bildung der ersten Regierungskoalition, S. 421. 

128 Am 23. August 1949 harte die NZ einen ausführlichen und insgesamt zutreffenden Bericht von 
Heinz Medefind veröffentlicht (vgl. Anm. 137). Darin waren Hilpert, Gereke („zunächst nur zö­
gernd") und G. Müller als Vorkämpfer für eine Große Koalition genannt, ferner u. a. Adenauer als 
Kandidat für das Amt des Bundeskanzlers und Ehard für das des Präsidenten des Bundesrats. Von 
Kaiser sei angeregt worden, das österreichische System zu übernehmen, wonach die zweitstärkste 
Partei den Bundespräsidenten stelle. Vgl. Anm. 120. 

129 Anspielung auf Jakob Kaiser. Vgl. Anm. 125. 
130 In der Aufzeichnung von G. Müller (Dok. Nr. 1) über die zwei (kurzen) Diskussionsbeiträge von 

J. Kaiser nicht erwähnt (vgl. Anm. 120). Zu Kaisers Vorschlag nahm Adenauer in seiner Antwort 
an Müller vom 25. August (Dok. Nr. 6) Stellung, auch am 31. August 1949 bei einer Konferenz 
der führenden Unionspolitiker (s. Anm. 69). -Die Nicht-Protokollierung des Kaiser-Vorschlags in 
Dok. Nr. 1 ist ein weiteres Indiz dafür, daß es sich nicht um eine vollständige Mitschrift handelt. 
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und bei den ungewöhnlich schwerwiegenden gesetzgeberischen Arbeiten könnte ein derar­
tiger Bundespräsident stets eine überaus glückliche Vermittlerrolle spielen. Auch dem 
Ausland gegenüber würde die Bundesregierung eine stärkere Autorität bekommen, wenn 
wenigstens der Bundespräsident aus der Opposition stammt und, wie zu erwarten ist, im 
Rahmen seines Amtes und seiner Zuständigkeit, wie auch seines persönlichen Einflusses, 
schwerwiegende außenpolitische Entscheidungen mit seinem Gewicht deckt. 
In Frage käme unter Umständen Oberbürgermeister Reuter von Berlin, der als kluger, 
maßvoller und innerlich unabhängiger Mann wohl angesehen ist. 
Selbstverständlich werden auch vor der Wahl des Bundespräsidenten Verhandlungen not­
wendig sein. Sie sollten aber, wenn irgend möglich, taktvoll von den Verhandlungen über 
die Bildung der Bundesregierung getrennt werden. Auch bei einem derartigen Vorgehen 
könnte der erwünschte Erfolg erzielt werden. 
Besonders bedenklich erscheint mir die Einbeziehung des Präsidenten des Bundesrates in 
die Koalitionsverhandlungen131. Damit wird der Sinn des Bundesrates und der föderative 
Charakter dieser Institution geradezu in ihr Gegenteil verkehrt. Ich könnte mir denken, 
daß Bevollmächtigte im Bundesrat aus diesen grundsätzlichen Erwägungen heraus es ab­
lehnen, sich den Wünschen der Parteien zu fügen, aus denen sie stammen, auch wenn sie 
den vorgesehenen Ministerpräsidenten für den geeignetsten Mann halten132. Im übrigen 
wäre doch zu erwägen, für den Präsidenten des Bundesrates einen unserem Lager angehö­
renden Minister zu nehmen, der nicht gleichzeitig durch seine Landesaufgaben in An­
spruch genommen ist. Zweifellos wird der Präsident des Bundesrats, wenn er überhaupt 
seine Aufgaben erfüllen wird, monatelang am Sitze der Bundesregierung weilen müssen. 
Nur so kann er die dem Bundesrat bei der vorgesehenen Regierungsbasis besonders oblie­
gende Aufgabe erfüllen, die Bundesregierung durch sachliche und maßvolle Arbeit des 
Bundesrates zu unterstützen. 
Sie dürfen überzeugt sein, sehr verehrter Herr Präsident, daß nur sachliche Erwägungen 
mich bei meinen Ausführungen leiten. Ich gehöre leider nicht zu denjenigen, die den 
Optimismus teilen können, der auch am 21. 8. 1949 teilweise in erschütterndem Maße 
zum Ausdruck gekommen ist. Wir stehen auf allen Gebieten erst am Anfang. Ich füge mich 
der Entscheidung in Rhöndorf. Das kann mich aber nicht daran hindern anzunehmen, daß 
sie voller Gefahr nach allen Richtungen ist. Unter allen Umständen muß auch der Eindruck 
vermieden werden, der bereits weitgehend entstanden ist, daß Fraktion und Bundesver­
sammlung im voraus festgelegt werden sollten. 

Mit dem Ausdruck meiner besonderen Hochachtung 
Ihr ergebener 

131 In Presseberichten des gleichen Tages über die Rhöndorfer Konferenz war Hans Ehard als Kandi­
dat für dieses Amt genannt worden. Das entsprach der Vereinbarung Adenauers mit dem bayeri­
schen Ministerpräsidenten vom 20. August. Vgl. Anm. 19, 128. 

132 Mit dieser Begründung wählten die vier Ministerpräsidenten der CDU (Altmeier, Arnold, Müller 
und Wohleb) am 7. September 1949 Karl Arnold zum ersten Präsidenten des Bundesrats. Dazu 
vgl. Gebhard Müller, in: Adenauer und die Gründung der Bundesrepublik Deutschland, S. 56. 
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Dokument Nr. 4 

23. August 1949: Staatspräsident Dr. Gebhard Müller (Tübingen) an 
Staatsminister Dr. Anton Pfeiffer (München) 

Materialien G. Müller, Durchschlag133. 

Lieber Freund Pfeiffer! 

Die Besprechungen in Rhöndorf veranlassen mich, Dir folgende Gedanken mit der Bitte 
um Prüfung zu unterbreiten: 
1. Ich halte es für verhängnisvoll, daß auch die Wahl des Bundespräsidenten mit den 
Abmachungen über die Bildung einer Regierungskoalition verkoppelt wird. Diese Einbe­
ziehung der Kandidatur für den Bundespräsidenten widerspricht nicht nur dem Grundsatz 
der Trennung der Gewalten, sondern vermittelt auch der Bevölkerung einen völlig falschen 
Eindruck über die Bedeutung und die Unabhängigkeit des Bundespräsidenten. Er bedarf in 
erster Linie für seine Autorität einer völligen Unabhängigkeit. Ich halte es auch für sehr 
bedenklich, daß auch in dieser Frage der Bundesversammlung vorgegriffen werden soll. 
Die Anregung von Jakob Kaiser, unter Umständen eine der SPD nahestehende Persönlich­
keit für die Wahl vorzusehen134, scheint mir sehr beachtlich. Wenn auch die sogen. kleine 
Koalition nach der Auffassung der Mehrheit unserer Freunde für den Augenblick unver­
meidlich ist, so habe ich doch gar keine Zweifel, daß sie nicht sehr lange dauern, minde­
stens bei längerer Dauer nicht sehr arbeitsfähig sein wird. Es wäre eine glückliche und im 
allgemeinen politischen Interesse erwünschte Lösung, wenn auch die künftige Opposition 
durch die Person des Bundespräsidenten stärker an der Regierungsarbeit beteiligt würde. 
Eine derartige Koppelung würde eine etwaige Regierungsumbildung außerordentlich er­
leichtern, die Beziehungen zur Opposition weitgehend entschärfen und dem Ausland ge­
genüber die Stellung der Bundesregierung wesentlich stärken. In Frage käme unter Um­
ständen Oberbürgermeister Reuter, Berlin, von dem ich den Eindruck habe, daß er sehr 
maßvoll, klug und weitblickend ist. Er hat m. W. auch seinerzeit bei dem Parteitag der SPD 
am 20. April 1949 gegen Schumacher gestimmt135. 
2. Noch bedenklicher erscheint mir die Einbeziehung des Präsidenten des Bundesrates in 
die Verhandlungen über die Regierungsbildung. Damit wird ein ganz wesentlicher Grund­
satz des Föderalismus in verhängnisvoller Weise preisgegeben. Die Wahl des Präsidenten 
des Bundesrates ist ausschließlich Sache der Ländervertreter. Sie mit dem Spiel der Parteien 
zu koppeln, wird sich bitter rächen. Gerade weil ich Herrn Ministerpräsidenten Dr. Ehard 
für diese Stelle besonders geeignet halte, bedaure ich, daß er von vornherein seine Wahl 
einer Abmachung unter den künftigen Regierungsparteien verdanken sollte. Ich habe auch 

133 Einen Durchschlag übermittelte Müller gleichzeitig an seinen rheinland-pfälzischen Kollegen Alt­
meier. 

134 Vgl. Anm. 130. 
135 Die Führungsgremien der SPD („kleiner Parteitag") hatten sich am 20. April 1949 in Hannover 

mit großer Mehrheit für Schumachers Linie entschieden, das Zustandekommen des Grundgesetzes 
eher scheitern zu lassen, als alliierten Forderungen nach weiterer föderalistischer Ausgestaltung 
nachzukommen. Reuter hatte zusammen mit dem „Oberbürgermeister-Flügel" zu den Opponen­
ten dieser Haltung gehört. Vgl. Willy Brandt und Richard Lowenthal, Ernst Reuter, München 
1957, S. 487. 
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ganz erhebliche Zweifel, ob die maßgeblichen Minister sich einem derartigen Verlangen 
der Parteien, denen sie angehören, fügen werden, selbst wenn sie an der vorgeschlagenen 
Person nichts auszusetzen haben. 
3. Endlich will ich Dir nicht verhehlen, daß ich sehr wenig glücklich darüber bin, daß 
Bayern zur Wahrung seiner Interessen in allen diesen Fragen ohne Fühlungnahme mit den 
übrigen süd- und südwestdeutschen Ministerpräsidenten verhandelt hat136. Schließlich 
dürfen wir für uns in Anspruch nehmen, daß wir oft in schwierigen Verhältnissen die 
bayerische Position unterstützt haben. Es wird die künftige Zusammenarbeit im Bundesrat 
nicht erleichtern, daß Bayern, grob gesagt, nunmehr ohne Rücksicht auf uns vorgehen zu 
müssen glaubt. Wie sehr durch alle diese Verhandlungen Porzellan zerschlagen wird, tritt 
nunmehr besonders kraß in Erscheinung, nachdem die Verhandlungen in Rhöndorf durch 
die Veröffentlichung in der Presse (s. Neue Zeitung) in allen Einzelheiten bekannt gewor­
den sind137. Man muß sich ernstlich überlegen, ob man überhaupt noch an derartigen 
Verhandlungen teilnehmen soll, wenn nicht einmal in einem solchen Kreis die strikt gefor­
derte Vertraulichkeit gewahrt wird. 

Mit freundlichen Grüßen 
stets Dein ergebener 

Dokument Nr. 5 

23. August 1949: Staatspräsident Dr. Gebhard Müller (Tübingen) an Friedrich Schenk 
Frhr. v. Stauffenberg (Geislinger Kr. Balingen) 

Materialien G. Müller, Durchschlag. 

Lieber Herr Baron! 

Auf Ihren Brief vom 18. 8.138 darf ich Ihnen folgendes erwidern: 
Ihre Auffassung über die künftige Regierungsbildung ist bei den bisherigen Besprechun­
gen, so zuletzt am Sonntag in Rhöndorf mit Dr. Adenauer, von der überwiegenden Mehr­
heit der maßgebenden Leute der CDU in vollem Umfang gebilligt worden, so daß meine 
abweichende Meinung keine Aussicht hat, zum Zuge zu kommen. Sie können also insofern 
völlig beruhigt sein: Allerdings werden Sie verstehen, daß ich selbst diese Beruhigung nicht 
teilen kann. 

Ihre Auffassung wäre richtig, wenn 
1. das Ergebnis der Wahlen eine klare Scheidung zwischen künftiger Regierung und Oppo­
sition ermöglicht hätte. Das ist leider nicht der Fall. Bei der nunmehr bevorstehenden 
Koalition zwischen CDU und FDP ist es erforderlich, noch irgendeine der kleinen Parteien 

136 Bezieht sich auf Adenauers Treffen mit Ehard am 20. August 1949 in Frankfurt. Aus Müllers 
Formulierung wird nicht deutlich, wieviel er vom Ergebnis dieser Verhandlungen inzwischen 
wußte, über das die Presse nur wenig berichtet hatte. 

137 Vgl. Anm. 128. 
138 Am 18. August 1949 hatte Frhr. v. Stauffenberg dem Staatspräsidenten zum Wahlerfolg der CDU 

gratuliert und sich darüber „erschüttert" gezeigt, daß Müller dennoch, einem Zeitungsbericht 
zufolge, dafür eingetreten sei, eine Bundesregierung zusammen mit der SPD zu bilden: „Es käme 
praktisch also wieder zu dem alten parlamentarischen Kuhhandel, von dem die Mehrheit unseres 
Volkes, insbesondere die Jugend, nichts wissen will." 
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zu gewinnen. In Frage kommt lediglich die Deutsche Partei. In ihren Reihen sind zwar 
verschiedene sehr vernünftige und klar denkende Männer, ein ebenso starker Teil dieser 
Partei ist aber durch sein Verhalten im Wahlkampf so bloßgestellt, daß sich jede Partei 
schämen muß, ihre Unterstützung zu beanspruchen. 
2. Auch nach Auffassung Herrn Adenauers bleibt also nichts anderes übrig, als eine 
Minderheitsregierung zu bilden139 und von Fall zu Fall die Zustimmung irgendeiner der 
kleinen Gruppen zu gewinnen. Damit hat die Regierungskoalition aber bereits den Todes­
keim in sich. Es ergibt sich nämlich das groteske Ergebnis, daß die stärkste Partei dieser 
Koalition bei allen entscheidenden Gesetzen von den 10 in ihrer politischen Zielsetzung 
noch völlig undurchsichtigen Männern der kleinsten Partei140 abhängig ist. 
3. Es kommt hinzu, daß auch die FDP in ihren Reihen, vor allem durch ihr Wahlbündnis 
mit der Nationaldemokratischen Partei in Hessen, einen verhältnismäßig starken Bestand­
teil hat, den ich keinesfalls an der Seite der CDU sehen möchte. Es sind dieselben Leute, die 
ihre Wahlversammlungen mit dem Horst-Wessel-Lied geschlossen haben. Auch ist nicht 
zu verkennen, daß in ihren Reihen doch auch heute noch der Typ der nicht sozial einge­
stellten Unternehmer vertreten ist. Das sind Gründe gegen die nach Ihrer Auffassung einzig 
mögliche Koalition. 
4. Für die große Koalition spricht folgendes: Es würde eine Regierungsmehrheit geschaf­
fen, die vor allem dem Ausland gegenüber über besonders starke Autorität verfügen 
würde. Ich bin der Auffassung, daß schon in ganz kurzer Zeit die Senkung der Besatzungs­
kosten das zentrale Problem der deutschen Politik sein wird. Sie ist nur zu erreichen, wenn 
die sie fordernde Regierung die stärkste Autorität besitzt. Weiterhin wird es aus den oben 
geschilderten Gründen bei jedem Gesetz unumgänglich sein, mit der SPD „Koalitionsge­
spräche" zu führen. Andererseits wird die gesetzgeberische Arbeit im Mittelpunkt stehen. 
Wenn die SPD sich in der Opposition befindet, wird sie zwangsläufig, um nicht von der 
KPD überrundet zu werden, stark radikalisiert werden. Das ist vom nationalen Stand­
punkt aus völlig unerwünscht. Der Versuch, durch eine Koalitionsbildung mit der SPD den 
maßvollen Kräften in dieser Partei einen endgültigen Durchbruch gegen Schumacher zu 
ermöglichen, hätte gemacht werden müssen. Er ist nach meinen Erfahrungen erfolgver­
sprechend. Fast alle gesetzgeberischen Aufgaben, die im Mittelpunkt stehen werden, wie 
Flüchtlingsgesetze, Wohnungsbau, Beamtengesetz, Sicherung der Währung, Lohnfragen 
usw. erfordern, wenn ihre Lösung nicht in kurzer Zeit zu einem neuen wirtschaftlichen 
und finanziellen Zusammenbruch führen soll, stärkste Opfer auf allen Seiten. Der Opposi­
tion wird es daher mühelos gelingen, die große Masse der Unzufriedenen auf ihre Seite zu 
bringen. Daß die SPD eine loyale Opposition im Sinne der englischen Übung machen 
würde, halte ich für völlig aussichtslos. Ich habe daher keinen Zweifel, daß die nunmehr 
offensichtlich unvermeidbare kleine Koalition dem Ganzen und der Partei auf die Dauer 
nur zum Schaden gereichen kann. Ihre Hoffnung, die Bayernpartei für die Koalition zu 
gewinnen, wird von keinem der Politiker, mit denen ich am Sonntag in Rhöndorf gespro­
chen habe, geteilt, auch nicht von den besonnenen bayerischen Politikern. Diese Hoffnung 
ist mindestens noch erheblich verfrüht. 

Auch ich bin der Meinung, daß die Wirtschaftspolitik des Prof. Erhard eine unabdingbare 

139 Diese Annahme Müllers gibt die Ausgangsposition Adenauers zu Beginn der Rhöndorfer Konfe­
renz wieder, nicht aber dessen Meinungsumschwung als Ergebnis der weiteren Beratungen. 

140 Die DP hatte 17 Abgeordnete durchgebracht. 
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Voraussetzung einer Koalition mit der SPD ist. In diesem Punkt besteht keinerlei Mei­
nungsverschiedenheit. Ich hatte die Hoffnung, da der Wahlkampf weitgehend mit Schlag­
worten geführt wurde, daß mit dem besonnenen Teil der SPD eine Basis hätte gefunden 
werden können, bei der wir in gar keiner Weise unsere Grundsätze aufgegeben hätten. Ich 
bin zutiefst davon überzeugt, daß eine Partei, die nicht den Hauptnachdruck auf die 
soziale Arbeit legt, auf die Dauer keine Existenzberechtigung hat. In dieser Arbeit darf 
man nicht übersehen, daß wir erst am Anfang stehen. Alle großen Fragen sind noch 
ungelöst. Sie sind zum Teil kaum lösbar. Ich kann den Optimismus des Prof. Erhard, der 
für eine Übergangszeit ein notwendiger Motor war, auf die Dauer nicht teilen. Wer einen 
Einblick in die finanziellen Schwierigkeiten hat, wird mir zustimmen. 
Möge nun die zukünftige Entwicklung mir Unrecht geben. Niemand würde so sehr wie ich 
darüber Freude empfinden. 

Mit herzlichen Grüßen 
Ihr ergebener141 

Dokument Nr. 6 

25. August 1949: Adenauer an Staatspräsident Dr. Gebhard Müller (Tübingen) 

Materialien G. Müller, Maschinenschrift. StBAH 06.07, Durchschlag. 

Sehr verehrter Herr Staatspräsident! 

Ich bestätige den Empfang Ihres Briefes vom 23. d. Mts.142 In der Zwischenzeit ist es aus 
den Verlautbarungen des sozialdemokratischen Parteivorstandes in der Presse wohl offen­
sichtlich geworden, daß er eine Koalition nicht will143. Es liegt das wohl auch absolut in 
der Natur der Dinge begründet und man kann weder der SPD noch uns einen Vorwurf 
daraus machen, daß es nicht zu einer solchen Koalition kommen wird. Ich meine, man 
sollte nicht übersehen, daß die Wirtschaftspolitik, die wir in Frankfurt seit 1 1/2 Jahren 
exerziert haben, planmäßig von der SPD bekämpft und abgelehnt worden ist. Jetzt, nach 
1 1/2 Jahren, kann man weder von der SPD verlangen, daß sie das, was sie bisher bekämpft 
hat, als richtig anerkennt, noch kann man von uns verlangen, daß wir das gleiche tun. Die 
Entwicklung ist m. E. ganz folgerechtlich [!] eine Weiterentwicklung der Verhältnisse im 
Frankfurter Wirtschaftsrat. Ich halte aber auch mehr denn je es für richtig, daß man die 
Sozialdemokratie zwingt, in Opposition zu gehen, damit endlich einmal in Deutschland 
die Form der Demokratie geübt wird, die in den angelsächsischen Ländern sich bewährt 
hat. 
Ich bin nicht der Auffassung, daß man aus den ganzen Gesprächen die Frage, welche Partei 
den Bundespräsidenten stellen soll, herauslassen darf. Ich bin auch nicht der Auffassung, 
daß man diesen Posten der Oppositionspartei geben darf, denn ihm kommt doch eine 
große Bedeutung zu bei der Frage der Wahl des Bundeskanzlers, und es ist m. E. ausge­
schlossen, die Initiative in dieser Frage dem Angehörigen einer anderen Partei zu überlas­
sen. Die Anregung des Herrn Kaiser, es zu machen wie in Österreich144, ist wohl nicht 

141 Am 1. September 1949 bedankte sich Frhr. v. Stauffenberg für das Antwortschreiben, dessen Ar­
gumentation ihn allerdings „nicht vollkommen überzeugt" habe, was er im einzelnen begründete. 

142 Vgl. Dok. Nr. 3. 
143 Dazu vgl. F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 97. 144 Vgl. Anm. 130. 
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ohne weiteres akzeptabel; weder Herr Kaiser noch ich wissen, welche Aufgaben der Bun­
despräsident in Österreich hat und welche Vereinbarungen dort getroffen worden sind. Ich 
mache insbesondere darauf aufmerksam, daß in Österreich die sozialistische Partei in der 
Regierung ist. Es könnte sein, daß man sich mit den Sozialisten dort dahin verständigt hat, 
daß sie den Bundespräsidenten und unsere Partei dafür den Bundeskanzler erhält145. 
Die Indiskretionen, die über die Verhandlungen in Rhöndorf begangen worden sind, 
bedauere ich außerordentlich. Ich glaube zu wissen, worauf sie zurückzuführen sind146. 
Bayern verlangt den Vorsitz im Bundesrat absolut für sich147, ebenfalls aus föderativen 
Gesichtspunkten heraus. 
Sie sehen, sehr verehrter Herr Präsident, zu welch verschiedenen Urteilen man kommt, 
obgleich man denselben Ausgangspunkt hat. 
Ich hoffe, daß wir letzten Endes doch alle Schwierigkeiten gut lösen. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr ergebener 

Dokument Nr. 7 

25. August 1949: Adenauer an Staatsminister Dr. Werner Hilpert (Wiesbaden) 

ACDP I-021-002, Maschinenschrift. StBAH 06. 07, Durchschlag148. 

Sehr geehrter Herr Hilpert! 

Ich erhalte Ihren Brief vom 22. d. Mts.149 Ich bedauere wie Sie, daß aus einer ausdrücklich 
für vertraulich erklärten Besprechung Mitteilungen gemacht worden sind. Es blieb mir 
daraufhin gar nichts anderes übrig, als die z. T. falschen Mitteilungen in einer Pressekonfe­
renz richtigzustellen150. 
Außerordentlich bedauere ich, daß Sie in Zukunft solchen Besprechungen nicht mehr 
beiwohnen wollen. Ich hoffe doch sehr, daß dieser Entschluß vielleicht von Ihnen doch 
noch einer Nachprüfung unterzogen werden wird. Ich glaube, man sollte nicht so empfind­
lich sein. Wir müssen doch versuchen, zusammenzuarbeiten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr ergebener 

145 In einer Pressekonferenz am 23. August (vgl. Anm. 9) hatte Adenauer einem Journalisten, der 
nach der Möglichkeit der Wahl eines sozialdemokratischen Bundespräsidenten gefragt hatte, ent­
gegnet: „Glauben Sie, daß im umgekehrten Fall die SPD einem von uns das Amt des Bundespräsi­
denten anbieten würde?" 

146 Vgl. Anm. 125. 
147 Anspielung auf seine Verhandlungen mit Ehard am 20. August 1949 in Frankfurt. Vgl. R. Morsey, 

Die Bildung der ersten Regierungskoalition, S. 434. 
148 Abschriften des Briefes übermittelte Hilpert an Altmeier, Dichtel, Ehard, Erhard, Kaiser, Köhler, 

G. Müller und Pünder (wie von Dok. Nr. 2). 
149 Dok. Nr. 2. 
150 Am Nachmittag des 23. August 1949 in Bonn (vgl. Anm. 9). Dabei erklärte Adenauer, die „Zu­

sammenkunft" in Rhöndorf habe dem Zweck gedient, vor dem Zusammentritt der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion in „allen drei Zonen eine gewisse Klärung der Auffassungen und eine gewisse 
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Dokument Nr. 8 

29. August 1949: Ministerpräsident Peter Altmeier (Koblenz) an 
Staatspräsident Dr. Gebhard Müller (Tübingen) 

Materialien G. Müller, Maschinenschrift. 

Lieber Freund Müller! 

Ich danke Dir für die Übersendung der Abschrift Deines Schreibens vom 23. August an den 
Herrn Minister Dr. Pfeiffer, München151. 
Den hier gemachten Ausführungen kann ich nur in jeder Weise zustimmen. Ich selbst habe 
unmittelbar nach den ersten Veröffentlichungen in zahlreichen Unterhaltungen - zuletzt 
noch auf dem Rittersturz152 - meiner Verwunderung darüber Ausdruck verliehen, daß 
man die Rhöndorfer Besprechungen in dieser Weise der Presse zugänglich gemacht hat, 
obwohl zu Beginn der Sitzung und auch bei ihrem Abschluß ausdrücklich auf den rein 
informatorischen Charakter der Konferenz, „die keine Beschlüsse zu fassen hatte", verwie­
sen wurde153. 
Wenn auch in den verschiedenen Presseverlautharungen immer wieder gesagt wird, daß 
den berufenen Organen — also der neuen Fraktion und der Zusammenfassung der Parteior­
ganisationen - nicht vorgegriffen werden solle, so kann ja niemand bestreiten, daß die 
täglichen Erklärungen namhafter Parteifreunde nichts anderes als eine Festlegung dieser 
erwähnten Gremien darstellen. Man wird abzuwarten haben, wie die Dinge nach dem 
Zusammentritt der Fraktion weiter verlaufen werden. 
Ich selbst habe ebenso wie Du angesichts der Tatsache, daß wenige Stunden nach den 
Rhöndorfer Besprechungen in Rundfunk- und Presseerklärungen alle Einzelheiten - aller­
dings einseitig - veröffentlicht wurden, den Entschluß gefaßt, zukünftig nur noch an 
solchen Parteiveranstaltungen teilzunehmen, die durch ihre Zusammensetzung Berechti­
gung und Auftrag zu Beschlüssen und Entschließungen haben. 
Im übrigen hoffe ich, daß wir uns gelegentlich der Besprechungen am 31. 8. und 1. 9.154 

sehen werden. 

Mit freundlichem Gruß 

Dein 

Ordnung" herbeizuführen, einen Überblick über die Ansichten der [!] führenden Leute in den 
verschiedenen Ländern". Vgl. auch F. Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, S. 94. Am 
24. August 1949 gab Hilpert folgende Erklärung an die Presse: „Falls die in der Presse veröffent­
lichten Erklärungen des Herrn Dr. Adenauer [vom Vortage] über die Konferenz von Rhöndorf 
richtig wiedergegeben sind, erscheint es mir notwendig festzustellen, daß Rhöndorf in keiner 
Weise eine irgendwie geartete Festlegung der Fraktion CDU/CSU bedeutet. Es sind in Rhöndorf 
insbesondere von den Vertretern der süddeutschen CDU ganz erhebliche Bedenken geltend ge­
macht worden, die Gegenstand von Erörterungen der für die Regierungsbildung allein maßgeben­
den Fraktion der CDU/CSU sein werden." ACDP I-021-002. 

151 Vgl. Dok. Nr. 4. 
152 Anläßlich einer Ministerpräsidenten-Konferenz am 25./26. August 1949 in Koblenz (vgl. Anm. 7). 
153 Vgl. Anm. 126. 
154 Anläßlich der Vorbesprechungen führender Unionspolitiker am 31. August in Bonn 



Die Rhöndorfer Weichenstellung 539 

Aus den hier abgedruckten neuen Quellen ergeben sich für die Bewertung des Ablaufs 
und der Ergebnisse der Rhöndorfer Weichenstellung vom 21. August 1949 folgende 
teils neue, teils besser gesicherte Erkenntnisse: 
1. Falsch ist die teilweise immer noch - auf Grund entsprechender Hinweise von 

Pferdmenges (1955) und Adenauer (1965) - herrschende Annahme, als wenn sich 
Befürworter und Gegner einer Regierungsbildung ohne Sozialdemokratie etwa die 
Waage gehalten bzw. Anhänger der Großen Koalition sogar in der Überzahl gewe­
sen wären. Das Gegenteil war der Fall. 

2. Als Vorkämpfer für eine Große Koalition meldeten sich nur Hilpert, Gebhard 
Müller und - wesentlich schwächer - Gereke sowie Simpfendörfer zu Wort. Der 
von Pferdmenges und Adenauer betont und als einziger Opponent herausgestellte 
rheinland-pfälzische Ministerpräsident Altmeier hat überhaupt nicht gespro­
chen155. Der auch von manchen Teilnehmern der Konferenz später ebenfalls zu den 
Anhängern der Großen Koalition gezählte Jakob Kaiser hat eindeutig die Gegenpo­
sition vertreten. 

3. Neu ist, daß Adenauer zu Beginn der Konferenz eine Koalition der Unionsparteien 
nur mit der FDP ins Auge gefaßt hatte - genauso wie am Vortage in seinem 
Frankfurter Gespräch mit Hans Ehard - , sich aber durch die Argumentation ande­
rer Teilnehmer über die Notwendigkeit und Möglichkeit, diese Minderheitskoali­
tion durch Hinzutritt der Abgeordneten der DP zu ergänzen, überzeugen ließ. Neu 
ist ferner das dezidierte Eintreten gegen eine Regierungsbeteiligung der SPD u. a. 
von Theodor Blank, Erich Köhler und Carl Schröter. 

4. Der CSU-Politiker (und jüngste Teilnehmer) Strauß hat durch sein klares Votum 
keineswegs, wie er später mehrfach für sich in Anspruch genommen hat, die angeb­
lich bis zu seiner Wortmeldung noch offene Diskussion im Sinne des von Adenauer 
intendierten Ergebnisses entscheidend beeinflußt. Die entsprechende Weichenstel­
lung war bereits vor der Wortmeldung von Strauß, die erst gegen Schluß der 
Sitzung erfolgte, geschehen156. In Kenntnis der Frankfurter Vorabsprache zwischen 
Adenauer und Ehard über eine Koalitionsbildung ohne SPD muß auch die spätere 
Mitteilung von Strauß, wonach sein scharfes Votum gegen eine Große Koalition 

(vgl. Anm. 69) zur Vorbereitung der konstituierenden Sitzung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
am folgenden Tage. 

155 In einer Sitzung der führenden CDU/CSU-Politiker am 31. August 1949 in Bonn (vgl. Anm. 69) 
erklärte Adenauer, für die Große Koalition seien am 21. August vor allem Gereke, Hilpert und 
G. Müller eingetreten. Daraufhin ergänzte Simpfendörfer, daß auch er in Rhöndorf eine „ähnliche 
Lösung" vertreten habe. Altmeier wurde von Adenauer gar nicht erwähnt. Vgl. R. Morsey, Die 
Bildung der ersten Regierungskoalition, S. 422. Bei der gleichen Gelegenheit erklärte Hilpert, in 
Rhöndorf habe sich „zahlenmäßig eine große Mehrheit" für das Pressekommunique (vgl. Anm. 2 
und 123) ergeben; er sei jedoch dagegen gewesen; in der Zwischenzeit hätten sich Simpfendörfer 
und Dichtel seinen Bedenken angeschlossen. 

156 Darauf hat Adenauer schon am 31. August 1949 (vgl. Anm. 69) in einer Besprechung von führen­
den Unionspolitikern in Bonn - und in Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Teilnehmer der 
Rhöndorfer Konferenz - hingewiesen: Die Ausführungen von Strauß am 21. August - wonach die 
CSU aus „inneren Gründen in Bayern" keiner gemeinsamen Unionsfraktion beitreten würde, 
wenn es zu einer Koalition CDU-SPD käme - seien erst „ganz zum Schluß der Erörterung gesagt" 
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vom CSU-Vorsitzenden nicht (oder jedenfalls nicht voll) gedeckt gewesen sei, korri­
giert werden157. 

5. Bei der Erörterung der Personalfragen hat Adenauer, um die mögliche Nennung 
eines anderen Kandidaten für das Amt des Bundeskanzlers zu verhindern, von 
vornherein seinen Anspruch („Ich will Kanzler werden") angemeldet und durch 
Hinweis auf seinen ärztlich bestätigten Gesundheitszustand untermauert. Offen­
sichtlich hat ihn daraufhin Pünder - ein anderer potentieller Kanzlerkandidat -
formell vorgeschlagen. 

6. Das mehrfach wiederholte Hauptargument Adenauers, mit dem er keinen Wider­
spruch fand, war der Hinweis auf den unüberbrückbaren Gegensatz zur SPD in der 
Wirtschaftspolitik. Daraus leitete der Unionspolitiker die - ebenfalls unstrittige -
Forderung ab, daß nur Ludwig Erhard als Bundeswirtschaftsminister in Frage 
komme. Aus dieser Sachlage für die Koalitionsbildung Konsequenzen zu ziehen, 
wurde nach außen hin, wie das Pressekommunique deutlich machte, der SPD über­
lassen158. 

Zur Bewertung der Rhöndorfer Konferenz in der Literatur ist auf einen bemerkens­
werten Widerspruch hinzuweisen: Adenauers gezielt erfolgte Einladung von Anhän­
gern seiner Linie - und die Nichtberücksichtigung vor allem von Karl Arnold - wird 
registriert (und durchweg kritisiert), dennoch aber die (Pferdmenges-Adenauer-)Ver­
sion übernommen, daß das Ringen um die Koalitionsentscheidung gleichwohl ange­
sichts der starken Gegenkräfte zunächst vollständig offen gewesen sei. 
Das eigentliche „Meisterstück" Adenauers lag weniger in der Zusammensetzung sei­
ner Gästeliste, die er bis zum letztmöglichen Termin (und offensichtlich nicht nur 
infolge einiger Absagen) ergänzt hat, sondern vielmehr darin, daß er frühzeitig die 
Bedeutung eines Treffens derart prominenter Unionspolitiker erkannt, es zu einem 
günstigen Zeitpunkt - unmittelbar nach der Tagung des Ellwanger Kreises - ange­
setzt, dessen Ausgang durch Vorverhandlungen mit dem CSU-Vorsitzenden Ehard 
abgesichert und schließlich erreicht hat, das erstrebte Ergebnis auch in einem Presse­
kommunique zu verdeutlichen159. Dabei kam Adenauer der Umstand zugute, daß sich 
die voraufgegangene Tagung des Ellwanger Kreises damit begnügt hatte, Koalitions­
möglichkeiten zu erörtern, besonders auch „Organisation und Aufgabe des Bundes­

worden und für die vorher von „neun Zehnteln der Anwesenden" ausgesprochene Meinung 
„nicht entscheidend" gewesen. Der sachliche Kern der Aussage von Strauß sei ihm, Adenauer, 
auch von Ehard bestätigt worden. 

157 Vgl. Anm. 40. Dieses Teilergebnis bereits bei R. Morsey, Die Bildung der ersten Regierungskoali­
tion, S. 435. 

158 Am 23. August 1949 erklärte Adenauer in einer Pressekonferenz (vgl. Anm. 9): Wenn die SPD in 
der Nominierung Erhards eine „Unmöglichkeit" für eine Regierungsbeteiligung erblicke, so sei das 
ihre Sache: „Das sind ganz einfache Dinge." Der innere Widerspruch der Rhöndorfer Verfechter 
einer Großen Koalition lag darin, daß sie alle für Erhards Nominierung eintraten, aber gleichwohl 
damit rechneten, sich mit der SPD auf ein gemeinsames Programm einigen zu können. 

159 Am 23. August erklärte Adenauer in einer Pressekonferenz (vgl. Anm. 9), daß „wahrscheinlich nur 
einer" der Teilnehmer der Konferenz (gemeint wohl: Hilpert) mit der „Resolution" nicht einver­
standen gewesen sei. Vgl. Anm. 155. 
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rats"160, ohne durch einen präzisen Beschluß der künftigen Bundestagsfraktion der 
Unionsparteien auch nur eine Empfehlung zu geben. 
Als weiterer Glücksfall für Adenauer, der als einziger Unionspolitiker Zonenvorsit­
zender seiner Partei war, erwies sich, daß es mit wenigen (nicht ins Gewicht fallenden) 
Ausnahmen — Holzapfel, Heurich, Schreiber (Berlin) — gelang, die eingeladene Promi­
nenz vollzählig in Rhöndorf zu versammeln. In den Presseberichten über die sonntäg­
liche Konferenz wurde dementsprechend weniger deren informeller Charakter betont, 
vielmehr wurden - angesichts des Fehlens einer gemeinsamen Spitze der Unionspar­
teien - Zahl und Gewicht der anwesenden Persönlichkeiten unterstrichen. Für die 
Zeitgenossen bildete die Rhöndorfer Entscheidung im übrigen keine Sensation, da 
eine Mehrheitsbildung von CDU/CSU, FDP und DP seit dem 14. August 1949 als 
Konsequenz des Wahlausgangs nahelag. Auch waren die Namen von Heuss, Ade­
nauer und Erhard in Verbindung mit den ihnen auch von Adenauer zugedachten 
Ämtern sogar schon vor dem Wahltag in der Presse erörtert worden. 
Dadurch daß Adenauer das Ergebnis der Rhöndorfer Konferenz in den folgenden 
Tagen in seinem Sinne konkreter interpretierte, als es in dem Pressekommunique zum 
Ausdruck gekommen war - ohne dabei allerdings außer dem Namen von Erhard und 
seinem eigenen andere Personalia zu nennen161 - , gewann diese Ansicht zunehmend 
an Gewicht. Gegenüber dem Vorwurf einiger Teilnehmer der Rhöndorfer Konferenz 
über die Preisgabe mancher Einzelheiten aus der vertraulichen Besprechung kam Ade­
nauer zugute, daß Jakob Kaiser bereits am Abend des 21. August detaillierte Hinweise 
gegenüber Pressevertretern gegeben hatte. 

Die Entscheidung der führenden Politiker von CDU und CSU am 31. August über die 
Bildung der ersten Regierungskoalition und die entsprechende des formellen Be­
schlußgremiums, der neu konstituierten Bundestagsfraktion, vom 1. September 1949 
bestätigten die voraufgegangene Rhöndorfer Weichenstellung162. Daß sich dennoch 

160 Aus dem DENA-Bericht. Vgl. Frankfurter Neue Presse vorn 23. August 1949. In einer anderen 
Version des Pressekommuniques (zitiert bei F.Alt, Der Prozeß der ersten Regierungsbildung, 
S. 78) fehlt der Hinweis auf den Bundesrat. 

161 Nach Presseberichten vom 23. August (vgl. ebenda, S. 92f.) soll Adenauer in der CDU-Fraktion 
des Landtags von Nordrhein-Westfalen am 22. August weitere Namen genannt haben (darunter 
Blücher, Lehr, Schlange-Schöningen). Ich halte das jedoch für wenig wahrscheinlich, weil sich 
unter den von einzelnen Zeitungen in diesem Zusammenhang aufgeführten Namen auch der von 
Carl Spiecker befand. In den beiden Pressekonferenzen am 23. August und 1. September 
(vgl. Anm. 9) machte Adenauer keinerlei weitere Personalangaben außer dem Hinweis auf seine 
eigene Nominierung und die von L. Erhard. Bisher liegen über die erwähnte Fraktionssitzung wie 
eine folgende vom 23. August, in der Adenauer einstimmig das Vertrauen ausgesprochen wurde, 
noch keine zuverlässigen Angaben vor. 

162 Offen sind in diesem Zusammenhang noch zwei Fragen: Wann Adenauer den Plan zum Rhöndor-
fer Treffen gefaßt hat - es gibt kein Indiz dafür, daß es nicht seine eigene Idee gewesen ist - , und ob 
er dazu etwa durch die Einberufung des Ellwanger Kreises zu einer Tagung am 20./21. August (die 
dann wegen des Rhöndorfer Termins um einen Tag vorverlegt wurde) veranlaßt worden ist. Am 
31. August erklärte Adenauer (s. Anm. 69), die Zusammenkunft in Rhöndorf sei „ursprünglich" 
nicht beabsichtigt gewesen, aber „durch die Unruhe im Lande" erzwungen worden: „Man mußte 
irgendwie etwas sagen." 
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die Regierungsbildung als äußerst schwierig und langwierig erwies, hing damit zusam­
men, daß am 7. September 1949 nicht Hans Ehard zum ersten Präsidenten des Bun­
desrats gewählt wurde - worauf Gebhard Müller seit dem 23. August mehrfach war­
nend hingewiesen hatte - , sondern Karl Arnold163. Die Folge davon war, daß der am 
15. September gewählte erste Bundeskanzler in den anschließenden Koalitionsver­
handlungen Vertretern der CSU wesentlich größeres Gewicht in seinem Kabinett 
einräumen mußte, als zwischen Adenauer und Ehard am 20. August vereinbart wor­
den war. Insofern hatte das Kalkül der vier opponierenden Ministerpräsidenten der 
CDU langfristige Auswirkungen, während die von der CSU-Spitze als Brüskierung 
Bayerns empfundene Ausschaltung vom einjährigen Vorsitz im Bundesrat nur eine 
kurzfristige Verstimmung in München hinterließ. 

Angesichts der zwischen 1955 und 1976 erfolgten Erweiterung unserer Kenntnisse 
über Vorgeschichte und Ablauf der Rhöndorfer Konferenz, die ausschließlich auf der 
Grundlage von Erinnerungen einzelner Teilnehmer beruhte, ist eine Warnung vor dem 
Quellenwert derartiger - wenngleich unentbehrlicher - Zeugnisse angebracht. 

163 Die neuerliche Vermutung von D. Hüwel, Arnold, S. 207, das „gesamte Unternehmen" der Rhön-
dorfer Konferenz habe sich „in erster Linie" gegen Karl Arnold gerichtet, überschätzt die Bedeu­
tung des Düsseldorfer Ministerpräsidenten, der zudem seinerseits am 23. August 1949 Adenauers 
Linie zugestimmt hat (vgl. Anm. 161), allerdings anschließend wieder davon abrückte. Am 25. Au­
gust 1949 konnte Adenauer jedoch einen besorgten Parteifreund (Franz Etzel) beruhigen: Arnold 
habe zwar noch einen „entschiedenen Vorstoß" zugunsten einer Großen Koalition gemacht: „Die 
Sache ist aber erledigt." StBAH 07.26. 
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tismus. 

Dr. Klaus Ja i tner , Archivar (Neue Landstraße 
15 A, 3000 Hannover-Buchholz), begann mit 
Studien zur Religions- und Kirchengeschichte im 
16. und 17.Jahrhundert, veröffentlichte u.a. 
„Nuntiaturberichte aus Deutschland. Die Kölner 
Nuntiatur Bd. VI 1, 2, Nuntius Pietro Francesco 
Montero, 1612-1624" (Paderborn 1977), in 
Vorbereitung „Papsttum und Europa in der 
Frühneuzeit. Die Hauptinstruktionen Clemens' 
VIII. für die Nuntien und Legaten an den euro­
päischen Fürstenhöfen, 1592-1605"; gegenwär­
tige Forschungsgebiete sind Ideen- und Diploma­
tiegeschichte der Frühneuzeit, Internationale Be­
ziehungen im 20. Jahrhundert. 

Dr. Leonid Luks, 1978/79 Wissenschaftlicher 
Assistent am Seminar für Neuere Geschichte der 
Universität Erlangen, zur Zeit Habilitand an der 
Philosophischen Fakultät für Geschichts- und 
Kunstwissenschaften der Ludwig-Maximilian-
Universität München (Schwarzmannstr. 12, 
8000 München 40), veröffentlichte u. a. „Lenins 
außenpolitische Konzeptionen in ihrer Anwen­
dung" (München 1976), in Vorbereitung „Die 
Entstehung der Faschismus-Theorie der Komin­
tern 1921-1935"; gegenwärtig mit Arbeiten zur 
Geschichte des russischen Konservatismus in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und im 
20. Jahrhundert beschäftigt, ferner mit verglei­
chenden Studien zur Geschichte der kommunisti­
schen Parteien. 

Dr. Rudolf Morsey, o. Professor für neuere Ge­
schichte an der Hochschule für Verwaltungswis­
senschaften Speyer (Freiherr-vom-Stein-Str. 2, 
Postfach 1409, 6720 Speyer), Mithrsg. des „Hi­
storischen Jahrbuchs" und der Zeitschrift „Die 
Verwaltung", veröffentlichte u. a. „Die Deutsche 
Zentrumspartei" (in: „Das Ende der Parteien", 
hrsg. von E. Matthias u. R. Morsey, Düsseldorf 
1960), „Die Deutsche Zentrumspartei 
1917-1923" (Düsseldorf 1966), „Der Unter­
gang des politischen Katholizismus" (Stuttgart 
1977), „Adenauer und die Gründung der Bun­
desrepublik Deutschland" (Stuttgart 1979); zur 
Zeit Arbeit an der Edition „Protokolle der 
Reichstagsfraktion der Deutschen Zentrumspar­
tei 1920-1925" (erscheint März 1981) und an 
Studien zur Ära Adenauer. 
Donald C. Wat t , M. A., Professor of Internatio­
nal History an The London School of Economics 
and Political Science (Houghton Street, London 
WC2A 2AE), 1951-1954 als Assistant Editor 
Mitarbeiter an der Herausgabe der Documents 
on German Foreign Policy 1918-1945", Editor 
der Bde. 1961-1963 des „Survey of Internatio­
nal Affairs", veröffentlichte u. a. „Personalities 
and Policies. Studies in the Formulation of Bri­
tish Foreign Policy in the 20th Century" (Lon­
don 1965), „England blickt auf Deutschland" 
(Tübingen 1965), „Die bayerischen Bemühun­
gen um Ausweisung Hitlers 1924" (Vierteljahrs­
hefte für Zeitgeschichte, 6. Jg., Juli 1958), „Der 
Einfluß der Dominions auf die britische Außen­
politik vor München" (Vierteljahrshefte für 
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Zeitgeschichte, 16. Jg., Januar 1968), „A Histo-
ry of the World in the 20th Century. Part I 
1890-1918" (London 1967), „Too Serious a 
Business. European Armed Forces and the Ap-
proach of the Second World War" (London 
1975); gegenwärtig mit drei Projekten beschäf­
tigt: mit einem fünfbändigen Index zu den Proto­

kollen und Dokumenten des Internationalen Mi­
litärgerichtshofs für den Fernen Osten (fernöstli­
ches Gegenstück zu den Nürnberger Prozessen), 
mit der offiziellen Geschichte der britischen Ver­
teidigungspolitik seit 1945 und mit einer Studie 
zur unmittelbaren Vorgeschichte des Kriegsaus­
bruchs 1939. 
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